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Einleitung. 


Der beglückende Traum vom Frieden auf Erden iſt ſo alt 
wie die Geſchichte der Menſchheit. Die antiken Dichter haben, 
in ihrem Wunſche, das, was nie geweſen, dennoch als Wirklich⸗ 
keit erſcheinen zu laſſen, ein goldenes Zeitalter gemalt, darin es 
nicht Helm, nicht Schwert gab, 


„. . . und ſorglos lebten und friedſam 
Ohne des Kriegers Bedarf in behaglicher Ruhe die Völker.“ 


Auch die edelſten Geiſter des Mittelalters und der Neuzeit 
haben der großen Frage ihre Teilnahme gewidmet. Dante 
meint, das Kaiſertum müſſe es ſein, das, indem es den ganzen 
Erdball umſpanne, den Menſchen auch den Weltfri den gebe. 
Kant fordert einen Föderalismus freier Staaten, der ſich all⸗ 
mählich auf alle erſtrecken und endlich zum ewigen Frieden 
führen möge. 

Das Ziel iſt bis heute nicht erreicht. Denn auch durch die 
ernſthaften Berſuche der Staatsmänner ſcheint es der Ver⸗ 
wirklichung kaum näher gebracht zu ſein. 

So wird die friedensbedürftige Menſchheit immer von 
neuem hingewieſen nicht allein auf das Studium des hiſtoriſchen 
Lebens, ſondern auch auf die Vertiefung in jene ſo zahlreichen 
Schriften, die im Laufe der Jahrhunderte dem Thema vom 
ewigen Frieden gewidmet worden ſind. Ihre Lehren, ihre 
Gründe, vor allem ihre Irrtümer gilt es kennen zu lernen, 
um die ungeheuren Schwierigkeiten zu ermeſſen, die der Löſung 
des Problems im Wege ſtehen. 

Eine dieſer Schriften, die Arbeit eines Franzoſen, iſt es, 
die hier dem deutſchen Publikum vorgelegt wird. Die Bedeu⸗ 
tung derſelben im Rahmen der Geſchichte ihrer Zeit darzu⸗ 
legen, ſoll die Aufgabe der folgenden einleitenden Abſchnitte ſein. 
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Das einſt ſo viel genannte Friedensprojekt des Abbé Saint- 
Pierre iſt heute faſt vergeſſen. In allen ſeinen Teilen und Aus⸗ 
gaben iſt es kaum noch auf einigen öffentlichen Bibliotheken 
vollſtändig zu finden. Und nicht als eine ſchöpferiſche Leiſtung 
verdient es der Vergeſſenheit entriſſen zu werden. Es iſt über⸗ 
haupt nicht ſchöpferiſch, es wiederholt, es erweitert, es um⸗ 
ſchreibt nur fremde Ideen, und endlich erklärt der Autor ſelbſt, 
er wolle nur eine vor ſeiner Zeit berühmtere Behandlung 
desſelben Themas zum Allgemeingut machen. Auch von künſt⸗ 
leriſcher Darſtellung iſt nicht viel zu ſpüren. Saint⸗Pierre iſt 
zwar einer der fruchtbarſten Schriftſteller ſeiner Zeit, aber ſein 
literariſches Können tritt in keinem ſeiner Werke weniger zutage 
als in dieſem. Und was vollends den praktiſchen Erfolg ſeines 
Planes betrifft, ſo haben die Staatsmänner der Epoche kaum 
Notiz davon genommen. Der Verſuch, ihn zu verwirklichen, 
iſt nie gemacht worden, und ſelbſt bei den großen Schriftſtellern 
des Aufklärungszeitalters, die doch allen Fragen des Staates 
und der Geſellſchaft ſo kritiſch gegenüberſtanden, ſie ſo gründlich 
zu durchleuchten, die alle Neuerungsvorſchläge ſo begierig zu 
ergreifen pflegten, auch bei ihnen hat der Plan Saint⸗Pierres 
mehr Staunen als Bewunderung erregt und meiſt nur lächelnde 
Ablehnung gefunden. 

Was aber dem Werke Saint⸗Pierre einen beſonderen Platz 
innerhalb der geſamten Literatur über den ewigen Frieden 
zu ſichern ſcheint, das iſt die ungeheure Energie, mit der er den 
Stoff erfaßt und als ein breit ausgearbeitetes Syſtem den 
Zeitgenoſſen vorgelegt hat. Es gibt wahrſcheinlich keine andere 
Schrift von gleicher Ausführlichkeit über dasſelbe Thema. Saint⸗ 
Pierre war ein Fünfziger, als der Plan des Werkes in ſeinem 
Geiſte entſtand. Von da an hat er über drei Jahrzehnte lang 
dafür geeifert, geſchrieben, gekämpft, er hat die Gelehrten wie 
die Staatsmänner dafür zu gewinnen geſucht und hat geduldig 
ihren Spott ertragen, ohne an ſeiner Sache jemals irre zu 
werden. Und ſo vielen anderen Gegenſtänden er auch ſeine 
nie raſtende Feder noch geliehen hat, immer wieder kommt das 
große Projekt zum Vorſchein. Er ward nicht müde, es der Welt 
als das Allheilmittel anzupreiſen, ſo lange, bis der Tod dem 
Fünfundachtzigjährigen die Feder aus der Hand nahm. 
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Europa ſtand, als man 1712 von dem Plane Saint⸗Pierres 
zum erſten Male hörte, am Ende eines Kriegszeitalters. Seit 
mehr als vier Jahrzehnten war der Friede immer wieder ge⸗ 
ſtört worden durch den Ehrgeiz Ludwigs XIV. und die Ver⸗ 
größerungsabſichten der franzöſiſchen Nation. Die abſolute 
Monarchie hatte die Kräfte Frankreichs geſammelt und in einer 
Reihe von Kriegen und Friedensſchlüſſen das Staatsgebiet 
ausgedehnt, abgerundet, militäriſch geſichert. Dieſes Frankreich, 
mit ſeinen Armeen von Hunderttauſenden, den beſten Truppen 
der Zeit, mit dem eiſernen Gürtel der Vaubanſchen Feſtungen 
an ſeinen Grenzen im Süden, im Oſten und im Norden, 
geführt von dem Einen, dem die beſten Köpfe der Nation als 
ſeine Diener und Gehilfen zur Seite ſtanden, war unſtreitig die 
erſte Macht der Zeit. Aber es hatte auch den Widerſtand des 
geſamten Weltteils herausgefordert. Seit 1688 hatten ſich, 
geführt von dem Oranier Wilhelm III., dem Staatsoberhaupte 
beider Seemächte, Koalitionen gebildet, um dem laſtenden Über- 
gewicht Frankreichs und ſeiner gefährlichen Eroberungsſucht 
entgegenzutreten. 1697 war der Friede zu Rijswijk geſchloſſen 
worden, der den Wendepunkt bezeichnet, deſſen Bedeutung ein 
deutſcher Hiſtoriker in die Worte gefaßt hat: „Nach mehreren 
Jahrzehnten kehrten franzöſiſche Heere zum erſten Male aus 
einem Feldzuge heim, ohne ihrem Könige die Schlüſſel ge⸗ 
wonnener Feſtungen und die Huldigungen eroberter Pro⸗ 
vinzen zu überliefern.“ Aber die kurzen Jahre des Friedens, 
welche folgten, galten nur der Sammlung der Kräfte zu neuem 
Kampfe. Als der letzte der ſpaniſchen Habsburger ſtarb, ent⸗ 
zündete ſich durch die allerſeits erhobenen Anſprüche auf die 
Erbſchaft ein wahrer Weltkrieg. Er iſt in vielen Ländern Europas 
und jenſeits des Atlantiſchen Ozeans geführt worden, er hat 
der Macht Frankreichs die erſten ſchweren Niederlagen gebracht. 
Ludwig XIV. hat ſich zum Verzicht auf manchen ſeiner ſtolzen 
Pläne bequemt, und die erſten Friedensverhandlungen führten 
nur deshalb nicht zum Ziel, weil ſeine Gegner ihre Forderungen 
überſpannten. Aber das Schickſal ſelbſt fällt ihnen in den Arm 
und mahnt ſie zur Mäßigung. Der Stimmungsumſchwung im 
engliſchen Volke, der die dem Frieden geneigte Partei der Tories 
ans Ruder bringt, der Tod Joſephs J., der die Reiche der öſter⸗ 
reichiſchen wie der ſpaniſchen Habsburger wieder, wie in Karls V. 
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Zeiten, in eine Hand bringen zu ſollen ſcheint, das waren die 
Ereigniſſe, die den ſinkenden Stern Frankreichs vor dem Ver⸗ 
löſchen bewahrten. In dieſer Lage der Dinge begannen die 
Utrechter Friedensverhandlungen. Und das war auch die Zeit, 
wo unſer Abbé Saint⸗Pierre zum erſtenmal einen Einblick 
erhielt in das diplomatiſche Treiben. Wir dürfen ihn uns vor⸗ 
ſtellen, wie er zwar mit geſpannter Aufmerkſamkeit, aber doch 
ohne tieferes Verſtändnis dem Schauſpiel beiwohnte, wie das, 
was er vernahm, gerade hinreichte, um ihm eine oberflächliche 
Kenntnis des Staatenlebens zu verſchaffen und ihn den groß⸗ 
artigen Gedanken eines auf ewige Zeiten vorhaltenden Friedens 
unter den Völkern faſſen zu laſſen, während doch die Natur der 
Staaten damals wie zu anderen Zeiten eine ganz andere war, 
als wie ſie ſich im Kopfe eines Saint⸗Pierre malte. 


* x 
* 

Treten wir der Perſon unſeres Autors ein wenig näher. 
Charles⸗Frangois — er ſelbſt nannte ſich ſeit feiner Konfirmation 
nur noch vielverſprechend Charles⸗Irénée — Caſtel von Saint⸗ 
Pierre, der Sprößling einer alten normänniſchen Adelsfamilie, 
war am 13. Februar 1658 geboren in dem kleinen Orte Saint⸗ 
Pierre⸗Egliſe, der zwiſchen Cherbourg und Barfleur in der Nor⸗ 
mandie gelegen iſt. Als jüngerer Sohn des Hauſes hätte er 
zwiſchen dem Stande des Geiſtlichen und des Offiziers zu wählen 
gehabt, wäre ihm nicht die militäriſche Laufbahn durch ſeine 
zarte Geſundheit verſchloſſen geweſen. Aber dieſer Mann im 
geiſtlichen Gewande, wie die Welt ihn ſah, hatte ſich innerlich 
früh vom Katholizismus, ja von jeglicher Religion kühl losgeſagt. 
Wiſſenſchaft in jeglicher Geſtalt war es, die ihn anzog und der 
er ſich widmete. Die Naturwiſſenſchaften halten ihn nicht lange 
feſt, er wendet ſich der Sittenlehre zu, aber neben dieſer iſt es die 
Politik, die Lehre vom Staat und der Geſellſchaft, der er ſich 
mit völliger Hingebung, ja mit wahrer Leidenſchaft widmete 
und die ihn ſein ganzes langes Leben hindurch in ihren Feſſeln 
gehalten hat. Werfen wir ſchon hier einen Blick auf die ungeheure 
Zahl und Mannigfaltigkeit der Schriften, die er während ſeines 
langen Lebens verfaßt hat, ſo iſt allen gemeinſam die Liebe 
zur Menſchheit, der Wunſch, ſie zu erretten aus aller Not. Nicht 
als Geistlicher will er den Weg weiſen zum Heil der Seelen: 
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hienieden will er helfen als irdiſcher Reformer, er ergreift das 
Wort über alle Verhältniſſe ſeiner Mitmenſchen, über Steuern 
und Finanzen, über Sprache und Rechiſchreibung, über Er⸗ 
ziehung und Armenpflege, über die Regierung des Staates und 
ſeine Beziehungen zum Auslande, über alles, was nur die 
Schriftſteller der Aufklärung behandeln, denn er ſelbſt iſt einer 
der früheſten und vielſeitigſten aus der ganzen Schar. 

Sein Verkehr in dem berühmten Salon der Frau von 
Lambert öffnete ihm die Pforten der franzöſiſchen Akademie, 
eine Stelle bei Hofe ſollte ihm Einblick gewähren in das Leben 
der Großen. Er ward 1692 der erſte Almoſenier von Madame, 
d. h. der Herzogin von Orleans, der Schwägerin des Königs. 
Die hohe Frau, der er alſo nahe trat, war keine andere als Eliſa⸗ 
beth Charlotte, die berühmte pfälziſche Prinzeſſin und Brief⸗ 
ſchreiberin, deren freundliche und kluge Art auch Saint⸗Pierre 
immer wieder rühmen mußte. Aber noch wichtiger war ihm 
die Berührung mit dem höchſten Kreiſe der franzöſiſchen Geſell⸗ 
ſchaft. „Ich habe,“ ſchrieb er ſpäter ſcherzend an Frau von 
Lambert, „nur eine kleine Loge gekauft, um aus nächſter Nähe 
die Schauspieler beobachten zu können, die oft, ohne es zu 
wiſſen, auf dem Welttheater jene für die anderen ſo wichtigen 
Rollen agieren.“ 

So hat er ſich mit den verſchiedenſten Kreiſen der fran⸗ 
zöſiſchen Geſellſchaft, hinauf bis zur höchſten Sphäre, am 
wenigſten wohl mit ihren unterſten Schichten, vertraut ge⸗ 
macht. Er will alles ſchauen, kennen lernen und kritiſieren. So 
wagt er es auch, als zufälliger Teilnehmer an den Utrechter 
Verhandlungen den dilettantiſchen Vorſchlag zu machen, nicht 
nur für dieſes Mal Frieden zu ſchließen, ſondern das Krieg⸗ 
führen gleich für alle Zeiten aus der Welt zu ſchaffen. 
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Die dem Aufklärungszeitalter eigene Leidenſchaft der 
Kritik beginnt ſchon unter Ludwig XIV. die Geiſter zu erfüllen. 
Die Stimme Saint⸗Pierres iſt nur eine einzelne aus dem bald 
immer ſtärker anſchwellenden Chor. Auf politiſchem, auf reli⸗ 
giöſem, auf wirtſchaftlichem Gebiete hat dieſe Kritik ſich be⸗ 
merkbar gemacht. Sie tritt noch nicht ſo offen, ſo ungeſchminkt 
hervor, wie nachher in der Zeit der großen Schriftſteller des 
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18. Jahrhunderts, ſie vermeidet es oft noch, die Dinge beim 
richtigen Namen zu nennen, die Autoren verbergen ſich gern 
hinter Pſeudonymen, und an die hohe Figur des Herrſch ers 
wagen ſie ſich kaum heran. N 

Von den Fragen der inneren und der Kirchenpolitik brauchen 
wir hier nicht zu reden. Auch die Schriften, in denen Vauban 
und Boisguillebert das herrſchende Mirtſchaftsſyſtem kriti⸗ 
ſierten, intereſſieren uns nicht. Die große auswärtige Politik, 
die vielen Kriege mit ihren verhängnisvollen Folgen, ſie ſind das 
wichtigere Thema. Feénelon iſt der erſte berühmte Schriftſteller, 
der es behandelt. Freilich kommt es ihm nicht in den Sinn, um 
das gleich hervorzuheben, den Krieg an ſich verwerflich zu finden. 
Ein Verteidiger des ewigen Friedens it Fenelon nicht geweſen, 
nur ein Verurteiler des ungerechten Krieges und der Eitelkeit 
der Fürſten. Dieſen Gedanken hat Feénelon, der Prinzen⸗ 
erzieher, in ſeinen Geſprächen der Toten oft zum Ausdruck ge⸗ 
bracht. Er läßt etwa die Schatten zweier Könige, Heinrichs III. 
und Heinrichs IV., einander begegnen. Beide haben zu ihren 
Lebzeiten Kriege geführt und rühmen ſich ihrer Siege. Aber 
Heinrich IV. darf nicht nur behaupten, daß er den Kampf kraft⸗ 
voll geführt und einen ſoliden Frieden geſchloſſen habe. Er hat 
auch ſeinen Staat gut verwaltet und ihn zur Blüte gebracht, 
er hat den Edelgeſinnten vertraut und ſeinen Ruhm darin ge⸗ 
ſucht, die Laſten der Völker zu erleichtern. Oder man lieſt einen 
Dialog zwiſchen Philipp II. von Spanien und ſeinem Sohne 
Philipp III. „Während meines Lebens“, ſagt der Vater, „haben 
die Höflinge mich zum Himmel erhoben.“ Zu ſpät erkennt er 
ſeine falſche Politik und daß es nichts Schlimmeres für die 
Könige gibt, als durch Ehrgeiz und Schmeichelei verführt zu 
werden. 

Auch im Telemach, der berühmten Erziehungsſchrift Fé⸗ 
nelons, kehren dieſelben Gedanken wieder. Da iſt ein König 
Idomeneus, der gerührt und dankbar die Ratſchläge vernimmt, 
die ihm in Mentors Geſtalt die Göttin der Weisheit ſelbſt erteilt. 
„Wie Minerva höher ſteht als Mars, ſo iſt kluge und weit⸗ 
blickende Tapferkeit wertvoller als zugelloſer, wilder Kampfes⸗ 
mut... Zuerſt, o Idomeneus, ſage uns, ob der Krieg gerecht 
iſt; dann, gegen wen du ihn führſt, und endlich, ob deine Kräfte 
ausreichen, um ihn zu glücklichem Ausgang zu bringen.“ Aber 
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noch beſſer iſt es freilich, den Krieg ganz zu vermeiden. Idome⸗ 
neus klagt, daß die Götter nicht aufhören, ihn zu verfolgen. 
Er habe noch nicht gelernt, erwidert ihm Mentor, was er zu 
tun habe, um es nicht zum Kriege kommen zu laſſen (Buch 9). 
Gewiß iſt es nicht richtig, wie manche wollten, in Idomeneus 
das Abbild Ludwigs XIV. zu erblicken, viel eher ſoll er ein 
Gegenſtück des Sonnenkönigs ſein, ein Fürſt, der gierig nach 
Wahrheit ſchmachtet. „Habe Mitleid“, ſo ſagt er zu Mentor, 
„mit einem Könige, den die Schmeichelei vergiftet hat und der 
nicht einmal im Unglück edle Menſchen gefunden hat, die ihm 
die Wahrheit ſagen.“ (Buch 10.) 

Es iſt das Schickſal Ludwigs XIV., das hier warnend an⸗ 
gedeutet wird. Und wenn anders Fenelon wirklich auch jenen 
ihm zugeſchriebenen anonymen Brief verfaßt hat, worin dem 
Könige die bitterſten Wahrheiten herausgeſagt werden, ſo hat er 
auch dem Herrſcher ſelbſt gegenüber die Rolle des Mentor 
anzunehmen gewagt. Er ſtellt ihm vor, daß der holländiſche 
Krieg von 1672 aus einem Motiv des Ruhmes und der Rache 
entſprungen, daß er darum nicht ein gerechter Krieg und eben 
deshalb die Quelle aller folgenden geweſen ſei. „Es folgt daraus, 
daß alle Grenzerweiterungen, die Sie durch dieſen Krieg 
gewonnen haben, in ihrem Arſprung ungerechte Erwerbungen 
darſtellen.“ 

Solche Wahrheiten mögen dem abſoluten Monarchen wohl 
auf Umwegen zu Ohren gekommen ſein. Seinen Sinn haben 
ſie nicht gewandelt. Erſt vom letzten Krankenlager Ludwigs XIV. 
weiß uns Saint Simon jene ergreifende Szene zu berichten, 
wie der ſterbende König ſeinen Nachfolger, den fünfjährigen 
Dauphin zu ſich kommen läßt und zu ihm die Worte ſpricht: 
„Mein Kind, du wirſt bald ein mächtiger König fein; folge 
nicht meinem Beiſpiel in dem Hange, den ich für die Errich⸗ 
tung von Bauten gehabt habe und nicht in der Leidenſchaft für 
den Krieg. Verſuche lieber, Frieden zu halten mit deinen 
Nachbarn.“ f 
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Kehren wir zu den Utrechter Verhandlungen zurück. Sie 
ſpielen ſich durchaus in den gewohnten Formen ab. Das Be⸗ 
dürfnis nach dem Frieden iſt auf allen Seiten ſtark, nicht nur 


Frieden 
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bei dem gedemütigten Frankreich, ſondern kaum weniger bei 
dem ſiegreichen, aber finanziell erſchöpften England. Noch 
kurz vor dem Abſchluſſe ſchreibt der ſehr wohlunterrichtete 
Jonathan Swift!): „Es war unmöglich, den Krieg länger fort⸗ 
zuſetzen; wer das nicht zugibt, weiß entweder nichts von den 
Schulden der Nation, oder er leugnet es aus Parteigeiſt.“ Aber 
trotz aller Friedensſehnſucht findet man bei keinem der betei⸗ 
ligten Staaten, bei keinem ihrer Beauftragten etwas von der 
Auffaſſung, als ob es ſich um etwas anderes handle, als um 
einen gewöhnlichen Friedensſchluß, als ob es etwa darauf an⸗ 
komme, den zu ſchließenden Frieden zu einem ewigen zu machen. 
And als man fertig iſt, beherrſcht keine andere Stimmung die 
Geiſter als die übliche offizielle Glückſeligkeit über den eben 
erreichten Abſchluß. Selbſt Fenelon, der ehedem ſo ſtrenge 
Kritiker der Kriegspolitik Ludwigs XIV., empfindet dieſes Mal 
nur noch Stolz und Genugtuung. „Sie haben“, ſchreibt er 
an Villars nach der Unterzeichnung des Raſtatter Friedens“), 
„das größte Werk des Jahrhunderts zum Abſchluſſe gebracht. 
Anſere Feinde, nachdem ſie uns den Frieden verweigert hatten, 
ſind gezwungen worden, uns darum zu bitten. Alle Nationen 
zollen uns ihre Hochachtung. Der Ruhm der Waffen des Königs 
erſtrahlt hell. Man erkennt ſeine ehrliche Mäßigung.“ 

Auch bei den Gegnern Frankreichs iſt man froh und zu⸗ 
frieden. Prinz Eugen legt dem Kaiſer ſeine Glückwünſche zu 
Füßen und betet, „daß dieſer Friede fo beſtändig als dero 
unſterblichen Namen glorreich und dem Wachstum und Auf⸗ 
nahme des römiſchen Reiches ſowohl, als Ihrer getreueſten 
Vaſallen, Untertanen und Erblanden mehr und mehr gedeihlich 
und vorteilig ſein möge. Der engliſche Staatsſekretär Lord 
Bolingbroke erhebt ſich zu einer Wendung, die man eher von 
dem Lord Protector des 17. Jahrhunderts als von dem Auf⸗ 
klärungsſchriftſteller des 18. Jahrhunderts zu hören erwarten 
würde, wenn er ſchreibt?): „Ich kann nur ſagen, dies iſt das 
Werk des Herrn und es iſt wie ein Wunder vor unſeren Augen.“ 
Auch im engliſchen Volke war der Jubel groß. Der zu Atrecht 
geſchloſſene Friede wurde am 5. Mai 1713 in London prokla⸗ 


1) Correspondence ed. F. C. Ball 1911. 2, 17. 
2) Memoires du Marschal de Villars, ed. Vogüe. 4, 384. 
3) Corr. 4, 70. 
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miert, „aber mit lauteren Akklamationen und ſtärkeren Freuden⸗ 
kundgebungen des Volkes als man es je bei ähnlichen Gelegen⸗ 
heiten erlebt hatte).“ 

Das ift die allgemeine Freude über das im Augenblick Er⸗ 
reichte. Immerhin bemerkt man bei den Staatsmännern dieſer 
Epoche auch gelegentlich die Neigung, ſich mit den Wirkungen 
des einmaligen Friedensſchluſſes nicht zu begnügen, ſondern 
etwas Dauerndes zu ſchaffen und eine Saat des Friedens aus⸗ 
zuſtreuen, deren Frucht noch in ſpäterer Zeit der Ruhe des 
Erdteils zugute kommen möge. Als die beiden großen Feld⸗ 
herren Eugen und Villars, das Schwert mit der Feder ver⸗ 
tauſchend, das Friedenswerk zu Raſtatt und Baden zu Ende 
gebracht haben, findet auf den Wunſch Eugens noch eine ver⸗ 
trauliche Beſprechung der beiden Häupter ſtatt. Kein anderer, 
auch keiner ihrer erſten Sekretäre, iſt anweſend. Prinz Eugen 
deutet an, man wiſſe am Kaiſerhofe, daß Ludwig XIV. ein 
Teſtament gemacht habe. Man ſei gewiß, daß ein ſo weiſer 
Fürſt bei dieſem Schritte von der Abſicht geleitet wurde, die 
Ruhe ganz Europas zu befeſtigen. Dieſen Wunſch hat auch der 
Kaiſer. „Wäre es nicht das ſicherſte Mittel zu ſeiner Erfüllung, 
wenn Seine Kaiſerliche Majeſtät in den Inhalt des Teſtaments 
eingeweiht würde?“ Aber Villars lehnt ab. Der König hat 
erklärt, daß niemand von dieſem Teſtamente Kenntnis beſitze 
und es ſolle geheim bleiben bis nach ſeinem Tode. 

Derſelbe Gedanke der dauernden Sicherung des Friedens 
lag ferner den zwiſchen beiden Männern gepflogenen Erör⸗ 
terungen einer engen Verbindung der Häuſer Bourbon und 
Habsburg zugrunde. „Sie entwarfen“, ſo erzählt Villars in 
ſeinen Memoiren), „die erſten Pläne einer Union, welche, 
allem Anſchein zufolge, den Ruhm und die Machterhöhung der 
erlauchten Häuſer von Frankreich und Oſterreich gefördert haben 
würde.“ 

Aber die einzige Wirkung dieſer Geſpräche beſtand in der 
Wiedereröffnung der lange unterbrochenen diplomatiſchen Be⸗ 
ziehungen zwiſchen den beiden großen Staaten, der baldigen 
Entſendung von Botſchaftern, die in Wien und Paris beglaubigt 


) Swift, History of the four last years of the Queen. Prose Works, 
ed. F. Scott. 10, 191. 
2) ed. Vogüé. 4, 36 ff. Feldzüge des Prinzen Eugen. 15, 490. 
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wurden. An dauernde Einrichtungen, an eine internationale 
Organiſation zur Erhaltung des Friedenszuſtandes in Europa, 
haben auch Eugen und Villars und andere Staatsmänner dieſer 
Epoche niemals gedacht. 


Es muß geſagt werden, daß dieſen praktiſchen Politikern 
gegenüber der Abbé Saint⸗Pierre doch nur der weltfremde 
Schwärmer iſt, der von den Anſchauungen im Kreiſe der Staats⸗ 
männer und auch der Völker nichts ahnt. An einen ewigen 
Frieden denken dieſe ſo wenig nach den Utrechter Verträgen 
wie vorher. Im Gegenteil: In England erwägt der Staats⸗ 
ſekretär Stanhope noch 1714, gleich nach der Thronbeſteigung 
Georgs J., eine Erneuerung des Krieges. Und ein Jahr ſpäter, 
beim Tode Ludwigs XIV., findet der engliſche Geſandte in 
Paris, Lord Stair)), die Lage Frankreichs reduziert genug, um 
einen neuen Waffengang zu lohnen und die Unvollkommen⸗ 
heiten des Utrechter Friedens auszugleichen. Wieder ein paar 
Jahre ſpäter richtet ſich die Politik Spaniens, geleitet von dem 
ehrgeizigen Alberoni, auf die Rückeroberung der durch den Erb⸗ 
folgekrieg verlorenen Nebenlande ein. Nun raffen ſich die an⸗ 
deren Mächte, England, Frankreich, Oſterreich auf, um Spanien 
in ſeine Schranken zurückzuweiſen und es zur Beobachtung der 
geſchloſſenen Verträge zu zwingen. Sie erreichen es in der Tat 
durch ihre Politik und durch die Erfolge ihrer Waffen. Die ge⸗ 
nannten drei Mächte, vereinigt in der fälſchlich ſogenannten 
Quadrupel⸗Allianz, geben ſich als die Fortſetzer der Friedens⸗ 
politik von 1713. Sie ſtellen einen neuen Plan auf zur Her⸗ 
ſtellung des allgemeinen Friedens in Europa, eine Ordnung, 
mit der ſich alle Staaten, die großen wie die kleinen, zufrieden 
geben ſollen. Aber einen pazifiſtiſchen Charakter, um die Idee 
Saint⸗Pierres ſchon einmal mit dem modernen Namen zu 
bezeichnen, nimmt auch dieſe Friedenspolitik nicht an. Sie 
verſteigt ſich wohl einmal?) zur Verkündung der Theorie, daß 
die Notwendigkeit der Herſtellung und Sicherung eines dauern⸗ 
den Friedenszuſtandes den großen Mächten das Recht gebe, 


1) Michael, Engliſche Geſchichte im 18. Jahrhundert. 1. Zweit 
(Titel) Ausgabe. 1921, S. 498. N l 
2) Ebd. II. 1920, S. 135 ff. 
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chickſal der kleineren, ſelbſt gegen ihren Willen, 
zu verfügen. Aber dieſe Behauptung wird nur von engliſcher 
Seite aufgeſtellt. Sie wird zwar von Frankreich angenommen, 
aber von Oſterreich prompt abgelehnt. And ſelbſt der darin aus⸗ 
geſprochene Gedanke iſt kein pazifiſtiſcher. Es ſollen nicht Vor⸗ 
kehrungen getroffen, nicht ein Syſtem gefunden werden, um 
jeden Krieg unmöglich zu machen. Man will den Frieden nur 
ſichern, ſolange es eben möglich iſt. 

Überhaupt iſt zu unterſch eid en zwiſchen praktiſcher Fried ens⸗ 
politik, welche im einzelnen Falle die Kriegsgefahr zu beſchwören 
ſucht, und der grundſätzlichen Fried enspolitik, die den Krieg über⸗ 
haupt aus der Welt ſchaffen möchte. Die erſtere arbeitet mit Frie⸗ 
densſchlüſſen und Verträgen, die letztere mit luftigen Projekten. 


dl. * 
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Die Theoretiker der Weltfriedensidee konnten auf den 
Boden von Dantes Schrift „De Monarchia“ nicht mehr zurück⸗ 
kehren. Die Verwirklichung der Aniverſalmonarchie, ſei ſie von 
weltlichem oder geiſtlichem Charakter, war an der Schwelle der 
Neuzeit durch das Aufkommen nationaler Staaten unmöglich 
geworden. Daß damit auch die Vermeidung der Kriege nur noch 
ſchwerer geworden als früher, haben jene Schriftſteller nicht 
einſehen wollen. Angeſichts der Vielheit der Staaten ſuch en 
ſie die Löſung des Problems fortan in irgendwelchen Formen 
der Zuſammenfaſſung aller, wenigſtens wo es auf die friedliche 
Beilegung kriegsdrohender Streitigkeiten ankommt. Der Ge⸗ 
danke des Schiedsgerichts als einer dauernden oder vorüber⸗ 
gehenden Einrichtung entſteht. Die Organiſierung aller Staaten 
in einer föderativen Gemeinſchaft, ſagen wir: der Völkerbunds⸗ 
gedanke, kommt hinzu. Und damit ſind die Elemente gegeben, 
auf denen die im einzelnen noch vielfach voneinander abwei⸗ 
chenden Syſteme ſich aufbauen. Der Originalität der poli⸗ 
tiſchen Denker iſt nicht mehr allzu viel Raum gelaſſen. Von 
einem gewiſſen Schema kommen ſie nicht los. Es iſt denn auch 
wenig verlockend, bei jedem von ihnen zu forſchen, wieviel er 
etwa von ſeinen Vorgängern übernommen habe. 

Bei Saint⸗Pierre hat man gefunden), daß ſein großer 
Friedensplan nur die Fortentwicklung der 1623 erſchienenen 


1) Pgl. Drouet, Labbé de Saint-Pierre. 122. 
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Schrift „Der neue Kineas“, verfaßt von einem Mönche namens 
Crucé, geweſen ſei. Saint⸗Pierre ſelbſt beruft ſich freilich nicht 
auf dieſen, ſondern auf den in Sullys Memoiren mitgeteilten 
angeblichen „Grand Dessein“ Heinrichs IV., und dieſes offen⸗ 
ſichtlich nur, um den für jedes franzöſiſche Ohr wohlklingenden 
Namen des berühmten Königs für die Richtigkeit ſeiner Idee 
ins Feld führen zu können, wie er auch nicht unterläßt, hinzu⸗ 
zufügen, daß Eliſabeth von England und viele andere hochfürſt⸗ 
liche Zeitgenoſſen den Plan des Königs von Frankreich vortreff⸗ 
lich gefunden hätten. Merkwürdig genug iſt freilich dieſer Plan, 
der die Völker Europas in einem Bunde vereinigen, ſein Friedens⸗ 
werk aber mit der Niederwerfung des allzu mächtigen Hauſes 
Habsburg beginnen, dazu die Türken und, wenn fie nicht etwa 
dem Bunde beitreten werden, auch die Ruſſen aus Europa ver⸗ 
treiben will. Was aber Saint⸗Pierre, wie wir gleich hören werden, 
vorſchlug, war doch von dieſem „Grand Dessein“ ſehr verſchieden. 
Der Abbe iſt überdies, wie wir heute wiſſen, das Opfer einer 
Täuſchung geworden. Nicht Heinrich IV., ſond ern Sully allein 
iſt der Erfinder des „Grand Dessein“. Denn ſo ſcheint das 

letzte Ergebnis der neueren Forſchungen!) zu fein, aus dem 
wir zugleich die beruhigende Gewißheit ſchöpfen, daß ein ſo 
kluger Fürſt wie Heinrich IV. nicht als der Urheber eines ſo 
chimäriſchen Planes anzuſehen iſt. 


x * 
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Saint⸗Pierre hat ſich mit den Hauptgedanken ſeines Werkes 
lange beſchäftigt, ehe er ſie niederſchrieb. Ein Unfall, den er 
bei einer Reife durch feine normänniſche Heimat im Jahre 1707 
erlebte, ein zerbrochener Wagen und ein unfreiwilliger Aufent⸗ 
halt wurden nicht nur die ſehr verſtändliche Veranlaſſung zu 
einer Schrift über die Verbeſſerung der Straßen, ſond ern gaben 
ihm plötzlich die Überzeugung ein von dem Werte eines dauernden 
Schiedsgerichtshofes für die europäiſchen Souveräne?) Den 
anfangs ſtill im Buſen verſchloſſenen Gedanken beginnt er erſt 
1711 zu Papier zu bringen, wird von den Leuten ausgelacht, läßt 


1) Beſonders: Th. Kükelhaus, der Urſprung des Planes vom ewigen 


Frieden in den Memoiren des Herzogs von Sully. 1893. 
2) Vgl. Drouet, L’abbe Saint-Pierre. 108. 
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ſich aber von der Fortſetzung nicht cbhalten!). 1712 läßt er in 
Köln ein „Memoire pour rendre la paix perpéètuelle en Europe“ 
drucken. Ein Jahr ſpäter erſcheinen in Utrecht, in der Stadt, 
wo eben der Friede geſchloſſen wurde, zwei Bände mit dem aus 
der früheren Schrift faft wörtlich wiederholten Titel: „Proſet 
pour rendre la paix perpétuelle en Europe“. Auf dem Titelblatt 
fehlt der Name des Autors. Aber der Herausgeber will ihn, 
wie ſein Avis au lecteur erzählt, noch kurz vor der Vollendung 
des Druckes erfahren haben, und der zweite Band, obwohl noch 
anonym, it bereits mit dem Bilde Saint⸗Pierres geſchmückt. 
1716 läßt der Abbs den beiden erſchienenen Bänden noch einen 
dritten folgen. Dann wird er freilich gewahr, daß ſchon der 
Amfang des Werkes ſeiner Verbreitung im Wege ſtehe. 1729 
gibt er einen nach ſeiner Meinung knappen Abriß des Stoffes 
in einem Abrege heraus, und endlich läßt er dieſen in verbeſſerter 
und vermehrter Geſtalt noch einmal 1738 erſcheinen. 

Wenn wir im folgenden den Leſer mit den Hauptgedanken 
Saint⸗Pierres bekannt zu machen und eine Würdigung der⸗ 
ſelben zu geben verſuchen, ſo halten wir uns dabei vorzüglich 
an die erſten zwei Bände. Denn ſie enthalten die volle Dar⸗ 
legung des Stoffes, das eigentliche Syſtem des Werkes. 


* x 
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Auch Saint⸗Pierre gehört zu jenen Geiſtern, die ſich inner⸗ 
lich von dem Syſtem Ludwigs XIV. abgewendet haben. Er 
lebt in einer andern Welt. Wie er einer der frühen Bewun⸗ 
derer Englands und ſeiner Verfaſſung iſt, ſo iſt er, ähnlich wie 
Fenelon, zu einer ſcharfen Verurteilung der Kriegspolitik des 
Sonnenkönigs gelangt. Aber er bleibt nicht bei dem Stand⸗ 
punkte Fenelons, der nur den ungerechten Krieg verwirft. Es 
ſoll überhaupt in Zukunft keine Kriege mehr geben. Nicht daß 
Saint⸗Pierre weitblickender wäre als Fenelon. Er iſt im Grunde 
ein unpolitiſcher Kopf. Er iſt nicht einer von denen, die mit 
überlegener Kritik die Verhältniſſe ihrer Zeit durchſchauen, er 
it auch nicht ein großer Schriftſteller wie Montesquieu, der im 
Prophetenton neue Wahrheiten verkündet, oder wie Voltaire, der 


) Aus den Briefen der Herzogin Eliſabeth Charlotte von Orleans 
a 770 8 Sophie von Hannover. Her. Bienen II. 189 1, 
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mit witziger Kritik vorhandene Schäden beleuchtet. Saint-Pierre 
iſt der Fanatiker einer Idee, die ihn ſo ganz beherrſcht, daß ihm 
alle Zweifel ſchwinden an ihrer Kraft und Durchführbarkeit. 

Er lebt in einem Zeitalter, das er als guerre presque 
inaltérable nicht unrichtig bezeichnet. Er iſt erſchüttert von dem 
Unglück, das dadurch in die Welt gekommen iſt, und er meint, 
es beſſern zu können. Nicht mit dem von jedermann im Munde 
geführten Gleichgewichtsſyſtem kann der Friede geſichert werden. 
Bei einem Gleichgewicht zweier oder auch dreier mächtiger 
Fürſtenhäuſer würden Ruhe und Sicherheit auf die Dauer der 
Zeit nicht zu erhalten ſein. Ehrgeiz und Machthunger laſſen 
ſich nicht ſtillen, jedes dieſer Fürſtenhäuſer würde zuletzt danach 
trachten, den ganzen Beſitz der anderen an ſich zu reißen, und 
der Autor nimmt ſogar den ihm naheliegenden Fall an, daß 
Frankreich ſelbſt es wäre, das nach Ablauf von 200 Jahren, alſo 
im Jahre 1913, Herr von ganz Europa würde, alle anderen nur 
Provinzen Frankreichs. Er kann ſich ein ſolches Europa wohl 
vorſtellen, denn Auguſtus und ſeine Nachfolger haben ein noch 
größeres Reich beſeſſen. Aber was würde weiter erfolgen? 
Nun käme die Auflöſung von innen heraus. Kataſtrophen inner⸗ 


halb der herrſchenden Häuſer, Gift und Dolch, Intrige und 


Verſchwörung würden ihr unheimliches Werk vollbringen, und 
die Allmacht des einen großen Staates würde in ſich zuſammen⸗ 
brechen. Oder ein anderes Bild, und wieder geht Saint⸗Pierre 
von dem Frankreich ſeiner Zeit aus. Eine Liga, wir würden 
ſagen eine Koalition ſteht gegen Frankreich auf. Auch dieſe 
Möglichkeit haben die Zeitgenoſſen geſehen, denn ſie iſt ſeit 
1688 Ereignis geworden und beherrſcht die europäiſche Ge⸗ 
ſchichte. Und wie leicht könnte Frankreich daran zugrunde gehen. 

Um aber auf Saint⸗Pierres eigenen Vorſchlag zu kommen, 
jo ſtellt er einmal zur Kennzeichnung des beſtehenden Zuſtandes 
eine eindrucksvolle Erwägung an. Der einzelne Privatmann 
innerhalb eines Staates, ſagt er, iſt beſſer daran als der Herrſcher. 
Sein Beſitz, ſeine Familie, ſein Leben ſind in Sicherheit, nicht 
ſo die des Herrſchers. Der Grund dafür: jener lebt in einer 
societé permanente, dieſer in einer non-societe. Die Lage der 
Herrſcher (ſie ſind ihm ſchlechthin die Repräſentanten des Staates) 
wird ſich nicht beſſern, bis fie zu Gliedern einer societè nouvelle 


entre pareils geworden find. So will er einen Bund unter 
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allen chriſtlichen Staaten ſchaffen, die gleichgeordnet neben⸗ 
einander ſtehen. Dieſer Bund iſt zu denken als Erſatz für die 
höhere Gewalt, ohne die, wie er wohl weiß, die Erfüllung aller 
Verträge unſicher bleibt. 

Für die Bildung dieſer societe permanente de “Europe 
hat er ein Vorbild. Es iſt kein anderes als das Heilige Römiſche 
Reich, das Deutſchland ſeiner Zeit, ſo wie er es ſich vorſtellt. 

Wer den Sinn, oder ſagen wir lieber den fehlenden Sinn 
Saint⸗Pierres für die Wirklichkeit des Lebens, für die Tat⸗ 
ſachen der Geſchichte erkennen will, der möge nur alle die Stellen 
nachleſen, wo der Autor über Deutſchland ſpricht, über Kaiſer 
und Fürſten, über deutſche Verfaſſung und deutſche Geſchichte. 
Hier iſt ſo ziemlich alles Phantaſie. Ein deutſches Reich, wie es 
hier erſcheint, hat nie exiſtiert. Saint⸗Pierre weiß von der 
Gegenwart, von dem Deutſchland ſeiner Zeit, ſo wenig wie von 
deutſcher Vergangenheit. Auch in dem großen Plan Hein⸗ 
richs IV. war von Deutſchland die Rede geweſen, auch hier las 
man ſehr verſchwommene Formulierungen, und die Wieder⸗ 
gabe deutſcher Verfaſſungsfragen war ſo völlig mißlungen, daß 
man den wahren Tatbeſtand in dem Bilde gar nicht wieder⸗ 
erkennt, und daß der deutſche Überſetzer in Schillers Sammlung 
Hiſtoriſcher Memoiren ſich nicht einmal herabließ, an dieſer 
Stelle ſich in Anmerkungen und Berichtigungen zu ergehen, weil, 
ſagt er, gewiß niemand ſeine Kenntnis des deutſchen Staatsrechts 
aus fremden Memoiren werde ſammeln oder berichtigen wollen. 
Aber durch Saint⸗Pierre wird Sullys Unkenntnis noch weit 
übertroffen. Dennoch dürfen wir an den fraglichen Partien des 
Saint⸗Pierreſchen Werkes nicht ſo raſch vorübereilen. Denn ſie 
bilden einen zu wichtigen Beſtandteil des ganzen Syſtems, ja 
ſie ſind recht eigentlich die Grundlage desſelben. 

Die deutſche Reichsverfaſſung, ſo wie Saint⸗Pierre ſie 
verſteht, iſt aber nicht nur das Vorbild ſeiner künftigen Staaten⸗ 
ordnung. Sie ſoll auch den Kern derſelben bilden, denn ſie 
ſoll einfach zur europäiſchen Staatenordnung erweitert werden. 
Das deutſche Reich — er nennt es Union des Allemands oder 
noch häufiger Union Germanique — ſtellt er fi) vor als einen 
Staaten⸗ oder Fürſtenbund, zu dem feine Glieder ſich eines 
Tages frei vereinigt haben. Er ſchätzt die Zahl der Reichs⸗ 
mitglieder auf etwa 200. Zu verſchiedenen Zeiten, zu verſchiedenen 
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Malen, nacheinander haben dieſe 200 ſich vereinigt und einen 
Vertrag (le traité Germanique) unterzeichnet. Ihre eigenen 
Souveränitäten haben ſich auf den Trümmern der Kaiſermacht 
erhoben. Ehedem waren fie in unaufhörlich en Streitigkeiten 
und Kämpfen im Innern und nach außen begriffen. Bald war 
dieſe, bald jene Gegend, bald das ganze Land ein Bild der Ver⸗ 
wüſtung. Dem Kaiſer aber fehlte es am Willen wie an der Macht, 
Abhilfe zu ſchaffen. In dieſer allgemeinen Not war es geſchehen, 
daß der Plan der Union Germanique gefaßt wurde. Fortan 
ſollten alle eine einzige Körperſchaft miteinander bilden, zum 
Schutze des Friedens und der Verträge, zur Sicherheit ihrer 
Staaten und zum Wohle ihrer Untertanen. 

Fragt man nach dem wirklichen hiſtoriſchen Vorgange, der 
ſo umſchrieben ſein könnte, ſo würde man etwa an die ſoge⸗ 
nannten Reformen Maximilians zu denken haben, an die Be⸗ 
gründung des Landfriedens und des Reichskammergerichts, an 
die Verſuche eines Reichsregiments und an die Kreiseinteilung, 
überhaupt an jene Periode, in der das Reich, nach einer durch 
Jahrhunderte fortgeſetzten Schwächung der Zentralgewalt, auf 

ſtändiſcher Grundlage neu begründet wurde. Das iſt aber 
keineswegs die Meinung Saint⸗Pierres. Er gibt zwar ebenſo 
wenig ein genaues Datum, wie er von beſtimmten geſetz⸗ 
geberiſchen Handlungen redet. Aber die Vorgänge, die er im 
Auge hat, ſollen ſich vor 500—600 Jahren, das wäre im Laufe 
des 12. Jahrhunderts, abgeſpielt haben. Er wiſſe nicht, ſo ſagt 
er, ob der Plan im Kopf eines Fürſten oder eines Privat⸗ 
mannes entſprungen ſei. Doch redet er immer wieder von dem 
„klugen Erfinder“, dem „großen Genius“, „dem weiſen Deut⸗ 
ſchen“, dem „Solon Deutſchlands“. Alſo ein einziger iſt es 
doch geweſen. (S. 160.) 

Aber dieſer Eine, meint Saint⸗Pierre, hat leider nicht ganze 
Arbeit getan. Er iſt zufrieden geweſen, das Kaiſertum wählbar 
gemacht, den Übergriffen eines erblichen Monarchen geſteuert 
zu haben. Die Monarchie gänzlich zu beſeitigen, konnte er ſich 
nicht entſchließen. Es ging ihm wie dem Architekten, der ſeinen 
Neubau ſelbſt verdirbt, indem er zuviel von dem alten Bau 
übernimmt. Ein verhängnisvoller Fehler. Hätte Deutſchland 
ſtatt des Kaiſers, d. h. eines dauernden Oberhauptes, einen 
wechſelnden Präſidenten erhalten, den man aus der Zahl der 
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Deputierten ſeiner verſchiedenen Mitglieder hätte nehmen 
können, ſo würde der Bund ſich längſt erweitert haben. Die 
Schweiz nebſt Genf, die meiſten Fürſten und Staaten Italiens, 
die Republik Holland, England in der Zeit des Bürgerkrieges 
unter Karl J., fie alle würden den Eintritt begehrt haben. Und 
Frankreich jelbft: iſt es nicht im 16. Jahrhundert am Rande des Ab⸗ 
grundes gewandelt? Hätte Heinrich III., um allen Nöten zu ent⸗ 
gehen, nur einem Bunde beizutreten brauchen, der ihn von aller 
Furcht befreit und ihn dazu mit offenen Armen aufgenommen 
hätte, würde er einen Augenblick geſchwankt haben? Nicht anders 
Polen, Dänemark, Schweden oder auch Portugal. Wäre der Bund 
der deutſchen Staaten in einer Form konſtituiert worden, daß er 
ſeit fünf oder ſechs Jahrhunderten von allen großen Ereigniſſen 
der Staatengeſchichte Europas hätte Vorteil ziehen können, ſo 
würde dieſer Bund unmerklich zu eben dem europäiſchen Bunde 
geworden ſein, den Saint⸗Pierre empfiehlt. Aber da jene 
Staaten und Herrſcher gewahr wurden, daß ſie in den deutſchen 
Bund nicht anders Aufnahme finden konnten, als indem ſie den 
Kaiſer als ihren Herrn oder doch dauernd als einen Höheren 
anerkannten, ſo hat dieſe Erwägung, und ſie allein, ſie von 
dieſem Beitritt abgehalten. Und fo geſchah es, daß die Union 
Germanique ſich nicht erweitert, ſondern im Gegenteil Einbuße 
erlitten hat an feinen Gliedern und an ſeinem Territorium. 

Auf einer ſo barocken Geſchichtskonſtruktion baut ſich Saint⸗ 
Pierres Plan auf, der ganz Europa zu einer Gemeinſchaft ver⸗ 
einigen und den ewigen Frieden gewährleiſten ſoll. 

Dabei iſt Saint⸗Pierre nicht ohne Stolz auf ſeine Kenntnis 


der Geſchichte. Hier wirkt er manchmal komiſch. Die hiſtoriſchen 


Tatſachen, die er braucht, ſind einmaldie Entſtehung des deutſchen 
Staatenbundes und ferner die Motive, die einen Heinrich IV. 
von Frankreich, Eliſabeth von England und 16 oder 17 weitere 
Potentaten des 17. Jahrhunderts beſtimmt haben, den Plan 
des europäiſchen Bundes zu entwerfen oder ihn anzunehmen. 
Nun iſt zu ſeinem Unglück das erſte Phantaſie und das zweite 
Legende. Die Schwierigkeiten, mit dieſen geglaubten Tat⸗ 
ſachen zu operieren, erblickt er nur nach der Seite ihrer Motive. 
Sie gilt es wiederzufinden. Nun, die Sache liegt für ihn einfach 
genug. Die Motive ſind dieſelben, die er für ſeinen eigenen 
Plan geltend macht. Er ſelbſt hat jene wiedergefunden, indem 
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es ihm gelungen iſt, dieſen ſo überzeugend, wie er meint, in 
ſeiner Wahrheit und Unfehlbarkeit zu entwickeln und zu be- 
weiſen. „Sehet nur,“ ſo ruft er aus, „hier ſind ſie alle in ihrer 
glücklich wiedergefundenen Weſenheit.“ 

Die Verfaſſung des Bundes ſoll enthalten ſein in zwölf 
Fundamentalartikeln, die Saint⸗Pierre ſelbſt entwirft. Er will 
damit denjenigen, die eines Tages den Vertrag zu entwerfen 
haben, die Arbeit erſparen. Er will eine Skizze, ein Schema 
geben, an dem ſie, wie er hofft, wenig zu ändern finden, nur 
hier und da ein Wort hinzuzufügen oder wegzunehmen haben 
werden. Ihr grundlegender Charakter aber geht ſchon daraus 
hervor, daß ſie nur durch den einſtimmigen Beſchluß aller Mit⸗ 
glieder abgeändert werden dürfen. 

Wir werden nicht umhin können, dieſen zwölf Artikeln eine 
kurze Betrachtung zu widmen, denn das Weſen des Bundes 
und die Schwächen des Saint⸗Pierreſchen Planes können wir 
aus ihnen am leichteſten erſchließen. Doch ſoll dieſe Betrachtung 
weder abſchließend ſein, noch ſoll ſie ſich ſtreng an die Reihen⸗ 
folge der Artikel halten, da dieſe bei Saint⸗Pierre in der Tat 
etwas willkürlich iſt. 

Die Mitglieder des Bundes werden, wie der erſte Artikel 
beſagt, durch ihre Deputierten auf einem Kongreſſe oder Senat 
vertreten. 

Ganz Europa wird dem Bunde angehören, die einzelnen 
Staaten ſind ſeine Mitglieder. Auch der ruſſiſche Zar, ſo fern 
er auch dem inneren Leben der abendländiſchen Staatenwelt 
noch gegenüberſtand, wird als Mitglied gedacht. Etwas anders 
iſt das Verhältnis zur Türkei. Sie kann nicht einem Bunde an⸗ 
gehören, der nur t chriſtliche Souveräne und Republiken umfaßt. 
Doch wird mit den benachbarten, mohammedaniſchen Herrſchern 
ein Syſtem von Offenſiv⸗ und Defenſivverträgen in Ausſicht ge⸗ 
nommen, wodurch auch ſie dem großen Friedensſyſtem ange⸗ 
gliedert werden. Der eigentliche Bund aber umfaßt 24 Mitglieder. 

Der neunte Artikel beſchäftigt ſich mit der Rolle, die die 
Einzelnen auf dem Kongreſſe ſpielen werden, nämlich mit der 
Stimmenverteilung. Saint⸗Pierre unterſcheidet große und 
kleinere Staaten. Die großen erhalten je eine Stimme, die 
kleineren werden zu Gruppen zuſammengefaßt, von denen 
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jeder eine Stimme zukommt. So erhalten wir das aus der 
deutſchen Verfaſſungsgeſchichte wohlbekannte Syſtem der Viril⸗ 
und Kuriatſtimmen. Saint⸗Pierres Vorbild iſt offenbar der 
deutſche Reichstag, dem ja auch ſein ganzer Staatenbund nach⸗ 
gebildet iſt. Eine Virilſtimme erhält jeder Staat von mindeſtens 
1200 000 Einwohnern. Aber er erhält auch nicht mehr, ſelbſt 
wenn er dieſes Mindeſtmaß der Einwohnerzahl um ein Viel⸗ 
fach es übertrifft. So werden freilich die kleineren Gebilde mit 
ihren Viril⸗ oder Kuriatſtimmen eine viel wichtigere Rolle 
ſpielen, als es ihrer Bevölkerungszahl entſpricht. Aber, meint 
Saint⸗Pierre, ſie bedürfen deſſen auch mehr, denn der ganze 
Bund hat für ſie mehr Bedeutung als für die großen. Dies 
mag richtig ſein, doch iſt damit die Frage nicht beantwortet, und 
Saint⸗Pierre hat wirklich keine Antwort darauf, warum denn 
die großen Mächte ſich eine ſolche Gleichſtellung mit den kleinen 
gefallen laſſen müſſen. Warum der König von Frankreich bereit 
ſein follte, ſich, ebenſo wie der Herzog von Savoyen, mit einer 
einzigen Stimme zu begnügen, iſt wirklich nicht einzuſehen. 

Einiges Kopfzerbrechen hat es Saint⸗Pierre gekoſtet, die Form 
zu find en, wie das Heilige Römiſche Reich in ſeinem Staatenbunde 
unterzubringen ſei. Er hat auf die Löſung zuletzt ganz verzichtet. 
Statt des Ganzen nimmt er nur die Teile, und zwar wiederum 
entweder einzeln oder in Gruppen zuſammengefaßt. Oſterreich, 
Preußen und Sachſen erhalten je eine eigene Stimme, die übrigen, 
alſo z. B. auch Bayern, Hannover, die geiſtlichen Kurfürſten, wer⸗ 
den ſich mit Anteilen an einer Kuriatſtimme zu begnügen haben. 

Die Begabung auch der größten Staaten mit nur je einer 
Stimme, und die Zuſammenfaſſung aller übrigen zu den be⸗ 
ſchriebenen Staatenbünden, ergibt nun eine Geſamtzahl von 
24 Teilnehmern. Nicht viel für ganz Europa. 24 Deputierte, 
24 Stimmen auf dem Kongreß, eine ſo mäßige Zahl, daß man 
an ihre Fähigkeit, zu regieren, weit eher glauben könnte, als bei 
einer zahlreicheren Verſammlung — natürlich unter der Voraus⸗ 
ſetzung, daß Saint⸗Pierres europäiſcher Bund und ſein Kongreß 
überhaupt lebensfähig geweſen wären, was heute niemand 
mehr behaupten wird. 

Nach Artikel 4 übernimmt der Bund die Garantie für den 
Territorialbeſtand ſeiner Mitglieder. Von ihren Gebieten darf 
nichts abgetrennt, es darf auch nichts hinzugefügt werden, alſo 
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auch Erwerbungen durch Erbſchaft, Schenkung, Abtretung, Kauf, 
Eroberung, Unterwerfung ſind ausdrücklich ausgeſchloſſen. Kein 
Souverän darf auch in Zukunft ein anderes Gebiet beſitzen, als 
das er zur Zeit des Vertragsſchluſſes inne hat. Nur ein Aus⸗ 
tauſch von Gebieten darf unter den einzelnen Mitgliedern ſich 
vollziehen, aber auch das nur mit Zustimmung einer Drei- 
viertelmajorität des Bundes. 

Was damit bewirkt wird, iſt die für alle Zeiten geltende Feſt⸗ 
legung der augenblicklichen, zeitlichen Grenzen. Es kann nichts 
geben, was mehr als bloßes Schema, als weltfremde, papierene 
Weisheit erſchiene. Die Frage, wodurch denn die politiſchen 
Grenzen entſtehen oder wechſeln, wird nicht einmal geſtreift. 
Nationale Übereinſtimmung, Gemeinſchaft der Geſchichte, des 
Rechtes, der Kultur, vor allem die Geſamtheit der wirtſchaftlichen 
Fragen, lauter ſtaatenbildende Elemente — Saint⸗Pierre weiß 
nichts von ihnen, er bedenkt nicht, daß Welt und Menſchen ſich fort⸗ 
während verändern. Er weiß nicht, daß der Wechſel das einzig 
Dauernde im Leben der Völker iſt. So vermißt er ſich, den zu⸗ 
fälligen Stand der Staatenwelt von 1713 zur ewigen Norm zu er⸗ 
heben und zur Verſteinerung zu verdammen. Das hiſtoriſche 


Leben ſoll ſtille ſtehen, weil der Abbe Saint⸗Pierre es ſo befiehlt. 


Faſt noch willkürlicher, als der vorhergehende, greift der 
fünfte Artikel in die Rechte der Staaten und der Dynaſtien 
ein. Er beſagt, daß kein Souverän in Zukunft zwei ſouveräne 
Staaten beſitzen darf, weder durch Erbrecht, noch auf Grund 
einer Wahl. Ein Souverän, dem durch Erbrecht ein größerer 
Staat zufällt, kann dieſe Erbſchaft annehmen oder ablehnen. 
Nimmt er ſie an, ſo verzichtet er damit auf ſeinen bisherigen Beſitz. 

Wie ſehr auch dieſer Artikel aller Wirklichkeit ſpottet, dafür 
möge nur ein zeitgenöſſiſches Beiſpiel genannt werden. Durch 
die Act of Settlement war 1701 die künftige Thronfolge Groß⸗ 
britanniens der Kurfürſtin Sophie von Hannover und ihrer 
Nachkommenſchaft übertragen worden. In Gemäßheit dieſer 
Beſtimmung beſtieg Sophiens Sohn, Kurfürſt Georg Ludwig, 
1714 als Georg J. den engliſchen Thron. Er hätte, nach Saint⸗ 
Pierres Artikel 5 damals auf ſein deutſches Stammland ver⸗ 
zichten müſſen. Doch niemand hat gewagt, ihm dergleichen 
zuzumuten, ſo wenig froh die Herzen der Engländer auch über 
die Perſonalunion mit Hannover waren. Unter dem Zwange, 
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auf Hannover zu verzichten, wäre der Kurfürſt ſicherlich nicht nach 
England gegangen. Überhaupt wendet ſich ja dieſer Artikel 5 
gegen jegliche Perſonalunion. So hätten denn, wenn die Société 
Européenne verwirklicht wurde, auch die ſchon beſtehenden auf⸗ 
gehoben werden müſſen. Auguſt II. hätte ſich zu entſcheiden ge⸗ 
habt, ob er König von Polen oder Kurfürſt von Sachſen bleiben 
wolle. Die Stellung des Königs von Dänemark in Holſtein, 
Schwedens in Pommern, hätten, um von anderen zu ſchweigen, 
leicht unter den Zwang des Artikels 5 gebracht werden können. 
Und wenn nicht zufällig ſchon einige Jahre zuvor die engliſch⸗ 
ſchottiſche Union zum Geſetz erhoben worden wäre, ſo hätte viel⸗ 
leicht noch Königin Anna es erlebt, daß man ſie vor die Wahl 
ſtellte, ob ſie auf England oder auf Schottland verzichten wolle. 

Hat alſo der Autor im fünften feiner 12 Grundartikel 
jede Perſonalunion grundſätzlich abgelehnt.), jo kommt er im 
ſechſten auf einen beſonderen Fall zu ſprechen, auf das Ver⸗ 
hältnis von Frankreich zu Spanien. Hier iſt er ganz Franzoſe, 
ganz Diener der Politik Ludwigs XIV., ja er gibt ſich auch als 
Mitarbeiter des Utrechter Friedenskongreſſes. Das wichtigſte 
Thema desſelben, die Behauptung der Bourboniſchen Dynaſtie 
in Spanien, um die in Utrecht noch geſtritten wurde, — Saint⸗ 
Pierre erhebt ſie zu einem der Fundamentalſätze ſeines euro⸗ 
päiſchen Bundes. „Das Königreich Spanien wird niemals dem 
Hauſe Bourbon, der heute in Frankreich herrſchenden Dynaſtie, 
entzogen werden, ſolange es zwei männliche Vertreter dieſes Hauſes 
gibt.“ Die ganze Politik der Bourboniſchen Sekundogenituren in 
Spanien und Italien ſcheint hier in ihrem Kern bereits angedeutet. 
Saint⸗Pierre gibt in der Erläuterung dieſes Artikels auch offen zu, 
daß in demſelben ein mächtiger Antrieb für das Haus Frankreich 
liegen würde, den Europäiſchen Bund zu errichten. Anderer⸗ 
ſeits fällt er freilich mit dieſem Artikel vollkommen aus der Rolle. 
Denn das europäiſche Intereſſe an dieſer Frage iſt nicht zu er⸗ 
kennen, und mit welchem Rechte der unter die Fundamental⸗ 
artikel verſetzt wird, iſt noch weniger einzuſehen. 

Das wichtige Kapitel der Wirtſchafts⸗, insbeſondere der 
Handelspolitik bildet den Gegenſtand des ſiebenten Grund⸗ 


) Die Unmöglichkeit dieſer Beſtimmung erkennend, hat er fie 
ſpäter, in den veränderten Grundartikeln von 1716, wenigſtens für Eng⸗ 
land und Polen wieder aufgehoben. Vgl. S. 182. 
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artikels. Schon an den hier getroffenen Beſtimmungen würde 
wahrſcheinlich der ganze europäiſche Bund geſcheitert ſein. Die 
Deputierten auf dem Kongreſſe werden ſowohl den Charakter 
der allgemeinen Handelspolitik wie die beſonderen Handels⸗ 
beziehungen zwiſchen den einzelnen Nationen geſetzlich feſt⸗ 
legen. Von ſeiten des Bundes werden Handelskammern in 
verschiedenen Städten eingeſetzt, um den Handel der Nationen 
zu überwachen und etwa zwiſchen den Mitgliedern entſtehende 
Streitigkeiten von größerer Bedeutung zu ſchlichten. Die Ent⸗ 
ſcheidung iſt, wenn es nottut, mit Gewalt zu erzwingen. 
Dieſe Anordnung bedeutet einen ſo gewaltigen Eingriff 
in die Rechte der einzelnen Staaten, daß von der Souveräni⸗ 
tät nicht mehr viel übrig bleiben würde. Das ganze Gebiet 
der Wirtſchaftspolitik wird den Einzelſtaaten aus der Hand 
genommen und an den Bund verwieſen. Und das im Zeitalter 
des Merkantilismus, wo der Staat ſo tief eingreift in das Wirt⸗ 
ſchaftsleben der Geſellſchaft, wo die Nationen ſich durch unüber⸗ 
ſteigliche Zollſchranken, durch Ein⸗ und Ausfuhrverbote gegen⸗ 
einander abſperren. Es ſei nur daran erinnert, daß eben 1713, 


in dem Erſcheinungsjahr des Saint⸗Pierreſchen Werkes, außer 


dem in Utrecht geſchloſſenen Frieden zwiſchen England und 
Frankreich auch ein Handelsvertrag zwiſchen denſelben Mächten 
ins reine gebracht wurde. Er ſollte einen freieren Verkehr der 
beiden Nationen auf Grund der gerade jetzt aufkommenden 
Meiſtbegünſtigungsklauſel eröffnen. Aber ſiehe da: Die Staats⸗ 
männer waren den Anſchauungen ihrer Zeit vorausgeeilt. 
Der Vertrag war ordnungsgemäß von den Bevollmächtigten 
unterzeichnet und von den Souveränen — Ludwig XIV. und 
Königin Anna — ratifiziert worden. Als aber dem engliſchen 
Parlamente ein Geſetzesvorſchlag zu entſprechender Beſchluß⸗ 
faſſung über die neuen Tarife vorgelegt wurde, lehnte das 
Parlament die Bill ab und brachte damit das ganze Vertrags⸗ 
werk nachträglich zum Scheitern. 

So dachten in Wahrheit die Zeitgenoſſen Saint⸗Pierres, 
der unſchuldig kühn das ganze Wirtſchaftsleben der Nationen 
an die Entſcheidungen eines internationalen Geſandtenkongreſſes 
binden zu können vermeinte. 

Mit der Unterzeichnung dieſer Grundartikel — er hat ſie 
ſpäter in ſeinem Abregé von 1729, in fünf kürzere zuſammen⸗ 
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gedrängt, als das „Elixir merveilleux“ des ganzen Problems 
bezeichnet — möchte Saint⸗Pierre ſeinen europäiſchen Staaten⸗ 
bund ins Leben einführen. Er iſt ſicher, daß der letzte Zweck, der 
ewige Friede, damit unfehlbar erreicht wird. „Man ſage mir 
doch,“ ſo ruft er triumphierend aus, „wie es zugehen ſollte, 
daß nach der Unterzeichnung eines ſolchen Vertrages jemals 
wieder ein Krieg in Europa entſtehen könnte.“ 
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Seinen 12 Grundartikeln will Saint⸗Pierre den Cha⸗ 


rakter des Unabänderlichen geben, wenigſtens in ihrem Inhalt, 


nicht ihrer Zahl, da man im Laufe der Zeiten wohl noch den 
einen oder anderen Artikel hinzufügen könnte, wenn man nämlich 
zu einſtimmigem Beſchluſſe darüber auf dem Kongreſſe zu gelangen 
vermöchte. Weniger feierlich treten die anderen Sätze auf, die 
teils als Articles importants, teils als Articles utiles aufgeführt 
werden. Sie zu ändern bedarf es nicht der Einſtimmigkeit, 
ſondern nur des Beſchluſſes einer Dreiviertel⸗Majorität. 

In ihrer Geſamtheit geben dieſe „wichtigen“ und „nützlichen“ 
Artikel ein vollſtändiges Bild davon, wie Saint-Pierre ſich 
die Einrichtung des Bundes, des Kongreſſes und ſein Wirken 
vorſtellt. Sie leſen ſich nicht ſchlecht, dieſe Artikel, es iſt mancher 
praktiſche Vorſchlag darin enthalten, und es hätte ſich, wenn der 
Bund je ins Leben getreten wäre, viel leichter über dieſe Punkte 
reden und verhandeln laſſen, als über die fo viel bedenklich eren 
Grundartikel, die dazu noch mit ihrem unumſtößlichen Charakter 
der künftigen Erörterung faſt völlig entzogen waren. 

Zum Sitz des künftigen permanenten Friedenskongreſſes 
wird Utrecht vorgeſchlagen, alſo dieſelbe Stadt, in der ſoeben 
die Diplomaten tagten, die ſich um den Friedensſchluß nach dem 
ſpaniſchen Erbfolgekriege bemühten. Aber Saint⸗Pierre will 
nicht erſt dadurch zur Wahl des Ortes beſtimmt worden ſein. 
Er hat eine große Vorliebe für die Stadt Utrecht. In feinen 
politiſchen Annalen hat er ſpäter behauptet, ſie ſchon in einer 
Denkſchrift von 1710 zur Stätte eines dauernden Schieds⸗ 
gerichts für alle Souveräne Europas im Sinne des großen 
Plans H inrichs IV. vorgeſchlagen zu haben. Das freie Holland, 
das nach aller Welt Handel treibende Volk, die Atmoſphäre der 
Arbeit, die Nähe des großen Weltmarktes Amſterdam, endlich der 
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in Utrecht bereits tagende Diplomatenkongreß, auch die religiöſe 
Toleranz der Holländer, die der katholiſche Abbé rühmend 
hervorhebt, nicht zu vergeſſen, das ſind lauter Gründe, die ihn 
für Utrecht einnehmen. 

Ein anderer Artikel ordnet an, daß der Kongreß oder Senat 
ſeinerſeits bei den einzelnen Mitgliedern des Bundes diplo⸗ 
matiſch vertreten ſein ſoll. Er wird bei jedem derſelben einen 
Ambassadeur und ferner in jeder größeren Provinz von min⸗ 
deſtens zwei Millionen Seelen einen Reſidenten unterhalten. 
Die Aufgabe dieſer Beamten wird es ſein, ſich zu überzeugen, 
daß alle zum Bunde gehörigen Souveräne auch den Gedanken 
des Bundes, Erhaltung von Frieden und Ruhe treu beobachten. 
Daß eine ſolche Maßregel in der Praxis eine höchſt läſtige Kon⸗ 
trolle, ja einen unerträglichen Eingriff in das Recht der Sou⸗ 
veränität bedeuten würde, kommt dem Autor nicht in den 
Sinn. Und es find mehr ſolcher Artikel vorhanden, die den 
Einzelſtaat in ſeinen Rechten ſchwer beeinträchtigen mußten. 
Für den Fall eines Krieges werden alle Teilnehmer die gleichen 
Truppenkontingente ſtellen. Weil nun die Kleineren dabei mit 
den Größeren nicht Schritt halten können, ſo ſollen die Größeren 
es jenen durch entſprechende Geldleiſtungen ermöglichen. Be⸗ 
ſtimmungen wie dieſe hätten ſich in der Praxis wohl nur durch 
Zwang, d. h. beim Vorhandenſein einer übergeordneten Ge⸗ 
walt durchführen laſſen. In weſſen Händen aber hätte dieſe 
Gewalt ſein ſollen, wer hätte die großen Mächte zwingen können, 
einer Verbindung beizutreten, die ſo ſtark in ihre ſtaatlichen Rechte 
eingriff, überhaupt die Tendenz einer für ſie unerträglichen 
Gleichmacherei unter allen ſtaatlichen Gebilden verfolgte? 

Daß der Bund es übernehmen ſoll, die Entſcheidung un⸗ 
ſicherer Thronfolgefragen in den Einzelſtaaten und, wenn es 
beliebt wird, auch den Übergang von der Monarchie zur Repu⸗ 
blik zu beſtimmen, wird man vernünftig finden. Auch ein 
anderer Satz, der einmal das ſonſt wenig behandelte Gebiet 
der Kolonialpolitik berührt, entſpricht den Bedürfniſſen der 
Zeit. Er fordert, daß von ſeiten des Bundes Kommiſſare er⸗ 
nannt werden ſollen, um ein für allemal über die Grenzen der 
überſeeiſchen Beſitzungen der verſchiedenen Nationen Klarheit 
zu gewinnen. Auf Grund des Berichts der Kommiſſare würde 
der Bund mit feiner Dreiviertelmajorität die etwa ſtrittigen 
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Fragen autoritativ entſcheiden. In der Tat ſpielten in den 
Utrechter Friedensverhandlungen und noch während der fol⸗ 
genden Jahre die zwiſchen den engliſchen und franzöſiſchen Be⸗ 
ſitzungen in Nordamerika ſtrittigen Grenzen eine wichtige Rolle. 
Der Utrechter Friede gab keine endgültige Löſung, ſondern ſchob 
ſie künftigen kommiſſariſchen Verhandlungen zu. Aber der 
Abbé Dubois, der ſich 1716 in London der Sache annahm, machte 
die Erfahrung, daß es leichter ſei, ſich über Spanien und Italien 
zu verſtänd igen, als über Neu⸗Schottland und die Hudſons⸗Bai. 
And als im Jahre 1719 zwei britiſche Kommiſſare nach Paris 
geſandt wurden, um zwiſchen den beiden nunmehr befreundeten 
und verbündeten Staaten die amerikaniſchen Grenzfragen zu 
ſchlichten, da endete auch dieſe Kommiſſion ohne Ergebnis. 
Der andauernde Streit um die transozeaniſchen Intereſſen 
gehört vielmehr zur Vorgeſchichte der ferneren engliſch⸗franzö⸗ 
ſiſchen Kriege des 18. Jahrhunderts. Soll man da glauben, daß 
ein Völkerbund die vergeblich geſuchte Löfung gefunden und fie 
den ſouveränen Staaten England und Frankreich aufgezwungen 


haben würde? 
x K 
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Harmloſerer Natur ſind die acht „Articles utiles“. Sie 
gehen recht weit in Beſtimmungen für die Sicherheit und die 
Rechte der Friedensſtadt, über den Generaliſſimus der Unions⸗ 
truppen im Falle eines Krieges, in Anordnungen über die 
Führung der Geſchäfte im Senat, über die Perſonen der De⸗ 
putierten, die z. B. mindeſtens vierzig Jahre alt ſein und durch 
hervorragende Eigenſchaften für ihre Aufgabe geeignet ſein 
müſſen. „Die Fürſten, welche ſie ernennen,“ heißt es im Artikel 3, 
„werden bei der Wahl der Perſonen zu achten haben auf die 
Überlegenheit des Geiſtes, auf Gewandtheit in den Geſchäften, 
Kenntnis des öffentlichen Rechts und aller Arten des Handels, 
auf einen Charakter voller Maßhaltung, Geduld und voller 
Eifer für die Erhaltung des ewigen Friedens, auf die Kenntnis 
der Sprache des Senats, vor allem auf Hingabe an die Arbeit.“ 

Doch wir wollen nicht weitſchweifig werden wie Saint⸗ 
Pierre und aus dem Inhalt der „nützlichen Artikel“ nur noch mit⸗ 
teilen, daß als die Sprache des Senates nicht ausdrücklich das 
Franzöſiſche, ſondern einfach diejenige gefordert wird, welche am 
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meiſten und am allgemeinften unter den lebenden Sprachen 
Europas verwendet wird, womit denn freilich das Lateiniſche 
ausgeſchloſſen iſt, obwohl es damals ſeine internationale Bedeutung 
als die Sprache der Staatsverträge noch nicht eingebüßt hatte. 


x x 

Man erkennt in allen dieſen Darlegungen, in den formu⸗ 
lierten Artikeln, wie in den Argumenten, die faſt rührende Liebe 
des Autors für ſeine Idee. Er möchte alles tun, um ihr zum 
Siege zu verhelfen, auch alle Hinderniſſe aus dem Wege räumen. 
Möchte nur erſt ein Anfang gemacht ſein. Möchten nur einmal 
die 24 bedeutendſten Souveräne Europas ſeine 12 Funda⸗ 
mentalartikel kennen lernen. Es kann ja nicht fehlen, daß we⸗ 
nigſtens zwei ſich zur Unterzeichnung bereit finden, daß ſie 
mit der Zeit einen dritten und einen vierten hinzugewinnen, 
und ehe ein halbes Jahrhundert verfloſſen iſt, wird der ganze 
Bund fertig daſtehen. 

Wir wiſſen genug, um nicht noch fragen zu müſſen, warum 
es nicht ſo kam. Die Zeitgenoſſen haben es wohlgewußt, Saint⸗ 
Pierre aber ſah es nicht. Er iſt wahrhaft erfinderiſch in der Formu⸗ 
lierung von immer neuen Einwänden, und er weiß ſie alle 
ſiegreich zu widerlegen. Die drei Bände ſeines Werkes ſind 
voll davon. Nur die wirklich durchſchlagenden, die das ganze 
Gebäude ſeiner Beweisführung umſtürzenden, ſie hat er 
nicht geſehen. Die wirklichen Kräfte der Staaten und der Ge⸗ 
ſellſchaft zu entdecken, Ernſt zu machen mit dem Verſuch, ihnen 
vollauf gerecht zu werden und die Durchführbarkeit ſeines 
Planes an dieſen Kräften zu meſſen, zu ſolcher Leiſtung war 
ſeine Urteilskraft zu ſchwach. Die „Société Europëenne“, von 
der er träumte, hätte, wenn ſie der Welt den ewigen Frieden 
geben ſollte, ein alle umfaſſender Weltſtaat fein müſſenz aus⸗ 
geſtattet nicht nur mit aller Vollkommenheit phyſiſcher Gewalt, 
ſondern auch mit dem Willen und der Fähigkeit, die Intereſſen 
der Länder und Nationen unter ihrer aller Mitwirkung zu 
vertreten und über alle ſo unbedingt zu gebieten, wie irgendeiner 
der hiſtoriſchen Staaten es in ſeinem Herrſchaftsbereiche nur 
je getan hat. Von der Souveränität der einzelnen Glieder, 
vom eigenen Leben der Nationen und von nationaler Kultur 
würde freilich in einem ſolchen Gebilde weit weniger übrig 
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geblieben ſein als in dem Saint⸗Pierreſchen Bunde. Wie aber 
zu ſolchem Ziel zu gelangen ſei und ob den Nationen und den 
Menſchen, ob der Geſittung der Welt letzten Endes damit gedient 
ſein würde, das ſind Fragen, von denen Saint⸗Pierre nichts ahnte 
und die auch heute noch kein Lebender zu entſcheiden vermag. 


** 2 % 
Saint⸗Pierre lebte in einer Atmoſphäre der Selbſttäuſchung, 
ſeiner Sache gewiß und unberührt von dem Spotte der anderen. 
Nur einen Mangel ſeines Werkes hat er ſpäter erkannt. 


Ihm hat er auch, ſehr mit Unrecht, das Ausbleiben des Erfolges 


zugeſchrieben. Er empfand es als einen Fehler, daß er nicht an⸗ 
genehmer geſchrieben habe. „Ich bin zu ſehr am Stoffe kleben 
geblieben, habe mich zu ängſtlich auf die Beweisführung be⸗ 
ſchränlt und die Form darüber ein wenig vernachläſſigt.“ “) 
Dabei war Saint⸗Pierre nicht ganz ohne ſchriftſtelleriſche 
Begabung. In jenen ſpäteren Jahren ſeines Lebens, aus denen 
ſeine eben mitgeteilten Worte ſtammen, hat er auch politiſche 
Annalen als eine Art Geſchichte ſeiner Zeit verfaßt. Hier 
weiß er vortrefflich zu erzählen, zu ſchildern, hier malt er lebens⸗ 
volle Porträte, mögen ſie auch nicht alle richtig ſein. Er hat 
innere Wärme und er flicht auch gedankenvolle Erwägungen ein, 
ſo wenn er zum Jahre 1711 den Tod des Dauphins erzählt. 
Wir erwähnen dieſe Stelle, weil auch das Thema ſeiner berühm⸗ 
teren Schrift hier wieder anklingt. Er verweilt bei der Er⸗ 
wägung, welch ein vortrefflicher Fürſt und friedlicher König 
dieſer Dauphin hätte werden können, ganz anders wie ſein 
Vater Ludwig XIV. Er ſchildert das Glück für Frankreich, wenn 
dieſer Prinz mit 30 Jahren — er hat ein Alter von 50 erreicht — 
den Thron beſtiegen hätte, denn dann würde der furchtbare 
ſpaniſche Erbfolgekrieg gewiß nicht entſtanden ſein. Mit be⸗ 
weglichen Worten malt er ein Frankreich, in dem in langer 
Friedenszeit der Handel zur See und im Innern geblüht hätte. 
Man würde fleißiger Kanäle und gepflaſterte Straßen gebaut 
haben. Künſte und Wiſſenſchaften hätten eine herrliche Blüte 
erlebt. Statt deſſen hat Frankreich das Elend unter der 


) Vgl. Drouet, in der Einleitung zur Ausgabe der Annales politiques, 
p. X XVI ff. N 
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Regierung des Vaters erfahren, den feine Schmeichler Ludwig 
den Großen nennen. Der Sohn wäre ein Ludwig der Friedliche 
geworden, und „wenn er es ſich zur Aufgabe gemacht hätte, 
den Krieg unter ſeinen Nachbarn zu verhindern, oder ihn durch 
Verträge und durch Schiedsgerichte raſch zu beendigen, ſo 
würde man ihn den Friedensbringer genannt haben“). 

Wir ſehen, er kämpft auch hier noch einmal für das alte 
Ideal, für den ewigen Frieden, aber nicht mehr trocken und 
weitſchweifig und mit ermüdender Häufung der Argumente, 
ſondern mit volleren Tönen und mit dem wehmutvollen Gefühl 
getäuſchter Hoffnung. 


* * 
% 
* 


Wir haben noch ein paar Worte von den literarischen wie von 
den praktiſchen Erfolgen Saint⸗Pierres zu reden. Hier läuft 
man leicht Gefahr, mißverſtanden zu werden. Die gebildeten 
franzöſiſchen Kreiſe des 18. Jahrhunderts, mit ihrer ſtarken 
Empfänglichkeit für alle literariſchen Produktionen, die die 
Berhältniffe in der Geſellſchaft, in der Kirche, im Staate, in 
Europa kritiſch zu beleuchten unternahmen, griffen gierig auch 
nach den Schriften Saint⸗Pierres. Auch in dieſen war ja alles 
Reformgedanke, Aufklärung, Wirken für einen ganz neuen Zu⸗ 
Hand. Und nun vollends ſein wichtigſtes Thema, der 
ewige Friede. Er konnte ſich ja nicht genug darin tun, er ſchien 
es nicht erſchöpfen zu können, es kommt unter verſchiedenen 
Titeln und in mannigfacher Verkleidung immer wieder. Wie 
hätte man einem Autor gegenüber kalt bleiben ſollen, welcher der 
von Kriegen kranken Welt den köſtlichen Trank eines immer⸗ 
währenden Friedens kredenzen zu wollen verſprach. Daß frei⸗ 
lich die Menſchen des rationaliſtiſchen Zeitalters, an gute Lek⸗ 
türe gewöhnt, die trockenen Darlegungen Saint⸗Pierres mit 
größerem Genuß geleſen hätten, als wir Heutigen, brauchen wir 
nicht zu glauben, denn durch Nouſſeau wird uns das Gegenteil 
bezeugt. „Dieſe Werke“, jagt er, „enthielten ausgezeſchnete 
Dinge, doch ſo ſchlecht vorgebracht, daß die Lektüre ſchwer zu 
ertragen war.“ Aber unzweifelhaft intereſſierte man ſich für 
die Schriften und auch für den Mann. Er iſt von beſter 
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Herkunft, hat gute Beziehungen zum Hofe und war lange Jahre 
Almoſenier von Madame. Er ſpielt eine Rolle in den Pariſer 
Salons, man trifft ihn bei der ſchönen Madame Dupin, in deren 
Hauſe alle Berühmtheiten, die Helden der Feder, der hohe 
Adel, die Diplomaten zuſammenkommen!). Ja ſie iſt, ſagt 
Rouſſeau, nur eine der drei oder vier ſchönen Pariſerinnen, 
bei denen der alte Abbé enkant gäté war. Drücken wir es 
einmal ſo aus: ſein literariſcher Erfolg wird erklärt weniger durch 
die Bedeutung ſeiner Leiſtung als durch ſein Thema und durch 
ſeine Stellung in der franzöſiſchen Geſellſchaft. 

Aber die Sache ſieht anders aus, wenn wir fragen, was ſeine 
Gedanken, um mit Goethe zu reden, ins Jahrhundert gewirkt 
haben, ob ſie fortgeführt wurden, ob fie zum feſten Beſtandteil 
der Weltanſchauung des Rationalismus oder wenigſtens der 
franzöſiſchen Aufklärung geworden ſind. Die Frage iſt zu 
verneinen. Keiner der großen Geiſter des Jahrhunderts iſt 
den Bahnen Saint⸗Pierres gefolgt. Er iſt von allen abgelehnt 
und noch dazu oft über Gebühr verſpottet worden. Mit ein 
paar höflich nichtsſagenden Worten hat Leibniz die Überſendung 
des Projekts durch den Abbe beantwortet. Und einem andern 
gegenüber erinnert er ſich der Inſchrift, die er einmal über 
dem Tor eines Friedhofes geleſen und die gelautet habe: Pax 
perpetua. Auf das Leben der Menſchen und der Staaten 
ſchienen ihm die Ideen Saint⸗Pierres nicht zu paſſen, denn nur 
„die Toten ſchlagen ſich nicht mehr, die Lebenden aber ſind 
anderer Stimmung und die Mächtigſten unter ihnen zollen den 
Ausſprüchen der Gerichtshöfe keine Achtung“). Mit grim⸗ 
migem Hohn behandelt Voltaire den Abbé. Zu einem Porträt 
desſelben verfaßte er das biſſige Epigramm: 

„Zum Glücke ſehn wir nur ein ſtummes 
Porträt des Abts in dieſem Saal, 


Denn hätten wir das Or'ginal, 
Da hörten wir gewiß was Dummes.“ 


Oder er findet, es ſei ebenſo ſchwierig, den Menſchen das Krieg⸗ 
führen abzugewöhnen, wie den Wölfen das Freſſen der Lämmer. 


) Confessions, Partie II, Livre VII. 

2) Vgl. Drouet, Saint-Pierre 1912, 133 ff. 

3) Die Überſetzung bei Borner, Das Weltſtaatsprojekt des Abbé de 
Saint⸗Pierre. 1913, 67. 
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Aber man kennt ja Voltaire. Es iſt ihm oft mehr darum 
au tun, ein gelungenes Scherzwort anzubringen, als ein fadh- 
liches Urteil zu fällen. Ganz anders Rouſſeau. Er ift in der 
Tat unter den großen Schriftſtellern Frankreichs derjenige, 
der ſich am tiefſten in die Werke Saint⸗Pierres verſenkt und das⸗ 
jenige, was ihm am merkwürdigften erſchien, in verkürzter Form 
der Welt noch einmal mitgeteilt hat. Er iſt nicht aus eigenem 
Antrieb zur Beſchäftigung mit Saint⸗Pierre gekommen. Er 
erzählt uns in den Confessions), man habe ihn darum gebeten, 
ſich der Sache anzunehmen. Abbé Mably hat es gewünſcht, 
Madame Dupin hat es ihm nahegelegt, denn es ſchmeichelte ihrer 
Eigenliebe, „die totgeborenen Werke ihres Freundes zu neuem 
Leben erweckt zu ſehen“. Aber 23 Bände waren zu leſen, zu 
überdenken, zu excerpieren. Die Darſtellung oft unklar, voller 
Längen und Wiederholungen; es gilt die großen, edlen Ideen 
herauszuholen, ſie von den geringen, verworrenen zu ſcheiden. 
Eine lange, mühſelige Arbeit, und dazu hat Graf Saint⸗Pierre, 
ein Neffe des Abbes, auch noch den ganzen handſchriftlichen Nach⸗ 
laß des Oheims in Rouſſeaus Hände gelegt. Dieſer iſt manch⸗ 
mal nahe daran, die Arbeit, verzweifelnd, aufzugeben, aber 
dann hält er ſich doch für verpflichtet, ſie fortzuſetzen. 

Als das Ergebnis dieſer Studien finden wir neben der 
Polyſynodie, mit der wir es nicht zu tun haben, unter Rouffeaus 
Werken einen Auszug aus dem großen Friedensplan Saint⸗ 
Pierres. Er gibt alle Hauptgedanken des Abbé wieder, aber 
mit Rouſſeauſchem Geift und mit viel beſſeren Worten, als 
Saint⸗Pierre ſie gefunden hatte. Rouſſeau beginnt damit, daß 
er dem Leſer etwas von der tiefen Empfindung mitzuteilen 
verſucht, die die Beſchäftigung mit dieſer höchſten Angelegenheit 
aller Menſchen in ihm ſelbſt hervorrief. Er denkt an einen edlen 
und friedlichen Bruderbund, in ewiger Eintracht, alle von den⸗ 
ſelben Grundſätzen geleitet, alle dieſelbe Seligkeit genießend; und 
indem er vor ſich ſelbſt das Bild eines Glückszuſtandes entwirft, 
der nicht iſt, meint er es wenigſtens für einen Augenblick als 
Wirklichkeit zu empfinden. Dann aber, zur Sache kommend, 
will er „kalten Blutes“ ſein Thema abhandeln. Nun kehren, 
in knapper Faſſung, wirklich die wichtigſten Gedankengänge 


1) Partie II, Livre IX, 
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Saint⸗Pierres wieder, und Rouſſeau ſpart auch ſo wenig wie 
jener mit ſtarken Worten, um die Richtigkeit des Satzes zu erhärten, 
daß, wenn der vorgeſchlagene große Staatenbund erſt einmal 
ins Leben getreten wäre, auch der Zweck, nämlich der nie mehr 
geſtörte Friede Europas, unfehlbar zur Tatſache werden würde. 
„Nichts Chimäriſches iſt dabei,“ ruft er am Schluſſe aus, „und 
wenn aus der Sache nichts wird, ſo ſind eben nur die Menſchen 
ohne Einſicht, und vielleicht iſt es Torheit, unter Narren der 
einzige Weiſe ſein zu wollen.“ 

Doch das iſt nicht Rouſſeaus letztes Wort. Er hängt dem 
„Projet“ noch eine Abhandlung an, in der er zwar von dem 
Geſagten nichts zurücknimmt, aber die Schwierigkeiten in den 
Vordergrund rückt, die ſich der Einführung des Syſtems ent⸗ 
gegenſtellen. Das Syſtem iſt gut, aber diejenigen, denen ſeine 
Aufrichtung obliegen würde, ſind ſchlecht. Der ewige Friede 
ſtellt das wahre Intereſſe der Menſchen dar, der abſolute Staat 
aber vertritt das ſcheinbare, das vorgeſchützte Intereſſe aller. 
Die Könige denken nur an zwei Dinge, an die Erweiterung ihrer 
Herrſchaft nach außen und die Erhöhung ihres abſoluten Regi⸗ 
ments im Innern. Ihre Münſche, ihre politiſchen Abſichten 
ſtreben dazu nach lauter verſchiedenen Richtungen und ſtreiten 
gegeneinander. Unmöglich, ſie durch Vernunft und Geſetz zu 
gemeinſamer Durchführung der großen „Confédération“ zu be⸗ 
wegen. Es könnte höchſtens durch Gewalt geſchehen. Das aber 
würde im Augenblick vielleicht mehr Unheil über die Welt bringen 
als es für die kommenden Jahrhunderte zu verhüten gilt. 

So wird dieſes „lugement sur la paix perpétuelle“ im 
Munde Rouſſeaus zur Anklage, zum Kampfmittel gegen das 
Staatsweſen ſeiner Zeit. Das Syſtem Saint⸗Pierres war gut, 
ja es war nur zu gut, um durchführbar zu ſein. Denn von der 
Baſis des Abſolutismus aus war das Problem nicht zu löſen. 
Darüber ſieht Rouſſeau nicht hinaus. Das wahre Hindernis, 
das in der Natur der Staaten, der Völker, der Menſchen liegt, 
und das mit ihrer Verfaſſung gar nichts zu tun hat, dieſes Hinder⸗ 
nis hat auch Nouſſeau nicht erkannt. 


dle 
Wie ſteht es aber mit der praktiſchen Wirkung des großen 
Friedensplanes von Saint⸗Pierre, und ift die Geſchichte Euro⸗ 
pas merklich von ihm beeinflußt worden? 
ger 
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Wir folgen dem Gange der europäiſchen Politik noch durch 
ein paar Jahrzehnte, d. h. durch die Zeit, in der Saint⸗Pierre 
noch lebte und fortfuhr, ſeinen Friedensplan aller Welt ans 
Herz zu legen. Da lernen wir an der hiſtoriſchen Wirklichkeit 
ſo recht den Unterſchied ermeſſen zwiſchen einer undurchführ⸗ 
baren Idee und dem Walten praktiſcher Staatskunſt. Denn 
auch dieſe blieb vorläufig feſt auf die Erhaltung des Friedens 
gerichtet. And es iſt ihr wirklich zwei Jahrzehnte lang gelungen, 
den Frieden im Weltteil zu bewahren. Freilich darf man auch 
dieſe Behauptung nicht ganz ohne Ausnahme und Einſchrän⸗ 
kungen ſtehen laſſen. Sie betreffen zunächſt den ſchon er⸗ 
wähnten, nicht allzu ernſthaften Feldzug gegen Spanien im 
Jahre 1719, ſodann den ungefähr gleichzeitigen Türkenkrieg 
der Republik Venedig und Öfterreihs, und endlich den noch 
nicht ganz bis zum Ende durchgefochtenen großen nordiſchen 
Krieg. Aber von dieſen Ereigniſſen abgeſehen und wenn wir 
nur die alte Staatenwelt Europas betrachten, oder nennen 
wir fie mit Ranke den Kreis der romaniſch⸗germaniſchen Na⸗ 
tionen, ſo hat der Hiſtoriker hier auf zwanzig Friedensjahre zu 
verweiſen und auf die Segnungen, die für die europäiſche 
Menſchheit daraus gefloſſen ſind. 

Frankreich, beim Tode Ludwig XIV. am Rande des Ab⸗ 
grundes, hat in dieſen zwanzig Jahren die ſchlimmſten Folgen 
des vorangegangenen Kriegszeitalters überwunden. Die Ver⸗ 
waltungen des Herzogs von Orleans, des Herzogs von Bourbon, 
des Kardinals Fleury, ſehr ungleich an Verdienſt, haben doch 
die eine von der anderen die Friedenspolitik übernommen. 
Fleury zumal galt als der friedlichſte Mann in Europa. „Am 
Frieden hängt mein Herz — nicht Fleury kann ihn tiefer lieben,“ 
ſo dichtet der Engländer Pope). 

Auch in England ſteht der Sinn des Volkes nicht mehr nach 
militäriſchen Triumphen. Es will in Frieden leben. Seine 
Wirtſchaft, ſeine materielle Kultur heben ſich raſch und mächtig. 
Geräuſchlos werden die Kräfte geſammelt, mit denen nachher die 
größten Aufgaben ergriffen und gelöſt worden ſind. Unter 
den britiſchen Staatsmännern dieſer Epoche hat zwar Stanhope, 


h Ahnlich heißt es in Herveys Memoiren 1, 84: „His great prin- 
eiple in politics was to keep peace in Europe as long as it war 8080 


wie wir hörten, noch den Krieg erwogen und hat ihn auch nicht 
ganz vermeiden können. Der nach ihm kam, Robert Walpole, 
hat ſein England durch Klippen und Stürme hindurchgeführt 
und hat jeden feindlichen Zuſammenprall vermieden. Er iſt 
ein echter Held des Friedens. 

Auch bei den grundſätzlich friedliebenden Holländern, unter 
ihrem Natspenſionär Slingelandt, in Oſterreich unter Karl VL, 
in Preußen unter Friedrich Wilhelm J., überall herrſchte der 
Wunſch, jeden Krieg zu vermeiden. Am wenigſten war das⸗ 
ſelbe etwa in Spanien der Fall, deſſen Politik noch durch die 
Erinnerung an die verlorene Größe erfüllt und von dem un⸗ 
ruhigen Geiſte der launiſchen Eliſabeth Farneſe beherrſcht war. 

Dabei war trotz der allgemeinen Friedensſehnſucht noch 
Zündſtoff genug in Europa vorhanden. Nachdem Spanien ſich 
der Quadrupel⸗-Allianz unterworfen hat, wird ein allgemeiner 
Friedenskongreß in Ausſicht genommen, um alle noch ſtreitigen 
und unklaren Fragen zu entſcheiden. Langſam verſammeln ſich die 
Diplomaten in Cambrai, langſam rücken ſie ihrem Ziele näher. 
Die Weſtmächte ſollen zwiſchen Oſterreich und Spanien, den 
vom Erbfolgekriege her noch unverſöhnten Staaten, vermitteln. 
England hat die Führung und es ſtrebt ehrlich danach, wie es 
in einem Aktenſtücke von 1724 heißt, „wenn möglich einen all⸗ 
gemeinen Frieden zu ſchließen, in einer Form, wie ſie am meiſten 
geeignet wäre zur Befeſtigung der gegenwärtigen Ruhe Europas, 
ſo weit es durch eine papierene Sicherheit überhaupt möglich 
iſt“. Und es ſieht der Löſung der verhandelten Fragen mit 
dem beruhigenden Empfinden entgegen, „daß das allgemeine 
Gleichgewicht der Mächte Europas wenig davon berührt wird, 
wie immer auch die Löſung ausfallen möge"). 

Aber die Mühe iſt umſonſt, der Kongreß ſcheitert. Oſter⸗ 
reich und Spanien ſpotten der Vermittlung, verſöhnen ſich 
ſelbſt, ſchließen ein feſtes Bündnis miteinander und nehmen eine 
kriegeriſche Haltung gegenüber den Weſtmächten an. Not⸗ 
gedrungen müſſen auch dieſe zunächſt auf ihre diplomatiſche, 
dann auf militäriſche Sicherung bedacht ſein. Ein Moment tritt 


1) Bericht der Bevollmächtigten Polwarth und Whitworth vom 
9./20. Mai 1724. Very private. — Weiſung des Staatsſekretärs New⸗ 
caſtle an die Geſandten in Cambrai vom 18. Mai 1724, a. St. Private. 
Beide Stücke handſchriftlich im Record Office, London. 
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ein, wo ſelbſt der holländiſche Staatsmann Slingelandt ſeinen 
Verbündeten, England und Frankreich, eine Politik empfiehlt, 
die zum Kriege führen könnte. England geht darauf ein, 
doch Fleury lehnt ab, denn noch iſt die Finanznot Frankreichs 
nicht überwunden. Die Feindſeligkeiten beginnen wirklich, 
Gibraltar wird von den Spaniern, aber vergeblich, belagert. 
Bei allen ſeinen friedlichen Neigungen blickt das engliſche Volk 
mit Befriedigung auf jene Methode ſtarker Selbſtverteidigung, 
„die nach menſchlichem Ermeſſen die einzige Hoffnung bietet, 
alle gefährlichen Anſchläge auf unſere höchſten Intereſſen zu 
verhindern oder zu vereiteln“ ?). 

Und doch wird noch einmal der Krieg vermieden, einfach 
aus dem Grunde, weil niemand ihn will. Ein neuer Kongreß 
wird einberufen, er tagt zu Soiſſons, aber auch dieſer führt zu 
derſelben Enttäuſchung wie ſein Vorgäng r. Dieſes Mal war 
es ein Meiſterſtück der Politik Walpoles, als es ihm gelang, den 
Bund zwiſchen Oſterreich und Spanien zu ſprengen. Der günſtige 
Moment trat ein, wo England ſich von beiden Mächten um⸗ 
worben ſah und die Wahl hatte, welche von beiden es auf die 
Seite der Weſtmächte herüberziehen ſollte. Es wählte Spa⸗ 
nien und ſchloß den Vertrag von Sevilla. Das iſolierte Oſterreich 
ſieht ſich zur Nachgiebigkeit gezwungen und ſchließt 1731 den 
Wiener Frieden, durch den endlich alle Streitfragen, über die 
man ſich jahrlang aufgeregt hatte, friedlich geſchlichtet wurden. 
Es ging damals ein Gefühl der Erlöſung durch die Herzen der 
friedensſeligen Völker Europas. Alle Gefahren ſind überwunden, 
alle Klippen ſind umſchifft. Man glaubt endlich am Ziele zu 
ſein. Sätze wie die folgenden geben die Stimmung jener Tage 
deutlich wieder: „Wir genießen jetzt die vollkommenſte all⸗ 
gemeinſte und am beſten geſicherte Ruhe.“ „Faſt jeder frühere 
Friedensſchluß in Europa erſcheint nach ſeiner Natur, wie in 
ſeinen Folgen nicht beſſer als wie ein kurzer Waffenſtillſtand.“ 
„Jetzt haben wir das Glück, die Verteilung der Macht ſo wohl 
geordnet zu ſehen, die Grenzen ſo gut gezogen und ſo ſtark ge⸗ 
ſchützt, die Fürſten Europas mit ihrer Lage ſo vollkommen zu⸗ 
j 1005 1 Slingelandts Efforts towards European Peace 1915. 
5 u. 6. 

„) (B. Hoadly) An Enquiry into the Reasons of the Conduet of 
Great Britain. 1727. 122. 5 
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frieden, ſo ganz erfüllt von dem Entſchluſſe, im Frieden zu leben, 
und ſo entfernt von dem Bedürfnis oder der Neigung, über⸗ 
zugreifen auf das Gebiet ihrer Nachbarn, daß wir uns voll der 
Freude hingeben dürfen, die edle Geiſter bei einem jo lieblich en 
Anblick empfinden.“ „So iſt unſere gegenwärtige Lage, und 
keine Zeit hat jemals beſſere Ausſichten für einen dauernden 
Frieden geboten als die heutige.“ 

Hier ſehen wir die Ara praktiſcher Friedenspolitik auf ihrem 
Höhepunkte. Es iſt nicht unſere Aufgabe, die Geſchichte Euro⸗ 
pas weiter zu verfolgen. Nur ſoviel möge hier geſagt werden: 
Die Welt hat ſich damals getäuſcht. 

Zwei Jahre ſpäter iſt der Krieg m die polniſche Thron⸗ 
folge entbrannt. Und von nun an hat die fernere Geſchichte des 
18. Jahrhunderts immer wieder von Kriegen und Schlachten, 
von Kämpfen zu Waſſer und zu Lande in allen Erdteilen und 
auf allen Meeren zu berichten, bis ſie endlich ausklingt in dem. 
Waffengetöſe der Napoleoniſchen Ara. 

Wollen wir aber die eben geſchilderte Periode von 1713 
bis 1731 richtig verſtehen, ſo haben wir uns eine Generation 
vorzuſtellen, die mit Schaudern an die Zerſtörungen eines 
langen und nun überwundenen Kriegszeitalters zurückd enkt. 
Sie iſt bereit, manches hinzunehmen, manchen Streitpunkt un⸗ 
ausgetragen zu laſſen, nur um die ſtille Arbeit des Friedens 
nicht unterbrechen zu müſſen. Dabei hat es an reichlichem Zünd⸗ 
ſtoff, wie wir ſahen, nicht gefehlt. Er hätte zu anderen Zeiten 
vielleicht genügt, um eine Reihe von europäiſchen Kriegen her⸗ 
vorzurufen. Manche Gegenſätze werden überbrückt — denken wir 
z. B. an die belgiſch⸗oſtindiſchen Handelspläne, auf die Karl VI. 
verzichten mußte, oder an die von Spanien geforderte Aus⸗ 
lieferung Gibraltars, von der nachher nicht mehr die Rede iſt. 
Andere, die man einſtweilen ruhen läßt, ſind ſpäter dennoch 
durch die Waffen entſchieden worden. So geſchah es mit der 
Pragmatiſchen Sanktion, d. h. der Frage der Unteilbarkeit des 
Habsburger Staates, ſo mit der Feſtſetzung der Bourbonen in 
Italien, ſo geſchah es beſonders mit den einander entgegen⸗ 
ſtrebenden Intereſſen engliſcher und franzöſiſcher Kolonialpolitik. 


1) Aus einer anonymen Flugſchrift: The natural Probability of a 
Lasting Peace in Europe. 1732. 5 
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Staatsmänner wie Fleury und Walpole vertreten alſo 
mit ihren friedlichen Tendenzen ſo recht den Geiſt ihrer Zeit. 
Bei Fleury kann man wohl auch beobachten, wie er ſelbſt, zu⸗ 
ſammen mit dem Geiſte Frankreichs, ſich nachher gewandelt 
hat. Das wiedererſtarkte Frankreich der dreißiger Jahre iſt 
auch wieder kriegsluſtig und Fleury iſt es mit ihm. Nun ward 
er geradezu als der Wiederherſteller der militäriſchen Größe 
Frankreichs gefeiert. Anders Walpole. Er iſt ſich treu ge⸗ 
blieben bis zuletzt, ja er blieb derſelbe, auch als die Stimmung 
des Landes ſich zu ändern begann. Er ſuchte alle auswärtigen 
Verwickelungen zu vermeiden. Er möchte ſich die Hände frei 
halten. „Meine Politik ift es, uns von allen Verpflichtungen 
fern zu halten, ſo lange wir irgend können.“ Den auswärtigen 
Fragen im Anfang fremd gegenüberſtehend, hat er ſich auch 
mit ihnen vertraut gemacht, nachdem er erfahren hatte, wie 

leicht ſeine Friedensarbeit durch ſie geſtört werden könnte. 
Aber die Kritik der Oppoſition, die ſich z. B. mit beſonderer 
Schärfe gegen den Vertrag von Sevilla wendete, ſetzte er ſich 
ſeelenvergnügt hinweg. Viel ſchwerer war ſeine Aufgabe 
im Jahre 1733, als der polniſche Thronfolgerkrieg begann. 
Georg II. empfand als Deutſcher, und wollte zum Schutze des 
Kaiſers auch England in den Krieg gegen Frankreich hinein⸗ 
ziehen. Der größte Teil des Kabinetts ſtand auf der Seite 
des Königs. Die Oppoſition im Parlamente erklärte, daß die 
nationale Ehre engagiert ſei. Walpole allein wid erſtand und 
ſetzte es durch, daß England neutral blieb. „Madame,“ ſo 
ſprach er 1734 ſtolz zur Königin, „in dieſem Jahre ſind 50 000 
Menſchen in Europa erſchlagen worden, aber darunter nicht 
ein einziger Engländer.“ Und auch 1739, als die Verwickelung 
mit Spanien begann, hat Walpole ſich ſolange wie möglich 
gegen den Krieg geſträubt. Es war wie eine perſönliche Nieder⸗ 
lage des leitenden Miniſters, als man dennoch gezwungen war, 
den Kampf zu beginnen. So hat zwar die Laufbahn Walpoles 
wie diejenige Fleurys im Frieden begonnen und im Kriege ge⸗ 
endet. Und doch kann hier von einem kraſſen Widerſpruch nicht 
die Rede ſein. An einen ewigen Frieden haben Fleury und 
Walpole niemals geglaubt. Und ſie erlebten es noch, daß 
die Jahrzehnte, da die europätiſchen Völker die Erhaltung des 
Friedens über alles ſtellten, abgelöſt wurden durch eine Epoche 


neuer Kriege. Denn nun folgten die Zeiten Friedrichs des 
Großen und des älteren Pitt. 


* . 
* 

Wir haben über dieſen hiſtoriſchen Erinnerungen unferen 
Autor faſt aus den Augen verloren. Wir wenden uns wieder 
zu ihm. Europa hatte, wie wir nun wiſſen, ſeinen Weg ohne 
ihn zurückgelegt, Frieden oder Krieg gewählt nach dem Willen 
der Völker und der Staatsmänner. Wie weit aber hat das 
alles nun wiederum auf Saint⸗Pierre gewirkt und ſein Denken 
beeinflußt? 

Um es gleich zu ſagen, feine Überzeugung von der Richtig⸗ 
keit ſeines Planes iſt nie erſchüttert worden, in friedlichen ſo 
wenig wie in kriegeriſchen Zeitläuften. Nie hat er aufgehört, 
den Völkern Europas, vor allem aber den Großen der Erde, 
ſeine Lehre von der Société Europeenne anzupreiſen. Er 
zweifelt auch nicht daran, daß ihr die Zukunft gehören werde. 
Er wird immer mehr zum Fanatiker ſeiner Idee. Er mißt 
an ihr den Wert alles politiſchen Geſchehens und aller hiſtoriſch en 
Perſonen. Sie begleitet ihn und bildet auch in den politiſchen 
Annalen das immer wiederkehrende Leitmotiv. 

Beim Tode Ludwigs XIV. vergleicht er dieſen Fürſten mit 
ſeinem Großvater Heinrich IV. Er gibt dieſem in allen Stücken den 
Vorzug, insbeſondere aber wegen des großen Fried ensplanes, 
den der Abbe ſelber von Heinrich IV. übernommen zu haben 
meint. Im Jahre 1727 erwähnt er den Präliminarfrieden, 
den Karl VI. mit England, Frankreich und Holland ſchloß und 
findet, daß ihm zur Herſtellung eines dauernden Friedenszu⸗ 
ſtandes beſonders noch der europäiſche Reichstag fehle, der 
ohne Krieg und durch Schiedsgericht alle zukünftigen Streitig⸗ 
keiten unter den Souveränen beendigen werde. Und er fügt 
auch gleich ſeine Fundamentalſätze hinzu, ohne die es keine 
Sicherheit für die Ausführung der Verträge und zur Vermei⸗ 
dung neuer Kriege geben könne. Dieſelben Betrachtungen und 
dieſelben Sätze hängt er wieder an ſeine Erzählung des Ver⸗ 
trages von Sevilla. Nicht anders nach dem Wiener Frieden 
von 1731. „Man mag ſich drehen und wenden wie man will, 
es gibt nur ein einziges Mittel, welches Europa dauernd in 
Frieden halten kann, die Errichtung des europäiſchen Reichs⸗ 


Frieden 


tages, der als ein Tribunal die Streitigkeiten zwiſchen den 
Souveränen Europas beilegt, wie das deutſche Tribunal ſeit 
600 Jahren die Differenzen zwiſchen den Souveränen Deutſch⸗ 
lands ohne Krieg entſcheid et.“ Und wieder 1738, as gerade 
25 Jahre ſeit dem Erſcheinen feines Werkes vergangen ſind, der 
Friede nach dem polniſchen Thronfolgekriege iſt ſoeben geſchlo en, 
Frankreich und Oſterreich haben eine politiſche Annäherung 
vollzogen, die kleineren Staaten find beunruhigt, denn das 
europäiſche Gleichgewicht iſt geſtört: „So werden ſie nun, 
ohne es zu wollen, durch die Furcht dazu gebracht werden, die 
fünf Fundamentalartikel der europäiſchen Union zu unterzeichnen.“ 
Er ſpricht, als müſſe nun nach 25 Jahren ſein alter Traum zur 


Wirklichkeit werden. „Freilich,“ jo fügt der unverbeſſerliche. 


Friedensapoſtel traurig hinzu, „der Kardinal Fleury, ſo fried⸗ 
licher Geſinnung er auch iſt, hat von jeher die europäiſche Union 
für eine Anmöglichkeit erklärt; er hat mein Werk ja nicht einmal 
geleſen.“ Im nächſten Jahre berichtet er über die Verbindung 
der beiden Zweige des Hauſes Bourbon in Frankreich und 
Spanien. Sie verheißt einen lange dauernden Frieden. Um 
ihn zu einem ewigen zu machen, fehlt nur noch der Abſchluß 
des europäiſchen Bundes. Und ſo geht es bis zum Schluſſe, 
wo noch einmal Heinrich IV. hoch über Ludwig XIV. erhoben 
wird. „Paradis aux Bienfaisants.“ 


a1. * 
** 

So redet Saint⸗Pierre in den politiſchen Annalen. 
Aber noch wichtiger als das leſende Publikum ſind unſerem 
Autor die handelnden Staatsmänner. In ihren Händen ruht 
die Zukunft ſeines Projekts. Als er den dritten Band ſeines 
Werkes herausgibt, iſt Ludwig XIV. geſtorben und der Herzog 
von Orleans ſteht als Regent an der Spitze Frankreichs. Sofort 
widmet ihm Saint⸗Pierre ſeinen neuen Band. Er beginnt mit 
einer an den Regenten gerichteten Epiſtel, die, das ſo oft Geſagte 
zuſammenfaſſend, eine kleine Abhandlung für ſich bildet. In 
dem Bande ſelbſt hebt zuerſt wieder das alte Spiel der ſelbſt⸗ 
erhobenen und ſiegreich widerlegten Einwände an. Der wich⸗ 
tigſte Inhalt aber beſteht in einer ausführlichen Darlegung 
des Intereſſes, das jeder einzelne Fürſt in Europa an der Unter⸗ 
zeichnung des Bundesvertrages haben müſſe. Saint⸗Pierre ſucht 
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feinen Thema eine neue Seite abzugewinnen. And zugleich 
erſcheint ihm dieſe Betrachtungsweiſe vorzüglich geeignet, um auf 
den neuen Herrn von Frankreich Eindruck zu machen. Das gibt 
uns Gelegenheit, auch auf dieſen beſonderen Inhalt des dritten 
Bandes mit ein paar Worten einzugehen. 

Anſätze zu ſolcher Betrachtungsweiſe waren ſchon im 
zweiten Bande enthalten. Hier iſt ſie wie eine beſondere Arbeit 
dem Körper des Geſamtwerkes angehängt. 

Saint⸗Pierre folgt damit nur einem vorhandenen Schema. 
Man hatte im 16. und beſonders im 17. Jahrhundert begonnen, 
die Natur und die politiſche Stellung der europäiſchen Staaten 
zu ſtudieren und zu ſchildern, nicht allein aus wiſſenſchaft⸗ 
lichem Intereſſe, ſondern aus politiſchem Bedürfnis. Die leben⸗ 
digeren Beziehungen der Staaten zueinander, ſei es freundlicher 
oder feindlicher Natur, die unausgeſetzte gegenſeitige Beobachtung 
und Berichterſtattung durch die Organe der nunmehr ſtändigen 
Diplomatie haben dieſe beſondere literariſche Gattung ins 
Leben gerufen‘). Am berühmteſten ift der Traktat des Herzogs 
von Rohan „De Interest des Princes et Estats de la Chres- 
tiente”, erſchienen 1638, Richelieu gewidmet und beſtimmt, 
dem Staatsmanne und ſeiner Politik zu dienen. Ohne der Ent⸗ 
ſtehung und der Geſchichte der Staaten allzu ängſtlich nach⸗ 
zuforſchen, will er nur zeigen, wie ſie gegenwärtig daſtehen, 
will ihre Kräfte und ihre Schwächen darlegen, ihre Beziehungen 
zueinander, was ſie einander zu bieten und was ſie vonein⸗ 
ander zu fürchten haben. Spanien und Frankreich ſind wie 
die Pole, von denen innerhalb der Chriſtenheit Krieg und Frieden 
auf die anderen Staaten hinüberfließen. Alle übrigen werden 
aus einem größeren Abſtande und mit geringerer Teilnahme 
betrachtet. Spanien ſtrebt nach der (Univerſal) Monarchie, 
Frankreich hält ihm das Gegengewicht. In dieſem Gegen⸗ 
ſatze, der in der Tat, wie man hiſtoriſch zu Jagen pflegt, bis zum 
Pyrenäiſchen Frieden von 1659 das politiſche Bild Europas 
beherrſchte, bewegt ſich die Geſchichte der Staaten. 5 

Später iſt dieſes Schema verlaſſen worden. Man ſieht 


1) Über die Entſtehung, die Bedeutung und die frühere Entwicklung 
dieſer Literaturgattung vergleiche man jetzt die grundlegende Abhandlung 
von F. Meinecke, Die Lehre von den Intereſſen der Staaten im Frankreich 
Richelieus. Hiſt. Zeitſchrift 123. 1920. ka 


in Holland den Kernſtaat Europas!), um, wieder einige Zeit 
ſpäter, es als die Hauptangelegenheit Europas zu betrachten, dem 
übermäßigen Ehrgeiz des Hauſes Bourbon entgegenzutreten. 
Wandlungen der Anſchauung, wie ſie naturgemäß der Ab⸗ 
wandlung der Machtverhältniſſe unter den Staaten folgten. 

Saint⸗Pierre ergreift auch ſeinerſeits den Gedanken dieſer 
Literaturgattung, aber er gibt ihm eine neue Prägung. Rohan 
hatte geſagt: „Die Fürſten befehlen den Völkern und das 
Intereſſe befiehlt den Fürſten.“ Saint⸗Pierre hängt ſich etwas 
äußerlich an den Begriff des Intereſſes, um nun auch ſeiner⸗ 
ſeits die ganze Reihe der Fürſten, d. h. der Staaten, durch⸗ 
zugehen und den Nachweis zu führen, daß gerade ihr wohl⸗ 
verſtandenes „Intereſſe“ ſie bewegen müſſe, ſein Friedens⸗ 
projekt anzunehmen. Jene Schriftſteller, ſagt er, gehen von 
der Vorausſetzung aus, daß es für die Fürſten zur Beendigung 
ihrer Streitigkeiten keinen anderen Weg gäbe, als den des 
Krieges. „Ich aber, ich nehme an, daß ſie als Glieder eines 
und desſelben Bundes zwar gemeinſame oder entgegengeſetzte 
Intereſſen haben können. Die entgegengeſetzten Intereſſen 
können ſie zu Feinden machen, doch ohne daß ſie deshalb zum 
Kriege greifen müſſen, denn ſie können ihre Streitigkeiten durch 
Schiedsgerichte beenden, ohne Einbuße zu erleiden an den 
ihnen allen gemeinſamen Intereſſen.“ Und ſo geht er daran, 
auf ſeine Art die übliche Staatenſchau vorzunehmen, um, wie 
er es ſo oft für die Allgemeinheit getan, nun auch für jeden 
einzelnen die Heilſamkeit ſeines Friedensprojektes zu erweiſen. 
Was er hier treibt, iſt aber im Grunde nur ein Zugeſtändnis 
an die ſeiner Zeit geläufigen Gedankengänge. 

Was Rohan getan, will alſo Saint⸗Pierre befolgen. Er 
möchte das Schema von den Intereſſen der Staaten gleichſam 
einfangen für ſeinen Zweck. Aber Saint⸗Pierre hat nicht viel 
von dem Geiſte Rohans, und ſeine immer mechaniſcher wer⸗ 
dende Beweisführung hat auch durch das Schlagwort von den 
Intereſſen der Staaten nicht an Aberzeugungskraft gewonnen. 
Und die Wirkung auf den Herzog von Orleans? Er iſt ſicher 
kein Anhänger der Idee Saint⸗Pierres geworden und auch nicht 


1) Ich denke z. B. an die Schrift De la Courts von dem Intereſſe 
von Holland und an Ker v. Kerslands Memoiren. 
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ein perſönlicher Gönner des Schriftſtellers. Er hat ſogar, wenn 
wir recht berichtet ſind, ſelbſt Anſtoß gegeben, als Saint⸗Pierre 
1718 wegen einer Schrift gegen das Andenken Ludwigs XIV. 
aus der franzöſiſchen Akademie ausgeſtoßen wurde. 
Saint⸗Pierre ſcheint auch an Kardinal Fleury häufig 
herangetreten zu ſein, aber immer nur, um kühle Abweiſungen 
oder verletzenden Spott zu ernten. Doch der beſcheidene Abbé 
hält die Abweiſung nicht für das letzte Wort des Miniſters, und 
den Spott will er nicht verſtehen. 1734 hat er ihm in einer 
Denkſchrift ſeine „Beobachtungen“ vorgetragen. „Sicherlich“, 
antwortet ihm Fleury), „ſind ſie ſehr weiſe und ſehr ſcharf⸗ 
ſinnig, aber um ſie in die Tat umzuſetzen, wäre es nötig, daß 
die Mächte Europas nach Grundſätzen der Gerechtigkeit han⸗ 
delten, und von dieſem Ziele ſind wir wahrhaftig noch weit 
entfernt.“ Noch charakteriſtiſcher iſt eine vollſtändig erhaltene 
Korreſpondenz zwiſchen Fleury und Saint⸗Pierre aus dem 
Jahre 17402). Fontenelle, ein Gönner Saint⸗Pierres, hatte in 
einem Briefe an Fleury den zwiſchen England und Spanien 
entbrannten Krieg erwähnt und den Kardinal aufgefordert, 
die erhitzten Geiſter zu beruhigen. Fleury antwortete ſcherzend, 
daß zuvor die Herrſcher einige Doſen von dem Friedenselixier 
ſeines alten Freundes Saint⸗Pierre zu ſich nehmen müßten. 
Fontenelle iſt grauſam genug, Fleurys Brief dem Abbö ſelbſt 
zu zeigen. Dieſer aber nimmt in aller Unſchuld die Sache voll⸗ 
kommen ernſt, ſchreibt in begeiſterten Worten an Fleury und 
überreicht ihm noch einmal ſeine fünf Artikel. Aus ſeiner 
Hand, ſagt er, werden die Kranken das Heilmittel für dieſes 
und für alle künftigen Übel dankbar entgegennehmen. Hinter 
dem Größeren, hinter dem Staatsmanne, will er gern zurück⸗ 
ſtehen. „Ich bin der Apotheker Europas,“ fügt er kühn ſcher⸗ 
zend in einem Nachwort hinzu, „Sie ſind der Arzt. Dem Arzte 
kommt es zu, die Medizin zu verordnen und zu verabreichen.“ 
Fleury antwortet voller Hohn, man ſollte den Herrſchern vor 
der Überreichung der fünf Artikel einen Trupp von Miſſionaren 
ins Haus ſchicken, um ihre Herzen zu beſänftigen und ſie mit 
einem milden Tränklein auf das Kommende vorzubereiten. 


1) Drouet, L’abb& de Saint Pierre. 1912. 183°. 
2) Ebd. 137 u. 138. 
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Und Saint⸗Pierre bekommt es fertig, in feiner Antwort noch 
die Güte des Minifters zu bewundern und ihm eine neue Denk⸗ 
ſchrift über den alten Stoff zu überreichen. 14 

In demſelben Jahre 1740 verſuchte Saint⸗Pierre noch einer 
Größeren für ſeinen Plan zu gewinnen. In Preußen iſt ein 
junger König zur Herrſchaft gelangt. Die Thronbeſteigung eines 
neuen Fürſten iſt im Zeitalter des Abſolutismus ſchon an und 
für ſich ein bedeutungsvolles Ereignis. Und was hatte man 
nicht ſchon für Wunderdinge vernommen von dem jungen Philo⸗ 
ſophen, der nun die preußiſche Krone trug. Alle Welt ſah voller 
Erwartung ſeinen Taten entgegen. Da machte auch der alte 
Abbé Saint⸗Pierre — er hatte ſoeben ſein 82. Lebensjahr 
zurückgelegt — ſich auf. Auch er war unter denen, die an den 
Berliner Hof wallfahrteten, um den aufgehenden Stern zu er⸗ 
blicken. Er kam mit guten Empfehlungen, aber der Empfang, 
den er fand, war enttäuſchend!). Immerhin muß der ſoeben 
erſcheinende Antimachiavel den Abbs hoffnungsvoll geſtimmt 
haben. Er möchte ſo gern in dem Könige von Preußen den 
Auserwählten erblicken, der dem Friedensplan zur Wirklichkeit 
verhelfen wird. Aber Friedrich macht es ihm ſchwer, daran zu 
glauben. Gleich in den erſten Monaten ſeiner Regierung läßt 
er ſeine Soldaten drohend in das Gebiet des Biſchofs von 
Lüttich einrücken. Und dann kommt der Einmarſch in Schleſien. 
Saint⸗Pierre will an die böſe Abſicht nicht glauben. Er ſcheint, 
wie anfangs viele in Frankreich, ein geheimes Einverſtändnis 
Friedrichs mit Maria Thereſia anzunehmen. Und wie, um 
ihn nicht für verloren halten zu müſſen, veröffentlicht er die 
„Féflexions sur /’Antimachiavel”, Sie find im Tone eines 
liebevollen Vorwurfs gehalten, aber auch noch voller Vertrauen 
und Zuverſicht. „Wir brauchen, um den ewigen Frieden durch 
das Inſtitut des permanenten Schiedsgerichts zu gründen, 
einen kühnen Fürſten, den Schwierigkeiten mehr reizen als 
abſchrecken.“ Aber der preußiſche König machte noch immer 
keine Miene, der von Saint⸗Pierre geträumte Friedensfürſt 
zu werden. Er ſchlug die Oſterreicher bei Mollwitz und ver⸗ 
bündete ſich mit Frankreich zu weiterem Kampfe. 


1) J. G. Droyſen, Über die Schrift Anti⸗Saint⸗Pierre und deren 
711 f r. Monatsberichte der Königl. Preuß. Akademie der Wiſſ. 1878. 
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Saint⸗Pierre glaubt, vor einem politiſchen Rätſel zu 
ſtehen. Ein Fürſt, ſo voll von Gerechtigkeitsſinn, der Ver⸗ 
faſſer des Antimachiavel, iſt dennoch mit bewaffneter Hand und 
als Eroberer in eine der Provinzen der Königin von Ungarn 
eingebrochen. Kein Zweifel, er hat nur den rechten Weg nicht 
gefunden. Es gilt, ihn aufzuklären, ihm nahezulegen, ein 
Schiedsgericht, z. B. das der Holländer und Engländer anzu⸗ 
rufen. Dann wird er auch reif ſein für die hohe Rolle, die 
Saint⸗Pierre ihm zugedacht hat. In denſelben Tagen, da 
er dieſe Betrachtungen niederſchrieb, hat er ſie ganz ähnlich auch 
in einer beſonderen kleinen Schrift unter eben dem Titel Pénigme 
politique veröffentlicht. Sie iſt vom 10. April 1741, dem Tage 
der Schlacht bei Mollwitz, datiert). Saint⸗Pierre warnt noch 
einmal. Der König möge den begangenen Fehler wieder gut 
machen. Er möge etwa die Engländer und Holländer zu Schieds⸗ 
richtern wählen. Und Saint⸗Pierre weiſt noch hin auf das 
Beiſpiel des alten, friedlichen Römerkönigs Numa Pompilius, 
der eine Kompagnie von Prieſtern errichtete und ſie in Feindes⸗ 
land ſandte, daß ſie um Erſetzung des Schadens bäten, der im 
Gebiete Roms angerichtet worden ſei. 

König Friedrich wird beim Anblick der énigme politique 
gelächelt haben. Doch als ihm Saint⸗Pierre ein Jahr ſpäter 
auch fein Werk ſelbſt — es wird der „Abrégé“ von 1729 ge⸗ 
weſen ſein — zuſandte, begann er wohl, ſich ein wenig mit dem 
Stoffe zu beſchäftigen. Wir kennen ſeine ſpottenden Auße⸗ 
rungen in den Briefen an Voltaire und Jordan: „Eine höchſt 
einfache Sache; es fehlt, um ihr den Erfolg zu ſichern, nichts 
weiter als die Zuſtimmung Europas, nebſt ein paar anderen 
ähnlichen Kleinigkeiten.“ Immerhin hielt er es nun doch für 
geraten, die ſeine Perſon betreffende Schrift nicht unerwidert 
zu laſſen. Unter dem Datum des 17. Juni 1742 erſchien eine 


1) Die eigene Datierung dieſer Schrift vom 10. April 1741 iſt 
eine vollkommen ehrliche Datierung. Es liegt keinerlei Myſtifikation 
vor, wie Droyſen (Monatsberichte der Königl. Preuß. Akademie der 
Wiſſ. 1873) S. 714 ff. annimmt. Gegen Droyſen iſt ferner zu bemerken, 
daß die Ausdrücke bel ouvrage und ‚grand ouvrage‘ in Friedrichs Briefen 
ſich unmöglich auf die enigme politique, d. h. auf eine Schrift von ein 
paar Seiten, beziehen können. Worauf ſie ſich beziehen, was alſo Fried⸗ 
rich im April 1742 von Saint⸗Pierre geſandt erhielt, das iſt einfach der 
uns wohlbekannte, große Friedensplan ſelbſt, wahrſcheinlich in der Form 
des Abrégé. 


En 
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„Reponse à Penigme politique de ’Abb& de Saint Pierre“. 
Man hat über die Perſon des Verfaſſers geſtritten. Sie in- 
tereſſiert uns wenig. Wichtiger iſt die Tatſache, daß die Schrift 
vom Könige ſelbſt inſpiriert war und daß er auch bei der Ab⸗ 
faſſung ſeine Hand im Spiele hatte. Sie gibt Punkt für Punkt 
eine ernſthafte Widerlegung der énigme politique und zieht 
auch die Reflexions sur ’Antimachiavel in die Erörterung. 
Bei der Erwähnung des großen Friedensplanes aber wird 
Friedrich ſarkaſtiſch. „Dieſes Elixier des Planes für den ewigen 
Frieden wird aus dem Apothekerladen, in dem es entſtanden iſt, 
niemals herauskommen.“ 

Enttäuſchend genug für Saint⸗Pierre, wird man ſagen. 
Aber der kennt ihn ſchlecht, der glauben würde, er habe nun 
an dem Preußenkönige verzweifelt und alle Hoffnungen aufge⸗ 
geben. Im Gegenteil, ſeine Hoffnung ward neu belebt durch den 
Abſchluß des Breslauer und Berliner Friedens. Noch einmal 
ſchrieb er am 3. April 1743 an den König und ſprach die Zu⸗ 
verſicht aus, Friedrich werde dereinſt der Vater feines Vater⸗ 
landes werden. Es iſt einer der letzten Briefe, die Saint⸗Pierre 
geſchrieben hat. Drei Wochen ſpäter hat der Fünfundachtzigjährige 
auf immer die Augen geſchloſſen, um in einer anderen Welt 
den ewigen Frieden zu finden, den er hienieden vergeblich zu 
ſchaffen verſucht hatte. 

In der Geiſtesgeſchichte des 18. Jahrhunderts hat auch 
Saint⸗Pierre ſeinen Platz. Auch er gehört zu den Trägern der 
Aufklärung, die durch ihre Arbeit den Boden gelockert und ihn 
empfänglich gemacht haben für die Saat der Revolution. Er 
ſteht mitten inne in dem großen Chor, deſſen Stinmen laut 
wurden gegen den alten Staat und ſeine Geſellſchaft. Gleich⸗ 
wohl hat er mit ſeinem Friedensgedanken die Welt nicht be⸗ 
wegt, und die franzöſiſche Revolution iſt darüber hinweg⸗ 
geſchritten. Im Rahmen der Geſchichte des 18. Jahrhunderts 
kann man ihn nicht ernſter nehmen, als Fleury und Friedrich 
der Große es getan haben. Aber in der Geſchichte einer großen, 
die Menſchheit bewegenden Idee wird ſein Name und ſein 
Werk unvergeſſen bleiben. 
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Ein Plan, 


um den Frieden in Europa zu verewigen. 
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Vorbemerkung des Uberſetzers. 


ie folgende deutſche Ausgabe iſt eine kürzende Bearbeitung 

des Originals. Alles Veraltete und Weitſchweifige iſt ſtark 
beſchnitten; zeitgeſchichtliche Seitenblicke ſind auf allbekannte ge⸗ 
ſchichtliche Tatſachen beſchränkt. Auch die zahlreichen Einwände, 
die Saint⸗Pierre ſelbſt gegen ſein Syſtem erhebt, um ſie zu ent⸗ 
kräften, ſind auf die Hälfte herabgeſetzt. Das 7. Hauptſtück (im 
Band 2 von 1713) iſt bis auf die gleichfalls gekürzten „Nützlichen 
Artikel“ ganz weggelaſſen: es enthält nur Nutzanwendungen auf 
die damaligen Staaten, die völlig veraltet ſind. Der Schlußband 
von 1716 konnte größtenteils fortbleiben, da er nur neue „Ein⸗ 
wände“ widerlegt und abermals die Intereſſen der einzelnen 
Staaten — ein beliebtes Thema der damaligen politiſchen Lite⸗ 
ratur — auf Grund der veränderten Weltlage erörtert. Auf⸗ 
genommen ſind nur die Auszüge aus den zwei poſthumen Bän⸗ 
den der Sullyſchen Memoiren, die etwas veränderten Grund⸗ 
artikel von 1716 und die programmatiſch wichtige „Vertreibung 
der Türken“. Schließlich find aus dem „Abréegé“ von 1729 die 
fünf Grundartikel angehängt, weil ſie die Grundzüge des ganzen 
Syſtems auf die kürzeſte Formel bringen. 
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Vorwort. 


Grundgedanken des Traktats. 


E iſt meine Abſicht, Mittel vorzuſchlagen, um einen ewigen 
Frieden unter allen chriſtlichen Staaten herbeizuführen. Man 
frage mich nicht nach meiner Befähigung für die Löſung einer 
fo hohen und wichtigen Aufgabe. Nur ſoviel kann ich ſagen: 
ich habe mich über dreiundzwanzig Jahre gründlich mit poli⸗ 
tiſchen Fragen beſchäftigt, in der Meinung, daß ſie vor allem 
die Beachtung eines guten Staatsbürgers verdienen. Als ich 
vor vier Jahren einen Vorſchlag für die Regelung des franzö⸗ 
ſiſchen Binnenhandels entwarf, ſah ich mit eigenen Augen, 
welch großes Elend die hohen Auflagen über die Völker gebracht 
haben. Aus verſchiedenen Einzelberichten gewann ich ein Bild 
über die unerträgliche Laſt der Kriegskontributionen, die Bei⸗ 
treibungen, Feuersbrünſte, Gewalttaten, Grauſamkeiten und 
Menſchenſchlächtereien, unter denen die Grenzbewohner der 
chriſtlichen Staaten täglich zu leiden haben. Kurz, mir ging all 
das Elend tief zu Herzen, das der Krieg den Herrſchern und 
Völkern Europas beſchert. Da beſchloß ich, bis zur Quelle des 
Abels vorzudringen und eigene Unterſuchungen anzuſtellen, ob 
dies Übel mit der Natur der Staaten und Herrſcher ſo unlösbar 
verknüpft ſei, daß es keine Abhilfe dafür gibt. Ich ſuchte zu 
ergründen, ob es keine brauchbaren Mittel gibt, alle künftigen 
Streitigkeiten zwiſchen den Staaten ohne Kriege zu ſchlichten 
und den ewigen Frieden herbeizuführen. 

Die Löſung dieſer Frage war mir von jeher als das Nütz⸗ 
lichſte erſchienen, womit große Geiſter ſich abgeben können. 
Als ich aber eine Schwierigkeit aus der anderen und aus der 
Menſchennatur ſelbſt entſtehen ſah, verlor ich den Mut; auch 
lenkten Arbeit und Zerſtreuung des Stadtlebens meinen Geiſt 
gleichermaßen ab. Erſt auf dem Lande, in der Ruhe des Geiſtes 
und der Muße der Einſamkeit, gelang es mir, durch zähes und 
anhaltendes Nachdenken dieſen bisher wohl noch nie mit ge⸗ 
bührender Gründlichkeit durchdachten Stoff zu erſchöpfen. 

Ich mußte von dem Gedanken ausgehen, daß die euro⸗ 
päiſchen Herrſcher, wie alle übrigen Menſchen, den Frieden 
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nötig haben und in einem Völkerbund glücklicher leben könnten, 
ferner, daß ſie zum Beſitz oder zur Teilung irdiſcher Güter Krieg 
führen müſſen, und ſchließlich, welche Mittel ſie bisher an⸗ 
gewandt haben, um Kriege zu vermeiden oder im Kriege nicht 
zu unterliegen. 

Alle dieſe Mittel beſchränken ſich auf gegenſeitige ſchrift⸗ 
liche Vereinbarungen, ſei es in Form von Handels⸗, Waffen⸗ 
ſtillſtands⸗ und Friedensverträgen zur Regelung der Gebiets⸗ 
grenzen und anderer gegenſeitiger Anſprüche, ſei es in Form 
von Garantieverträgen und Offenſiv⸗ oder Defenſivbündniſſen 
zur Erhaltung oder Wiederherſtellung des Gleichgewichts der 
Großmächte, — ein Syſtem, das bisher als höchſter Gipfel poli⸗ 
tiſcher Weisheit erſchien. 

Bald ſah ich ein, daß ſolche Mittel allein nie eine hin⸗ 
reichende Sicherheit für die Innehaltung der Verträge 
bieten, daß ſie niemals genügen, um künftige Streitigkeiten in 
gerechter Weiſe und vor allem ohne Krieg beizulegen, daß, 
wenn man nichts Beſſeres ausfindig macht, die chriſtlichen 
Herrſcher auf einen faſt dauernden Kriegszuſtand rechnen 
müſſen, nur unterbrochen durch einige Friedensverträge, die 
das Gleichgewicht der Kräfte, die Kriegsmüdigkeit und die Er⸗ 
ſchöpfung der Kämpfenden herbeiführt, und daß dieſer Krieg 
nur durch die völlige Vernichtung der Beſiegten ein Ende finden 
kann. Dieſe Gedanken bilden den Gegenſtand meines erſten 
Hauptſtücks. Ich habe ſie zu zwei Hauptpunkten vereinigt, die 
ich dort beweiſen werde: 


1. Der gegenwärtige Zuſtand Europas kann nichts an⸗ 
deres als faſt dauernde Kriege herbeiführen, denn er bietet 
keine hinreichende Sicherheit für die Innehaltung der 
Verträge. 

2. Das Gleichgewicht zwiſchen Frankreich und dem Haus 
Oſterreich bietet keine hinreichende Sicherheit gegen 
auswärtige oder innere Kriege und ſomit auch keine für die 
Erhaltung der Staaten und des Handels. 


Das erſte Mittel zur Heilung dieſes großen, eingewurzelten 
bels, gegen das bisher nur ganz unzureichende Mittel ange⸗ 
wandt wurden, iſt einerſeits die Ergründung ſeiner verſchiedenen 
Urſachen und andererſeits die des Mißverhältniſſes zwiſchen dem 
Übel ſelbſt und den Gegenmitteln. 

Zweitens habe ich unterſucht, ob die Herrſcher keine hin⸗ 
reichende Sicherheit für die Ausführung ihrer gegenſeitigen 
Vereinbarungen durch Einrichtung eines dauernden Schieds⸗ 
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gerichts finden können. Das Ergebnis war: wenn die achtzehn 
bedeutendſten Staaten Europas!) zur Erhaltung der beſtehenden 
Regierung, zur Vermeidung gegenſeitiger Kriege und zur 
Sicherung der Vorteile eines ununterbrochenen Welthandels 
einen Bund ſchließen und einen dauernden Kongreß berufen, 
etwa nach dem Muſter der ſieben holländiſchen Generalſtaaten, 
der dreizehn Schweizer Eidgenoſſenſchaften oder des Deutſchen 
Reiches, wenn ſie alſo einen europäiſchen Staatenbund gründen 
und dazu alles Gute benutzen, was in den genannten Staaten⸗ 
bünden, beſonders im Deutſchen Reiche mit ſeinen über zwei⸗ 
hundert ſouveränen Staaten liegt, ſo müſſen die Schwächeren 
darin eine hinreichende Sicherheit finden, daß jeder die 
gegenſeitigen Abmachungen auch wirklich hält, daß der Handel 
nie unterbrochen wird und daß alle künftigen Streitigkeiten 
ohne Kriege auf dem Wege des Schiedsgerichts ausgetragen 
werden. Auf andere Weiſe iſt dieſe Sicherheit nicht zu erlangen. 

Ich finde es nicht ſchwieriger, ein vereinigtes Europa 
zu ſchaffen, als man früher das Deutſche Reich geſchaffen hat; 
es kommt nur darauf an, im Großen zu wiederholen, was im 
Kleinen ſchon ausgeführt iſt. Im Gegenteil, ich finde es weit 
leichter und mit weniger Schwierigkeiten verknüpft. In dem 
Gedanken, daß mein Völkerbund keine Utopie iſt, wurde ich 
beſtärkt durch den Rat eines Freundes, dem ich den erſten Ent⸗ 
wurf zeigte: er wies darauf hin, daß Heinrich IV. im Grunde 
ſchon genau denſelben Plan gefaßt habe. In der Tat fand ich 
in den Memoiren ſeines Premierminiſters, des Herzogs von 
Sully, und in der Geſchichte Heinrichs IV. von Perefixe ), daß 
dieſer Plan bereits von einer großen Zahl von Herrſchern zu 
Beginn des 17. Jahrhunderts angenommen und gebilligt worden 
war. Das gab mir Gelegenheit, einige Folgerungen daraus zu 
ziehen und zu beweiſen, daß die Sache durchaus zu verwirk⸗ 
lichen iſt. Dies bildet im großen und ganzen den Gegenſtand 
des zweiten Hauptſtücks. 


1) Folgende ſind die bedeutendſten Staaten der Chriſtenheit, die 
je eine Stimme im Europäiſchen Kongreß haben würden: 1. Frankreich, 
2. Spanien, 3. England, 4. Holland, 5. Portugal, 6. Schweiz und Ver⸗ 
bündete, 7. Toskana und Verbündete, 8. Genua und Verbündete, 9. Der 
Kirchenſtaat, 10. Venedig, 11. Savoyen, 12. Lothringen, 13. Dänemark, 
14. Kurland mit Danzig, 15. Kaiſer und Reich, 16. Polen, 17. Schweden, 
18. Rußland. (St. Pierre.) Vgl. dagegen die veränderte Liſte von 
24 Herrſchern auf S. 100, auf die Saint⸗Pierre ſich im Folgenden 
ſtützt. (Der Aberſ.) 

2) Hardouin de Perefixe, „Histoire du Roi Henri le Grand“, 
Amsterdam 1661. 
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1. Die gleichen Beweggründe und Mittel, die damals 
hingereicht haben, um einen dauernden Bund aller deutſchen 
Staaten herbeizuführen, ſind auch für die heutigen Herrſcher 
vorhanden und genügen zur Bildung eines dauernden Bundes 
aller chriſtlichen Staaten Europas. 


2. Die Billigung des von Heinrich IV. vorgeſchlagenen 
europäiſchen Bundes durch die meiſten Herrſcher Europas 
berechtigt zu der Hoffnung, daß der gleiche Plan von ihren 
Nachfolgern gutgeheißen wird. 


Das Vorbild vorhandener Staatenbünde und die Billigung 
des Planes Heinrichs IV. waren zwei große, meinem Plan 
günſtige Vorausſetzungen. Weiß ich doch, wie viel Voraus⸗ 
ſetzungen bedeuten! Sie machen oft mehr Eindruck auf die 
Durchſchnittsgeiſter als triftige, ſachliche Schlüſſe, die man mit 
zwingender Logik aus den Tatſachen zieht. Aber ich erkannte 
auch, daß ſie für die höheren Geiſter nie durchſchlagend ſein 
würden, daß man ſtets einen Unterſchied machen wird zwiſchen 
meinem europäiſchen Bunde und den Bünden, die ich als 
Vorbilder aufſtelle, daß Heinrich IV. ſich irren konnte, als er 
etwas tatſächlich Unmögliches für ausführbar hielt. Ich er⸗ 
kannte alſo, daß ich einen ſtrengen Beweis führen müßte, und 
beſchloß, durch Nachdenken die Beweggründe aufzufinden, 
aus denen die alten deutſchen Machthaber und die Herrſcher des 
17. Jahrhunderts einen dauernden Frieden wünſchten. Ja, ich 
ſuchte noch beſſere Mittel als fie zu finden, um ein noch wert- 
volleres Werk zu ſchaffen. 


Sollten dieſe Beweggründe hinreichend ſein, ſo mußte 
ich einen Vertrag vorſchlagen, der den Völkerbund ſo feſt und 
unlöslich knüpft, daß jedermann eine hinreichende Sicherheit 
für die ewige Dauer des Friedens erhält. Die Herrſcher müſſen 
viel weniger und viel geringere Nachteile darin finden, dagegen 
viel zahlreichere und größere Vorteile, als in dem jetzigen Kriegs⸗ 
ſyſtem. Mehrere Herrſcher, insbeſondere die mächtigſten, müſſen 
den Vertrag zuerſt unterzeichnen und ihn dann den anderen 
zur Unterſchrift vorlegen. Ja gerade die mächtigſten müſſen, 
wenn ſie ihn nach allen Richtungen gründlich prüfen, leicht ein⸗ 
ſehen, daß ſie nie einen Entſchluß faſſen, nie einen Vertrag 
vollziehen können, der im ganzen ſo vorteilhaft wäre wie dieſer. 


1. Kann der vorgeſchlagene europäiſche Bund allen 
chriſtlichen Herrſchern die völlige Sicherheit für den dauernden 
inneren und äußeren Frieden verbürgen, ſo iſt es für jeden 


von ihnen vorteilhafter, den Vertrag zur Bildung dieſes 
Bundes zu unterzeichnen, als es nicht zu tun. 

2. Dieſe Bürgſchaft kann der vorgeſchlagene europäiſche 
Bund leiſten. 

3. Somit iſt es für jeden Herrſcher vorteilhafter, den 
Vertrag zur Bildung dieſes Bundes zu unterzeichnen, als 
es nicht zu tun. N 


Die erſte Behauptung enthält die Beweggründe: den 
Beweis führe ich im dritten Hauptſtück, nachdem ich durch 
einige vorausgeſchickte Erörterungen den Leſer auf das Zwin⸗ 
gende des Beweiſes vorbereitet habe. Die zweite Behauptung 
enthält die Mittel; den Beweis führe ich im vierten Hauptſtück. 
Die dritte Behauptung bildet den Schluß; ſie iſt der Zweck des 
ganzen Werkes. 

Mein Vorſchlag kann an den Höfen Europas bekannt 
werden mitten in einem Kriege oder an ſeinem Ende, während 
der Friedenskonferenzen oder nach Friedensſchluß, ſogar mitten 
im tiefſten Frieden. Ich mußte alſo im fünften Hauptſtüc 
zeigen, daß mein Vorſchlag in allen dieſen Fällen den Friedens⸗ 
ſchluß bedeutend erleichtern und ein ſtarkes Verlangen nach 
ewiger Dauer des Friedens erwecken würde. 

Da dieſer Gegenſtand vom hergebrachten Denken ſo weit 
abweicht und durch ſeine Neuheit leicht in Verdacht kommt, 
eine bloße Viſion oder ein Trugſchluß zu ſein, kann der Geiſt 
ſich ſelbſt nach mehrfachem Leſen den neuen Gedankengängen 
nicht ſo leicht anpaſſen, und man kann nicht ſo raſch alle Grund⸗ 
ſätze des Werkes und alle meine Schlußfolgerungen dem Ge⸗ 
dächtnis einprägen. Es bleibt dem Leſer alſo eine Reihe von 
Zweifeln, die zu zerſtreuen, eine Anzahl Schwierigkeiten, die zu 
beheben ſind. Das hat mich beſtimmt, im ſechſten Hauptſtück 
alle dagegen erhobenen Einwände zu prüfen und alle nötigen 
Aufklärungen zu geben. 

Wie ich ſchließlich erkannt habe, bleibt für viele, ſelbſt wenn 
die europäiſchen Herrſcher nacheinander den Vertrag unter⸗ 
zeichnet haben, doch noch eine Reihe unüberwindlicher Schwierig⸗ 
keiten bei der Bildung des Kongreſſes und in den Mitteln zu 
ſeiner Einrichtung und Erhaltung beſtehen. Um ſolche Zweifel 
zu zerſtreuen, mußte ich alſo im ſiebenten Hauptſtück mehrere 
Vorſchläge machen, die die Herrſcher annehmen können; 
nicht als ob ich glaubte, daß ſich keine anderen, zweckmäßigeren, 
vorſchlagen ließen, ſowohl zur feſteren Begründung dieſer Ein⸗ 
richtung wie zur größeren Bequemlichkeit aller Mitglieder. Ich 
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will nur zeigen, daß die angeblichen Schwierigkeiten nichts 
weniger als unüberwindlich ſind; denn meine Vorſchläge ſind 
zu ihrer Verwirklichung hinreichend, und nichts hindert die 
Herrſcher, ſie anzunehmen. 


Dies iſt der Gedankengang und der Aufbau meines Werkes, 
die Frucht mehr als vierjährigen Nachdenkens und der ſcharf⸗ 
ſinnigen Kritik meiner Freunde. Wenn je ein Vorſchlag gemacht 
wurde, der die Beachtung der hervorragendſten Geiſter, der 
klügſten Miniſter und der beſten Fürſten verdient, ſo iſt es wohl 
dieſer; denn es handelt ſich um nichts weniger, als allen Fürſten 
und Völkern Europas das größte Glück zu beſcheren, das eine 
neue Einrichtung ihnen zu geben vermag. 


Je mehr Mittel dieſer Vorſchlag bietet, Europa einen un⸗ 
erſchütterlichen Frieden zu verſchaffen, um ſo mehr kann er 
auch dazu beitragen, die jetzigen Friedensverhandlungen zu 
Atrecht zu erleichtern. Denn die Alliierten des Hauſes Oſterreich 
ſind ebenſo friedensbedürftig wie wir, aber ſie wollen den 
Frieden nur bei hinreichender Sicherheit für ſeine Dauer. 
Prüft man die Intereſſen der Alliierten in dieſem Kriege, ſo 
ergibt ſich, daß alles ſich um zwei Hauptpunkte dreht. Erſtens 
um hinreichende Sicherheit für die Erhaltung ihrer Staaten 
gegenüber der großen Macht Frankreichs, weil dieſes ſpäter 
Vorwände und günſtige Gelegenheiten benutzen kann, um Er⸗ 
oberungen zu machen und ihnen eine Religion und Regierung 
aufzuzwingen, die ihnen aufs höchſte widerſtehen. Zweitens um 
hinreichende Sicherheit für die Freiheit des Handels mit 
Amerika oder im Mittelmeer, denn dieſer Handel bildet über 
die Hälfte der Einnahmen von England und Holland. 


Welche, hinreichende Sicherheit aber gibt es für die 
Schwächeren gegen den Stärkeren? Es gibt nur zwei Methoden. 
Erſtens die möglichſt hinreichende Schwächung des Stärkeren, 
was entweder unmöglich iſt oder zur eigenen Zerrüttung führt. 
Trotzdem befolgen die Alliierten ſie im jetzigen Kriege, um zu 
ihrer Schimäre vom Gleichgewicht zu gelangen. Zweitens die 
möglichſt hinreichende Stärkung der Schwächeren, ohne die 
Kraft des Stärkeren zu ſchwächen; dies ſchlage ich in einem 
Bundesvertrag vor, der den Schwächeren einen neuen Zu⸗ 
wachs zu ſtarken Verbündeten gibt. Dies Bündnis wird um 
jo ſtärker fein, je feſter es ift, nicht um dem Stärkeren etwas von 
ſeinen Beſitzungen zu entreißen, ſondern um ihm jede Macht 
zu nehmen, jemals die anderen zu beeinträchtigen, jet es in ihrem 
Beſitz oder in ihrem Außenhandel. 
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Arſprünglich umfaßte mein Plan alle Staaten der Erde. 
Meine Freunde haben mir aber klar gemacht, daß dieſe Abſicht, 
ſelbſt wenn die Mehrzahl der Herrſcher von Aſien und Afrika 
im Laufe der Zeit dem Bund beitreten wollten, in ſo weiter 
Ferne liegt und ſo viel Schwierigkeiten bietet, daß ſie dem 
ganzen Plan den Charakter des Unmöglichen gäbe, was alle 
Leſer abſchrecken müßte. Ich habe mich alſo um ſo lieber zu 
ihrer Meinung bekehrt, als der europäiſche Bund zur Erhaltung 
des Friedens in Europa hinreichen und ſtark genug ſein wird, 
um ſeine Grenzen zu ſichern und ſeinen Handel gegen alle zu 
ſchützen, die ihn ſtören möchten. Die Generalkommiſſion, die 
der Bund in Indien einſetzen kann, wird leicht zum Schieds⸗ 
richter der dortigen Herrſcher werden und ſie durch ihr Anſehen 
hindern, zu den Waffen zu greifen. Das Anſehen des Bundes 
wird um ſo größer ſein, als die dortigen Herrſcher ſicher ſind, 
daß der Bund nichts als Sicherheit für ſeinen Handel will, daß 
dieſer Handel nur in ihrem eigenen Vorteil liegt, daß der Bund 
an keine Eroberungen denkt und daß er ſtets nur die Feinde 
des Friedens als ſeine Feinde anſehen wird. 

Der Titel ſpricht vielleicht gegen das Werk. Ich bin aber 
überzeugt, daß ſich hinreichende und brauchbare Mittel zur 
Herſtellung des ewigen Friedens in der Chriſtenheit finden 
laſſen; ja ich glaube, daß die von mir vorgeſchlagenen Mittel 
dieſen Zweck erfüllen. Wenn ich ſelber ſo täte, als wäre ich 
über die Zuverläſſigkeit dieſer Mittel im Unſicheren und zweifelte 
an der Möglichkeit der Ausführung, ſo würden auch die Leſer 
unſicher werden, die meinem Syſtem am geneigteſten ſind, 
und ihr wirklicher Zweifel würde weit über meinen ſcheinbaren 
Zweifel hinausgehen. Bei allem, was die Menſchen zum Handeln 
antreiben ſoll, verhält es ſich anders als bei rein geiſtigen Er⸗ 
örterungen. Der Pilot, der des Erfolges ſeiner Fahrt ſelbſt 
ungewiß iſt, wird den Reiſenden nicht beſtimmen, das Schiff 
zu beſteigen. Wer ein großes Werk unternimmt und ſelbſt 
Zweifel am Gelingen hegt, eignet ſich nicht zu feiner Aus⸗ 
führung. So habe ich lieber ſichere Behauptungen aufgeſtellt 
und im Titel alles verſprochen, was ich in meinem Werke zu 
halten hoffe, als den Leſer durch falſche Beſcheidenheit und 
ſcheinbare Unſicherheit zu verwirren. Er ſoll dies Syſtem als ein 
ernſtes und ausführbares Projekt anſehen, wie ich ſelbſt es nur 
in der Hoffnung vorlege, daß es eines Tages zur Ausführung 
kommt. 
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Erſtes Hauptftüd. 


Die bisherigen Mittel zur Erhaltung des Friedens 
ſind völlig unwirkſam. 


Die Geſchichte und die gegenwärtigen Erfahrungen haben uns 
nur zu ſehr gezeigt, daß Kriege ſehr leicht ausbrechen, daß 
ſie unendliches Unheil bringen und daß der Kriegsbrand ſehr 
ſchwer zu löſchen iſt. Aber nicht jeder weiß, daß die bisher an⸗ 
gewandten Gegenmittel ganz unwirkſam ſind und in keinem 
Verhältnis zu der erhofften Wirkung ſtehen. Dies Mißverhältnis 
und dieſe Unwirkſamkeit will ich im erſten Hauptſtück beleuchten. 
Man hat ſich bisher auf zwei Mittel beſchränkt: auf Staats⸗ 
verträge und auf die Erhaltung des Gleichgewichts zwiſchen den 
beiden mächtigſten europäiſchen Staaten. Demgemäß zerfällt 
mein erſtes Hauptſtück in zwei Behauptungen. 


Erſte Behauptung. 


Der gegenwärtige Zuſtand Europas kann nichts 

anderes herbeiführen als faſt ununterbrochene Kriege, 

denn er bietet keine hinreichende Sicherheit für die 
Ausführung der Verträge. 


Die Menſchen können in Frieden leben. Solange ſie ſich 
keinerlei Güter ſtreitig zu machen oder zu teilen haben, unter⸗ 
ſtützen ſie einander und verſchaffen ſich gegenſeitige Vorteile 
und erhebliche Erleichterungen des Daſeins durch den Handel. 
Dieſer Vorteil führt ſie zuſammen. Sobald ſie ſich aber etwas 
ſtreitig machen oder es zu teilen haben, vergeſſen ſie faſt ſtets 
die Billigkeit, die allein die Nichtſchnur ihrer Entſchließungen 
bilden ſollte und Zwiſtigkeiten verhüten könnte. Je lebhafter 
ſie danach verlangen, um ſo höher ſchrauben ſie ihre Anſprüche 


und ihr Geiſt geht lediglich darauf aus, dieſe zu rechtfertigen 
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So führt ihr Vorteil fie notwendig bald zuſammen, bald ent- 
zweit er ſie. ö 

Wären ſie geſcheit, ſie ſähen oft ein, daß der einigende Vor⸗ 
teil viel größer iſt als der entzweiende. In der Tat geben manche 
einen Teil ihrer Anſprüche auf, weil ſie den Vorteil eines un⸗ 
geſtörten Handels einſehen. Die meiſten aber werden durch ihr 
Verlangen derart verblendet, daß ſie nicht einſehen, was ſie 
durch das Aufhören des Handels verlieren. Umſonſt zeigt man 
ihrem durch Leidenſchaft verirrten Geiſt, wo ihr größerer Vorteil 
liegt und was das Gerechtere wäre: der Vorteil erſcheint ihnen 
als Verluſt und die Gerechtigkeit als Unrecht. 

Der Wunſch, ſich für erlittene Unbill zu rächen, etwas zu 
gewinnen oder wieder zu erhalten, was man als ſein Eigentum 
betrachtet, die eiferſüchtige Wahrung von Macht und Anſehen, 
die Luſt, einen Nachbar zu demütigen, mit dem man Grund 
zur Unzufriedenheit zu haben glaubt — das alles ſind Anläſſe zur 
Feindſchaft, die notwendig im Menſchenherzen entſtehen müſſen 
und die unaufhörlich zu Zwiſtigkeiten, mit und ohne Grund, 
mit und ohne Vorwand führen. So kommt es, daß die Menſchen, 
die doch nur geboren ſcheinen, um die Vorteile des Geſellſchafts⸗ 
zuſtandes zu genießen, oft gezwungen werden, ſich zur Aneignung 
von Beſitz und zur Teilung von allerlei Gütern zu veruneinigen. 
Es genügt nicht, wenn einer von denen, die Anſprüche erheben, 
aus Gerechtigkeitsſinn den Kampf vermeidet. Denn gäbe er 
auch der Vernunft Gehör, ſo täte es doch der andere nicht. Sie 
müſſen alſo zur Befriedigung ihrer Anſprüche zu anderen 
Mitteln greifen, als zu gegenſeitiger, freiwilliger Vereinbarung. 

Welche Mittel haben ſie nun, um ihre Streitigkeiten zu 
ſchlichten, und wie ſoll man ihren Anſprüchen Schranken ziehen? 
Wir kennen dieſe Mittel. Es gibt, je nach der Lage der Strei⸗ 
tenden, nur zwei: Gewalt oder Geſetz. Entweder ſie gehören 
beide einer dauernden Geſellſchaft an oder nicht. Im erſteren 
Fall kann ihr Streit durch die Geſetze und deren Ausleger, die 
Richter, geſchlichtet werden, im zweiten nicht. Sie ſind dann 
alſo in der unglücklichen Zwangslage, zur Erlangung deſſen, 
was ſie als ihr Recht anſehen, ſich gegenſeitig zu überliſten und 
zu vernichten, d. h. Krieg zu führen. 

Das iſt der Zuſtand der Häuptlinge bei den geſetzloſen 
Wilden, der Zuſtand der kleinen Könige in Afrika und der un⸗ 
glücklichen Kaziken, jener kleinen Häuptlinge in Amerika, aber 
auch bis heute der Zuſtand unſerer europäiſchen Mächte. Da 
ſie noch zu keiner dauernden Geſellſchaft gehören, gibt es 
kein Geſetz, das ihre Streitigkeiten ohne Krieg regelt. Sie 
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könnten zwar in ihren Verträgen alle etwaigen Streitfälle 
vorherſehen und entſcheiden; aber können dieſe Verträge ſelbſt 
je als unumſtößliche Geſetze gelten, ſolange es jedem freiſteht, 
ſie unter allerlei Vorwänden zu verletzen, an denen es niemals 
fehlt, wenn man ſich ihnen nicht fügen will? And kann ſie nicht 
jeder nach Belieben verletzen, ſolange nicht alle gezwungen ſind, 
ſie zu halten? Wer aber kann dieſen heilſamen Zwang auf ſie 
ausüben, wenn nicht die höhere Gewalt eines dauernden, 
hinreichend mächtigen Bundes, dem ſie angehören? Ein 
ſolcher Bund beſteht aber bisher nicht. Es haben ſich zwar 
durch Verträge Ligen und Bündniſſe gebildet; da ſie aber nur 
auf dem Willen der Vertragſchließenden beruhen, ſind es 
keine dauernden Bünde. Andere haben zwar mit der Bil⸗ 
dung dauernder Bünde begonnen, wie die dreizehn Schweizer 
Kantone, die ſieben holländiſchen Generalſtaaten; da ihr 


Bund aber nicht groß genug iſt, beſitzt er keine hinreichende 


Macht. 

ni bleibt den Herrſchern zur Verfechtung ihrer An⸗ 
ſprüche nur das Glücksſpiel des Krieges. Denn was würde ein 
Schiedsspruch nützen, wenn der Verurteilte nur mit Hilfe von 
Gewalt oder Krieg zur Ausführung gezwungen werden kann? 
Unter den Nachteilen dieſes Verfahrens, die wir weiterhin 
erörtern werden, ergeben ſich für dies Hauptſtück folgende: 


Erſter Nachteil. 


Das Mittel, einen Streit durch Krieg zu beenden, beendet 
ihn tatſächlich nicht, ſolange die beiden Streitenden oder ihre 
Nachfolger am Leben ſind. Noch nie hat ein unglücklicher Krieg 
den Unterliegenden überzeugt, daß es falſch war, ihn anzu⸗ 
fangen. Er gibt ſeine Anſprüche alſo nicht ernſtlich auf, vielmehr 
erhöht er ſie um die Einbuße, die ihm die Kriegskoſten gebracht 
haben, und um das Gebiet, das er im Friedensvertrag hat ab⸗ 
treten müſſen. Es liegt auf der Hand, daß ſeine alten Anſprüche 
wieder aufleben und daß er neue hinzufügt, ſobald er ſtärker 
und der feindliche Staat durch eine vormundſchaftliche Re⸗ 
gierung, durch inneren Zwiſt oder einen langen, unglücklichen 
äußeren Krieg geſchwächt iſt. Anter Herrſchern alſo, die keiner 
hinreichend mächtigen, dauernden und auf guten Geſetzen be⸗ 
ruhenden Geſellſchaft angehören, können die Anſprüche nie 
wirklich erlöſchen, außer durch die Vernichtung eines von denen, 
die ſie erheben. 

In der Tat: ſolange es Herrſcher auf Erden gibt, hat der 
Krieg noch nicht aufgehört, die Anſprüche ſind noch nie erloſchen, 
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die Streitigkeiten noch nie ganz beigelegt, außer durch den Anter⸗ 
gang der Herrſcher und den Umſturz der Staaten. Man ſchlage 
die Weltgeſchichte auf, wo man will: es gibt keinen Staat, der 
nicht mehrmals umgeſtürzt, kein glänzendes Herrſcherhaus, das 
nicht untergegangen iſt, weil es bisher kein wirkſames Mittel 
zur Beilegung der Streitigkeiten ohne Krieg gab. 

Herrſcher, die einem dauernden, hinreichend mäch⸗ 
tigen Bunde angehören, ſind nicht in der gleichen Zwangs⸗ 
lage, ſich gegenſeitig völlig vernichten zu müſſen, um ihre 
Anſprüche durchzuſetzen. Somit kann jeder von ihnen wohl 
ſeine Anſprüche, nicht aber ſeinen ganzen Beſitz verlieren. 
Keiner hat für ſich oder ſein Volk Feuersbrünſte, Tod und 
Wunden, noch andere Gewalttaten zu fürchten. Woher kommt 
dieſer große Vorteil, wenn nicht daher, daß ſie einem dauern⸗ 
den, hinreichend mächtigen Bunde angehören? Nun kann 
bekanntlich kein Bund ohne Geſetze beſtehen, der die Streitig⸗ 
keiten ſeiner Mitglieder ſchlichten und fie trotz entſtehender Zwiſtig⸗ 
keiten in Eintracht halten kann. Sie ſind das wahre Band des 
Bundes. Dies Band iſt feſt und dauerhaft, wenn die Geſetze 
für die Mitglieder bequem, gerecht und deutlich ſind, wenn ſie 
auf eine große Zahl von Fällen paſſen, wenn ſie gut befolgt 
werden, und vor allem, wenn die ganze Macht und Autorität 
des Bundes hinter ihnen ſteht und ſich gegen jeden zur Gel⸗ 
tung bringt, der in ſeiner Leidenſchaft die Segnungen des 


Bundes vergißt und töricht genug iſt, dieſen Bund zerſtören 


zu wollen, indem er ſich den Richtern, die ſeine Geſetze aus⸗ 
legen, widerſetzt. 

Herrſcher, die keinem Bunde angehören, ſagen: die Fiſcherei 
in dieſem Meer oder Fluß gehört mir allein, denn ich will 
es. Da es kein Geſetz über ihnen gibt, iſt ihr Wille und 
Gutdünken oberſtes Geſetz, und ſo haben ſie zur Schlichtung 
ihrer Streitigkeiten nur ein Mittel, das ihnen hundertmal teurer 
zu ſtehen kommt, als der Gegenſtand wert iſt. Zwei Herrſcher, 
die in einem Bunde leben, reden nicht ſo. Sie mögen beide 
den Fiſchfang in dieſem Meere beanſpruchen, aber es gibt eine 
andere Regel für ihren Willen: das Geſetz. Beide berufen ſich 
auf Beſtimmungen dieſes Geſetzes, und beide unterliegen dem 
heilſamen Zwange, ihren Streit durch das Arteil derer zu 
ſchlichten, die der Bund zu Auslegern des Geſetzes beſtimmt 
hat. Das Urteil aber ſchlichtet den Streit unbedingt und un⸗ 
widerruflich und hebt damit alle Anſprüche auf; ſie ſind alſo 
nicht in der unglücklichen Zwangslage, ihre Nachbarn vernichten 


zu müſſen, um ſich ſelbſt zu erhalten; beide Teile behalten ihre 


en 


N 


N 

9 

0 

1 
r 


Herrſchaft und ihren Beſitz. Der Krieg dagegen hebt die gegen⸗ 
ſeitigen Anſprüche zweier Herrſcher nur auf, wenn der eine 
Beſitz und Herrſchaft verliert. 


Zweiter Nachteil. 


Unter den Kindern und Nachfolgern der Herrſcher, die 
einander bekriegt haben, hören die Anſprüche nie ganz auf. 
Daher leben ſie auch mitten im Frieden in berechtigtem Miß⸗ 
trauen. Sie haben gewaltige Unkoſten, um ſich voreinander zu 
ſichern, und nie verknüpft ſie das feſte und dauernde Band des 
Handels. Das Gegenteil iſt in einem dauernden Bunde 
üblich. Hier ſind die Kinder derer, die einen Streitfall mit⸗ 
einander gehabt haben, durch Freundſchaft und Vorteil ver⸗ 
bunden; denn der Streit iſt endgültig ausgetragen und alle 
Anſprüche erloſchen; ſomit genießt jeder in vollem Vertrauen 
alle Vorteile des Handels. 

Dritter Nachteil. 

Die europäiſchen Herrſcher haben keine hinreichende 
Sicherheit für die Erhaltung ihrer Herrſchaft. So mächtig 
ſie ſein mögen, es können doch Zwiſtigkeiten in ihrem Hauſe und 
in ihren Staaten ausbrechen; ſie können minderjährig ſein oder 
geiſteskrank werden. Sind fie zudem ſchwach, jo können mäch⸗ 
tigere Nachbaren ſie angreifen und beſiegen. Denn es gibt für 
ſie noch keinen dauernden Bund, der mächtig genug iſt, 
um fie in Zeiten der Schwäche gegen die Übergriffe der Ehr⸗ 
geizigen und Starken zu ſchützen. Hinterläßt hingegen ein 
Herrſcher, der einem Bunde angehört, minderjährige Kinder, 
ſo ſorgt das Geſetz für die Sicherheit ihrer Perſon und ihres 
Beſitzes, und die Macht des Bundes ſchützt ſie völlig vor jeder 
Gewalttat und Verdrängung. 

Ebenſo ſind diejenigen, deren Streitigkeiten durch Schieds⸗ 
ſpruch geſchlichtet ſind, im ſicheren Beſitz ihres Eigentums. Das⸗ 
ſelbe Geſetz, das den Anteil des einen wie des anderen beſtimmt, 
ſchützt und verteidigt ſie durch ſein Anſehen vor jedem Angriff 
und jeder Entrechtung; denn hinter ihm ſteht die Gewalt eines 
hinreichend mächtigen Bundes, gegen den ſich ein Mit⸗ 
glied umſonſt auflehnen würde. Es lehnt ſich aber um ſo 
weniger auf, als die Strafe groß und unvermeidlich iſt. Dieſe 
Sicherheit nun, die jeder für ſich und für ſeine Nachkommen hat, 
ſein Eigentum ruhig und ungeſtört zu beſitzen, ja neues hinzu⸗ 
zuerwerben, iſt einer der größten Vorteile, die der Menſch haben 
kann; ſie iſt aber nur möglich in einem Bunde und ſolange 
dieſer beſteht. 
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Vierter Nachteil. 


Die Herrſcher können einander ihr Wort geben und ſich 
durch gegenſeitige Verſprechungen binden, ſie können Verträge 
abſchließen, aber ſie haben keine hinreichende Sicherheit, 
daß keiner der Vertragſchließenden ſeinen Willen ändert oder 
daß keiner ſeiner Nachfolger alte Anſprüche hervorzieht oder 
neue erhebt, um ſeinen Verſprechungen nicht nachzukommen. 
Wo aber iſt dann die hinreichende Sicherheit, daß er durch 
eine höhere Gewalt zur Ausführung des Vertrages gezwungen 
wird? Denn tut er es nicht freiwillig, ſo muß er, wenn er ſeinen 
Willen ändert, doch mit Gewalt zur Erfüllung ſeiner Ver⸗ 
pflichtung angehalten werden. Die hinreichende Sicherheit 
dafür aber bietet nur eine dauernde, hinreichend ſtarke 
Gewalt. Wo aber findet ſich bei dem gegenwärtigen Zuſtand 
Europas eine ſolche dauernde Gewalt, die jedem Herrſcher die 
1 nimmt, ſich ihr durch Krieg erfolgreich zu wider⸗ 
etzen? 


Wer ſoll Unklarheiten und Zweideutigkeiten in den Ver⸗ 
trägen mit hinreichender Autorität aufklären und beheben? 
Denn will einer ſeinen Verpflichtungen nicht nachkommen, was 
hilft da der klarſte Vertrag, was hilft auch ein Schiedsſpruch ohne 
die beiden unerläßlichen Vorbedingungen eines Schiedsgerichts? 
Erſtens müßten die Schiedsrichter doch mächtiger ſein als der, 
welcher ſich weigert, den Vertrag auszuführen oder ihren Spruch 
anzuerkennen; ja ſie müßten ſo mächtig ſein, daß er jede Hoff⸗ 
nung verliert, ihnen Widerſtand zu leiſten. Und zweitens müßten 
die Schiedsrichter ſelbſt ein hinreichendes Intereſſe daran 
haben, daß ihr Spruch vollſtreckt wird. Beides aber iſt 
bei dem jetzigen Zuſtand Europas vollkommen ausgeſchloſſen. 
Es gibt keinen allgemeinen, dauernden Kongreß, keinen dauern⸗ 
den Bund, keine Abereinkunft zur Ausarbeitung von Ge⸗ 
ſetzen, die den einzelnen Staaten ſtändige und unverrückbare 
Grenzen geben, die möglichen Streitpunkte vorausſehen und 
entſcheiden, die den Handel zwiſchen allen Völkern frei, gleich, 
ſicher und dauernd geſtalten und dieſem Bunde hinreichende 
Macht und völlige Unerſchütterlichkeit geben. 


Die Herrſcher eines und desſelben Staates dagegen haben 
den Vorteil des freien, gleichen, ſicheren und dauernden Han⸗ 
dels zwiſchen allen ſeinen Mitgliedern und in ſeinem ganzen 
Gebiet. Da nun der Handel nicht nur im Austauſch von Waren, 
ſondern auch in Abmachungen über deren ſpäteren Austauſch 


_ 
_ 
| 
5 
. 


i ENTER RERHRRERERN i 
„F e ß d ¼¼¼¼ᷣ.·Z—5“B“5 ...... r 


Erſtes Hauptſtück 17 


beſteht, ſo iſt jede ſchriftliche und vertragliche Zuſicherung gleich⸗ 
bedeutend mit dem Austauſch und der baren Bezahlung. Der 
Bund, dem dieſe Herrſcher angehören, bürgt für die Aus⸗ 
führung folder Zusicherungen und iſt ſtets bereit, Gewalt gegen 
jeden anzuwenden, der ſich ihr entziehen will. Er muß das 
Geſetz befolgen, das er ſich ſelbſt gegeben hat, weil es ein Geſetz, 
eine höhere Gewalt gibt, die ihn dazu anhält und ihn im Fall 
ſeines vergeblichen Widerſtandes unfehlbar beſtraft. 


Was kann einen Menſchen hemmen, der von einer un⸗ 
gerechten Leidenſchaft hingeriſſen wird? Allein der Gegenſchlag 
einer ſtärkeren Leidenſchaft, ſei es ein Verlangen oder die Furcht. 
Da ſich aber ſelten ein ſtärkeres Verlangen erregen läßt, ſo iſt das 
Geſetz darauf angewieſen, in ihm die Furcht vor einem Übel 
zu erwecken, das größer und ſchlimmer iſt als der Vorteil des 
erſtrebten Gutes. Denn was beſtimmt ſchließlich einen Bürger, 
ſich einem Urteil zu fügen, das er für höchſt ungerecht hält, wenn 
nicht die Gewißheit, daß ſein Widerſtand gegen die Richter ver⸗ 
geblich wäre und daß er auch noch den Reſt ſeines Vermögens 
und das der Seinen verlöre, wenn er der öffentlichen Gewalt 
Widerſtand leiſten wollte? So bringt die Furcht auch die hef⸗ 
tigſten Leidenſchaften zum Schweigen und beſtimmt dies Mit⸗ 
glied der Geſellſchaft wider Willen zum Frieden, d. h. zu ſeinem 
eigenen Vorteil. 


Vielleicht wäre er töricht genug, zu wünſchen, daß der 
Bund weder die Kraft noch den Willen hätte, ſein Urteil zu 
vollſtrecken, und er ſagte ſich nicht, daß er dann auch nicht die 
Kraft noch den Willen hätte, verſchiedene andere weit wichtigere 
Urteile zu vollſtrecken, die er oder ſeine Vorfahren gegen Rechts⸗ 
verdreher durchgeſetzt haben oder die ſeine Nachkommen gegen 
ſie erlangen können. Er möchte nicht zur Ausführung eines 
Vertrages gezwungen werden, bedenkt aber nicht, daß der 
Bund dann auch nicht die Kraft noch den Willen hätte, ſeine 
Schuldner zur Innehaltung der gegen ihn eingegangenen Ver⸗ 
pflichtungen anzuhalten, ſo daß er mit einem Schlage aus einem 
reichen Manne zum Bettler werden könnte. In ſeiner Leiden⸗ 
ſchaft erkennt er nicht, daß dasſelbe Geſetz, das er ungeſtört 
übertreten und aufheben möchte, der einzige Quell ſeines Wohl⸗ 
ſtandes, ja ſeiner perſönlichen Sicherheit iſt. So muß denn der 
Bund ihrem Mitglied durch ihre Übermacht ſolche Furcht 
einflößen, daß es ſeine jähe Leidenſchaft bändigt. Dieſe heil⸗ 
ſame Furcht zwingt ihn alſo zur Befolgung eines Geſetzes, das 
ihm im ganzen genommen äußerſt vorteilhaft iſt. 
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Fünfter Nachteil. 


Bei dem jetzigen Zuſtand Europas können ſich die Herrſcher 
in Dingen von mäßiger Bedeutung nur dadurch ihr Recht zu 
verſchaffen hoffen, daß ſie die ungeheuren Koſten einer Rüſtung 
zu Land und zu Waſſer auf ſich nehmen. Da fie keinen dauern⸗ 
den, hinreichend mächtigen Bund bilden, ſehen ſie ſich 
nicht durch Geſetze gebunden, die jedem Staat ihre Grenzen 
zuweiſen und den Handel zwiſchen ihren Völkern bequem, ſicher, 
gleich, frei und dauernd geſtalten. Sie haben ſich keinen Schieds⸗ 
richtern oder Auslegern der Geſetze ihres Bundes unterworfen, 
und ſolange ſie ohne Bund leben, werden ſie keine Abhilfe für 
ihre Übel finden. 

Zwei Edelleute, die einen Nechtsſtreit haben, greifen nicht 
zu den Waffen, weder ſie noch ihre Verwandten, noch ihre 
Diener und Untertanen; fie ſetzen weder ihr Leben noch ihren 
Beſitz aufs Spiel; ſie brauchen nicht für Rüſtungen zwanzigmal 
ſo viel auszugeben, als der Gegenſtand des Prozeſſes wert iſt, 
nicht jahrelang dieſe ihren Wohlſtand zerrüttenden Koſten zu 
tragen, weil ſie Mitglieder eines dauernden Bundes ſind. 


Sechſter Nachteil. 


Die Mitglieder eines Bundes, die keinen Rechtsſtreit 
miteinander haben, ſind nicht in der unglücklichen Zwangslage, 
ſich an den Prozeſſen ihrer Nachbarn zu beteiligen. Anders bei 
den Herrſchern! Jeder Herrſcher muß fürchten, daß jeder ſeiner 
Nachbarn durch Eroberungen zu mächtig wird. Bricht ſomit 
ein Krieg zwiſchen zwei Herrſchern aus, ſo muß er allmählich 
auch bei vielen anderen ausbrechen; die Arſache für dieſen all⸗ 
gemeinen Brand iſt die begründete Furcht vor dem Macht⸗ 
zuwachs eines Nachbars, der das Recht brechen und zum Feinde 
werden kann. Gegen dieſe Abel gibt es kein hinreichendes 
Vorbeugungsmittel, ſolange die einzelnen Staaten keinen 
europäiſchen Bund geſchloſſen haben. Es bedarf durchaus 
eines Bundes, der allen großen Streitigkeiten vorbeugt und 
die kleinen ohne Krieg ſchlichtet, eines Bundes, der vor allem 
jeden Gebietszuwachs verhindern muß und jeden Staat in 
ſeinen gegenwärtigen Grenzen hält. Denn die übrigen Arten 
von Machtzuwachs, durch gute Verwaltung, durch Verbeſſerung 
der Geſetze, durch nützliche Einrichtungen, durch die Fortſchritte 
der Künſte und Wiſſenſchaften, durch die Zunahme des Handels, 
würden im Gegenteil den tüchtigſten Fürſten zum Lohn für ihre 
Tüchtigkeit vorgeſchlagen werden. 
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Die Herrſcher wollen jetzt Frieden ſchließen ). Die klügſten 
werden alle möglichen Garantien und Sicherheiten für die 
Dauerhaftigkeit des Friedens fordern, aber welche Garantien 
und Sicherheiten ſind dazu hinreichend? Wenn ſie Europa in 
der Geſtalt und Lage laſſen, in der es ſich jetzt befindet, ſo kann 
ein Fürſt, dem dieſer Friede nicht zuſagt, in zwei Jahren einen 
neuen Krieg anfangen. Seine Nachbarn müſſen gleichfalls 
rüſten und in dieſem Kriege Partei nehmen. Wer kann ihn 
daran hindern? Denn was treibt ihn dazu, die Waffen zu er⸗ 
greifen, wenn nicht allein die Hoffnung, ſeine Lage zu ver⸗ 
beſſern? Was kann ihn davon abhalten? Allein die begründete 
Furcht, ſich ungleich ſchlechter zu ſtehen. Wer aber kann dieſe 
Furcht erzeugen, wenn nicht eine Gewalt, die der ſeinen hin⸗ 
reichend überlegen iſt? Wo aber fände ſich dieſe Gewalt, 
ſolange nicht alle Kräfte Europas in einem einzigen Körper 
vereinigt find? 


Siebenter Nachteil. 


Zwei Edelleute mögen miteinander im Rechtsſtreit liegen, 
ihre Untertanen werden nichtsdeſtoweniger Handel miteinander 
treiben. Der Krieg zwiſchen zwei Herrſchern aber unterbricht 
jeden Handel zwiſchen ihren Untertanen vollſtändig. Wer 
Frankreichs Außenhandel kennt, weiß, daß er mindeſtens ein 
Drittel aller Einkünfte aus Grundbeſitz beträgt. Da dieſe Einkünfte 
einſchließlich derjenigen der Geiſtlichkeit mehr als 450 Millionen 
ausmachen, verlöre Frankreich durch den Ausfall ſeines Außen⸗ 
handels jährlich über 150 Millionen. Der engliſche Außenhandel 
iſt doppelt ſo groß wie die Einkünfte aus Grundbeſitz; betragen 
dieſe 110 Millionen, ſo bringt der Außenhandel über 220 Mil⸗ 
lionen ein. In Holland beträgt der Außenhandel ſogar das Vier⸗ 
fache der Einkünfte aus Grundbeſitz; dieſe belaufen ſich auf 50, 
jener auf 200 Millionen. Welche ungeheuren Verluſte fügt alſo 
die häufige Unterbrechung des Handels den Herrſchern und 
Völkern zu! 


Betrachtung über dieſe Nachteile. 


Betrachtet man ſowohl alle Nachteile, unter denen die 
Herrſcher leiden, weil ſie keinem Staatenbund angehören, wie 
alle Vorteile, die die Mitglieder eines dauernden Bundes 
genießen, ſo ſcheint der Schluß naheliegend, daß die Lage eines 


) Der Utrechter Friede kam 1713 zuſtande. (Der Überf.) 
2 


20 Der Traktat vom ewigen Frieden 


5 ͤ — —ů—ͤ—ͤß —— 


wohlhabenden Mannes in einem Staate im ganzen weit 
beſſer iſt als die ſeines Herrſchers. Ich habe mit dieſer Gegen⸗ 
überſtellung aber nur zeigen wollen, daß ein Privatmann 
ohne den Segen des Bundes wie ein Wilder leben würde, 
ohne jede Sicherheit für feinen Beſitz, ſeine Familie und ſein 
eigenes Leben, daß er täglich Gefahr liefe, von einem überfallen 
und ermordet zu werden, mit dem er über den Beſitz einer 
Sache oder einem Teil davon im Streit liegt. Da es kein Geſetz 
gäbe, das irgendeine bewegliche oder unbewegliche Habe ver⸗ 
bürgt, ſo hätte er täglich mit der Not zu ringen und wäre in 
ewiger Sorge um ſeinen Unterhalt und den ſeiner Familie, wie 
die Häuptlinge der Wilden. Ich wollte nur das eine zeigen, daß 
es für jedermann ungleich vorteilhafter iſt, in einer dauernden 
Verbindung mit ſeinesgleichen zu leben, als nicht. Somit 
würde den chriſtlichen Herrſchern ſtets ein großes Glück fehlen, 
ſolange ſie in keinem dauernden Bunde leben, der die Schwä⸗ 
cheren hinreichend gegen die Stärkeren ſchützt, den großen 
Streitigkeiten unter ihnen vorbeugt, die kleineren ohne Krieg 
ſchlichtet und den ununterbrochenen Handel zwiſchen allen chriſt⸗ 
lichen Völkern verbürgt. In einer neuen Verbindung von Gleich⸗ 
berechtigten würden die europäiſchen Herrſcher ſich alſo weit 
beſſer ſtehen als jetzt. Sie behielten einerſeits alle ihre jetzigen 
Vorteile, ja ſie könnten ſie noch vermehren; andererſeits er⸗ 
hielten ſie noch neue gewaltige Vorteile als Mitglieder eines 
dauernden Bundes. 


Betrachtung über die Anzuverläſſigkeit aller Bündnis⸗ 
verträge ohne einen mächtigen allgemeinen Bund. 


Wie ich nachgewieſen habe, beſteht keine hinreichende 
Sicherheit für die Ausführung der Friedens⸗ und Handels⸗ 
verträge in Europa, ſolange die Zuwiderhandelnden nicht durch 
eine höhere Gewalt zu ihrer Erfüllung gezwungen werden, und 
dieſe höhere Gewalt fehlt, ſolange es keinen dauernden Bund 
aller chriſtlichen Staaten gibt. 

Die Staatsmänner haben beſonders zugunſten der ſchwä⸗ 
cheren Staaten Offenſiv⸗ und Defenſivbündniſſe erfunden. 
Sie haben ferner zugunſten der friedlichen Fürſten und gegen 
den Ehrgeiz unruhiger Herrſcher mehrere Staaten als Garantie⸗ 
mächte für die Ausführung der gegenſeitigen Zuſicherungen in 
die Friedensverträge einbezogen. Das wäre auch durchaus 
zweckentſprechend, ſtänden dieſe Bündniſſe, Zuſicherungen und 
Garantien bei der Natur der Vertragſchließenden nicht auf ſehr 
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ſchwachen Füßen. Aber leider kommt es immer wieder vor, 
daß einer der Alliierten oder Garanten entweder die Ausführung 
des Vertrages nicht mehr will, oder nicht mehr dazu imſtande iſt. 

Der Wille ändert ſich, weil der wahre oder vermeintliche 
Vorteil wechſelt, deſſentwegen der Vertrag geſchloſſen wurde. 
Unter wahrem Vorteil verſtehe ich den, dem die Klügſten meiſt 
folgen, um ihren Reichtum, ihr Anſehen und ihre Macht zu 
vermehren, ihr Haus oder ihren Staat zu vergrößern und zu 
befeſtigen. Vermeintlichen Vorteil nenne ich den vergänglichen 
und wenig dauerhaften Vorteil, der aus einer vergänglichen 
Leidenſchaft, einer nichtigen und ſchlecht begründeten Hoffnung 
entſpringt. Zügelloſer Ehrgeiz kann zu den eitelſten Hoff⸗ 
nungen und den falſcheſten Anſichten verleiten. Dann bilden 
die geringſten Anläſſe zu Beſchwerden, die noch fo weit her- 
geholten Anſprüche hinreichende Vorwände, um gegebene Zu⸗ 
ſicherungen zu brechen. Überdies ſind die Vertragſchließenden 
nicht unſterblich. Wenn einer ſtirbt, hat ſein Nachfolger ganz 
andere Anſichten und glaubt ſich nicht immer an die Verpflich⸗ 
tungen ſeines Vorgängers gebunden. So zerfallen die Bündniſſe, 
und die Fürſten hören auf, das Verſprochene ausführen zu 
wollen, auch wenn ſie es können. Die Geſchichte iſt voll ſolcher 
Beiſpiele. Oft aber hören die Herrſcher auch auf, ihre Zuſagen 
ausführen zu können, ſelbſt wenn ſie es wollen. Sie werden 
in zerrüttende Bürgerkriege verwickelt oder müſſen einen un⸗ 
vorhergeſehenen äußeren Krieg führen, der ihren Wohlſtand 
zerrüttet; ſomit hört häufig das Können auf. 

Wie der Leſer nun wohl eingeſehen hat, iſt es bei dem 
jetzigen Zuſtand Europas unmöglich, Streitigkeiten zwiſchen 
den Herrſchern vorzubeugen, ſie ohne Krieg zu beenden und 
eine genügende Sicherheit für die Ausführung der gegenſeitigen 
Vereinbarungen zu finden. Somit bieten die Verträge nie⸗ 
mals hinreichende Sicherheit für einen dauernden Frieden. 


Das Gleichgewicht der Macht zwiſchen Frankreich 

und dem Haus Oſterreich bietet keine hinreichende 

Sicherheit für die Erhaltung der Staaten und die 
Fortdauer des Handels. 


Ich könnte mich mit direkten Beweiſen begnügen und erſt 
am Schluß dieſes Werkes das Syſtem des Gleichgewichts mit 
dem des dauernden europäiſchen Bundes vergleichen. In der 
Tat tut dieſer Vergleich nur dann ſeine volle Wirkung, wenn 
das miteinander Verglichene völlig bekannt iſt. Der Leſer 
wolle mir alſo ein paar Stunden folgen und erſt dann auf 
dieſen Vergleich zurückkommen. So unvollkommen dieſe 
Gegenüberſtellung beider Syſteme aber auch ſei, ſie wird doch 
ihre Wirkung tun und die direkten Beweiſe vorbereiten. Das 
Syſtem des europäiſchen Bundes bietet fünf äußerſt beträcht⸗ 
liche Vorteile. 

1. Es iſt ein ſicheres Vorbeugungsmittel gegen das Unheil 
äußerer Kriege, während das Syſtem des Gleichgewichts alles 
andere iſt. 

2. Es iſt ein ſicheres Vorbeugungsmittel gegen das Unheil 
von Bürgerkriegen für alle Mitglieder des Völkerbundes, 
während das Syſtem des Gleichgewichts gar keine Bürgſchaft 
dagegen bietet. 

3. Der Völkerbund bietet völlige Sicherheit für die Er⸗ 
haltung aller Staaten, während das Syſtem des Gleichgewichts 
mur eine ſehr geringe Sicherheit bietet. 

4. Er bietet völlige Sicherheit für die Fortdauer des Han⸗ 
dels, während das Syſtem des Gleichgewichts ihn nur zu 
ſtören vermag. 

5. Die Herſtellung des Gleichgewichts und ſeine Erhaltung 
für einige Jahre iſt ſchwieriger und koſtſpieliger, als die Grün⸗ 
dung und die ſtändige Erhaltung eines dauernden Bundes. 


Erſter Vorteil. 


Hinſichtlich der äußeren Kriege. 

Das Gleichgewicht iſt ein Zuſtand, bei dem alles, was in 
der Schwebe iſt, ſehr leicht in Bewegung geſetzt und erhalten 
werden kann. Der geringſte äußere oder innere Anſtoß kann 
zu einer neuen Bewegung führen oder eine begonnene Bewe⸗ 
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gung fortſetzen. Das Gleichgewicht der beiden Häuſer kann wohl 
zum Aufhören der Bewegung und zum Waffenſtillſtand führen, 
nicht aber zu dauernder Ruhe und unveränderlichem Frieden. 
Es gibt jedem ehrgeizigen, unruhigen Herrſcher Gelegenheit, 
den Krieg wieder anzufangen, ja ſeine Dauer zu verlängern. 


Denn einerſeits kann dieſer Herrſcher zu ſeinem Unternehmen 


durch verlockende Hoffnungen beſtimmt, aber nie durch eine ſehr 
große Furcht davon abgeſchreckt werden; denn beim Gleich⸗ 
gewicht der Kräfte hat er faſt ebenſoviel Gründe zum Hoffen 
wie zum Fürchten. Und andererſeits iſt es ja gerade das Gleich⸗ 
gewicht zwiſchen den Kräften der kriegführenden Mächte, das 
die Kriege verlängert. 

Genügt aber die Beweiskraft der Vernunftſchlüſſe nicht, 
ſo halte man ſich an die Erfahrung! Man ſehe, was ſeit zwei⸗ 
hundert Jahren im Syſtem des Gleichgewichts geſchehen iſt, und 
leſe die europäiſche Geſchichte! Was hat dies unſelige Syſtem 
anders zuwege gebracht, als faſt ewige Kriege? Wie kurze Zeit 
hat der Waffenſtillſtand von Vervins“ gedauert? (Denn anders 
kann ich einen Frieden ohne Dauer nicht nennen.) Wie lange 
hat dagegen der Krieg vom Abſchluß dieſes Waffenſtillſtands 
bis heute gedauert! Das iſt die Wirkung dieſes erſehnten Gleich⸗ 
gewichts! Und darf man für die Zukunft andere Wirkungen 
erwarten? Wer ſähe nicht ein, daß dieſes Syſtem nur Sicherheit 
mit den Waffen in der Hand bietet? Somit kann man ſich ſeiner 
Freiheit nur auf Koſten ſeiner Ruhe erfreuen. 

Im europäiſchen Bund hingegen wird es nicht mehr ein 
Gleichgewicht der Macht zwiſchen zwei Parteien geben. Da 
die verbündeten Herrſcher nur noch das eine Ziel haben, den 
Schatz des Friedens zu hüten, gibt es nur noch eine Partei. 
Alle Kräfte ſind vereinigt und auf das gleiche Ziel gerichtet. 
Somit kann es keinem Fürſten mehr in den Sinn kommen, 
dieſe Ruhe zu ſtören, denn er würde von Europa in die Acht 
getan werden und ginge ſchon im erſten Feldzug ſeines Thrones 
verluſtig. 

Man beachte doch, daß es in Deutſchland, ſeitdem es einen 
Staatenbund bildet, keinen Krieg von langer Dauer oder von 
großen Folgen mehr gegeben hat, außer wenn Mitglieder dieſes 
Bundes Sonderbündniſſe mit auswärtigen Herrſchern ge⸗ 
ſchloſſen haben. Warum? Weil die Unruhigſten und Ver⸗ 
wegenſten durch die Furcht vor der Reichsacht in Schranken 


3) Der Friede zu Vervins wurde 1598 zwiſchen Heinrich IV. von 
Frankreich und Philipp II. von Spanien geſchloſſen. (Der Über].) 
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gehalten wurden und kein einziger hoffen kann, ſich allein auch 
nur während eines Feldzuges gegen alle zu behaupten, ohne 
völlig entrechtet zu werden. Daher verbündet ſich auch keiner 
mit fremden Mächten ohne die Hoffnung, daß dies Bündnis 
ihn vor der Reichsacht ſchützen und daß der nächſte Friedens⸗ 
vertrag ihn nicht nur in alle ſeine Rechte wieder einſetzt, ſondern 
auch ſeine Anſprüche befriedigt, derentwegen er die Waffen 
ergriffen hat. Was ergibt ſich daraus? Der deutliche Beweis, 
daß, wenn die deutſchen Reichsſtände keinen mächtigen Ver⸗ 
bündeten außerhalb des Reiches hätten, nie ein Krieg unter 
ihnen ausbrechen könnte. Wenn alſo dies Bündnis ſich nicht nur 
auf Deutſchland beſchränkte, ſondern ganz Europa umfaßte, ſo 
gäbe es ſowohl in Deutſchland wie im übrigen Europa keine 
Kriege mehr. 


Zweiter Vorteil. 


Hinſichtlich der Bürgerkriege. 


Was erhofften ſich alle ſchwächeren Fürſten Europas von 
dem Syſtem des Gleichgewichts? Zweifellos nur die Erhaltung 
ihrer Staaten gegenüber dem Ehrgeiz einer der beiden Groß⸗ 
mächte. Sie erwarten von ihm nicht, daß es ſie vor Aufruhr, 
Empörung und Bürgerkriegen bewahrt. Hingegen ſehen wir 
als eine der wichtigſten Wirkungen des europäiſchen Bundes, 
daß er ſowohl die ſchwächeren Staaten wie die Großmächte 
unweigerlich vor Aufruhr, Empörung und beſonders vor Bürger⸗ 
kriegen bewahrt. Weiß doch jedermann, daß jede Partei, außer 
der des Herrſchers, die zu den Waffen greift, zum Feind des 
Bundes erklärt und durch die hinreichende Macht der vereinigten 
Herrſcher unnachſichtig beſtraft wird. Somit findet Aufruhr 
und Empörung keine vertrauenswürdigen Führer; es kommt 
daher gar nicht ſo weit, oder der Aufruhr erliſcht von ſelbſt. 

Das Syſtem des Gleichgewichts bietet alſo keine Bürg⸗ 
ſchaft gegen Bürgerkriege, die nach der Meinung der Klügſten 
das furchtbarſte und verhängnisvollſte Abel für einen Staat 
ſind. In der Tat bietet die Erfahrung und die Geſchichte der 
letzten 200 Jahre eine Fülle von Beiſpielen für Bürgerkriege 
in Deutſchland, Frankreich, den Niederlanden und England. 
Sind ſie nicht alle aus dem Syſtem des Gleichgewichts ent⸗ 
ſtanden, und wären ſie jemals ausgebrochen, wenn der von mir 
vorgeſchlagene europäiſche Bund beſtanden hätte? 
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Dritter Vorteil. 


Das Syſtem des Völkerbundes bietet jedem Staate 


die Sicherheit ſeiner Erhaltung. 


Sit das Gleichgewicht hergeſtellt, jo iſt es doch nicht von 
Dauer. Es wäre alſo eine ſehr geringe Bürgſchaft für die Er⸗ 
haltung der Staaten. 

1. Wie wir ſahen, bietet das Gleichgewicht keine Sicherheit 
gegen innere und äußere Kriege. Europa wird alſo ſtets den 
Kriegsereigniſſen unterworfen ſein. Wer aber wüßte nicht, daß 
alles, was vom Waffenglück, vom Erfolg der Schlachten ab- 
hängt, nur ſehr ungewiß iſt? Die Staaten ſind ſomit ſtets den 
ſchlimmſten Umwälzungen ausgeſetzt. 

2. Iſt nun das Gleichgewicht hergeſtellt, was eine Unzahl 
von Menſchenleben und ungeheure Ausgaben für England, 
Holland, Portugal und die anderen Verbündeten Öfterreichs 
gekoſtet hat, — warum kann nicht binnen 50 Jahren ein mächtiges 
Herrſcherhaus durch vormundſchaftliche Regierungen, Bürger⸗ 
kriege und ſchlechte Geſetze die Hälfte ſeiner Macht verlieren, 
während ein anderes durch das Gegenteil hochkommt? Da 
dies ſchon früher geſchehen iſt, warum ſoll es nicht wieder ge⸗ 
ſchehen? Man denke doch an die gewaltige Macht des Hauſes 
Oſterreich unter Karl V. und beſonders an die des ſpaniſchen 
Zweiges in der erſten Regierungszeit feines Sohnes Philipp II. 
Dieſer Zweig allein war damals mächtiger als ganz Frankreich, 


und 50 Jahre darauf war er durch ſchlechte Regierung ſo ge⸗ 


ſchwächt, daß er nicht mehr ein Viertel der Macht Frankreichs 
beſaß, das ſich durch eine ganz entgegengeſetzte Regierung 
emporgearbeitet hatte! 

Käme Frankreich in 100 Jahren durch vormundſchaftliche 
Regierungen und innere Wirren ebenſo herunter, ſo müßten 
England und Holland dann zu den Waffen greifen, um Oſter⸗ 
reichs Macht zugunſten Frankreichs zu ſchwächen. Nichts iſt 
alſo unbeſtändiger und ſchwerer zu erhalten als das Gleich⸗ 
gewicht. Gegenwärtig iſt der junge Kaiſer!) der einzige Sproß 
ſeines Hauſes. Wenn er keine Kinder hat, iſt es unſicher, ob 
ſein Haus nicht in 20 oder 30 Jahren erliſcht. Dann aber bricht 


) Karl VI., 1711—1740 Kaiſer. Er ſetzte au! Grund der Prag⸗ 
matiſchen Sanktion feine Tochter Maria Thereſia als Nachfolgerin ein, 
da er keine Söl ne hatte. Der Slreit um dieſe Exbiolge entſeſſelte bei 
feinem Tode den Oſterreichiſchen Erbrolgekrieg, zu dem auch die beiden 
ſchleſiſchen Kriege Friedrichs des Großen gehörten. (Der Überſ.) 
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der ganze Bau des Gleichgewichts zuſammen. Dieſer Bau, der 
joviel gekoſtet hat und für den die Alliierten noch ſoviel ausgeben 
wollen, iſt er nicht auch eine Quelle der Ungewißheit? 

3. Das Gleichgewicht der beiden Häuſer beruht auch auf 
dem Gleichgewicht ihrer Verbündeten. Kann nun aber die 
neue Gruppe nicht mächtigerere Verbündete haben als die andere? 
Auch darin liegt viel Ungewißheit, ſomit iſt die Sicherheit gering 
und alles andere als hinreichend. 

4. Wird das eine Haus ſtärker und das andere ſchwächer, 
und ihre Nachbarn bekriegen ſich, wer hindert dann den Stär⸗ 
keren, über den Schwächeren herzufallen? 

5. Angenommen, ein ſchwächerer Fürſt ließe ſich nie durch 
augenblickliche ſcheinbare Vorteile beſtechen, er ließe ſich nie 
durch Eiferſucht oder Rachedurſt zu einem Bündnis mit einem 
Stärkeren gegen ſeinen wahren Vorteil verleiten, kurz er beginge 
nicht aus Leidenſchaft grobe Fehler in ſeinem Benehmen. 
Beginge er ſie aber, wenn es auch ſelten vorkommt, ſo kann dies 
zur Störung des Gleichgewichts entſcheidend beitragen. Auch 
das iſt eine Quelle der Anſicherheit. 

6. Eine andere Störung des Gleichgewichts zwiſchen gleich 
mächtigen Staaten iſt die Geiſtesart des Herrſchers. Nirgends be⸗ 
wahrheitet ſich ſo ſehr das Sprichwort: Wie der Herr, ſo das Land. 
Man denke nur an den großen Unterſchied zwiſchen den beiden 
ſpaniſchen Königen Karl J., der als Kaiſer Karl V. hieß, und 
ſeinem Urenkel Karl II.! Jener beſaß zwar die Niederlande, 
die Karl II. nicht beſaß. Aber was waren die Niederlande zu 
Zeiten Karls V. im Vergleich zu Portugal mit ſeinen Kolonien 
in Indien und den Philippinen, die Karl II. an deren Stelle 
beſaß!)! Selbſt die Beſitzungen in Amerika waren unter Karl II. 
viel größer und lieferten weit mehr Gold. Trotzdem gelang es 
Karl II. nicht, ſich wie ſein Urahn die Kaiſerkrone aufs Haupt 
zu ſetzen. Welcher gewaltige Unterſchied an Macht alſo bei an⸗ 
nähernd gleich großen Staaten! Gelingt es den Alliierten alſo 
auch, das Gleichgewicht zwiſchen zwei Mächten herzuſtellen, ſo 
haben ſie doch kein Mittel, den Geiſt der beiden Herrſcher auf 
den gleichen Fuß zu bringen. Ohne dieſe Gleichheit aber iſt es 
unmöglich, das Gleichgewicht auch nur 50 Jahre lang mit einiger 
Sicherheit zu erhalten. Wie lange noch werden ſie, durch eitlen 
Schein verführt, eine Schimäre, die ihnen ſoviel Geld und 


2) Hier liegt ein Irrtum Saint⸗Pierres vor. Portugal, das 1580 mit 
Spanien vereint worden war, erlangte 1640 ſeine Unabhängigkeit zurück, 
gehörte alſo in der Zeit Karls I. (1665 1700) nicht mehrzu Spanfen. (M. M.) 
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Menſchenleben gekoſtet hat und noch koſten wird, für Wirklich⸗ 
keit halten? . PR 

Rechnet man alſo von der Sicherheit, die man vom Syſtem 
des Gleichgewichts erwarten kann, alles Ange wiſſe ab, auf 
dem es beruht, ſo findet man, daß es nicht nur keine Sicherheit 
gegen innere und äußere Kriege bietet, ſondern auch, daß es 
für jeden, der die geringſte Vorausſicht hat, keine hinreichende 
Sicherheit für die Erhaltung der Staaten bietet. Hingegen 
hat das Syſtem des europäiſchen Völkerbundes keinen dieſer 
Mängel. Seine Feſtigkeit hängt nicht vom Zufall der Kriege 
ab, denn es gibt keine Kriege mehr. Die Schwächung einer 
Großmacht oder jeder anderen Macht iſt nicht zu befürchten, denn 
ſie ſchwächt den Bund nicht, zumal die Schwächung eines Mit⸗ 
glieds gewöhnlich die Stärkung eines anderen bedeutet. Mag 
dann das Haus Öfterreich verlöſchen, feine Staaten verſchwinden 
nicht, und wie ſie in Zukunft auch regiert werden mögen; ihre 
Kräfte bleiben beſtehen — zur Sicherheit des Bundes. 


Vierter Vorteil. 


Hinſichtlich der Fortdauer des Handels. 


Wie wir ſehen, beugt das Syſtem des Gleichgewichts den 
Kriegen keineswegs vor. Iſt es vollkommen, ſo vermehrt und 
verlängert es ſie nur; iſt es unvollkommen, ſo haben die ſchwä⸗ 
cheren Fürſten, die ihm beitreten, weniger Sicherheit für die 
Erhaltung ihrer Staaten; außerdem ſind die Bürgerkriege weder 
ſeltener noch kürzer. Somit vermag dies Syſtem nichts gegen 
die Unterbrechung des Binnen- und Außenhandels. Hingegen 
iſt der Handel im Syſtem des Völkerbundes, der keine oder nur 
ganz kurze Kriege kennt, uneingeſchränkt. 


Fünfter Vorteil. 


Das Syſtem des Gleichgewichts iſt koſtſpieliger, auch 
ſchwerer herzuſtellen und zu erhalten, als das Syſtem 
des Völkerbundes. 


Wie wir ſehen, iſt das Syſtem des Völkerbundes dem 
Syſtem des Gleichgewichts ungleich überlegen, da es äußere 
und innere Kriege verhütet, ungleich mehr Sicherheit für die 
Erhaltung der Staaten bietet und für einen ununterbrochenen 
Binnen⸗ und Außenhandel ſorgt. Aber ſelbſt wenn das Syſtem 
des Gleichgewichts dieſelben Vorteile böte, wäre es weniger 
wünſchenswert, wenn man zu feiner Erhaltung oder Wieder⸗ 
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herſtellung ungleich mehr Gefahren läuft und ungleich größere 
Koſten aufwenden muß. Nun aber braucht man nur an alle 
Kriegskoſten zu denken, die Europa ſeit 200 Jahren zur Er⸗ 
haltung oder Wiederherſtellung dieſes eitlen Götzenbildes auf⸗ 
gewandt hat, dem die Völker ſo blind, ſo unnütz und ſo lange 
Zeit joviel Reichtümer und Menſchenleben geopfert haben. Dann 
wird man erkennen, daß allein dieſe Summen mehr als das 
Vierfache des Kapitals betragen, deſſen Zinſen ganz Europa 
überhaupt genießt. Hätte man alſo ſtatt des Gleichgewichts 
den europäiſchen Bund eingeführt, ſo wäre Europa viermal 
reicher, es wäre nicht in jo viele Religionen geſpalten, und Künſte 
und Wiſſenſchaften wären unvergleichlich weiter gekommen. 

Kommt dieſer Bund nicht zuſtande, ſo kann man ſich denken, 
was die Erhaltung oder Herſtellung des Gleichgewichts in den 
nächſten 200 Jahren koſten wird. Was koſtet dagegen die Ein⸗ 
richtung und Erhaltung des Völkerbundes? Die Einrichtung 
koſtet faſt nichts, außer vielleicht die Rückgabe einiger unge⸗ 
rechter und unſicherer Eroberungen, die Erhaltung faſt nichts 
im Vergleich zu den Kriegskoſten. 


Schlußfolgerung. 


Um nicht einem mächtigeren Nachbarn zu unterliegen, 
kommt jeder Herrſcher zunächſt auf den Gedanken, andere 
Mächte an ſeinem Streit mit ihm zu beteiligen. Verſtändigen 
Herrſchern wird er ohne Mühe klarmachen, daß es in ihrem 
eigenen Vorteil liegt, wenn jener Stärkere ihn nicht überwältigt, 
denn durch ſeine Eroberungen erhielte er einen ſolchen Macht⸗ 
zuwachs, daß er für jeden anderen bedrohlich würde. So ſind 
die meiſten Bündnisverträge entſtanden, die die Schwächeren 
zu ihrer eigenen Erhaltung gegen die Stärkeren geſchloſſen 
haben. Als die deutſchen Herrſcher ihre neue Souveränität 
erhielten“), haben die Stärkeren unbedingt mehrfach verſucht, 
die Schwächeren zu überwältigen, und dieſe haben, um nicht 
ihre Beute zu werden, gegenſeitige Schutzbündniſſe mit ihren 
Nachbarn geſchloſſen. Der Gedanke iſt alſo gut, ja er wäre 
vortrefflich, bliebe er nicht auf einen Sonderbund zwiſchen drei 
bis vier Herrſchern und auf kurze Zeit beſchränkt. Die Ver⸗ 
bündeten müßten danach trachten, ihn dauernd und hin⸗ 
reichend mächtig zu machen, d. h. alle chriſtlichen Staaten 
müßten ihm beitreten. 


) Über den Werl dieſer und der folgen iſtori ä 
vgl. Einleitung S. 19* ff. l (W. M.) eee 
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Wenn ſich zwei ſehr mächtige Herrſcher unter weit ſchwä⸗ 
cheren Nachbarn erheben, ſo ſchließen dieſe nicht nur ihre 
Sonderbünde, ſondern ſie trachten von ſelbſt danach, jene beiden 
Mächte in Uneinigkeit zu erhalten und eine Art von Gleich⸗ 
gewicht zwiſchen ihnen herzustellen. Sie ſehen leicht ein, daß 
ihre eigene Freiheit von der Freiheit jener beiden Mächtigeren 
abhängt und daß ſie keine Sicherheit für ihre eigene Erhaltung 
haben, wenn nicht jene beiden ihre Macht behalten, aber auch 
in Uneinigkeit erhalten werden. Das iſt der zweite Gedanke, der 
den Herrſchern in den Sinn kommt, und der zweite politiſche 
Schritt, um der zweiten Gefahr, der Unterwerfung unter eine 
jener beiden Mächte, zu entgehen. Als die deutſchen Herrſcher 
ihre neue Souveränität erhielten, haben die Schwächeren un⸗ 
bedingt alle Hoffnung auf ihre Erhaltung auf die beiden Ge⸗ 
danken des Bündniſſes und des Gleichgewichts gegründet. Sie 
haben aber mit der Zeit ebenſo unbedingt eingeſehen, daß dieſe 
beiden Mittel ſie nur für eine Weile vor dem Angriff der Stär⸗ 
keren ſchützten. Sie bewahrten ſie nicht vor häufigen Kriegen 
miteinander, ſei es zum Schutz ihrer Verbündeten, ſei es zur 
eigenen Verteidigung. 

Der Gedanke, das Gleichgewicht zwiſchen den Mächtigſten 
zu erhalten, iſt alſo nicht neu. Er iſt einfach und natürlich und 


ſtellt ſich zuerſt ein; das ſehen wir an der politiſchen Entwicklung 


Deutſchlands. Bald erkannten die Herrſcher, daß dies ebenſo 
ſchwer herzuſtellende wie zu erhaltende Gleichgewicht nur eine 
vorübergehende Sicherheit gegen den Ehrgeiz und die 
Ungerechtigkeit der Mächtigſten bot. Als daher der weiſe Ur- 
heber der Reichsverfaſſung über das Unglück ſeines Volkes 
nachſann, erkannte er, daß dies Mittel die Zahl der Kriege, die 
für die Starken ebenſo zerrüttend waren wie für die Schwachen, 
nicht beſchränkte, ſondern ihre Dauer nur verlängerte und nicht 
einmal hinreichende Sicherheit für die Erhaltung der ein⸗ 
zelnen Staaten bot. Da erhob ſich dieſer große Geiſt zum dritten 
Gedanken, das Unglück der häufigen Kriege ganz abzuſtellen. 
Er ſtellte den Herrſchern vor, daß ſie ungleich mehr gewännen, 
wenn ſie ſich nicht mit dieſem Gleichgewicht begnügten, das 
zum Austrag von Streitigkeiten nur das Mittel des Krieges 
bot, ſondern wenn ſie einen allgemeinen und dauernden Bund 
aller Reichsſtände und ihre dauernde Vertretung im Reichstage 
herbeiführten. Daraus ergab ſich die dauernde Sicherheit, alle 
Streitigkeiten ohne Krieg, durch Übereinkunft oder Schieds⸗ 
ſpruch, auszutragen, und eine empfindliche Strafe, ſei es die 
Reichsacht oder der Verluſt ſeiner Staaten, traf den, der dem 
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Urteil des deutſchen Bundes trotzte und ſeine Rechte mit Ge- 
walt gegen den ganzen Bund durchſetzen wollte. 

Es iſt alfo nicht erſtaunlich, daß die ſchwächeren europäiſchen 
Herrſcher zunächſt jene zwei erſten Mittel der ſchwächeren deut⸗ 
ſchen Fürſten, nämlich Bündniſſe und Gleichgewicht, angewandt 
haben. Um fo mehr muß es erſtaunen, daß die europäiſchen 
Herrſcher nicht den politiſchen Weitblick der alten deutſchen 
Fürſten gehabt haben, obwohl ſie ebenſogut wie dieſe und durch 
zweihundertjährige Erfahrung wußten, daß die Sonderbünde 
ſehr unſichere Mittel zur Erhaltung der Staaten ſind und daß 
ſie Kriege durchaus nicht verhüten können. Nachdem ſie deutlich 
geſehen hatten, daß es zur Beſeitigung eines jo großen Übels in 
Deutſchland nur ein einziges Mittel gab, nämlich einen dauern⸗ 
den Bund aller deutſchen Staaten und einen Bundesrat 
in einer freien deutſchen Stadt, hätten ſie einſehen können, daß 
es zur Beſeitigung des gleichen Übels in Europa nur das gleiche 
Mittel eines dauernden Bundes aller europäiſchen Staaten 
und einer Bundesvertretung in einer freien Stadt Europas gab. 
Dieſem Gedanken wollen wir im nächſten Hauptſtück näher 
treten. Hier galt es nur nachzuweiſen, daß die bisherigen 
oo, zur Erhaltung des Friedens völlig unwirkſam 
ind. 
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Zweites Hauptftüd. 


Zwei Vorurteile zugunſten des Planes. 


In dieſem Hauptſtück will ich zwei wichtige Geſichtspunkte 
zugunſten des Planes eines europäiſchen Bundes ins volle Licht 
ſetzen. Das erſte ergibt ſich aus dem dauernden Beſtehen des 
deutſchen Staatenbundes, das zweite aus dem von Hein⸗ 
rich IV gefaßten Pan der Gründung eines europäiſchen 
Bundes, der zu ſeiner Zeit die Billigung der meiſten euro⸗ 
päiſchen Herrſcher fand. 


Erſte Behauptung. 


Die gleichen Beweggründe und Mittel, die damals 
ausgereicht haben, um einen dauernden Bund aller 
deutſchen Staaten herbeizuführen, ſind auch für 
uns vorhanden und genügen zur Bildung eines 
dauernden Bundes aller chriſtlichen Staaten. 


Die erſte Frage des Leſers iſt jetzt, ob es völlig unmöglich 
oder nur ſchwierig ſei, einen jo wünſchenswerten Bund nach und 
nach zu bilden. Dazu braucht man nur in die Beweggründe 
und Mittel einzudringen, die zur Bildung des Bundes der 
Schweizer, des Bundes der Niederländer und beſonders des 
deutſchen Staatenbundes geführt haben. Man wird dann er⸗ 
kennen, daß die gleichen Beweggründe und Mittel zur Bildung 
eines weit größeren Bundes hinreichen, der ſich immer mehr er⸗ 
weitern könnte, bis er zuletzt die ganze Chriſtenheit umfaßt. 
In dieſem Hauptſtück will ich zunächſt beweiſen, daß die Schwie⸗ 
rigkeiten bei der Bildung des europäiſchen Bundes nicht 
größer ſind, als ſie bei der Bildung des deutſchen Staaten⸗ 
bundes waren, und daß die Vorteile für die europäiſchen 
Herrſcher und Völker die gleichen ſind, wie die, welche der deutſche 
Staatenbund ſeinen Herrſchern und allen Deutſchen bietet. 


32 Der Traktat vom ewigen Frieden 


Wenn ich beſonders die deutſche Reichsverfaſſung unterſuche, 
ſo geſchieht es, weil ſie mehr ein Vorbild im Großen iſt, weil 
ihr Zuſtandekommen größere Schwierigkeiten machte und mehr 
auf Konvenienz beruht. 

Im 9. Jahrhundert, gegen Ende der Regierung Ludwigs 
des Frommen, des Sohnes Karls des Großen, und unter ſeinen 
Nachfolgern ſank die Kaiſermacht mehr und mehr, und die Her- 
zoge, Grafen und anderen Machthaber behielten ihr Amt 
lebenslänglich, ja manche vererbten es auf ihre Nachkommen. 
Mit zunehmender Schwäche der Kaiſer wurden alle dieſe Amter 
erblich, und da alle Macht und alle Rechte, Kriegsdienſte und 
Rechtspflege, mit ihnen verbunden war, ſo wurden ſie zu unab⸗ 
hängigen Herrſchern von verſchiedener Größe, die nur noch in 
einem lockeren Abhängigkei sverhältnis zum Kaiſer ſtanden. 
Dies beſtand in geringen Tributen, in Huldigung und Be⸗ 
lehnung der Erben der verſtorbenen Feudalherren durch den 
Kaiſer, die dieſer gewöhnlich nicht verweigern konnte. Sie waren 
nur verpflichtet, eine Kriegsmacht im Verhältnis zur Größe 
ihrer Lehen zu unterhalten und ſie dem Kaiſer zuzuführen, aber 
nur, wenn das Reich einen Krieg führte. Ebenſo behielt eine 
große Zahl von Erzbiſchöfen, Biſchöfen und anderen Geiſtlichen, 
die im Beſitz großer Lehen waren, das dauernde Recht der Recht⸗ 
ſprechung und des Heerbannes. Schließlich befreiten ſich ſpäter 
eine Zahl größerer Städte von den Landesherren und erhielten 
das Recht, ſich als freie Reichsſtädte ſelbſt zu regieren. 

So erhob ſich auf den Trümmern der Kaiſermacht eine 
erſtaunliche Anzahl kleiner Einzelmächte und unbedeutender 
Landesherrſchaften, von denen es noch über zweihundert gibt. 
Es waren ihrer aber viel mehr, da das Reich damals viel größer 
war und mehrere Landesherren eine Anzahl von Herrſchaften 
durch verſchiedene Rechte oder unter verſchiedenen Vorwänden 
an ſich gebracht haben. Dies war der Zuſtand des Reiches, als 
es von den Karolingern auf andere Kaiſerhäuſer überging und 
aus einer Erbmonarchie zum Wahlreich wurde. 

Es war äußerſt ſchwierig, ja völlig unmöglich, daß eine ſo 
große Zahl einander benachbarter, ehrgeiziger und auf ihre Rechte 
eiferſüchtiger Herrſcher nicht oft in Streit miteinander geriet, 
ſei es wegen einer Erbfolge oder wegen der Ausführung einer 
Zuſage betreffs ihrer Gebietsgrenzen oder des Handels zwiſchen 
ihren Untertanen. Sie hatten dazu nur den Weg der Waffen⸗ 
gewalt, und ſo ſah man in Deutſchland bald die eine, bald die 
andere Gegend, bald das ganze Land verheert, ſowohl durch 
äußere wie durch innere Kriege, welche die grauſamſten von 
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allen ſind, und es gab kein Mittel, ihren fortwährenden Ausbruch 
zu hindern. Es war ſogar die Regel, daß die Kaiſer entweder zu 
ſchwach waren, dagegen einzu chreiten, oder daß fie gar nicht 
einſchreiten wollten, ſei es aus Eiferſucht, ſei es aus Eigennutz. 
So war denn die Zeit der größten Schwäche der Kaiſer auch die 
Zeit der größten Unabhängigkeit der Feudalherren. Dieſe Un- 
abhängigkeit nährte ihre Fehden und war für das Land ein großes 
Unglück, ſolange man nicht an das einzige Mittel dachte, es vor 
dem Elend des Krieges zu bewahren. 

Natürlich dachte inmitten dieſer öffentlichen Wirren ein 
jeder, ſo gut er es verſtand, an Mittel zur Verhütung oder 
wenigſtens zur raſchen Beendigung der Kriege. Da tauchte der 
Plan eines deutſchen Bundes auf, der alle Reichsſtände zu 
einer einzigen Körperſchaft vereinigen ſollte, um Frieden, Han⸗ 
del und Wohlſtand zu erhalten und jedem Herrſcher Sicherheit 
für die Erhaltung ſeines Beſitzes und die Ausführung der Ver⸗ 
träge zu geben. Ich weiß nicht, ob dieſer Plan zuerſt von einem 
Fürſten oder von einem Privatmann gefaßt wurde. Ich 
weiß auch nicht, wie weit er zuerſt gedieh; jedenfalls aber 
begann der Bund ſich zu bilden, und nicht ohne Plan, und 
ſo entſtand jenes politiſche Meiſterwerk, das jedes guten 
Fürſten und Bürgers würdig und zum Woh des Vaterlan⸗ 
des ſo nötig war. 

Wenn der Urheber des Syſtems des deutſchen Bundes 
ſich nicht abſchrecken ließ, weder durch unbeſtimmtes, all⸗ 
gemeines Gerede noch durch die anfänglichen Widerſtände, die 
ſich der Ausführung entgegenſtellten, ſo geſchah es, weil er 
klar erkannte, daß alle jene Intereſſen, welche die Fürſten 
veruneinigten, niemals auch nur ein Hundertſtel des Gewichts 
der anderen Intereſſen ausmachen konnten, welche ſie alle 
zur Vereinigung und zur Bildung eines dauernden Bundes 
drängten: nun hält man ſich wohl aus Vorurteil anfangs auch 
von einem vorteilhaften Vertrage noch fern, aber man kommt 
immer darauf zurück, wenn er von Zeit zu Zeit wieder vor⸗ 
gelegt wird, wenn er von mehreren Seiten, wenn er von ver⸗ 
ſchiedenen Stellen kommt, wenn man das Beiſpiel der anderen 
vor Augen hat, wenn die klügſten und redlichſten Miniſter be⸗ 
fragt werden, und insbeſondere, wenn die Vorteile, die der 
Entſchluß zum Guten bietet, ſo groß und ſo in die Augen 
fallend ſind, daß zuletzt nichts übrig bleibt, als ſozuſagen das 
Spiel einmal zu riskieren. 

Auf alle Fälle erkannten die deutſchen Fürſten, die den 
deutſchen Bund begründeten, daß ſie keinen Vertrag unterzeich⸗ 
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nen konnten, der für fie, für ihre Häuſer und Untertanen vor⸗ 
teilhafter ſein konnte. Daraus ſchließe ich, daß ſich ein gleicher 
Bund in größerem Maßſtabe zuſtandebringen läßt, wenn man 
den Nachweis führt, daß gerade feine Größe das Zuſtande⸗ 
kommen erleichtert. 

Zu bemerken iſt indes, daß der deutſche Bund zwei große 
Mängel hatte, die ihn unmerklich unterhöhlten und ſeine Erweite⸗ 
rung nach außen verhinderten. Trotzdem beſteht er bis heute, 
und wenn er auch mehr und mehr verfällt, ſo zeigt doch ſein 
jetziger Zuſtand, was er war und was er ſein könnte, vor allem 
aber, was man von einem ſolchen Bunde erhoffen könnte, wenn 
er dieſe beiden Mängel vermiede. N 

Erſtens mußten ſeine Mitglieder, um ſich volle Stimmen⸗ 
freiheit zu wahren und nützliche Vorſchläge zum Wohl des Bun⸗ 
des machen zu können, Reichskreiſe bilden, deren Vertreter ab⸗ 
wechſelnd den Vorſitz im oberſten Regierungskollegium führten, 
einer Körperſchaft, die unter dem Namen Reichsregiment unter 
der Regierung Maximilians I. und Karls V. eine Weile beſtand 
und das Bindeglied zwiſchen den einzelnen Reichstagen bildete. 
Anſtatt deſſen führte ſtets der Vertreter des Kaiſers den Vor⸗ 
ſitz. Nun weiß man, daß in Ratsverſammlungen immer nur 
das beraten wird, was der Vorſitzende vorſchlägt, und da die 
Hausintereſſen des Kaiſers ſich mit den Reichsintereſſen oft 
nicht decken, ja, ihnen entgegenlaufen, ſo ſchlägt er häufig Dinge 
vor, die weit mehr ſeinen eigenen Vorteil als das Wohl des Gan⸗ 
zen bezwecken, und ſucht Beratungen zu verhindern, die die 
Freiheit und den Nutzen der Mitglieder vermehren und den 
Einfluß des Oberhauptes verringern. 

Zweitens durften ſie dem von ihnen gewählten Kaiſer nie⸗ 
mals die freie Verfügung über das Reichsheer und die Befugnis 
ertei en, alle Stel en im Heer zu beſetzen, noch ihm geſtatten, 
die Gelder zur Erhaltung dieſes Heeres von den Mitgliedern zu 
erheben. Sie mußten ſich das Recht vorbehalten, einen tüch⸗ 
tigen Kriegsmann aus einem nicht herrſchenden Hauſe, der jeder⸗ 
zeit abſetzbar war, zum Feldherrn zu ernennen, ebenſo das Recht, 
die Beiſteuer zur Unterhaltung des Heeres durch Kommiſſare 
erheben zu laſſen, und die höheren Offiziere ſelbſt zu ernennen. 

Dieſe beiden Mängel brachten für den Bund, der eine Art 
Republik von Herrſchern war, zwei große Nachteile mit ſich, 
deren Größe ſich erſt in der Folge herausſtellte. Erſtens wurde 
die Freiheit der Mitglieder in dem Maße verringert, wie die 
Kaiſermacht zunahm, und dieſe Macht wurde unter Karl V. ſo 
groß, daß der deutſche Reichskörper faſt zugrunde gegangen wäre, 
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wenn nicht Franz J. als Retter der verſinkenden Freiheit erſchie⸗ 
nen wäre. Ebenſo wurde die Freiheit der Reichsſtände vor dem 
Weſtfäliſchen Frieden jejt ganz erdrückt und erſt durch dieſen 
mit Hilfe des Königs (von Frankreich) wiederhergeſtellt. Ja, was 
wäre ſelbſt aus dieſem Frieden geworden, wenn Frankreich nicht 
als Garantiemacht für ſeine Ausführung ſorgte! Die Eiferſucht 
unter den Fürſten und ihre Streitigkeiten würden es dem 
Kaiſer ſehr leicht machen, ſie nacheinander zu unterjochen. 

Die Schwächung des deutſchen Bundes zeigt ſich beſonders 
auch in dem geringen Anſehen, in dem gegenwärtig das Reichs⸗ 
kommergericht ſteht, das lange Zeit in Speier und jetzt in Wetzlar 
ſeinen Sitz hat!). Es war ſozuſagen der Mittelpunkt des Bundes; 
jeder Herrſcher hatte ſeinen Vertreter darin. Die Streitig⸗ 
keiten zwiſchen ihnen und die Handelsſtreitigkeiten zwiſchen den 
Untertanen der verſchiedenen Landesherren wurden dort auf 
dem Weg der Vermittlung oder durch Urteilsſpruch mit Stim⸗ 
menmehrheit der Vertreter geſchlichtet. Die Autorität dieſes 
höchſten Gerichtshofes im Verein mit der Autorität der Reichs⸗ 
tage, die alljährlich in einer freien Stadt zuſammentraten, 
bildete die ganze Bundesgewalt. Es lag im Intereſſe des Kaiſers, 
beide zu ſchwächen, um ſich dadurch zu ſtärken. Die Kaiſer be⸗ 
gannen damit, beide zu teilen, indem ſie ſie in verſchiedene 
Städte legten, und ſie ruhten nicht eher, als bis ſie den Reichs⸗ 
hofrat, deſſen Richter ſie ernannten, danebengeſetzt und ihm die 
gleiche Macht wie dem Kammergericht eingeräumt hatten. Ja 
fie nahmen dem letzteren das Recht zur Entſcheidung wichtiger 
Sachen ohne Einwilligung des Kaiſers. Die Reichstage ſchließ⸗ 
lich wurden durch die Vermehrung der Schwierigkeiten und die 
Ausgaben immer ſeltener. So wurde der Kaiſer ſozuſagen zum 
einzigen Richter über die Streitigkeiten der Herrſcher. Man 
kann alſo ſagen, daß dieſer Mangel die deutſche Republik all⸗ 
mählich in Verfacl gebracht hat. 

Der zweite Mangel iſt noch weit erheblicher. Denn das 
Schlimmſte, was einer Republik geſchehen kann, iſt ſchließlich, daß 
fie durch verſchiedene Amſtände geſchwächt werden kann, ohne 
durch irgendeinen günſtigen Umſtand geſtärkt zu werden. 
Hätte die Republik der deutſchen Herrſcher zu ihrem Vorſitzenden 


1) Franz I. unterſtützte die proteſtantiſchen Reichsſtände, natürlich 
nur, um die Kaiſermacht zu ſchwächen. Aus dem gleichen Grunde unter⸗ 
ſtützten Heinrich IV., Richelieu und Ludwig XIV. die Selbſtändigkeitsbeſtre⸗ 
bungen der Reichsſtände, die durch den Weſtfäliſchen Frieden das ver⸗ 


briefte Recht erhielten, Bündniſſe mit auswärtigen Mächten zu ſchließen. 
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lediglich einen wechſelnden Vertreter jedes Mitgliedes gehabt, 
hätte daneben nicht ein dauerndes Oberhaupt für Krieg und 
Rechtsweſen beſtanden, ſo hätte ohne Zweifel die Mehrzahl der 
benachbarten Herrſcher, je nach ihrer politiſchen Lage, ſeit 
hundertundfünfzig Jahren den Wunſch gehabt, dieſer Republik 
beizutreten. Die Schweiz hätte ſich als neuer Kreis angeſchloſſen. 
Genua und die Mehrzahl der italieniſchen Staaten wären hin⸗ 
zugekommen. Holland hätte bei mehreren Gelegenheiten um 
Aufnahme gebeten. Selbſt England wäre in ſeinen Wirren 
unter Karl J. vielleicht beigetreten). Hat Frankreich im ſech⸗ 
zehnten Jahrhundert nicht furchtbare innere Wirren durchge⸗ 
macht, die es bis an den Abgrund geführt haben? Wenn 
Heinrich II. 9) in ſeiner verzweifelten Lage die Möglichkeit gehabt 
hätte, ſich einem Bund anzuſchließen, der ihn von jeder Sorge 
befreite und ihm die Arme öffnete hätte er dann geſchwankt? 
Oder Polen bei verſchiedenen Gelegenheiten, beſonders unter 
Kalimir?)? Dänemark und Schweden in ihrem Wirren? Und vor 
allem Portugal!) zu Beginn feiner Revolution im Jahre 1640? 


Wäre alſo der deutſche Bund ſo eingerich et geweſen, daß 
er ſeit fünf bis ſechs Jahrhunderten Vorteil aus allen großen 
europäiſchen Ereigniſſen hätte ziehen können, er wäre allmählich 
zu dem europäiſchen Bund ausgewachſen, den ich jetzt vor chlage. 
Da aber alle dieſe Staaten und Herrſcher ſahen, daß ſie in den 
Bund nur eintreten konnten, wenn ſie ſich der Herrſchaft des 
Kaiſers unterwarfen, oder ihn doch als dauerndes Oberhaupt 
anerkannten, jo mußte allein dieſer Gedanke ſie ftets abſchrecken, 
Mitglieder dieſer Republik zu werden. Daher kam es, daß der 
Bund nie zunahm, ja, daß er aus verſchiedenen Urſachen, die 
nicht hierher gehören, Mitglieder und große Gebietsteile verlor. 


Der weiſe Begründer dieſes Bundes it durchaus zu ent- 
ſchuldigen, da er offenbar gezwungen war, mit den Einrich⸗ 


9 Karl J. Stuart, ſeit 1625 König, führte durch ſeine abſolutiſti 
Beſtrebungen die engliſche Revolution herbei und Er 1649 ae 
) Heinrich III., der letzte Valois, ſeit 1574 König (behnpfte de 
Hugenotten, entledigte ſich 1588 durch Meuchelmord der katholischen Guiſen 
ie eee 15 warf ſich dem Haupt der Proteſtanten, Heinrich 

in die Arme, zog mit i Pari 
nage (be lien) zog ihm gegen Paris und wurde 1589 
Johann I. Kaſimir, ſeit 1648 König, führte unglückliche Krieg 
mit Schweden, Brandenburg und Rußland, in 3 15 hn die 
Oberlehnshoheit über Oſtpreußen ſowie Weiß⸗ und Rotrußland ſamt 
der Ukraine bis an den Drrjepr verlor. Er dankte 1668 ab. (Der Überf.) 
) Portugal riß ſich 1640 von Spanien los. (Der Überj.) 


tungen des Reiches zu rechnen und eine Art Republik auf einer 
alten Monarchie aufzubauen. Er konnte vielleicht keinen Neu⸗ 
bau aufführen und glaubte ſchon viel gewonnen zu haben, wenn 
er das Reich zur Wahlmonarchie machte und einige Schutz⸗ 
wehren gegen die Übergriffe des Kaiſers errichtete. Es war auch 
ſchwer vorauszuſehen, daß eine große Zahl kleiner Übergriffe 
des Oberhauptes ſchließlich eine ſolche Veränderung in der Ver⸗ 
faſſung dieſer Republik herbeiführen könnte, daß ihre freiheit⸗ 
lichen Grundlagen faſt ganz untergraben wurden, und es war 
ſchließlich auch ſehr ſchwierig, das Reich unter teilweiſer Bei- 
behaltung des alten monarchiſchen Gebäudes mehr zur Republik 
auszubauen, als es in der deutſchen Reichsverfaſſung geſchah. 
So war er wie ein Baumeiſter, der ſich ein neues Gebäude ver⸗ 
dirbt, um Teile des alten ſtehenzulaſſen. Aber wenn er darin 
auch Entſchuldigung verdient, ſo waren die Folgen für ſein 
Werk doch nicht minder erheblich. 

Die Holländer hatten bei der Einrichtung ihrer ſieben 
Generalſtaaten nie einen dauernden Bundespräſidenten. Sie 
hatten zeitweiſe einen Fürſten als S'atthalter oder lebensläng⸗ 
lichen Feldherrn; einer dieſer Staaten hatte ſogar einen erb⸗ 
lichen Statthalter oder Feldherrn von fürſtlichem Geblüt. Jeden⸗ 
falls aber haben die Holländer dieſen Kapitalfehler ſeit dem Tode 
des Königs Wilhelm!) vermieden. Im Hinblick auf die dreizehn 
Schweizer Kantone haben ſie ſich wohl gehütet, jemals in einen, 
für eine Republik von Freiſtaaten ſo ſchwerwiegenden Fehler 
zu verfallen. 

Das Beiſpiel dieſer beiden Staatenbünde, die ohne dauern⸗ 
des Oberhaupt beſtehen, zeigt alſo, daß man ohne dies aus⸗ 
kommen kann, und die deutſche Reichsverfaſſung zeigt ihrerſeits, 
daß ſehr mächtige erbliche Fürſten ihren Vorteil in der Bildung 
und Erhaltung eines dauernden Bundes finden können, die 
ſie mit weit ſchwächeren Fürſten, mit Freiſtaaten, mit geiſt⸗ 
lichen und weltlichen Wahlfürſten und mit Staaten von ver⸗ 
ſchiedenem Bekenntnis bilden. 

Wir wollen auf die Gleichheiten und Ungleichheiten 
zwiſchen dem längſt beſtehenden deutſchen Reich und dem von 


1) Die ſeit 1572 beſtehende Statthalterwürde der Oranier wurde 
1650 abgeſchafft. 1672 wurde Wilhelm III. wieder zum Statthalter 
gewählt. Er vertrieb 1688 ſeinen Schwiegervater Jakob II. Stuart vom 
engliſchen Thron und wurde 1689 vom engliſchen Parlament zum König 
gewählt, während er die Statthalterwürde in den Niederlanden behielt. 
Nach ſeinem Tode (1702) wurde die Statthalterwürde wieder abgeſchafft, 
1747 aber erneuert und die folgenden Jahre für erblich erklärt. Seit 1814 
haben die Oranier die erbliche Königswürde. (Der Über].) 
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mir vorgeſchlagenen europäiſchen Bunde näher eingehen. Sie 
ſind dreifacher Art. Sie liegen erſtens in den Beweggründen, 
die die Deutſchen zur Bildung ihres Bundes vermocht haben, 
zweitens in den Hinderniſſen und Schwierigkeiten, die zu über⸗ 
winden waren, drittens in den angewandten Mitteln zur 
Ausführung ihres Vorhabens. Es iſt alſo zu prüfen: 1. Ob die 
Begründer des deutſchen Bundes zahlreichere und ſtärkere Be⸗ 
weggründe hatten, ass die, welche den europäiſchen Bund be⸗ 
gründen können. 2. Ob ſie geringere und weniger zahlreiche 
Hinderniſſe zu überwinden hatten. 3. Ob ſie damals Mittel be⸗ 
ſaßen, die es heute nicht gibt. 


Vergleich der Beweggründe. 


1. Einer ihrer Beweggründe, namentlich bei den ſchwächeren 
Fürſten, war die Erhaltung ihres Beſitzes und die Wahrung 
ihrer Rechte gegenüber den Stärkeren. Wer wollte behaupten. 
daß dieſe Schwächeren damals mehr Furcht vor Vergewal- 
tigung hatten, als heutzutage? Im Gegenteil, unſere jetzigen 
Herrſcher haben das gleiche Verlangen und zudem eine 
begründetere Ausſicht auf Erhaltung ihres Beſitzes, denn der 
europäiſche Bund bietet ihnen in dieſer Hinſicht eine hin⸗ 
reichende Gewähr, die die Mitglieder des deutſchen Bundes 
nicht hatten. Dieſer Beweggrund muß für ſie alſo weit ſtärker 
ſein, als für die damaligen deutſchen Fürſten. Auch gab es da⸗ 
mals keine zwei mächtigen Herrſcherhäuſer, die für die Fürſten 
bedrohlicher waren, als heute Frankreich und das Haus Oſterreich. 
Die damaligen und heutigen Verhältniſſe waren ſich alſo gleich. 

2. Ein weiterer Beweggrund für die damaligen deutſchen 
Fürſten war, daß ſie in der Macht und dem Schutze des deut⸗ 
ſchen Bundes eine Sicherung gegen Verſchwörungen, innere 
Spaltungen und Aufftände, kurz gegen Bürgerkriege fanden und 
ſomit ſtets den Binnenhandel erhalten konnten. Haben die 
heutigen Herrſcher weniger Furcht vor Bürgerkriegen und we⸗ 
niger Verlangen nach ungeſtörtem Handel? Im Gegenteil, wir 
haben die gleichen ſchlimmen Erfahrungen gemacht und kennen 
zudem die Geſchichte ihres eigenen Unglücks und all des Elends, 
das ſeitdem, namentlich durch die Religionswirren, über Europa 
gekommen iſt. Auch hinſichtlich des Binnenhandels haben wir 
das gleiche Verlangen nach ſeiner ungeſtörten Erhaltung. 

Der Handel hat ſeit fünfhundert bis ſechshundert Jahren 
ſogar beträchtlich zugenommen, denn erſtens hat der Gewerb⸗ 
fleiß ſich ſehr vervollkommnet und die Verkehrsbedingungen ſind 
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i ichter und ſicherer geworden, und zweitens ſind die 
Menschen in 1155 Dingen, folglich auch über ihren Vorteil, auf⸗ 
geklärter geworden. Somit würden die heutigen Herrſcher durch 
die Störung des Binnenhandels weit mehr verlieren, als die 
alten deutſchen Fürſten. Vor allem aber hatten jene keine völlige 
Sicherheit vor Bürgerkriegen, weil ihre Mitglieder mit Hilfe 
mächtiger Nachbarn ungeſtraft aus dem Bund austreten 
und den Aufruhr bei anderen Mitgliedern begünſtigen konnten. 
Dagegen kann aus dem europäiſchen Bunde kein Herrſcher 
ungeſtraft austreten, denn er hat keine Nachbarn, die dem 
Bunde nicht angehören. Dieſer große Zuwachs an Sicherheit 
erhöht alſo die Kraft des Beweggrundes. u 

3. Die damaligen Fürſten hatten ein großes Intereſſe an 
der Erhaltung ihres Hauſes und erwarteten vom deutſchen 
Bunde den Schutz ihrer Rechte, beſonders wenn ſie minder⸗ 
jährige Nachfolger hinterließen. Haben die heutigen Herrſcher 
nicht das gleiche Intereſſe, und können ſie vom europäiſchen 
Bunde nicht den gleichen Schutz erwarten? Im Gegen eil, ie 
müſſen einſehen, daß der Schuß des europäiſchen 1 8 5 
mächtiger und dauerhafter iſt, als damals der Schutz des deu ; 
ſchen Bundes war, und fo müſſen ſie um jo lebhafter den . 
päiſchen Bund herbeiwünſchen. Auch in dieſer Sinſich 
iſt der Beweggrund und die Triebfeder zur Bildung dieſer 

aft viel ſtärker. N Re 
se 1 Beweggrund für die damaligen Fürſten 
war die Garantie, die hinreichende Sicherheit für die Aus⸗ 
führung der gegenſeitigen Zuſicherungen und Verträge, die ſie 
ohne den Beitritt zu einem dauernden Bunde nie erhoffen 
konnten. Wer aber wollte behaupten, daß die heutigen Herrſcher 
eine ſolche Garantie weniger wünſchen? Im Gegenteil, die 
Sicherheit für die Ausführung der Verträge iſt im deutſchen 
Bunde geringer, als im europäiſchen Bunde, ſomit iſt dieſer 
it wünſchenswerter. N 
. 19 5 der ſtärkſten Beweggründe für die Herrſcher, zu⸗ 
verläſſige Maßregeln zur Verhütung von Kriegen zu ergreifen, 
iſt das furchtbare Elend des jetzigen Krieges, die fabelhafte Höhe 
der Ausgaben, der Arger über die Mißerfolge, die grauſame 
Ungewißheit über die Zukunft, die Verringerung der u 
men, die Verwüſtung der Grenzländer, der Verluſt vieler 
braver Untertanen, der dauernde, durchdringende Schrei der 
Völker nach Beendigung ihres Unglücks. j 
damaligen deutſchen Fürſten wären für dieſen ee 
zugänglicher geweſen, als die jetzigen europäiſchen Herrſcher? 
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Im Gegenteil, die Maßregeln, die ſie ergreifen konnten, um 
ihre Streitigkeiten ohne Krieg zu ſchlichten, waren bei weitem 
nicht ſo ſicher wie die, welche der europäiſche Bund bietet. Er 
muß alſo um ſo erwünſchter ſein. Auch zweifle ich daran, 
daß die damaligen Fürſten ſo kriegsmüde und erſchöpft waren, 
wie die heutigen europäiſchen Herrſcher. 

6. Ein weiterer Beweggrund für die damaligen Fürſten 
war die Erhaltung des Außenhandels, der Quelle großen Reich⸗ 
tums und vieler Erleichterungen des Lebens. Wer wollte be⸗ 
haupten, die heutigen Herrſcher hätten geringeres Intereſſe 
daran, den Außenhandel durch die Bildung eines dauernden 
Bundes zu ſichern? Im Gegenteil, ihr Außenhandel iſt weit 
beträchtlicher, ihre geographiſche Lage iſt für den Seehandel 
viel günſtiger, die Schiffahrt dreißigmal größer und bequemer 
als damals. Der Beweggrund zur Bildung eines dauernden 
Bundes iſt für die jetzigen Herrſcher alſo dreißigmal ſtärker 
geworden. Aber es iſt nicht al ein die Zunahme des Handels, 
die den Beweggrund verſtärkt, ſondern die Bildung eines 
Bundes, die ihn gewährleiſtet, iſt auch um ſo wünſchenswerter, 
als ſie größere Gewähr für die ungeſtörte Fortdauer des Handels 
bietet. Dieſe Sicherheit aber iſt hundertmal größer als die, 
welche der deut che Bund bot, ſomit wird der Beweggrund noch 
erheblich verſtärkt. 

7. Die Mitglieder des deutſchen Bundes durften ſchließlich 
nicht hoffen, daß keins von ihnen aus dem Bunde austrat, 
denn bei ſeinem Austritt fand es den Beiſtand fremder Mächte. 
Ebenſo konnten ſie nicht hoffen, daß der Bund niemals von dieſen 
Mächten angegriffen, beſiegt und geſchwächt würde. Sie hatten 
alſo keine hinreichende Sicherheit für ihre eigene Erhaltung und 
die des Handels. Der europäiſche Bund dagegen iſt ſo ſtark, daß 
nie zu befürchten iſt, ein Nachbar werde Zwiſt hervorrufen, den 
Austritt eines Mitgliedes begünſtigen oder die Macht haben, 
einem Mitglied zu ſchaden. Er iſt ſo ſtark, daß er auch in dieſer 
Hinſicht hinreichende Sicherheit bietet. Die Beweggründe, 
ihn zuſtande zu bringen, ind darum auch hier ungleich ſtärker. 

Beſteht alſo eine Ungleichheit zwiſchen den damaligen 
und den jetzigen Beweggründen, ſo ſpricht ſie ſehr zugunſten 
des europäiſchen Bundes. Nun hat man freilich geſagt, die 
Gefahr mächtiger Nachbarn, die die deutſchen Fürſten zuſammen⸗ 
geführt hat beſtehe heute nicht im gleichen Maße. Aber dieſe 
Ungleichheit trifft nicht zu. Die Furcht vor Frankreich war es, 
die Oſterreich ſo viele Verbündete zugeführt hat und die den 
Kitt dieſer Allianz bildet. Die Furcht hat ſogar noch erheblich 
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zugenommen. Denn fie nötigte die damaligen deutſchen Für⸗ 
ſten nicht, ihre mächtigſten Nachbarn anzugreifen. Der deutſche 
Bund hielt Frieden, unternahm keine oſtſpieligen Kriegsrüſtun⸗ 
gen und begann keinen Krieg. Die Furcht der heutigen Alliier⸗ 
ten aber war ſo groß, daß ſie den Frieden nicht bewahrten. 
Sie begannen den Krieg und wollten — was ohne Vorgang in 
der Geſchichte iſt — Eroberungen machen, nicht, um ſich zu ver⸗ 
größern, ſondern lediglich, um ſich zu erhalten, nicht um ihre 
Exiſtenz zu befriedigen, ſondern um ihre Furcht loszuwerden. 
Somit iſt die Furcht Europas vor der Macht Frankreichs ein 
ſtärkerer Beweggrund für die Bildung des europäi hen Bun⸗ 
des, als es die Furcht der deutſchen Fürſten vor mächtigen Nach- 
barn für die Bildung des deut hen Bundes war. 

Die Furcht der damaligen deutſchen Fürſten konnte gar 
nicht ſo groß ſein, denn ihre Nachbarn waren weit ſchwächer 
als heute. Der deutſche Bund entſtand vor mehr als 500 Jahren)). 
Frankreich war in zehn bis zwölf große Herrſchaften zerſplittert, 
die zwar dem König von Frankreich untertan waren, ſich aber 
oft ohne ſeine Zuſtimmung bekriegten, ja die Waffen gegen ihn 
ſelbſt kehrten, und in Nordfrankreich herrſchten die Engländer. 
In Italien ſah es nicht viel anders aus. Nach Norden war 
Deutſchlands Grenze das Meer, und die Schweden waren kein 
geeinigtes und ſtarkes Volk. Im Oſten gehörten die volkreichſten 
Teile von Polen zum Deutſchen Reich, und die ungariſchen 
Könige bildeten keine Gefahr für die öſterreichiſchen und böhmi⸗ 
ſchen Herrſcher. Das oſtrömiſche Reich endlich war durch Spal⸗ 
tungen und Kriege in Aſien fo geſchwächt, daß es eher des Bei⸗ 
ſtandes von ſeiten Deutſchlands bedurfte, für das die Sarazenen 
keine Gefahr bildeten. Die Furcht vor feindlichen E.nfällen 
kann die Bildung des deutſchen Bundes alſo nicht ſo beſtimmt 
haben, wie ſie die Bildung des europäiſchen Bundes beſtimmen 
kann. 


Vergleich der Hinderniſſe. 


Es iſt klar, daß beim Abſchluß eines Vertrages alle Hinder⸗ 
niſſe nur in den Anſichten und Beweggründen liegen, aus denen 
die Parteien ſich weigern könnten, den Vertrag zu unter⸗ 
zeichnen. Da es ſich hier um einen Vertrag handelt, liegen alle 
Hinderniſſe alſo in der Schwierigkeit, die Herrſcher zum Beitritt 
zu veranlaſſen. Andererſeits iſt es ebenſo klar, daß bei allen 
Abſchlüſſen, bei denen es nur auf die Zuſtimmung der Parteien 
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ankommt, dieſe Zuftimmung um ſo leichter erfolgt, je mehr die 
Anſichten und Beweggründe übereinſtimmen. Wie wir ſahen, 
ſind aber die Beweggründe oder Intereſſen der Herrſcher beim 
Zuſtandekommen des eu ropäiſchen Bundes ungleich größer, 
als die der deutſchen Fürſten bei der Bildung des deutſchen 
Bundes. Die Hinderniſſe, die aus dem Willen der Herrſcher 
entſpringen, müſſen alſo viel geringer ſein als damals. 

1. Das größte Hindernis iſt offenbar die große Zahl der 
Parteien, die den Vertrag unterzeichnen ſollen. Es gibt aber 
zwei Arten von Verträgen. Die einen kommen nur zuſtande, 
wenn alle Teilnehmer ſie unterzeichnen. Wenn einer fehlt, 
keinen Vertreter geſandt hat oder ſich weigert, ſo hindert er 
damit die anderen am Vollziehen des Vertrages. Andere da⸗ 
gegen werden zunächſt von wenigen abgeſchloſſen, und man läßt 
für alle Platz, die noch beitreten wollen. Zu dieſen gehört auch 
der Vertrag des europäiſchen Bundes. Wenn 200 deutſche Für⸗ 
ſten nach und nach dem deutſchen Bund beigetreten ſind, 
wieviel leichter iſt es dann für 18 oder 24 europäiſche 
Herrſcher, den Bundesvertrag nacheinander zu unterzeichnen, 
wenn im übrigen alle Vorausſetzungen gleich ſind! Nun aber 
haben wir geſehen, daß der europäiſche Bund für die 18 ungleich 
vorteilhafter iſt, als der deutſche Bund für 200 war. 
Die Sache ſelbſt bleibt alſo die gleiche; eine Ungleichheit be— 
ſteht nun zugunſten des europäiſchen Bundes, inſofern es leichter 
iſt, 18 bis 24 Parteien zu vereinigen als 200. Und wahrhaftig, 
Hinderniſſe, die ſich in ein paar Monaten oder Jahren leicht 
überwinden laſſen, kommen für ein Werk der Ewigkeit nicht 
in Frage. 

Wahrſcheinlich hat der Plan des deutſchen Bundes erſt 
einem deutſchen Fürſten gefallen; er ſchlug ihn einem anderen 
vor und dieſer nahm ihn im Großen an. Beide wandten ſich 
dann an die Klügſten und Geſchickteſten, überzeugten ſie ohne 
Mühe, und ſo kam ſchließlich eine große Zahl von Fürſten über⸗ 
ein, Vertreter zu entſenden, um den Plan auszuarbeiten und 
ſeine einzelnen Punkte zu beſtimmen. So wurde er von allen 
zu verſchiedenen Zeiten genehmigt. Mag der Hergang aber auch 
ein anderer geweſen ſein, jedenfalls iſt dies der Weg, um die 
Zuſtimmung der europäiſchen Herrſcher zum europäiſchen Bund 
nach und nach zu erlangen. 

2. Ein weiteres Hindernis für das Zuſtandekommen eines 
Vertrages kann die Größe der Anſprüche ſein, die einander 
zuwiderlaufen. Weshalb aber ſollen die Anſprüche der deut⸗ 
ſchen Fürſten geringer geweſen ſein, als die der jetzigen euro⸗ 
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päiſchen Herrſcher? Die Größe der Anſprüche ſteht doch im Ver⸗ 
hältnis zur Macht und zum Reichtum der Vertragſchließenden: 
wer aber weiß nicht, daß vier Dörfer und ein kleines Zollrecht 
für einen kleinen Fürſten oder eine kleine Republik ebenſoviel 
ſind, wie vier große Städte oder ein großes Zollrecht für einen 
mächtigen Fürſten oder einen großen Freiſtaat? Die Hinder⸗ 
niſſe waren alſo die gleichen, und doch wurden ſie damals über⸗ 
wunden. Warum ſollten die gleichen Schwierigkeiten ſich nicht 
durch die gleichen Beweggründe überwinden laſſen? 

3. Ein Hindernis wäre ferner die Zahl der Anſprüche. 
Nun aber haben 200 kleine Fürſten mindeſtens ebenſoviel gegen⸗ 
ſeitige Forderungen, Anſprüche und Streitpunkte gegen ein⸗ 
ander gehabt, als 18 oder 24 mächtigere Herrſcher. Ja dies 
Hindernis war bei ihrer großen Zahl zweifellos achtmal größer 
als be: den Herrſchern, die den europäiſchen Bund bilden 
würden. Und doch kam der deutſche Bund zuſtande, offenbar 
weil die Mitglieder mehr Vorteil darin ſahen, ihn zu ſchließen, 
als es nicht zu tun. 

4. Ein erhebliches Hindernis für die Bildung eines dauern⸗ 
den deutſchen Bundes war der Umſtand, daß manche 
Fürſten zehnmal, zwanzigmal mächtiger waren als einige ihrer 
Nachbarn. Denn die Mächtigſten hatten viel mehr Ausſicht, 
Eroberungen zu machen, als Gebiet zu verlieren. Trotzdem 
verzichteten ſie durch ihren Bund freiwillig auf gewaltſame 
Vergrößerungen. Sie müſſen ſich alſo wohl geſagt haben, daß 
ſie durch den Beitritt zum deutſchen Bunde viel größere Vor⸗ 
teile erlangen könnten, als durch ihr Fernbleiben. Heute iſt das 
Verhältnis zwiſchen den mächtigſten und weniger mächtigen 
Herrſchern Europas das gleiche. Das Hindernis iſt alſo nicht 


unüberwindlich, da es damals überwunden worden iſt, offen⸗ 


bar wegen der großen Vorteile des Bund es. Die gleichen Vor⸗ 
teile aber können unſere europäiſchen Herrſcher von dem ihren 
erwarten. Man ſage alſo nicht mehr, es ſei unmöglich feſtzu⸗ 
ſtellen, welche großen Vorteile die alten deutſchen Fürſten zu 
ihrem Bunde beſtimmten; denn wir ſind doch Menſchen wie 
fie. Wir brauchen nur die Menſchema ur zu fragen: fie wird 
uns heute das gleiche ſagen, was ſie damals geſagt hat. 

5. Als gewaltiges Hindernis für den europäiſchen Bund 
wird ferner hingeſtellt, daß kein Mitglied ſich künftig vergrößern 
kann und daß jedes ſich wohl oder übel dem Schiedsſpruch der 
anderen unterwerfen muß. Wie ich im folgenden Hauptſtück 
zeigen werde, darf dieſe Beſtimmung keineswegs als Hindernis 
gelten. Ich werde vielmehr zeigen, daß man die Freiheit, ſein 
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Gebiet zu erweitern und ſich ſein Recht mit den Waffen zu er⸗ 
kämpfen, nur mit den größten Nachteilen, ja mit dem offen⸗ 
barſten Unglück bezahlt. Die Vermeidung ſo großer Gefahren 
iſt alſo kein Hindernis für die Bildung eines dauernden Bun- 
des, ſondern ein Anſporn mehr dazu. Ein Hindernis, und ein 
großes, iſt nur die übertriebene Bedeutung, die man dieſem 
Hinderungsgrund beilegt. Übrigens war er für die deutſchen 
Fürſten nicht größer, als er heute für die europäiſchen Herrſcher 
geworden iſt, und doch kamen ſie darüber hinweg. Die heu⸗ 
tigen Herrſcher haben den gleichen An aß, ihm keinen Wert 
beizumeſſen. 


Vergleich der Mittel. 


Gehen wir jedoch zu den Mitteln über, mit denen die deut⸗ 
ſchen Fürſten ihren Bund bewerkſtelligten, und ſehen wir zu, 
ob wir nicht die gleichen Mittel anwenden können, ja, ob ſich 
nicht noch einige beſſere und bequemere finden aſſen. 

1. Das erſte Mittel der deutſchen Fürſten war die Überein⸗ 
kunft, ſich mit ihrem gegenwärtigen Beſitz zu begnügen. Dieſe 
Übereinkunft war nichts als ein gegenſeitiger Verzicht auf alle 
Anſprüche, die über die letzten Verträge hinausgingen. Zur 
Erhaltung des Friedens war es nötig, von einem feſten Punkt 
auszugehen und unverrückbare Grenzen zu ziehen. Es gibt aber 
keinen anderen feſten Punkt als der gegenwärtige Beſitz und 
die letzten Verträge. Wollen die heutigen Herrſcher das Elend 
des Krieges vermeiden und ſich die Vorteile eines ewigen 
Friedens ſichern, ſo müſſen ſie einſehen, daß jeder ſich mit ſeinem 
jetzigen Beſitze begnügen muß. Warum ſollten ſie es nichtwollen? 
Und warum haben die deutſchen Fürſten es gewollt? Die- 
ſelben Gründe, die für jene beſtimmend waren, können es auch 
für die jetzigen ſein. N 

2. Ferner konnten Unklarheiten und Zweideutigkeiten in 
den Verträgen beſtehen; es konnten täglich Streitigkeiten zwi⸗ 
ſchen den Mitgliedern ausbrechen, ſtets Verbeſſerungen in den 
Handelsbeſtimmungen zu treffen ſein. Es erſchien ihnen alſo 
angezeigt, Bevollmächtigte nach einer freien deutſchen Stadt 
zu entſenden, um dieſe Streitigkeiten im Vergleichswege zu 
regeln oder ſie durch Schiedsſpruch mit Stimmenmehrheit oder 
Dreiviertelmehrheit zu ſchlichten. Was hindert die jetzigen euro⸗ 
päiſchen Herrſcher, eine ähnliche Vereinbarung zu treffen, um 
ihre künftigen Streitigkei en ohne Krieg auszutragen? Was 
hindert fie, dieſe Einrichtung noch zu verbeſſern, wie wir es 
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Wiſſenſchaften ſich ſeitdem vervollkommet haben, ſomit muß auch 
die Kunſt des Anterhandelns und die Staatswiſſenſchaft Fort⸗ 
ſchritte gemacht haben. Wir haben es in dieſer Hinſicht alſo 
leichter als ſie. Trotzdem brachten fie ihren Bund zuſtande, und 
er beſteht noch, trotz ſeiner großen Mängel. 


Zweite Behauptung. 


Die Billigung des von Heinrich IV. vorgeſchlagenen 
europäiſchen Bundes durch die meiſten Herrſcher 
Europas berechtigt zu der Hoffnung, daß der gleiche 
Plan von ihren Nachfolgern gutgeheißen wird. 


Zum Glück für den Erfolg meines Planes bin ich nicht ſei 
Urheber, ſondern Heinrich IV., der Solon e 1 5 
es zuerſt eingab, bei den europäiſchen Herrſchern den Wunſch zu 
erregen, ein Schiedsgericht unter ſich einzuſetzen. Sein Plan 
ſoll mir als Leitſtern dienen damit ich mit dem meinem nicht 
auf Abwege geraten, und ferner als Schild gegen meine Wider⸗ 
ſacher, die mich aus Beſchränktheit oder Gedankenloſigkeit als 
Phantaſten hinſtellen wollen. Ich brauche mich dann nicht 
ſelbſt zu verteidigen, ſondern nur den Vorwurf politiſcher Phan⸗ 
kaſterei von einem Herrſcher abzuwehren, der allgemein als ein 
ſehr kluger Staatsmann gilt. Ich behaupte alſo, nichts Neues 
geſchaffen zu haben. Ich bringe nur den ſchönſten und ruhm⸗ 
vollſten Plan wieder zur Geltung, der je dem Geiſt des beſten 
Fürſten entſprungen iſt. Ich frage nur die heutigen Herrſcher 
mit welchem Grunde ſie ſich weigern, den Anſichten ihrer Vor⸗ 
gänger im vergangenen Jahrhundert beizutreten. Ich habe 
alſo zweierlei zu tun. Erſtens habe ich zu zeigen, was Heinrich IV. 
und die anderen Herrſcher ſeiner Zeit über das Syſtem des 
dauernden europäiſchen Bundes zur Herſtellung des 
ewigen Friedens in der Chriſtenheit gedacht haben. 
e 1 110 ie 1 daß ihre Billigung uns zu der 
ung berechtigt, daß die jetzigen europäi E i 
Plan gleichfalls billigen 19 0 ae 
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Geſchichte des Planes. 

Im Jahre 1598 kam der Friede zu Vervins zwiſchen Frank⸗ 
reich und Spanien zuſtande. Heinrich IV. hatte ſein Haus und 
ſeinen Staat durch Bürgerkriege und äußere Kriege am Rande 
des Verderbens geſehen, und ganz Europa hatte die Wir⸗ 
kungen dieſer Wirren verſpürt. Der König erkannte, daß nichts 
für ihn wichtiger war, als auf Mittel zu ſinnen, wie ein dauer⸗ 
hafter und wenn möglich ewiger Friede unter den chriſtlichen 
Staaten herbeigeführt werden könnte. Er erkannte auch daß 
die nützlichſten Geſetze und Einrichtungen, mit denen er ſein 
Volk beglücken wollte, lediglich von der Dauer des Friedens 
abhingen; denn der Krieg verſchlang notwendig allen Geiſt, 
alle Kräfte und alle Reichtümer der Herrſcher. 

Die Vorgänge im Deutſchen Reiche zeigten ihm), daß ſich 
der Friede in einem Staatenbund trotz des Unterſchieds und 
Gegenſatzes der Bekenntniſſe wohl erhalten läßt. Als Haupt⸗ 
urſache aller Kriege erſchien ihm jedoch die große Ungleichheit 
unter den europäiſchen Mächten. Es war für die Stärkeren 
ſo leicht, die Schwächeren zu unterdrücken, um ſich mit dem 
Raub zu bereichern: hierin erkannte er ein großes Hindernis 
für die Erhaltung des Friedens. Um dieſem Abelſtand abzu⸗ 
helfen, ſchlug er die Herſtellung größerer Gleichheit vor, die 
ſich aber nicht herſtellen ließ, ohne dem Haus Oſterreich einige 
Provinzen abzunehmen und ein paar ſchwächere Staaten damit 
zu verſtärken. Er ſagte ſich nicht, daß es ſehr unſicher ſein werde, 
alle Mächte dahin zu bringen, und daß die Durchführung viel 
Geld und Blut koſten würde. Ich bin alſo überzeugt, daß er 
dies Mittel nicht gewählt hätte, wenn er bedacht hätte, daß 
der europäiſche Bund dieſe Ungleichheit der Kräfte leicht 
aufwiegen könnte, ohne jemand zu berauben, und daß dies ohne 
Geldausgabe und Blutvergießen geſchehen könnte, wenn man 


die gleichen Mittel anwandte, mit denen das Deutſche Reich 


die Vergewaltigung der Schwächeren durch die Stärkeren ver⸗ 
hinderte. Denn ſchließlich gibt es in Deutſchland Fürften, die 
zwanzig⸗ und dreißigmal mächtiger ſind als ihre Nachbarn, und 
doch beſitzen auch die Schwächſten ihre ererbte Herrſchaft ſeit 
ſechshundert Jahren. ö 

Die Hauptquelle aller Kriege ſah er in dem Fehlen eines 
deutſchen Schiedsgerichts, das die Streitigkeiten der Herrſcher 
über ihre Landesgrenzen, über die Ausführung beſtehender 
Verträge, über Rechtsverletzungen und Schädigungen, über den 


) Memoiren von Sully, Bd. II. S. 4. 
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Handel und alle ſonſtigen gegenſeitigen Anſprüche ohne Krieg 
ſchlichtete. And in der Tat iſt dies Fehlen eines dauernden 
Schiedsgerichts, das ſelbſt ein hinreichendes Inter⸗ 
eſſe an der Ausführung ſeiner Entſcheidungen und 
hinreichende Macht dazu hat, die einzige wirkliche Quelle 
aller Kriege. Er erkannte alſo die Notwendigkeit eines dauern⸗ 
den Schiedsgerichts und nahm ſich zum Vorbild offenbar die 
deutſche Reichsverfaſſung, die er aber in weſentlichen Punkten 
verbeſſerte. 

Der Herzog von Sully!) ſagt, er habe überden europäiſchen 
Bund zahlreiche Denkſchriften ausgearbeitet. Leider ſind ſie 
nicht auf uns gekommen, ſo daß wir die Beweggründe nicht 
kennen, aus denen alle fürſtlichen Herrſcher, denen er ſeinen Plan 
vorlegte, ihm beitraten, ebenſowenig die Mittel, die er zu ſeiner 
Ausführung für geeignet hielt. Ich mußte alſo verſuchen, ihnen 
nachzuſpüren. 

Weſentlich für die Sache iſt ſeine Erkenntnis, daß ein jeder 
zur Erhaltung des Friedens ſeine Anſprüche auf ſeinen gegen⸗ 
wärtigen Beſitz beſchränken mußte. Trotz berechtigter Anſprüche 
auf Gebiete, die anderen Herrſchern gehörten, und trotzdem er 
ſein Recht mit den Waffen erzwingen konnte, ſah er doch den 
Vorteil für höher an, den er und ſein Volk von einem Bunde 
der chriſtlichen Staaten und vom ewigen Frieden haben würden, 
und erklärte darum, daß er ſein Gebiet für alle Zeiten auf den 
jetzigen Beſitzſtand beſchränken wolle und daß ſeine Grenzen, 
wie die der anderen Staaten, unverrückbar bleiben ſollten. 

Der Plan ging dahin!), alle europäiſchen Staaten zu einem 
Gemeinweſen zu vereinigen und es in dauerndem, innerem 
Frieden zu erhalten. Den Beitrag, den jeder der zugehörigen 
Mächte entrichten ſollte, nannte Sully den Proportional— 
beitrag). 

Der Plan wurde 1601 von der Königin von England gebil⸗ 
ligt. Er wird etwas ausführlicher beſchrieben in der Geſchichte 
Heinrichs IV. von Perefixe, dem Erzbiſchof von Paris, der fi) 
auf Sully beruft“). Hiernach verſprach Heinrich, wenn der chriſt⸗ 
liche Staatenbund zuſtande käme, den Fürſten bei einem Türken⸗ 
kriege ein Kontingent zu ftellen®), aber die eroberten Gebiete 


) Ebd. S. 22. 
S. 141. 
0 S. 561 ff. der Amſterdamer Ausgabe von 1661 bei Antoine 
Michiels. 
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den anderen Herrſchern zu überlaſſen: er war mit dem zufrieden, 
Was er beſaß. 

Sein Plan wurde dem König von Polen, den böhmiſchen, 
ungariſchen und ſiebenbürgiſchen Ständen mitgeteilt‘). Es kam 
ſogar zu einem Vertrag mit dem Papfte, der das Unternehmen 
billigte und lobte und mit allen Kräften dazu beizutragen 
wünſchte ). : 

Zur friedlichen Regelung aller Streitfragen war ein Bundes⸗ 
rat aus 60 Mitgliedern gedachte), zu dem jeder der 15 Staaten 
4 Bevollmächtigte ſtellen ſollte. Dieſer Rat ſollte in einer 
Stadt Mitteleuropas, Köln, Metz oder Nancy, tagen. Dazu 
ſollten drei andere Körperſchaften von je 20 Mitgliedern 
treten, die ihren Sitz an verſchiedenen Orten hatten und mit 
dem Bundesrat in dauerndem Verkehr ſtanden. Dieſer war 
als Senat der chriſtlichen Republik gedacht, die er binnen drei 
Jahren ins Leben rufen wollte. 


In Italien waren der Papſt, Venedig und der Herzog von 
Savoyen von dem Plane des Königs unterrichtet und ſollten 
ihn mit aller Kraft fördern?). In Deutſchland kannten ihn die 
vier Kurfürſten von der Pfalz, von Brandenburg, Köln und Mainz 
und ſollten ihn fördern. Auch der Herzog von Bayern, damals 
noch nicht Kurfürſt, war ihm beigetreten. f 

Der König ſelbſt wollte auf alle Anſprüche verzichten?) und 
alles, was er dem Haus Oſterreich abnehmen würde, wieder 
herausgeben, damit er vor allem als Befreier der Völker, als 
Friedens⸗ und Freiheitsbringer angeſehen würde. Seit acht 
bis neun Jahren, d. h. ſeit der Annahme des Planes durch Eng⸗ 
land im Jahre 1601, traf er alle Vorbereitungen, um ihn mit 
größter Sorgfalt zu verwirklichen“). 

Der Plan war ſo groß, daß eine faſt übermenſchliche Ver⸗ 
nunft ihn erſonnen zu haben ſchien. Trotzdem ging er nicht 
über ſeine Kräfte. Gott allein weiß, welchen Erfolg er gehabt 
hätte. Allem Anſchein nach aber mußte er gelingen, denn jeder 
Fürſt oder Staat in Europa mußte ihn fördern, mit Ausnahme 
des Hauſes Oſterreich. 


1) S. 564. 
2) S. 567. 
5) S. 369 f. 
) S. 575. 
5) S. 576. 
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vom ewigen Frieden 


a 


Schlußfolgerung. 


Nichts ſcheint ſo natürlich wie die Annahme, daß ein Plan, 
der vor hundert Jahren von 18 oder 19 europäiſchen Herrſchern 
als höchſt vorteilhaft gebilligt wurde, die Billigung ihrer Nach⸗ 
folger findet, wenn die gleichen Beweggründe beſtehen bleiben 
und durch keine hinreichenden Gegengründe widerlegt werden 
können. Nun behaupte ich, daß bis jetzt keine ſolchen Gegen⸗ 
gründe vorhanden ſind; ſomit bleibt der Beweis vollgültig. 
1101 wollen die Gleichheit oder Ungleichheit dieſer Beweggründe 
prüfen. 

Man ſage nicht, die Menſchen ſeien nicht einſichtig genug, 
um einen ſo vernünftigen Entſchluß zu faſſen, ſie gehorchten 
ihren Leidenſchaften mehr als der Vernunft, ihre Intereſſen 
widerſtritten einander zu ſehr, ſie hätten zu viele Anläſſe zu 
Rache, Ehrgeiz und Ungerechtigkeit. Dieſe Gemeinplätze be⸗ 
weiſen nichts; denn ſonſt könnten ja die Menſchen nie Verträge 
ſchließen, nie zu einer dauernden Geſellſchaft gelangen, was 
durch die Erfahrung widerlegt wird. 

Waren etwa die Zeitgenoſſen Heinrichs IV. andere Menſchen 
als die jetzigen Herrſcher? Hatten ſie weniger Leidenſchaften? 
Hatten ſie keinen Ehrgeiz, keine Eiferſucht, keine widerſtreitenden 
Intereſſen? Trotzdem billigten ſie den Plan eines europäiſchen 
Bundes! Warum alſo ſollten die heutigen Herrſcher es nicht 
tun? Ihre heutigen Nachfolger haben die gleichen oder gleich⸗ 
wertige Beweggründe. 

Ein Anterſchied beſteht freilich. Die Herrſcher, die an den 
Eroberungen des Bundes auf Koſten Oſterreichs teilnehmen 
ſollten, hatten ein größeres Intereſſe an ſeinem Zuftande⸗ 
kommen als die anderen, aber das beweiſt nicht, daß ſie ihm 
nicht auch ohne dieſe Bedingung beigetreten wären. Wir haben 
ſogar den unmittelbaren Beweis dafür, daß ſie ihn auch ohne 
Ausſicht auf Vergrößerung unterzeichnet hätten, da ja auch andere 
Herrſcher, die dieſe Hoffnung nicht hatten, ihm beitreten wollten, 


lediglich in der Hoffnung auf dauernde Sicherheit und beſtän⸗ 


digen Frieden nach innen wie nach außen. Es waren dies 
Genua, Toskana und die kleinen italieniſchen Staaten, England, 
Frankreich und die Kurfürſten. 

Der Gedanke an die großen Ausgaben und die Unſicherheit 
des Kriegsglücks mußten auch den Wunſch der anderen nach 
Eroberungen beträchtlich herabmindern; ja es konnte leicht ge⸗ 
ſchehen, daß ſie dieſe Eroberungen zu teuer bezahlt hätten. 
Was aber die Herrſcher betrifft, die zu den Kriegskoſten bei⸗ 
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tragen ſollten, ohne Aussicht auf Eroberungen zu haben, jo 
müſſen die Gründe, die ſie zum Beitritt bewogen, ſehr ſtark ge⸗ 
weſen ſein, denn ſie nahmen ja große Koſten auf ſich, nur um 
zur Vergrößerung ihrer Verbündeten beizutragen. Dieſe Un- 
gleichheit der Beweggründe ſpricht alſo ſehr für meinen Ge⸗ 
danken. Denn nach meinem Plan ſoll kein Herrſcher Er⸗ 
oberungen machen, um einen anderen zu bereichern. Er er⸗ 
fordert keine Ausgaben und kein Riſiko, ſondern jeder behält, 
was er hat. Wenn alſo Frankreich, England, die kleinen ita⸗ 
lieniſchen Staaten und die Mehrzahl der Kurfürſten jenen Plan 
trotz der großen Gefahren und Ausgaben eines künftigen Krieges 
billigten, ſo müſſen die jetzigen Herrſcher ihn um ſo mehr billigen, 
wenn keine Gefahr und keine Ausgaben damit verknüpft ſind. 
Die damaligen hatten alſo große Hinderniſſe zu überwinden, 
die die heutigen nicht haben, und ſie überwanden ſie doch; ſie 
müſſen alſo bedeutende Gründe dafür gehabt haben; d. h. ſie 
fanden erhebliche Vorteile in dem dauernden Bunde, die 
ich von neuem vorſchlage. 

Man behaupte alſo nicht mehr, daß die Herrſcher ihre An⸗ 
ſprüche an ihre Nachbarn nie aufgeben, daß ſie nicht dahin zu 
bringen ſind, auf Gebietserweiterungen mit Waffengewalt zu 
verzichten, daß der Ausführung meines Planes unüberwindliche 
Hinderniſſe entgegenſtehen. Er bedarf nur des Willens der 
Herrſcher, nur eines Vertrages, einer Übereinkunft. Man be⸗ 
haupte auch nicht mehr, die Herrſcher wären nicht dahin zu 
bringen, ihre Streitigkeiten von ihresgleichen auf dem dauern⸗ 
den europäiſchen Bundestage ſchlichten zu laſſen, ſie erkennten 
keinen anderen Richter, als Gott und ihr Schwert an. Man 
behaupte nicht mehr, das hieße ſich ſelbſt einen Herrn geben, ſich 
unter Vormundſchaft ſtellen, ſich ſelbſt die Hände binden und 
ſeine Unabhängigkeit aufgeben, wo doch 18 bis 19 große und 
kleine Mächte, darunter mächtige Republiken und vor allem 
zwei ſehr mächtige, kluge und auf ihre Selbſtändigkeit ſehr eifer⸗ 
ſüchtige Herrſcher!) bereit waren, ein dauerndes Schiedsgericht 
einzufetzen und ſich deſſen Sprüchen zu unterwerfen. 

Wenn dieſe Herrſcher ihrer wirklichen Selbſtändigkeit nichts 
zu vergeben glaubten, wenn ſie durch Verzicht auf bewaffneten 
Austrag ihre Streitigkeiten und die Wahl eines Schiedsgerichts 
viel zu gewinnen hofften, ſo können ſie nicht das Gefühl gehabt 
haben, daß ſie ſich die Hände bänden und ſich unter Vormund⸗ 
ſchaft ſtellten, oder wenn ſie doch etwas zu verlieren glaubten, 
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ſo muß es ihnen ganz unbeträchtlich erſchienen ſein im Vergleich 
zu dem Vorteil, daß ſie alle künftigen Streitigkeiten ohne Kriege 
austragen konnten. 

Es bleibt nur noch ein Blick auf Heinrichs IV. Plan hin⸗ 
ſichtlich des Hauſes Oſterreich zu werfen. Hätte man vor Aus⸗ 
bruch des Krieges, der die Verbündeten auf Koſten Oſterreichs 
bereichern ſollte, dem Haufe Oſterreich den Vorſch lag gemacht, 
in dieſen Bund einzutreten, der alle künftigen Kriege und alle 
Gebietserweiterungen verhindern ſollte, ſo hätte es ſich aus 
Furcht vor den anderen Mächten des Bundes dazu bequemt, und 
dann hätten dieſe von einem langen und großen Kriege ganz 
von ſelbſt Abſtand genommen. Denn war ihr Bund feſt ge⸗ 
ſchloſſen, ſo waren ſie ſtets in der Lage, zu den Waffen zu greifen, 
wenn Hſterreich den Weltfrieden ſtören wollte, und es wäre dann 
ſo weit geſchwächt worden, wie Heinrich IV. es plante. Holland 
hätte Flandern bekommen, die Lombardei wäre an Savoyen 
gefallen, Sizilien an Venedig, Böhmen und Ungarn wären 
ſelbſtändig geworden, Tirol und das Trentino wären zur Schweiz 
gekommen. Da aber der Bund ungleich mächtiger war als 
Oſterreich, ſo hätte er von ihm nichts mehr zu fürchten gehabt, 
und nach aller Wahrſcheinlichkeit wäre ſchon damals der euro⸗ 
päiſche Bund zuſtande gekommen, wie ich ihn heute vorſchlage. 
Da nun Frankreich damals nicht mächtiger war, als es heute iſt, 
ſo können dieſelben Gründe, die ihn damals zuſtande gebracht 
haben, ihn auch heute herbeiführen. 

Der Leſer vermag nun wohl zu beurteilen, ob die Billigung 
des von Heinrich IV. vorgeſchlagenen europäiſchen Bundes durch 
die meiſten Herrſcher Europas zu der Hoffnung berechtigt, daß der 
gleiche Plan von ihren Nachfolgern zur Zeit Ludwigs des Großen, 
ſeines Enkels, gebilligt wird, was ich mir zu beweiſen vor⸗ 
genommen hatte. Ich habe aber auch zu beweiſen verſucht, daß 
der europäiſche Bund weder geringere noch weniger zahl⸗ 
reichere Gründe, Hinderniſſe und Mittel hat, um ſich heute zu 
bilden, als das Deutſche Reich vor ſechs⸗ oder ſiebenhundert 
Jahren. Ich habe im Gegenteil gezeigt, daß ſehr große Unter- 
ſchiede zugunſten des europäiſchen Bundes beſtehen. Das ſind 
nach meiner Meinung zwei ſehr ſtarke und vernünftige Vor⸗ 
Urteile zugunſten dieſes Bundes. Sie zeigen uns deutlich, daß 
ſich hinreichend ſtarke Beweggründe finden laſſen, um die 
Herrſcher für die wichtigſte Angelegenheit Europas zu gewinnen, 
und daß ſich brauchbare Mittel finden laſſen, um zu dieſem 
Meiſterwerk menſchlicher Politik zu gelangen. Auf dieſe Gründe 
und Mittel, die ich in dieſem Hauptſtück nachgewieſen habe, will 
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ich im folgenden näher eingehen. Aber ſelbſt wenn wir keinerlei 
Vorbild für die dauernde Verbindung von Souveränen hätten, 
weder in Griechenland noch in Deutſchland, weder in der Schweiz 
noch in Holland, ſelbſt wenn der Plan eines europäiſchen Bundes 
nie gefaßt, vorgeſchlagen und gebilligt worden wäre, ſo ſind 
doch die Beweggründe zu ſeiner Bildung, wie ich weiterhin 
zeigen will, ſo mächtig, und die Mittel ſo einfach, daß ſie hin⸗ 
reichen müßten, um unſere Herrſcher zur Bildung dieſes Bundes 
und zur Beſchickung eines Kongreſſes zu beſtimmen, auf dem 
die Bedingungen eines ſo erwünſchten Vertrages feſtgeſetzt 
werden. 


—— 
mn 


Drittes Hauptſtück. 


Behauptung. 


Kann der vorgeſchlagene europäiſche Bund allen 

chriſtlichen Herrſchern völlige Sicherheit für den 

inneren und äußeren Frieden geben, ſo iſt es für 

jeden von ihnen vorteilhafter, den Vertrag zur 

Bildung dieſes Bundes zu unterzeichnen, als es 
nicht zu tun. 


Ich will jetzt näher auf die Beweggründe eingehen, 
welche die früheren Herrſcher zur Bildung ihrer Bünde be⸗ 
ſtimmt haben, ſomit auch die jetzigen zur Bildung des euro⸗ 
päiſchen Bundes beſtimmen können. Dieſe Beweggründe ſind 
die Vorteile, die ſie davon haben ſollen. Zum Beweis meiner 
Behauptung bedarf es alſo nur eines Vergleichs der Vorteile, 
die die chriſtlichen Herrſcher beim jetzigen Syſtem des faſt dauern⸗ 
den Krieges haben, mit denen, die ſie nach der Bildung des 
Syſtems des ewigen Friedens haben würden. Sind die letzteren 
größer und zahlreicher, jo genügt der bloße Vergleich zum Be⸗ 
weis. Ich beginne mit den Vorteilen des Friedensſyſtems für 
die Herrſcher im allgemeinen, dann für die Mächtigſten, und füge 
einige Betrachtungen über die beſonderen Vorteile für die 
Schwächeren und für die Freiſtaaten hinzu. Iſt der Beweis 
für die Vorteile der Mächtigſten, d. h. der ſchwierigere Teil, 
gelungen, ſo wird der Reſt dem Leſer leichter erſcheinen. 


1. Vorteil. 


Vergleich zwiſchen der begründeten Ausſicht auf 
Vergrößerung und der begründeten Furcht vor 
gänzlichem Zuſammenbruch. j 

Der erſte Unterſchied zwiſchen beiden Syſtemen beruht auf 

der dauernden Unveränderlichkeit der Staaten und Herrſcherhäuſer 
einerſeits und auf ihren Amwälzungen und Zuſammenbrüchen 
andererſeits. Im Syſtem des Krieges kann der mächtigſte 
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Herrſcher Europas hoffen, daß ſein Staatsgebiet ſich ums Dop⸗ 
pelte vergrößert, ja ganz Europa umfaßt, und daß er oder ſeine 
Nachkommen ihre Einkünfte durch dieſe Eroberungen in gleichem 
Maße vermehren. Denn der Krieg erſchüttert alles, und auch, 
was am feſteſten zu ſtehen cheint, kann ja nach den Umſtänden 
in ein paar Jahren umgeſtürzt werden. Aus demſelben Grunde 
aber kann er auch fürchten, daß ſein Haus Unglück hat und daß 
ſein Gebiet und ſeine Einwohner, ſtatt ſich zu verdoppeln, ſich 
eines Tages ſtark vermindern, ja ganz verloren gehen, ſei es 
durch Eroberung einer mächtigeren Liga, ſei es durch innere 
Aufſtände. 

Im Syſtem des Friedens hingegen ſind die Grenzen jedes 
Staates durch die früheren Verträge und vor allem durch den 
gegenwärtigen Beſitz begrenzt. Dieſe Verträge kommen 
unweigerlich zur Ausführung, da der Bund eine hin⸗ 
reichende Sicherheit dafür bietet, mithin ſind die einmal be⸗ 
ſtimmten Grenzen unverrückbar. Kein innerer Aufſtand iſt 
mehr zu beſorgen; ebenſowenig hat ein Herrſcher zu befürchten, 
daß die Grenzen ſeines Staates jemals eingeſchränkt werden, 
noch darf er hoffen, daß er ſie jemals erweitern kann. 

Es bleibt alſo zu unterſuchen, ob der mächtigſte Herrſcher 
Europas im Syſtem des Krieges mehr Anlaß hat, eine be⸗ 
deutende Erweiterung an Gebiet und Einkünften für ſein Haus 
zu hoffen, als ſeine völlige Schwächung und ſeinen Sturz zu 
fürchten. Ich ſage: für ſein Haus, denn ich habe mehrere 
Geſchlechter und Jahrhunderte im Auge. Denn fürwahr: 
hätte ein Herrſcher für ſein Haus viel getan, wenn er während 
ſeiner Regierung zwei bis drei Provinzen erobert hätte, wenn 
ſein Enkel auf dem gleichen Wege, d. h. im Syſtem des Krieges, 
vier bis fünf verlieren müßte? Hätte er viel gewonnen, wenn 
er ſeinen Staat um das Doppelte vergrößert, aber ſein Urenkel 
ihn auf dieſelbe Weiſe völlig verliert? 

Hätte er eine beſſer begründete Ausſicht, ſein Reich zu ver⸗ 
doppeln, als den Sturz ſeines Hauſes zu fürchten, ſo verlöre er 
dieſe Ausſicht durch den Beitritt zum Völkerbund freilich, weil 
dieſer zwar jedem ſein Gebiet voll und ganz verbürgt, aber keine 
Gebietserweiterungen erlaubt. Dann dürfte er den Bundes⸗ 
vertrag nicht unterzeichnen, wofern er nicht eine andere gleich⸗ 
wertige Entſchädigung für ſeinen Verzicht auf dieſe Ausſicht 
findet. In Wirklichkeit aber hat er mehr Grund, den völligen 
Sturz ſeines Hauſes zu fürchten, als die Verdoppelung ſeines 
Reiches zu hoffen. Er kann alſo durch Unterzeichnung des Ver⸗ 
trages nur gewinnen, denn er befreit ſich und ſeine Nachkommen 


von jeder Sorge. Für den Beitritt zum Völkerbund hat er 
alſo keinen anderen Beweggrund, als den Fortfall der Sorge. 
Wäre die Ausſicht auf Vorteil ebenſo groß wie die auf Schaden, 
dann müßte freilich noch ein anderer Beweggrund hinzutreten, 
wie z. B. die Kriegskoſten. Wie wir indes ſehen werden, braucht 
der mächtigſte Herrſcher für den Beitritt zum Friedensſyſtem, 
wenn er klug und vorausſchauend iſt und den Vorteil ſeines 
Hauſes liebt, keine anderen Beweggründe, obſchon dieſe, wie 
wir ſehen werden, ſo zahlreich und mächtig ſind, daß man ihn 
für ganz töricht halten müßte, wenn er am Syſtem des Krieges 
feſthielte. 

Hat er die Ausſicht, ſein Gebiet auf Koſten ſeiner Nach⸗ 
barn zu verdoppeln, ſo haben dieſe, wenn ſie ſich verbünden, 
die gleiche Ausſicht, ſich auf ſeine Koſten zu vergrößern. Glaubt 
er Anſprüche auf ihre Staaten zu haben, ſo machen ſie die gleichen 
Anſprüche auf die ſeinen. Verläßt er ſich auf ſeine Macht und 
auf ſeine Verbündeten, ſo tun ſie ein Gleiches. Erhofft er ſich 
Vorteile von einer Regentſchaft, einer vormundſchaftlichen 
Regierung, einem Bürgerkrieg, einem Friedensbruch zwiſchen 
ſeinen Nachbarn, ſo können dieſe im Laufe der Jahrhunderte 
auf die gleichen Ereigniſſe rechnen. Beſeelt ihn Ehrgeiz, Eifer⸗ 
ſucht und Rachedurſt, fo können feine Nachbarn von denſelben 
Gefühlen erfüllt ſein. Iſt er ſtärker als vier Verbündete, ſo iſt 
er doch ſchwächer als fünf oder ſechs; ſo weit ſteht alſo alles gleich. 

Gäbe es in Europa nur zwei gleich ſtarke Großmächte, ſo 
hätten beide im Laufe der Jahrhunderte von den verſchiedenen 
Minderjährigkeitsregierungen und Kriegsereigniſſen das Gleiche 
zu fürchten und zu hoffen. Verzichteten ſie alſo gegenſeitig 
auf ihre Ausſichten auf Gebietserweiterungen, ihre Anſprüche 
und Rechte auf das Gebiet der Gegenpartei, ſo liegt es auf der 
Hand, daß ſie in gleichem Maße verzichteten. Könnten ſie ſich 
gegenſeitig hinreichende Sicherheit geben, daß ihr Vertrag 
nur 150 Jahre lang ohne Krieg in Geltung bleibe, ſo hätten 
ſie von den Folgen dieſer gegenſeitigen Verzichtleiſtung nichts 
als Gewinn. Schon die ununterbrochene Fortdauer des 
Handelsverkehrs und die Verringerung der Heereskoften würden 
die Einkünfte beider Staaten verdoppeln, wie wir weiterhin 
zeigen werden. Und was hätten ſie von einem hundertund⸗ 
fünfzigjährigen Kriege mehr, als die Verdoppelung ihres Staa⸗ 
tes und der Einkünfte ihres Hauſes? Nun aber ſetzt im Syſtem 
des Krieges jedes Haus alles aufs Spiel, um es zum Schaden 
des anderen zu verdoppeln; im Syſtem des Friedens hingegen 
wird nichts aufs Spiel geſetzt und die Einkünfte verdoppeln 
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ſich doch, ohne daß man deshalb ſeinen Nachbar zugrunde zu 
richten braucht. 

Der Krieg iſt ein Syſtem des Zufalls. Wieviele Entſchei⸗ 
dungsſchlachten ſind durch Zufall verloren gegangen! Wie⸗ 
viele Menſchen ſind durch einen Zufall gefallen! Wieviel Auf⸗ 
ſtände ſind durch bloßen Zufall ſchlimm ausgegangen! Mir 
ſcheint, wenn einer jener beiden gleich mächtigen Herrſcher die 
Hälfte Europas für die andere aufs Spiel ſetzt, ſo wagt er mehr, 
als er gewinnen kann, denn er wagt ſeinen notwendigen Be⸗ 
ſitz für einen ebenſo großen unnötigen, den er erwerben will, 
aber viel leichter entbehren kann, als den notwendigen. Iſt 
aber die Möglichkeit zu gewinnen und zu verlieren die gleiche, 
und iſt der Einſatz für ihn wertvoller als der Gewinn, ſo liegt 
es auf der Hand, daß er mehr zu verlieren als zu gewinnen hat, 
nicht in bezug auf den Zufall, der gleich ſein mag, ſondern auf 
das, was er aufs Spiel ſetzt und was an ſich zwar gleichwertig, 
für den Einſetzenden aber mehrwertig iſt. Schon hier zeigt ſich 
bei beiden Syſtemen, was den Gebietszuwachs oder Verluſt 
betrifft, ein beträchtlicher Vorteil zugunſten des Friedens⸗ 
ſyſtems, ganz abgeſehen von den Kriegskoſten und dem Kriegs⸗ 
elend. 

Angenommen aber, in Europa beſtänden nicht zwei, ſondern 
drei gleich mächtige Großſtaaten, ſo wird der Beweis nur noch 
ſtärker. Denn im Syſtem des Krieges iſt jede dieſer drei Mächte 
durchaus gezwungen, alles aufs Spiel zu ſetzen, um den beiden 
anderen im Laufe der Zeit ihren ganzen Beſitz zu nehmen. Sie 
trotzen den gewöhnlichen Zufällen alſo nicht freiwillig, ſondern 
gezwungen. Auch die weiſeſten müſſen wider Willen ihren 
ganzen Beſitz aufs Spiel ſetzen, müſſen entweder die anderen zu⸗ 
grunde richten oder ſich von ihnen zugrunde richten laſſen. Im 
Syſtem des Friedens dagegen iſt keiner dazu gezwungen; viel⸗ 
mehr hat jeder den Vorteil, die Früchte ſeiner Sparſamkeit und 
ſeines Talents durch andere Arten von Vergrößerung zu ernten. 

Angenommen, dieſe drei Häuſer hätten 150 Jahre im 
Syſtem des Friedens gelebt und wollten zu dem des Krieges 
zurückkehren. Jeder Herrſcher hoffte, die beiden anderen durch 
Benutzung der Zufälle auf die Dauer zu unterwerfen und Allein⸗ 
herrſcher von Europa zu werden. Das wäre ebenſo, wie wenn 

rei Spieler, jeder im Beſitz einer Million, übereinkämen, nicht 
eher mit dem Spiel aufzuhören, als bis einer von ihnen die 
drei Millionen in der Taſche hätte und die anderen zugrunde ge⸗ 
richtet wären. Sicherlich kann ein Mann, der eine Million 
beſitzt, leichter auf die beiden anderen Millionen verzichten, 
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als auf die eine, von der er lebt. Nun aber iſt bei gleichem Glück 
drei gegen eins zu wetten, daß er alles verliert und nichts ge⸗ 
winnt. Was er gewinnen kann, iſt an ſich zwar dreimal ſo viel, 
als er verlieren kann, aber nicht für ihn. Seine Ausſichten ſind 
alſo noch weit geringer als bei dem Spiel von Zweien um das 
Doppelte des Einſatzes. Steht es alſo feſt, daß zwei gleich 
mächtige Großſtaaten, wenn ſie ſich hinreichende Sicherheit 
geben könnten, in ungeſtörtem Frieden zu leben, im Syſtem 
des Friedens unvergleichlich mehr Vorteil fänden, ſo wäre der 
Vorteil bei drei Großſtaaten noch weit größer. 

Aber es kommt noch ein Zweites hinzu. Bei drei gleich 
mächtigen Großſtaaten kann keiner die beiden anderen zugrunde 
richten, ohne ſich ſelbſt zu vernichten. Wir werden dies im 
folgenden beweiſen. Der Zufall bringt alſo noch mehr Nachteile 
mit ſich. Denn erſtens iſt drei gegen eins zu wetten, daß er 
alles verliert; zweitens iſt der Staat, der alles gewinnt, in 
dauernder und offenbarer Gefahr, ja er hat die völlige Sicherheit, 
binnen 50 Jahren nicht nur alles Gewonnene zu verlieren, ſon⸗ 
dern auch ſeinen urſprünglichen Beſitz einzubüßen. 

Ich nehme zum Beiſpiel an, Frankreich hätte im Syſtem 
des Krieges im Laufe von 200 Jahren, alſo 1912, die Herrſchaft über 
Europa errungen, und Spanien, Italien, Griechenland, Ungarn, 
Polen, Rußland, Deutſchland, Schweden, Dänemark, Holland und 
England wären nur noch Provinzen des franzöſiſchen Weltreichs. 
Das Reich des Auguſtus und ſeiner Nachfolger, des Konſtantin, 
Theodoſius, Juſtinian und ihrer Nachfolger war ſogar noch 
größer; aber man überlege doch einmal, wie lange dieſe Herrſcher⸗ 
häuſer beſtanden haben und von welchen Kataſtrophen ſie ereilt 
wurden! Man begnüge ſich nicht mit der Tatſache, ſondern 
unterfuche die Gründe für ihren Untergang, für all die Morde 
und Giftmorde gegen die Perſon der Kaiſer und ihrer Ver⸗ 
wandten, und man wird ſehen, daß dieſe Herrſcherhäuſer ſich 
keine 50 Jahre behauptet haben und daß dieſe Umſtürze un⸗ 
vermeidlich und unausweichlich waren. Wäre das Haus Frank⸗ 
reich alſo im Jahre 1912 zur Weltherrſchaft gelangt, ſo iſt eins 
gegen eins zu wetten, daß es binnen 50 Jahren entthront und 
völlig vernichtet wäre, und zwei gegen eins, daß dies binnen 
100 Jahren einträte. Kann ein Haus aber mit ſeinen ver⸗ 
ſchiedenen Zweigen 3000, ſelbſt 5000 Jahre, ja bis an das 
Ende der Zeiten den erſten Thron Europas einnehmen, was 
hätte es dann davon, wenn es nur 50 oder 100 Jahre auf dem 
Weltthrone ſäße? Beſteht hier irgendein Verhältnis? 

Welches aber it die Urſache für den Sturz der Herrſcher⸗ 


Drittes Hauptſtück 59 


häuſer, und welches wirkſame Mittel gibt es dagegen? Die Ur⸗ 
ſache iſt der Ehrgeiz, das heftige Verlangen nach Machterwei⸗ 
terung. Dies Verlangen zu erſticken, ſeine Heftigkeit in allen 
Zeitaltern, an allen Höfen und bei einer großen Zahl von Hof⸗ 
leuten zu bezwingen, iſt unmöglich. Es kann nur durch eine 
größere Furcht im Zaum gehalten werden, nämlich die vor 
dem unfehlbaren Untergang des Herrſchers und ſeines ganzen 
Hauſes. Ein Verſchwörer, der ſich eine Krone aufs Haupt 
ſetzen will, hat wohl vor allem die Furcht, daß die Nachbarn des 
Herrſchers, dem er die Krone entreißen will, als Verwandte, 
Verbündete, Freunde oder bloß als Herrſcher, ein Intereſſe 
daran haben, die unglücklichen Reſte einer durch Verſchwörung 
geſtürzten Herrſcherfamilie zu ſchützen und den Verſchwörer 
zu ſtrafen. Dieſe Furcht fällt weg, wenn es keine benachbarten 
Herrſcher mehr gibt. Dieſer Fall träte ein, wenn Europa nur 
einem Einzigen untertan wäre. Niemand könnte dann mehr 
ſeine Nachkommen oder ſein Geſchlecht beſchützen und ſeinen 
Tod rächen, weil er oder ſeine Vorfahren ſie ſämtlich vernichtet 
hätten. 

Je größer aber die Macht eines Herrſchers iſt, um ſo mehr 
reizt fe die Verſchwörer an. Ein Kaiſer muß feine Brüder 
und Verwandten fürchten. Dieſe Furcht treibt Barbaren⸗ 
herrſcher oft dazu, ſich ihrer zu entledigen und ſomit die Dauer 
ihres Hauſes ſelbſt zu untergraben. Ebenſo muß ein Kaiſer 
ſeinen Miniſtern, Heerführern und Günſtlingen ſein Vertrauen 
ſchenken und ihnen ſeine Heere übergeben. Das ſind meiſt ſehr 
ehrgeizige Leute, und was kann man von einer ſo heftigen 
Leidenſchaft wie der Ehrgeiz erwarten, wenn ſie nicht mehr durch 
Furcht gezügelt wird? Je größer alſo das Reich iſt, um ſo 
häufiger und leichter werden Verſchwörungen gegen den Kaiſer 
und ſein Haus ſein. Die Gefahr ſeines Unterganges wächſt 
mithin im Verhältnis zu ſeiner Größe und ſteht ihm nie näher, 
als wenn er alle anderen vernichtet hat. 

Ein Nachfolger dieſes Kaiſers iſt wenig begabt, wenig 
arbeitſam. Er jagt dem Vergnügen nach und wird von ſeinen 
Untertanen verachtet. Ein kühner und erfolgreicher Feldherr, 
der am Hofe in Anſehen ſteht, bei Offizieren und Soldaten be⸗ 
liebt iſt, läßt ſich von ſeinem Heere zum Kaiſer ausrufen und 
marſchiert gegen die Hauptſtadt. Ein Kopf fällt, und er iſt 
Herr des Reiches. Er braucht nicht zu fürchten, daß er von be⸗ 
nachbarten Herrſchern entthront wird. 

Eine regierende Kaiſerin verliebt ſich in einen ihrer Höf⸗ 
linge, einem geſchickten und kühnen Mann. Er gewinnt ſich 


einen Anhang, heiratet die Kaiſerin, läßt den Thronerben ver- 
giften, die Angehörigen des Herrſcherhauſes im Kerker enden, 
ergreift ſelbſt die Regierung, und ein neues Herrſcherhaus er⸗ 
hebt ſich auf den Trümmern deſſen, das alle anderen vernichtet hat. 

Ein Herrſcher Europas hinterläßt beim Sterben die Re⸗ 
gentſchaft ſeinem erſten Miniſter, weil er ſeinem Bruder oder 
einem Verwandten mißtraut. Dieſer Miniſter gewinnt in 
aller Muße die höchſten Offiziere und Staatsbeamten, kettet 
ſie an ſein Glück, bringt die minderjährigen Thronerben um 
Und ſetzt fi ohne Mühe die Kaiſerkrone aufs Haupt. Wer wird 
ihn an ſeinem Vorhaben und an ſeiner Ausführung hindern? 

Das ſind keine Viſionen und Hirngeſpinſte: man braucht 
nur die Geſchichte aller Völker nachzuleſen, und man findet 
Beiſpiele genug darin. Man ſchlage allein Herodians römiſche 
Kaiſergeſchichte auf, und man wird ſehen, daß im Laufe von 
60 Jahren 14 Kaiſergeſchlechter eins von dem anderen ver⸗ 
trieben wurden. Man unterſuche die Kataſtrophen der Kaiſer⸗ 
häuſer von Konſtantin bis auf Michael Paläologos, dem Mo⸗ 
hammed II. das griechiſche Kaiſerreich entriß: über 50 wurden 
durch Verſchwörungen von Miniſtern, Feldherren oder Günſt⸗ 
lingen geſtürzt, ſo daß im Durchſchnitt von 1200 Jahren ein 
einziges Haus nicht über 25 Jahre geherrſcht hat. Das ſcheint 
unglaublich und iſt doch wahr. Worin liegt aber der Ruhm für 
ein Kaiſerhaus, wenn es im Laufe von 12 Jahrhunderten mit 
50 anderen Häuſern wechſelt, deren Herrſcher von niedriger 
Herkunft und geringem Anſehen waren? 

Die Geſchichte dieſer Weltmonarchien läßt einen ſicheren 
Schluß auf die Schickſale des europäiſchen Kaiſerhauſes zu. 
Da es ſein einziges Ziel iſt, ſeine Nachbarn zu vernichten, ver⸗ 
nichtet es damit unbedacht die einzigen wahren Beſchützer ſeiner 
Nachkommen. Es hat freilich keine äußeren Feinde mehr zu 
fürchten, dafür aber hat es ſeine inneren Feinde vervielfacht, 
und zwar in dem gleichen Maße, wie es die äußeren vernichtet 
hat. Ehrgeiz iſt eine Leidenſchaft, die unter gleichen Verhält⸗ 
niſſen ſtets die gleiche Wirkung hat. Zudem iſt der Ehrgeiz nicht 
der alleinige Beweggrund der Verſchwörer. Haß, Rache, die 
Furcht, von einer feindlichen Kabale geſtürzt zu werden, haben 
ebenſo oft zu Verſchwörungen geführt. Für die Herrſcherhäuſer 
ſind ſie tödliche Krankheiten, gegen die es kein Mittel gibt: 
in dieſen Abgrund führt die allzugroße Macht, führt das Ver⸗ 
langen nach der Herrſchaft über Europa. Steht alſo ein Herrſcher⸗ 
haus hoch über den anderen, wie kann es dann wünſchen, ſo 
hoch zu ſteigen, daß ſeine eigene Größe in 25, 50, 100 Jahren 
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zu feinem Sturz führen muß? Wie kann es den Wunſch haben, 
hundert andere von niedriger Herkunft zu Nachfolgern zu haben, 
die ſelbſt das Andenken ſeines Namens auslöſchen? 

Handelt es ſich aber nur um eine Macht mit geringeren 
Anſprüchen, die nur einige Provinzen mehr haben will, ſo ver⸗ 
gleiche man den Gegenſtand ihres Verlangens, der zudem höchſt 
ungewiß iſt und ihr mehr koſtet, als er einbringt, mit den unend⸗ 
lichen, wirklichen und ſicheren Vorteilen, die ein ewiger, durch 
den Völkerbund geſicherter Friede bietet. Bleibt dem Herrſcher 


dann ein Reſt von Vernunft, fo muß er die Unſinnigkeit ſeines 


Vorhabens einſehen, denn es führt auf einem höchſt haſſens⸗ 
werten, ſchwierigen und zufallsreichen Wege zum völligen 
Untergang ſeines Hauſes. Zum Beweis dafür nehme ich ein 
Bündnis mehrerer Herrſcher an, das der Macht Frankreichs 
gleichkäme. Ein ſolches Bündnis iſt nicht nur möglich, ſondern 
es beſteht. Seine Macht iſt der Frankreichs nicht nur gleich, 
ſondern überlegen. Ja, es könnte ſich noch eine andere Liga 
von Herrſchern bilden, die an dem jetzigen Kriege zwiſchen Frank⸗ 
reich und Hſterreich nicht teilgenommen haben und deren Macht 
noch weit größer ſein könnte. Handelte es ſich nur um eine Liga 
mit gleicher Macht, ſo träte derſelbe Fall ein, wie bei zwei gleich 
mächtigen Herrſcherhäuſern. Da ſie aber mächtiger iſt, ſo hat 
Frankreich noch zwingendere Gründe, dem Syſtem des Frie⸗ 
dens den Vorzug zu geben. N 

Ich weiß wohl, daß die anderen europäiſchen Mächte ſchwä⸗ 
cher ſind als Frankreich, ja daß die heutige Liga geſprengt werden 
kann. Aber ich weiß auch, daß im Laufe mehrerer Jahrhunderte 
etwas geſchehen kann, was ſeit 3000 Jahren ſchon mehr als 
zehnmal geſchehen iſt: daß nämlich eine ſo unbedeutende Macht 
wie das heutige Savoyen oder das alte Mazedonien in wenigen 
Jahren die größte Weltmacht über den Haufen werfen kann. 
Seſoſtris, Cyrus, Alexander der Große, Attila, Alarich, Al⸗ 
manſor, Tſchingiskhan, Tamerlan, die Osmanen, der letzte 
Tatarenkhan, der vor ſiebzig Jahren China überfiel — ſie alle 
waren zehn⸗ oder zwanzigmal, ja dreißigmal weniger mächtig 
als die Reichen, die ſie unterwarfen. Die Umſtände waren 
ihnen freilich günſtig, aber können ſolche günſtigen Umſtände 
nicht immer wiederkehren? Sie hatten nicht mal den Bei⸗ 
ſtand der heutigen Ligen, und doch hatten ſie ſolche Erfolge. 
Je weniger mächtig ſie überdies ſind, um ſo zahlreicher ſind ſie: 
und findet ſich unter einer größeren Zahl nicht leichter ein wage⸗ 
mutiger und erfolgreicher Herrſcher? Somit bleibt der ganze 
Beweis beſtehen. 
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Es ſcheint freilich nahezu unmöglich, einem mächtigen Herr⸗ 
ſcher die begründete Furcht einzuflößen, ſeine Nachkommen 
würden eines Tages entthront und vernichtet werden. Er hat 
zeitlebens in völliger Sicherheit gelebt und für ſich nichts ge⸗ 
fürchtet: wie ſollte er alſo für feine Urenkel etwas fürchten? 
Aber das iſt kein Beweis von Klugheit. Die Herrſcher, die 
von Cyrus und Alexander beſiegt und entthront wurden, hegten 
zehn Jahre vor ihrem Sturz keine Sorge für ſich und für ihr 
Haus. Die einen waren viel mächtiger als die Eroberer, die 
anderen weit entfernt von ihnen. Wenn ſie aber auch nichts 
fürchteten, war dies kein Grund, unbeſorgt zu bleiben. Recht⸗ 
fertigt ihr Sicherheitsgefühl etwa ihre Sorgloſigkeit? Ein 
Herrſcher, der in ſeinem Lande keine Spaltungen und Religions⸗ 
wirren erlebt hat, ſtellt ſich nicht vor, daß fie 100 Jahre nach 
ihm eintreten können. Franz l. ſah die Bürgerkriege nicht 
voraus, die infolge der Glaubensſtreitigkeiten nach ſeinem Tode 
ausbrachen und die Frankreich 40 Jahre lang verheerten. Er 
ſah nicht voraus, daß das Königshaus 15 Jahre lang zwiſchen 
Sein und Nichtſein ſchweben würde. Trotzdem dieſe Unglücks⸗ 
fälle weder vorausgeſehen noch gefürchtet wurden, waren ſie 
doch nicht fern und nicht weniger zu fürchten. Man denke an 
die letzte engliſche Revolution. Noch 10 Jahre vor ſeinem Tod 
fürchtete Karl J. ſich nicht vor den Folgen ſeines Zwiſtes mit 
dem Parlament!): waren fie darum aber weniger zu fürchten? 
Cromwell riß unter dem Titel eines Lord Protector die Krone 
an ſich. Was gab ihm die Sicherheit dazu? Nur der Gedanke, 
daß er ſtark genug ſei, um ſich gegen die fremden Mächte zu 
behaupten, die den Tod des Königs etwa rächen würden. Wäre 
England halb ſo mächtig geweſen, ſo hätte die Regentin von 
Frankreich?) ihre Schwägerin gerächt. Somit war die Macht 
des engliſchen Königtums der Grund für den Umſturz und ſchützte 
den Uſurpator vor Strafe. 


Ohne Zweifel wird mein Beweis, der auf der Voraus⸗ 
ſetzung dreier gleich mächtiger Herrſcherhäuſer beruhte, durch 
eine Vielzahl von Herrſchern, alſo durch die 24, die nach meiner 
Annahme Sitz und Stimme im Völkerbund haben ſollen, in 


2) Karl J., ſeit 1625 König von England, geriet in Streitigkeiten mit 
dem Parlament, die 1642 zum Kriege führten, und wurde 1649 vom 
Parlament hingerichtet. (Der Über].) 

2) Anna von Oſterreich, die Gattin Ludwigs XIII., führte nach deſſen 
Tod (1643) die Vormundſchaft über ihren minderjährigen Sohn 
Ludwig XIV. Karl J. von England war mit Henriette von Frankreich, der 
Schweſter Ludwigs XIII., vermählt. (Der Über].) 
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keiner Weiſe entkräftet. Dieſe Vielzahl hat vor den drei Herrſcher⸗ 
häuſern ſogar unendlich viel voraus. Denn kämen nur drei 
Mächte überein, ihre künftigen Streitigkeiten ohne Krieg und 
durch den Schiedsſpruch des Dritten, Unbeteiligten zu ſchlichten, 
ſo fehlte dieſem Vertrage die hinreichende Sicherheit der 
Ausführung. Zwei von ihnen könnten ihre Anſicht mit der 
Zeit ändern, und ihre ſchlecht beratenen Nachfolger könnten 
das Gegenteil wollen. Ohne Rückſicht auf die Verluſte, denen 
ſie ſich beim Aufhören des Friedens ausſetzen, könnten ſich 
zwei von ihnen in ihrer Verblendung zum Angriff auf den Dritten 
verbünden. Das wäre freilich ſehr töricht, denn hätten ſie 
ihn entthront, ſo würde es nicht lange dauern, bis einer von 
ihnen den anderen vom Throne ſtieße. Solche großen Tor⸗ 
heiten ſind ſelten, aber immerhin möglich, ſolange ſie nicht 
durch eine größere Furcht vereitelt werden. 

Ein Bündnis zwiſchen 24 Herrſchern hätte dieſe furchtbare 
Unzuläſſigkeit nicht, denn im Bundesrat wird alles mit Drei⸗ 
viertelmehrheit der Stimmen entſchieden. Dieſe Mehrheit 
aber bilden die ſchwächeren Herrſcher, die weniger Hoffnung 
haben, einen anderen zu überfallen, als Furcht, ſelbſt über⸗ 
fallen zu werden. Sie haben ſtets das größte Intereſſe am 
Beſtehen des Bundes und werden ſtreng auf die Durchführung 
des Vertrages ſehen. Da ſie nun alle zuſammen viel ſtärker 
wären, als diejenigen, die ſich in törichtem Ehrgeiz unterfangen, 
den Bund und den Frieden zu brechen, ſo wären ſie völlig 
ſicher, daß er niemals geſtört wird, oder daß die Störenfriede 
alsbald entthront werden. Die Furcht vor einer ſo großen 
und augenſcheinlichen Gefahr würde hinreichen, um die Ehr⸗ 
geizigen in Schranken zu halten. Dieſe große Furcht alſo wäre 
eine hinreichende Sicherheit für die Vernunft aller ſchwä⸗ 
cheren Herrſcher, und andererſeits wäre dieſe Vernunft der 
Schwächeren eine hinreichende Sicherheit gegenüber ehr⸗ 
geizigen Plänen der Mächtigſten, die den Bund etwa brechen 
wollten. 

Es iſt alſo bewieſen: 

1. Im Syſtem des Krieges iſt es unvermeidlich, daß die 
Herrſcherhäuſer ſich im Laufe einiger Jahrhunderte gegenſeitig 
ſtürzen und vernichten oder durch Verſchwörungen ihrer Unter- 
tanen geſtürzt werden. 

2. Das mächtigſte Herrſcherhaus Europas, alſo jetzt das 
franzöſiſche, hat im Syſtem des Krieges zweimal mehr Grund 
zu der Befürchtung, von einem anderen geſtürzt zu werden, als 
Grund zu der Hoffnung, daß es ſie alle ſtürzen wird. 
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3. Hätte das Haus Frankreich alle anderen geſtürzt, ſo wäre 
es der viel näheren und völlig unvermeidlichen Gefahr ausgeſetzt, 
durch die Verſchwörungen ſeiner Untertanen geſtürzt zu werden. 

Sit es hingegen im Syſtem des ewigen Friedens und des 
europäiſchen Bundes möglich, dem Hauſe Frankreich 
jeden Gebietsverluſt zu erſparen und ihm alle Sorge um ſeinen 
Sturz durch fremde Mächte oder durch die eigenen Unter⸗ 
tanen zu nehmen, unter der Bedingung, daß es auf jede Gebiets⸗ 
erweiterung verzichtet und hinreichende Sicherheiten für dieſen 
Verzicht bietet, ſo ſteht es feſt, daß es durch den Verzicht auf 
das gegenwärtige Syſtem des Krieges und durch ſeinen Beitritt 
zum Syſtem des ewigen Friedens bedeutend gewinnt. Es hat 
alſo viel mehr davon, den Vertrag des Völkerbundes zu unter⸗ 
zeichnen, als dies nicht zu tun; was zu beweiſen war. 


Zweiter Vorteil. 


Vergleich der gewaltſamen Mittel zur Schlich⸗ 
tung von Streitigkeiten mit ihrem Austrag 
durch ein Schiedsgericht. 


Wie ich im erſten Haupſtück zeigte, hatten die europäiſchen 
Herrſcher bei dem bisherigen Syſtem kein anderes Mittel zum 
Austrag ihrer Anſprüche und Streitigkeiten als die Gewalt. 
Dieſe Anſprüche nehmen nie ein Ende und werden nie wirklich 
ausgetragen, außer durch die völlige Vernichtung des einen 
oder anderen der Streitenden, denn in den Verträgen laſſen 
ſich nicht alle künftigen Anſprüche vorausſehen und regeln. 
Wäre das aber auch der Fall, ſo haben die Herrſcher bisher doch 
keine Bürgſchaft, keine hinreichende Sicherheit für die Aus⸗ 
führung dieſer Verträge. 

Im Völkerbund und Friedensſyſtem dagegen bietet ſich 
ein ſicheres und wirkſames Mittel zum Austrag aller künftigen 
Streitigkeiten ohne Krieg, nämlich in dem dauernden Schieds⸗ 
gericht der europäiſchen Herrſcher, die ihre Bevollmächtigten 
in einem ſtändigen Bundesrat haben. Denn die dort vereinigten 
Schiedsrichter haben ein hinreichendes Intereſſe daran, 
daß ihre Urteile vollſtreckt werden, und hinreichende Macht, 
um deren Vollſtreckung auch gegen den Willen der Widerſtreben⸗ 
den durchzuſetzen. 

Das ſind zwei ſehr verſchiedene Mittel, und doch ſind es die 
einzigen. Wie die Gewalt das Kennzeichen des Kriegsſyſtems, 
it das ſtändige und unumſchränkte Schiedsgericht das Kenn⸗ 
zeichen des Syſtems des Friedens und des Völkerbundes. Es 
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fragt ſich alſo, welches von beiden Syſtemen für den mächtigſten 
Herrſcher Europas, alſo jetzt den König von Frankreich, das 
vorteilhafteſte iſt. Denn iſt das Syſtem des Schiedsgerichts 
ſchon für den Mächtigſten vorteilhaft, das heißt für den, der 
von ſeiner Gewalt am meiſten zu hoffen und von der der 
anderen am wenigſten zu fürchten hat, ſo iſt es um ſo vorteil⸗ 
hafter für den Schwächeren, das heißt für den, der von ſeiner 
Gewalt weniger zu hoffen und von der der anderen mehr zu 
fürchten hat. 

Hätte der Mächtigſte die hinreichende Sicherheit, daß 
er und ſeine Nachkommen ſtets die Mächtigſten bleiben, trotz der 
Liſten des Feindes, trotz des Zufalls der Schlachten, trotz der 
Bündniſſe, die ſich gegen ſein Haus bilden können, trotz der 
Zeiten der Schwäche, die ſein Haus durchmachen kann, trotz der 
Aufſtände, die eines Tages in feinen Staaten und in ſeiner 
eigenen Familie ausbrechen können, ſo hätte er ſicherlich mehr 
zu verlieren, als zu gewinnen, wenn er ſeine Anſprüche anders 
als auf dem Wege der Gewalt durchſetzen wollte. Wäre er doch 
ſtets gewiß, ſie nach ſeinem Willen zu entſcheiden, ſtets für die 
Kriegskoſten ſo wie für die Einbuße entſchädigt zu werden, die 
ſeine Untertanen durch die Feindſeligkeiten wie durch die Unter⸗ 
brechung des Handels erlitten haben. 

Wie die Dinge in Europa jedoch liegen, fehlt viel daran, 
daß der mächtigſte Herrſcher dieſe Sicherheit hat. Ich bitte den 
Leſer doch nur ſein Augenmerk auf die jetzigen Vorgänge zu 
richten. Können die beiden Zweige des Hauſes Frankreich!) 
je einiger ſein, als ſie es ſeit elf Jahren, das heißt ſeit dem Aus⸗ 
bruch des Krieges ſind? Können fie je größere Anſtrengungen 
machen, als ſie jetzt gemacht haben? Dagegen liegt es auf 
der Hand, daß die Alliierten noch einiger ſein, daß ſie noch 
größere Anſtrengungen machen und ihren Bund noch erweitern 
können. Kann die Macht Frankreichs binnen 50 Jahren noch 
zunehmen, ſo kann die Macht der anderen binnen 100 Jah⸗ 
ren im gleichen Verhältnis wachſen. Kann aber der mächtigſte 
Herrſcher zur Zeit ſeiner größten Machtentfaltung nicht darauf 
rechnen, daß alles nach ſeinem Willen geht, ſo ergibt ſich 
daraus, daß alle Ausgaben, die ſeine Nachkommen künftig machen 


) In Frankreich und Spanien. Der Spaniſche Erbfolgekrieg ent⸗ 
brannte 1701 nach dem Tode des letzten ſpaniſchen Habsburgers, auf 
deſſen Reich Ludwig XIV. für ſeinen Enkel Philipp von Anjou und 
Kaiſer Leopold J. für feinen Sohn Karl Anſpruch erhoben. Letzterer 
fand Unterſtützung bei England, Holland und dem Reiche. (Der Übers. 
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können, um ihre Anſprüche mit Gewalt durchzuſetzen, ebenfo 
zwecklos ſind wie die jetzigen. 

Soweit hat alſo der mächtigſte Herrſcher Europas keinen 
Vorteil davon, ſeine Anſprüche mit Gewalt ſtatt durch Schieds⸗ 
ſpruch zu entſcheiden, ſelbſt bei der Annahme, daß das Urteil 
der Schiedsrichter ebenſo ſehr vom Zufall abhängt, wie das 
Los der Schlachten. Aber er hat beim Syſtem des Schieds⸗ 
gerichts einen anderen Vorteil, den das Syſtem des Krieges 
ihm nicht bietet. 

1. Hätte der Mächtigſte jedesmal, wenn er zu den Waffen 
greift, hinreichende Sicherheit, daß er im Falle eines Miß⸗ 
erfolges nur alle Kriegskoſten verlöre und alle Schäden des 
Krieges hinnehmen müßte, ſo könnte er unbeſonnen genug ſein, 
dieſer Gefahr zu trotzen, ohne recht zu erwägen, was dieſe Ver⸗ 
luſte bedeuten, und ohne ſie mit dem wirklichen Wert der An⸗ 
ſprüche zu vergleichen, derentwegen er den Krieg führt. Aber 
dieſe Sicherheit hat er nicht; denn ſind ſeine Feinde ihm im 
Krieg hinreichend überlegen, was hindert ſie dann, ihm ein 
Drittel oder die Hälfte ſeines Staates, ja den ganzen Beſitz 
fortzunehmen, um ſich für ihre Verluſte ſchadlos zu halten? Im 
Syſtem des Friedens fällt dieſer furchtbare Nachteil fort. Auch 
der mächtigſte Herrſcher kann nur das verlieren, was er dem 
Urteil des Schiedsgerichts anheimſtellt. Er hat keine großen 
Koſten zu tragen, ſeine Grenzen werden nicht verheert, ſein 
Handel nicht geſtört, und er hat feinen Gegnern keine Kriegs⸗ 
koſten zu zahlen. Wie groß iſt dieſer Vorteil! 

2. Weiter iſt im Syſtem des Krieges der mächtigſte Herr⸗ 


ſcher, jo friedlich und verſtändig er ſei, wider Willen gezwungen, 


in den Streitigkeiten und Kriegen zwiſchen einen Nachbarn Partei 
zu ergreifen. Er hat alſo nicht nur ſeine eigenen Streitig⸗ 
keiten mit Gewalt auszutragen, ſondern muß auch noch alles 
aufbieten, um die Streitigkeiten der anderen im Intereſſe ſeiner 


eigenen Sicherheit zu ſchlichten. Im Syſtem des Schiedsgerichts 
hingegen hat jeder Herrſcher hinreichende und wechſen⸗ 


ſeitige Sicherheitgegendas Übelwollenderanderen;erbr 
fi) alſo nur um feine eigenen Streitigkeiten zu kümmert und 
iſt Schiedsrichter aller Streitigkeiten unter den anderen. Ich 
frage: iſt das nicht auch ein großer Vorteil? 

3. Auch der mächtigſte Herrſcher iſt nicht völlig unabhängig. 
Wer Anlaß zu Beſorgnis hat, iſt abhängig; wer großen Anlaß 
zur Beſorgnis vor einer großen Gefahr hat, iſt ſehr abhängig. 
Man kann alſo mit Beſtimmtheit ſagen, daß alle Herrſcher, 
ſo unabhängig man ſie ſich denken mag, tatſächlich ſehr abhängig 
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voneinander find, weil fie tatſächlich einander zu fürchten haben. 
Die Abhängigkeit eines Herrſchers richtet ſich nach der Macht 
der anderen Herrſcher und ihrer Verbündeten. Sie iſt im Kriegs⸗ 
zuſtand um ſo größer, als ſein Haus in beſtändiger Gefahr ſchwebt, 
von einem oder mehreren Feinden, die die Oberhand erlangen, 
geſtürzt zu werden. Nur bei der Kriegserklärung ſelbſt iſt er 
unabhängig. Iſt dieſe aber erfolgt, ſo iſt er abhängig vom Er⸗ 
folg, und dieſer iſt abhängig von der Macht ſeiner Feinde. 

Man erwäge dagegen, was ein Herrſcher im Syſtem des 
Schiedsgerichts zu fürchten hat. Von ſeinen Schiedsrichtern hat 
er weit weniger zu fürchten als von ſeinen Feinden, er iſt alſo 
weit unabhängiger als im Syſtem des Krieges. Denn ſchließlich 
hat er von ihnen nur für das zu fürchten, was er ihrem Schieds⸗ 
ſpruch anheimſtellt, alſo nur Grenz- oder Handelsfragen oder 
etwa perſönliche Kränkungen. Nun aber ſind die Grenzen durch 
Verträge beſtimmt, oder wo es dieſen an der nötigen Klarheit 
fehlt, tritt der gegenwärtige friedliche Beſitz dafür ein. Alles, 
was den Streit um Beſitz lohnt, iſt alſo heutzutage ein Beſitz 
und trägt deſſen deutliche Zeichen, wie Rechtſprechung und Ab⸗ 
gaben. Wo dieſe Zeichen fehlen, iſt das Ganze keinen Streit 
Wert. Somit wird es nie Streit um eine Provinz, nicht mal um 
eine Stadt oder einen Flecken geben. — Die Handelsſtreitigkeiten 
betreffen weniger den Herrſcher als ſeine Untertanen. Da aber 
im Völkerbund gleiche und gegenſeitige Handelsgeſetze unter 
allen Nationen eingeführt werden, ſo können die Herrſcher, die 
ihm angehören, den Untertanen dieſes mächtigen Herrſchers 
durch ihre Bevollmächtigten keinen Nachteil zufügen laſſen, 
den ſie nicht ihren eigenen Untertanen zufügen. — Was ſchließlich 
die perſönlichen Streitigkeiten zwiſchen Herrſchern betrifft ſo 
ſind ſie bei der großen räumlichen Entfernung ſehr ſelten. Auch 
ſteht dem Gekränkten der Weg der Klage und Genugtuung 
offen, und um die Schande der Genugtuung zu vermeiden, wird 
jeder ſich hüten, Anlaß zu Klagen zu geben. Auch betreffen ſolche 
Streitigkeiten nicht ſowohl die Dynaſtien, als die einzelnen 
Herrſcher. Die Dynaſtien bleiben, und die Herrſcher ſterben. 
Die Perſon des Herrſchers kann alſo wohl für eine Weile von 
dem Schiedsgericht abhängig ſein, ſein Haus dagegen bleibt 
völlig unabhängig. Da er aber bei der Sühne für perſönliche 
Kränkung notwendigerweiſe von der Gewalt oder von einem 
Schiedsſpruch abhängt und die erſtere Abhängigkeit weit größer 
und härter iſt, ſo kann er bei dem Tauſch ſeiner Abhängigkeit 
nur bedeutend gewinnen. 

4. Wäre die Anabhängigkeit auch in beiden Syſtemen die 
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gleiche, ſo gewinnt der Herrſcher, der dem Friedensſyſtem bei- 
tritt, doch ebenſoviel, wie er aufgibt. Denn tritt er den 23 ande⸗ 
ren Herrſchern das Recht ab, zur Verfechtung ſeiner Anſprüche, 
zu den Waffen zu greifen, wenn es ihm beliebt, ſo treten ihm 
dieſe ja in gleicher Weiſe das Recht ab, gegen ihn zu den Waffen 
zu greifen, wenn es ihnen beliebt. Tritt er ihnen durch den Ver⸗ 
trag das Recht ab, dauernd feine Schiedsrichter zu ſein, das ſie 
nicht hatten, ſo treten ſie ihm in gleicher Weiſe das Recht ab, 
ihr Schiedsrichter zu ſein, das er nicht hatte. Welche Macht⸗ 
vollkommenheit er ihnen alſo auch einräumt, ſie räumen ihm 
die gleiche ein. In welche Abhängigkeit er ſich ihnen gegenüber 
auch begibt, ſie werden von ihm ebenſo abhängig. 

5. Abgeſehen von dieſen Erwägungen, die die Abhängigkeit 
ſtark einſchränken, ſteht eins feſt: Man hat ſeine Richter um ſo 
weniger zu fürchten, je mehr man vom Recht ſeiner eigenen 
Anſprüche oder ſeiner Verteidigung überzeugt iſt, je ſicherer 
man iſt, daß die Richter aufgeklärt, gerecht und durch ihr eigenes 
Intereſſe zur Gerechtigkeit veranlaßt ſind. Da nun die Herrſcher 
wiſſen, daß die Rechtsgrundſätze ihrer Schiedsſprüche auch gegen 
ſie ſelbſt und gegen ihre Nachkommen angewandt werden, ſo 
haben ſie ſelbſt das größte Intereſſe an völlig unparteiiſcher 
Rechtſprechung. Je weniger alſo die Richter zu fürchten ſind, 
um fo weniger wird dem Herrſcher die Abhängigkeit fühlbar 
werden. Ja die Abhängigkeit, in die er ſich durch das Schieds⸗ 
gerichtsverfahren begibt, iſt nur ein Schatten von der, in der er 
und ſeine Nachkommen ſich im Syſtem der Gewalt befinden. 

6. Wäre aber auch die Abhängigkeit in beiden Syſtemen 
die gleiche, jo beſtände doch ſtets ein gewaltiger Anterſchied, 
ſchon hinſichtlich der ungeheuren Koſten des Kriegs yſtems, 
wovon wir noch weiterhin reden werden. 

Kann alſo der europäiſche Bund dem mächtigſten 
Herrſcher hinreichende Sicherheit für die Dauer des 
inneren und äußeren Friedens bieten, ſo iſt es für ihn weit vor⸗ 
teilhafter, dieſen Vertrag zu unterzeichnen, als es nicht zu tun. 


Dritter Vorteil. 


Vergleich der Macht und Unabhängigkeit im Syſtem 
des Krieges und des Friedens. 


Gäbe es in Europa nur zwei gleich mächtige Herrſcher, ſo 
wären ſie an ſich völlig unabhängig voneinander. Da ſie ſich aber 
gegenſeitig zu fürchten hätten, wären ſie tatſächlich abhängig 
voneinander, denn ein jeder hängt von dem ab, den er zu fürch⸗ 
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ten hat, und in dem Maße, wie er ihn zu fürchten hat. Da beide 
in dieſem Falle voneinander gleichviel zu fürchten hätten, wären 
fie tatſächlich gleich abhängig voneinander. Könnten fie alſo 
ein Mittel finden, das ſie der gegenſeitigen Furcht enthebt, ſo 
wäre das außerordentlich vorteilhaft für ſie und befreite ſie von 
der gegenſeitigen Abhängigkeit. Wenn aber der mächtigſte Herr⸗ 
ſcher Europas ſtets auf Gegenbünde von gleicher Macht ſtoßen 
kann und wird, und wenn er ein Mittel fände, durch das er nie 
mehr etwas von dieſen Gegenbünden oder einzelnen ihrer Mit⸗ 
glieder zu fürchten hätte, ſo iſt es klar, daß er ſich von einer 
fatſächlichen, harten und ſehr drückenden Abhängigkeit befreit. 
Dies Mittel läßt ſich aber niemals im Syſtem des Krieges fin⸗ 
den, wo jeder nur auf Gewalt ausgeht, dagegen iſt es völlig 
entdeckt im Syſtem des Friedens und des Völkerbundes, wo 
nur der Weg des Rechts und der Gerechtigkeit beſchritten wird 
und keiner vom anderen etwas zu fürchten hat, weil alle 
unter dem Schutz des Bundes ſtehen. 

Warum ſagt ein Privatmann mit Recht, er ſei von ſeinen 
Mitbürgern unabhängig? Weil er nichts von ihnen zu fürchten 
hat. Und warum dies? Weil kein Nachbar ihm ungeſtraft 
fein Gut rauben oder ihn töten kann. Und warum kann dieſer 
es nicht ungeſtraft tun, ohne das eigene Leben zu verwirken? 
Weil beide im Schoß einer Geſellſchaft leben, die im eigenen 
Intereſſe für die Beobachtung der Geſetze ſorgt, und weil dieſe 
Geſellſchaft mächtig genug ift, für ihre Beobachtung trotz dem 
Widerſtand ihrer Übertreter zu ſorgen. Die Häuptlinge der 
Wilden leben nicht in dieſer glücklichen Unabhängigkeit. Ihr 
Gut und Leben kann ihnen täglich ungeſtraft genommen 
werden. Mangels eines Geſetzes und einer Geſellſchaft leben 
ſie in der härteſten Abhängigkeit voneinander. 

Angenommen, wie es nur zu oft geſchieht, das fragliche 
Herrſcherhaus hat ein Kind oder einen Geiſteskranken zum 
Oberhaupt. Dann gerät es in die größte Abhängigkeit von ſeinen 
Nachbarn. Iſt es alſo ſchon ſehr im Vorteil, wenn es zur Zeit 
ſeiner größten Macht aus dieſer Abhängigkeit befreit wird, ſo 
erſt recht in der Zeit ſeiner Schwäche. Sein Herrſcher findet 
alſo im Vertrage des Völkerbundes, und nur in ihm, das für 
einen klugen und vorausſchauenden Fürſten ſo wichtige Geheim⸗ 
nis, ſein Haus in Zeiten der Schwäche ebenſo ſicher zu ſtellen, 
wie zur Zeit ſeiner größten Macht. 

Soviel von der Stellung gegen ſeine Nachbarn. Vergleicht 
man aber feine Macht über die eigenen Un ertanen im Syſtem 
des Krieges und des Friedens und ihre Abhängigkeit von ihm, 
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ſo zeigt ſich ein deutlicher und ſehr beträchtlicher Vorteil. Denn 
im Syſtem des Krieges können ſie ſich empören, in der Hoff⸗ 
nung, ihre Lage zu verbeſſern, und dabei auf den Beiſtand ſeiner 
Nachbarn rechnen oder ſich doch durch eigne Kraft behaupten; 
ihre Abhängigkeit iſt alſo viel geringer und die Macht des Herr⸗ 
ſchers ſehr beſchränkt. Inn Syſtem des Friedens aber haben 
ſie bei einem Aufſtand nicht nur auf keinen Beiſtand zu rechnen, 
ſondern im Gegenteil das Einſchreiten des Völkerbundes zu⸗ 
gunſten ihres Herrſchers und ihre Beſtrafung zu fürchten. 

Mir ſcheint alſo bewieſen, daß die Unabhängigkeit an ſich 
in beiden Syſtemen die gleiche bleibt. Woh aber iſt die tat⸗ 
ſächliche Abhängigkeit, die Furcht vor der verborgenen oder 
offenen Gewalt der Nachbarn, untrennbar vom Syſtem des 
Krieges, während ſie in dem des Friedens ganz fehlt. Dieſer 
Vorteil iſt für das Lebensglück eines Herrſchers und die Dauer 
ſeines Hauſes unſchätzbar. Der Machtzuwachs gegenüber ſeinen 
Untertanen iſt nicht weniger erheblich. Ja er iſt ſo bedeutend, 
daß man mir vorgeworfen hat, ich erleichterte durch dieſen 
Machtzuwachs die Tyrannei. Darauf werde ich an anderer 
Stelle antworten!); hier gilt es nur zu zeigen, daß auch die 
Macht des mächtigſten Herrſchers im Syſtem des Friedens noch 
beträchtlich zunähme. 

Kann alfo die europäiſche Geſellſchaft dem mächtigſten 
Herrſcher hinreichende Sicherheit für den dauernden inne⸗ 
ren und äußeren Frieden bieten, ſo iſt es für ihn viel vorteil⸗ 
hafter, dieſen Vertrag zu unterzeichnen, als es nicht zu tun. 


Vierter Vorteil. 


Vergleich der Fortſchritte in Geſetzen, Verord⸗ 
nungen und nützlichen Einrichtungen im Syſtem 
des Krieges und des Friedens. 


Wie jedermann weiß, vervollkommnen ſich die Geſetze und 
Einrichtungen eines Staates, je mehr er in Blüte ſteht, je mehr 
Einnahmen und andere bedeutende Vorteile der Herrſcher von 
ihm hat. Im Kriege aber werden die Geſetze am meiſten ver⸗ 
nachläſſigt und am ſchlechteſten befolgt; die nützlichen Einrich⸗ 
tungen mehren ſich nicht, ſondern verfallen von Tag zu Tag 
mehr. i 


1) S. Seite 156 ff. 
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1. Zum Beiſpiel gibt es in den meiſten Staaten gute Ge⸗ 
ſetze, um die Rechtsſtreitigkeiten der Untertanen zu vermindern 
und ſie mit geringen Koſten zu beenden. Sie ließen ſich aber 
zweifellos noch verbeſſern: durch Verringerung der Prozeſſe 
um die Hälfte bei gleich gerechter Rechtſprechung und bei 
raſcherer und billigerer Erledigung. Was iſt das Haupthinder⸗ 


nis für ſolche Reformen? Der Krieg. Was verhindert die Durch⸗ 


führung der ſchon gemachten Reformvorſchläge? Der Krieg. 
Was kann dem Herrſcher die Zeit und die Mittel zu ihrer Durch⸗ 
führung geben? Allein der Friede, der ewige Friede. 


2. Nichts trüge zum Glück der Herrſcher und ihrer Völker 
mehr bei, als wenn man das Geheimnis entdeckte, ſie vermöge 
ihres eigenen Vorteils dahin zu bringen, die Gaben ihres Stan⸗ 
des zu vervollkommnen, die Tugenden ihres Standes täglich mit 
wachſender Strenge zu üben. Man müßte dann nur ein ſicheres 
Mittel ausfindig machen, um den Herrſchern die verſchiedenen 
Stufen des Verdienſtes der Bewerber um öffentliche Am er zu 
zeigen. Nun hat man aber ſchon ſchwierigere Dinge ausfindig 
gemacht. Man könnte ja Preiſe für die beſten Vorſchläge hier⸗ 
über ausſchreiben. Was hindert daran? Der Krieg. Und wenn 
ſolche Vorſchläge gemacht wären, was verhindert ihre Durch⸗ 
führung? Der Krieg. Im Syſtem des Friedens dagegen hätte 
man alle denkbare Zeit und Gelegenheit dazu. 


3. In den großen Städten wie in den Provinzen gibt es 
eine große Zahl hervorragender Geiſter, die Zeit und Fähigkeit 
genug beſitzen, um die ſchwierigſten Fragen zu erörtern und 
vorzügliche Vorſchläge für wichtige Einrichtungen zu machen. 
Man könnte unter der Aufſicht jedes Miniſters einen Ausſchuß 
von Fachleuten bilden, die dieſen hervorragenden Geiſtern ihre 
Arbeit zuweiſen, ſie leiten und unter ihren Denkſchriften die 
verdienſtvollſten und nützlichſten ausſuchen. Was hindert daran? 
Der Krieg. Und gibt es ein beſſeres Syſtem für die Einführung 
dieſer nützlichen Einrichtung, als das des Friedens? 


4. Bekanntlich iſt der Beſitz eines bequemen und ſicheren 
Straßennetzes für jeden Staat äußerſt wichtig. Es gibt darüber 
gute Beſtimmungen, aber ſie werden ſchlecht befolgt. Das iſt 
ein Zeichen, daß ſie noch verbeſſerungsbedürftig ſind. Voll⸗ 
kommen iſt eine Beſtimmung nur, wenn eine genügende Zahl 
von Menſchen an ihrer pünktlichen Ausführung hin reichend 
intereſſiert ift. Was verhindert aberdie Vervollkommnung dieſer 
Beſtimmungen? Der Krieg. Ich kenne Leute, die Vorſchläge 


Der Traktat vom ewigen Frieden 


darüber ausgearbeitet haben!). Ihre Prüfung wurde bis nach 
dem Kriege verſchoben. Der Krieg erfüllt gegenwärtig alle 
Geiſter, und alles, was ſich nicht auf den Krieg bezieht, wird 
auf den Frieden vertagt. 

5. Bekanntlich iſt es für jeden Staat ein großes Unheil, 
wenn er von Zeit zu Zeit von einer Hungersnot befallen wird. 
Die Anlage von Kornmagazinen und Speichern würde nicht ein 
Hundertſtel von dem koſten, was der Staat auf dieſe Weiſe in 
jedem Jahrhundert verliert. Was hindert die Herrſcher, dieſe 
Einrichtung zu treffen? Die Kriegskoſten und Kriegsſorgen. Im 
Syſtem des ewigen Friedens hingegen wäre nichts leichter ein⸗ 
zurichten und in Gang zu erhalten?). Die Hungersnöte find 
in Kriegszeiten ſogar viel gefährlicher, weil der Handel ſtockt; 
im Frieden jedoch könnte der Handel dies Unglück großenteils 
wettmachen, da nicht alle Länder Europas von der gleichen 
Teuerung befallen werden. 

6 Das Gedeihen der Staaten hängt von der Zahl der 
guten Bürger und trefflichen Geiſter ab, die in den öffentlichen 


Amtern find. Einſicht und Tugend aber entwickeln ſich nur nach 


langer Vorbereitung von Geiſt und Herz, insbeſondere in der 
Jugend. Ließe ſich die Jugenderziehung aber nicht verbeſſern? 
Könnten nicht in den Kleinſtädten und Dörfen zahlreichere und 
beſſere Schulen geſchaffen werden? Jedermann weiß, welchen 
Unterſchied die Erziehung bei Männern wie Frauen hervorruft. 
Wie viele junge Leute gehen von der Schulbank zum Heer, ge⸗ 
rade in den Jahren, wo ſie ihren Geiſt völlig durchbilden müßten? 
Wie ſehr ließe ſich die Unterrichtsmethode in jeder Kunſt 
und Wiſſenſchaft für jedes Lebensalter abkürzen. Dazu bedürfte 
es freilich tüchtiger Leute, dauernden Fleißes und Auſſichts⸗ 
beamter, die den Miniſtern Bericht erſtatteten. Woran liegt es, 
daß die Mehrzahl dieſer Maßnahmen und Einrichtungen nicht 
getroffen werden? An den Kriegsſorgen. Der Krieg wirft die 
beſtverwalteten Staaten in die Barbarei zurück). Man hat 
ſchon lange geſagt, das Geſetz verſtumme im Kriege. Man kann 
ſagen, wenn überall die Methoden für die geiſtige Bildung 
und die ſittliche Erziehung vervollkommnet würden, ſo würden 


) So Saint-Pierre ſelbſt in feinem „Memoire sur la Reparation 
des Chemins“ (1709). (Der Aberſ.) 

2) Trotzdem war es der Militärſtaat Preußen, der dieſe Einrichtung 
alsbald ſchuf und trotz feinem Kriege in Gang erhielt. (Der Überf.) 

5) Auch hier war es gerade der Militärſtaat Preußen, der damals 
mit der Einrichtung der allgemeinen Volksſchule der ganzen Kulturwelt 
vorausging. (Der Uberſ.) 


die großen Männer unſeres Zeitalters nur Schulbuben im Ver⸗ 
gleich zu denen künftiger Zeiten ſein. Was aber kann Europa 
dieſe große Vervollkommnung beſcheren, wenn nicht ein un⸗ 
geſtörter Friede? 

7. Jeder wird zugeben, daß ſich die Einnahmen der Herr⸗ 
ſcher durch Steigerung der Einnahmen ihrer Untertanen erheblich 
vermehren laſſen, daß die Steuern bei gerechterer Verteilung 
nach der Steuerkraft dem Handel weniger ſchaden und vor 
allem leichter einzuziehen ſind. Dazu aber bedürfte es einer 
Kommiſſion, die alle diesbezüglichen Vorſchläge gründlich prüfte, 
und eines langen inneren und äußeren Friedens, bevor der 
Herrſcher eine ſo einſchneidende Veränderung vornimmt. Wie 
aber ſoll man dieſe Gewißheit im Syſtem des Krieges haben? 

Wenn ich dieſe Beiſpiele voranſtelle, ſo gibt es doch noch 
andere von gleicher Tragweite, die gute Beſtimmungen erfor⸗ 
dern. Hinzu kommt, daß man zur Ausführung guter Beſtim⸗ 
mungen auch Mittel und Wege finden muß, um einen Teil der 
Antertanen an ihrer Ausführung lebhaft zu beteiligen. Das ließe 
ſich nicht ohne neue Einrichtungen bewerkſtelligen. Man müßte 
zu dem Zweck Einrichtungen, die im Ausland beſtehen, zum 
Muſter nehmen, müßte in aller Muße darüber nachdenken, be⸗ 
ſondere Geldmittel zur Verfügung zu haben, um ſie dafür zu ver⸗ 
wenden. Ja, um dieſe Einrichtungen zu treffen, müßten die 
Regierungen oft noch größere Macht über die Völker haben, 
als ſie der Herrſcher beſitzt. Kann man ſich aber im Syſtem des 
Krieges nur ein Zehntel der Vorteile verſprechen, die das 
Friedensſyſtem unweigerlich böte? 

Mehr noch: wenn zehn Herrſcher hintereinander ſich alle 
Mühe gegeben haben, einen Staat gut zu verwalten, überfällt 
ihn ein Eroberer an der Spitze barbariſcher Völker und wirft 
ihn für tauſend Jahre in die tiefſte Barbarei zurück. An Bei⸗ 
ſpielen fehlt es hier nicht. Das ſind die Wirkungen des Kriegs⸗ 
ſyſtems einerſeits, des Friedensſyſtems andererſeits. Man ver⸗ 
ſetze ſich nun in die Lage des mächtigſten Herrſchers Europas, 
dem es nahegelegt wird, mit allen übrigen Herrſchern einen 
Weltfriedensbund abzuſchließen. Wird er die Unterſchrift ver⸗ 
weigern? Wird er nicht im Gegenteil die größte Freude ſeines 
Lebens empfinden, daß er zu einer für ihn, ſein Haus und ſeine 
Antertanen ſo vorteilhaften Einrichtung die Hand bieten kann? 


. 
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Fünfter Vorteil. 


Vergleich der Schwierigkeit, im Syſtem des Krieges 
ſeine Abſichten zu verbergen, mit dem offenen 
Verfahren im Syſtem des Friedens. 


Ich behaupte nicht, im Syſtem des Friedens habe ein Herr⸗ 
ſcher keine ſeiner Abſichten zu verbergen. Aber ſicher iſt, daß er 
dreimal weniger zu verbergen braucht, ſowohl ſeinen Nachbarn 
wie feinen Untertanen. Da alle künftigen Verträge mit den 
Nachbarn in der Stadt des Friedens unter Kenntnis und Zu⸗ 
ſtimmung aller anderen Herrſcher geſchloſſen werden, hat er 
keine Sorge, betrogen zu werden, und keine Hoffnung, andere zu 
betrügen. Somit wird niemand wagen, etwas in Vorſchlag 
zu bringen, von deſſen Berechtigung er nicht ſelbſt überzeugt iſt. 

Was ſeine Untertanen betrifft, ſo könnte er ihnen ſeine Ab⸗ 
ſichten verbergen, weil er bei ihrem Bekanntwerden fürchten 
müßte, daß ſie ſich ihnen widerſetzen und ſich empören würden, 
obwohl dieſe Abſichten im Grunde nur auf ihr Beſtes abzielen. 
Wenn er aber keine äußeren Kriege zu fürchten hat und des Bei⸗ 
ſtandes des Völkerbundes ſicher iſt, ſo braucht er ſie nicht geheim 
zu halten; im Gegenteil, als guter Fürſt kann er ſowohl Pläne, 
die Beifall finden, wie andere veröffentlichen und Preiſe für 
beſſere Vorſchläge zur Erleichterung ihrer Ausführung ausſetzen. 
Was aber wäre für einen Herrſcher vorteilhafter, als zur Förde⸗ 
rung ſeiner Pläne die beſten Geiſter ſeines Landes mit geringen 
Koſten an ihnen mitarbeiten zu laſſen, ſowohl zum eigenen 
Nutzen wie zum Wohl feiner Untertanen? 

Im Syſtem des Krieges hingegen iſt auch der mächtigſte 
Herrſcher durch die Geheimhaltung ſehr gebunden. Kann er 
ſeine Abſichten nur wenigen mitteilen, ſo wird er nur wenig 
Einſicht und Anterſtützung finden. Teilt er ſie aber vielen mit, 
ſo verliert er den Vorteil des Geheimniſſes, denn er hat bei 
dieſem Syſtem ſowohl ſeine Nachbarn wie ſeine Untertanen zu 
fürchten und iſt von ihnen abhängig. Ja, er iſt ſogar ſehr häufig 
gezwungen, ſeine eigentlichen Abſichten zu verbergen und dieſe 
wie jene irrezuführen, damit ſie nicht über ihn herfallen. 
Oft genug ſieht das Volk ja nicht ein, daß eine Maßregel ihm im 
Grunde genommen mehr Vorteil als Nachteil bringt. So muß 
ſelbſt der beſte Fürſt heucheln und darf nur ſchrittweiſe und un⸗ 
merklich auf ſein Ziel losgehen. Dieſer Zwang aber und dieſe 
Langſamkeit verzögern die Ausführung ſeiner großen Pläne un⸗ 
endlich. Wie anders im Syſtem des Friedens! 


F jj;]öVn 


. 


Drittes Hauptſtück 


Sechſter Vorteil. 


Fortſchritte der Künſte) und Wiſſenſchaften im 
Syſtem des Krieges und des Friedens. 


Jederman weiß, wieviel die Künſte und Wiſſenſchaften zum 
Reichtum und zur Blüte eines Staates beitragen können. Mit 
Geſchick und Wiſſen leiſtet ein Menſch das Zwanzigfache deſſen, 
was ein Ungebildeter leiſtet. Um ſich davon zu überzeugen, 
braucht man nur einen Blick auf die Buchdrucker⸗ und Kupferſtech⸗ 
kunſt oder auf die älteren Künſte, Mühlen, Schiffahrt und hun⸗ 
dert andere zu werfen. Andererſeits trägt die Wiſſenſchaft viel 
zur Vervollkommnung der Künſte bei. Selbſt die ſpekulativen 
Wiſſenſchaften können durch ihre Methoden und Erkenntniſſe 
viel zur Förderung der Medizin, der Rechtswiſſenſchaft, der 
Moral und vor allem der Politik beitragen, von der das Glück 
der Könige und der Völker abhängt. 


Wer aber erkennte nicht, welche gewaltige Fortſchritte die 
Künſte und Wiſſenſchaften machen würden, wenn die Kriegs⸗ 
koſten und Kriegsſorgen ſie nicht hemmten? Wie viele Fami⸗ 
lien können in Kriegszeiten nicht die Koſten für eine ſtandes⸗ 
gemäße Erziehung aufbringen! Wie viele Talente, die der Krieg 
verſchlingt, könnten ſich in den Künſten und Wiſſenſchaften nutz⸗ 
bringend betätigen! Wie ſehr könnten Preiſe und Gehälter für 
die Tüchtigſten die anderen zum Wetteifer anſpornen! Je 
mehr gute Köpfe ſich einer Wiſſenſchaft widmen, je mehr ſie 
zum Wetteifer angeſpornt werden, deſto merklicher werden die 
täglichen, unmerkbaren Fortſchritte ſchon im Laufe eines Jahres. 
Wieviel Dinge könnte man ohne Unterbrechung des Handels 
vom Ausland entlehnen und vervollkommnen! Das ſind die 
wahren Mittel, um einen Staat zu vergrößern und zu bereichern 
und ihm Glanz zu verleihen. Auch der mächtigſte Herrſcher kann 
aber nie Mittel zur Erleichterung und Förderung großer Fort⸗ 
ſchritte in Künſten und Wiſſenſchaften finden, außer wenn er 
einen Vertrag unterzeichnet, der ihm völlige Sicherheit für einen 
dauernden Frieden gibt. 


) Unter Künſten iſt hier nach dem alten Sprachgebrauch Kunſtfleiß 
und Technik zu verſtehen. (Der Überf.) 
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Siebenter Vorteil. 


Dauer der Kulturdenkmäler im Syſtem des Krieges 
und des Friedens. 


Die großen Mehreinnahmen der Herrſcher, insbeſondere der 
mächtigſten, gäben ihnen eine herrliche Gelegenheit, prachtvolle 
Paläſte und Kirchen zu bauen, bequeme Landſtraßen, Kanäle, 
Waſſerleitungen, Hoſpitäler, Häfen und Brücken anzulegen, die 
Akademien, Schulen und Wohlfahrtseinrichtungen zu vermehren, 
die öffentlichen Bibliotheken und Sammlungen zu bereichern 
und eine Menge anderer Einrichtungen zu treffen, die nützliche 
Denkmäler ihrer Pracht, Güte und Weisheit wären. Was aber 
die Hauptſache für ſie und für ihre Nachkommen wäre: dieſe 
Denkmäler wären von Dauer. Welche Dauer dagegen kann man 
ſich im Syſtem des Krieges verſprechen, wo jedes Zeitalter etwas 
Dauernswürdiges zerſtört? Wieviel herrliche Werke der Bild⸗ 
hauer⸗, Kupferſtich⸗ und Baukunſt, wieviel wertvolle Ge⸗ 
ſchichtswerke und öffentliche Urkunden ſind unwiederbringlich 
dahin! Der Krieg hat ſie zerſtört. Wieviel alte Bücher und andere 
Denkmäler gingen allein zugrunde, als die Bibliothek von Alexan⸗ 
dria während der Bürgerkriege Caeſars verbrannte. Wieviel 
haben die Goten, Vandalen, Türken und andere Barbaren!) 
vernichtet? Wer wird unſere Denkmäler vor dem gleichen Ge⸗ 
ſchick re ten? Nur ein dauernder Friede kann ſie der Nachwelt 
erhalten. 


Achter Vorteil. 


Vergleich zwiſchen dem Ruf der Herrſcher im 
Syſtem des Krieges und des Friedens. 


Was tun die Herrſcher im Syſtem des Krieges für ihren 
Ruf, ich meine ſelbſt die beſten und menſchlichſten? Sie ſind 
oft gezwungen, ihre Völker mit Abgaben zu drücken, die Länder 
ihrer Feinde zu verheeren und zu brandſchatzen, ja ſelbſt ihre 
eigenen Länder. Was iſt die Folge von ſoviel Unglück, das ſie 
über Unſchuldige bringen? Ihr Name iſt der Nachwelt verhaßt; 
die meiſten Schriftſteller tadeln fie, nur wenige Lohnſchreiber 
rühmen ſie, aber ihr Lob iſt ſehr zweifelhaft und anfechtbar, 


1) Zum Beiſpiel die vandaliſche Verwüſtung der Pfalz (Heidelberger 
Schloß, Dom und Kaffergräber zu Speyer) durch die Franzoſen unter 
Ludwig XIV., nicht infolge von Kriegshandlungen, ſondern aus ſyſte⸗ 
matiſcher Zerſtörungsſucht. (Der Überſ.) 
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und kein Menſch möchte einen ſolchen Ruhm haben. Dem Er⸗ 
oberer rechnet man ſeine guten Eigenſchaften, ſeine großen 
Gaben faſt gar nicht an; im Gegenteil, die, welche durch ihn 
leiden oder gelitten haben, vergrößern ſeine Fehler. Ein großer 
Eroberer wird allgemein von allen Völkern, auch von dem 
ſeinen, gehaßt; man ſieht in ihm einen zweiten Attila. 

Wieviel mehr gewinnt ein Fürſt für ſeinen Nachruhm, wenn 
er den ewigen Frieden herbeiführt! Den Ruhm, zur größten 
und wünſchenswerteſten Einrichtung beigetragen zu haben, die 
je auf Erden war und ſein wird. Dieſer Ruhm iſt zweifellos 
eines Fürſten mit edlen Gefühlen und hohem Sinn würdig. Es iſt 
klar, daß von allen Herrſchern derjenige, der die größte Macht 
hat und am eifrigſten beſtrebt iſt, den Weltfriedensbund zu unter⸗ 
zeichnen, an dieſem Ruhm den größten Anteil haben wird. 
Denn einerſeits gibt er mehr Hoffnungen und Anſprüche auf, 
als die anderen, und andererſeits ſetzt er durch ſeine Macht und 
ſein Anſehen mehr durch. 

Sein Volk wird ihn ewig als den Herrſcher anſehen, der ihm 
die dauerhafteſte Wohltat erwieſen hat. Die anderen Völker 
werden ihn noch in ihren fernſten Nachkommen als Friedens⸗ 
bringer und größten Wohltäter der Menſchheit preiſen. Gibt 
es einen Ruhm, der dem vergleichbar wäre, etwas Gutes, ſehr 
Gutes von langer Dauer zu tun, nicht nur vielen Menſchen und 
Verdienſten aller Art, nicht nur ſeinem Volke, ſondern allen 
Völkern der Erde und allen künftigen Geſchlechtern? Kann 
etwas einen Menſchen der Gottheit näher bringen? Gibt es 
etwas Glorreicheres als die Bezwingung eines Ungeheuers, das 
alljährlich Tauſende verſchlingt, ſoviel herrliche Städte zerſtört, 
ſo viele reiche, blühende Provinzen vernichtet und das ewig aus 
ſeiner Aſche wiedererſteht? Was iſt der Ruhm des Herkules, 
Theſeus und aller anderen Helden, von denen man ſeit drei⸗ 
tauſend Jahren ſpricht, neben dieſem Ruhm? 

Die anderen, die dem Bund beitreten, werden auch ihren 
Teil an dieſem Ruhm haben, aber der erſte, der Hand ans Werk 
legt, wird ſtets mit Recht für ſeinen Haupturheber gelten. Und 
welcher andere Plan kann ihm je ſoviel Ehre bringen und den 
Reſt ſeiner Tage mit Freude und Genugtuung erfüllen? Welch 
anderes Werk und Denkmal kann ſein Andenken ſicherer un⸗ 
ſterblich machen? Die Menſchen bringen gern all ihre Mühe 
und Arbeit, all ihre Kräfte und all ihre Gefahren zum Opfer, 
um nur ein Hundertſtel dieſes Ruhmes zu erwerben; denn hier 


ſteht alles auf der höchſten Stufe, Gegenſtand, Opfer, Hinder⸗ 


niſſe. Ich gehe noch weiter und über den menſchlichen Ruhm 
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hinaus. Welches Werk ift eines Weiſen würdiger, eines chriſt⸗ 
lichen Helden, der wohltun und die Menſchen beglücken will, 
ohne nach dem berechtigten Lob zu fragen, das ſie ſeiner 
Tugend zollen? 


Neunter Vorteil. 


Gemütszuſtand des Herrſchers im Syſtem des 
Krieges und des Friedens. 


Wie wir ſehen, hat auch der mächtigſte Herrſcher Europas 
im Syſtem des Krieges weit mehr Anlaß, den Sturz feines 
Hauſes zu fürchten, als eine Gebietserweiterung zu erhoffen. 
Was ſeinen Ruhm betrifft, ſo iſt er auf Unglück und Untergang 
zahlloſer Familien, auf den Mord zahlloſer Unſchuldiger, auf 
die Verzweiflung der Menſchen begründet und ſomit recht 
haſſenswert. Was alſo bleibt ihm zu hofſen? Will er, daß ſein 
Andenken dem jenes Verbrechers!) gleiche, der ein Weltwunder 
wie den Tempel von Epheſos in Brand ſetzte? Fühlt er ſich 
nur inmitten von Blut und Gemetzel wohl? Dann iſt er kein 
Menſch, den man lieben kann, ſondern ein Ungeheuer, das man 
ausrotten muß. 

Führt er aber nur Krieg, um ſein Recht zu erlangen, ſo 
kann er es auch im Syſtem des Friedens finden, verbunden mit 
der Gewißheit, daß ihm und ſeinen Nachkommen nie etwas 
genommen werden kann, was er ſchon beſitzt. So ſehr er auch 
auf die Zahl und Tapferkeit ſeiner Truppen bauen mag, der 
Zufall der Schlachten und anderer Kriegsereigniſſe hält ihn 
doch im Sommer in ewiger Sorge, und der Winter vergeht über 
den mühevollen Vorbereitungen des nächſten Feldzuges. Hat 
er auch ſtets Erfolge gehabt, ſo muß er doch all die Mühen ab⸗ 
rechnen, mit denen ſie erkauft ſind. Aber auch der Glücklichſte 
hat Mißerfolge, und fie ſind um fo empfindlicher, je mehr er an 
die Freuden des Erfolges gewöhnt war. 

Ich weiß, das Glück eines großen Geiſtes, eines großen 
Gemüts, eines Mannes der Tat iſt die Tätigkeit. Aber ſoviel 
Befriedigung ihm eine Betitigung gibt, die ſeinem Charakter 
entſpricht, ſo unglücklich können ihn ewige Aufregungen und 
ſchwere Sorgen machen. Die Seele bedarf der Bewegung; 
ſie ſoll etwas wünſchen und handeln, um ihr Ziel zu erreichen, 
aber wenn möglich nie in der grauſamen Spannung einer 
großen Sorge leben. 
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Das aber wird der Herrſcher im Syſtem des Krieges oft 
müſſen. Oft führt er ja auch wider Willen Krieg. Im Syſtem 
des Friedens dagegen beſtimmt er ſeine Tätigkeit ſelbſt. Er kann 
friedlich alle Freuden eines w iſen Fürſten genießen, kann die 
Liebe ſeiner Völker durch ſeine unermüdliche Sorge für ihr 
Wohl erwerben, kann ſie glücklicher machen als andere Völker, 
und wenn er den wahren Ruhm liebt, kann er derart ſeine 
Wünſche voll befriedigen. 


Zehnter Vorteil. 


Handelsverkehr im Krieg und Frieden. 


Die Einkünfte Frankreichs an Grundvermögen einſchließ⸗ 
lich des Kirchengutes betragen 450 Millionen. Der Außen⸗ 
handel zu Land und Waſſer und der Binnenhandel erreicht faſt 
die gleiche Höhe. Davon beträgt der Außenhandel allein etwa 
ein Drittel, alſo gegen 150 Millionen. Von zwanzig Jahren 
iſt Frankreich etwa zehn Jahre im Kriege, das heißt die Hälfte 
eines Jahrhunderts vergeht mit Krieg, die andere mit ver⸗ 
ſchiedenen Waffenſtillſtänden. Es verliert alſo die Hälfte ſeines 
Außenhandels, das heißt in hundert Jahren 50 150 Millio⸗ 
nen 7500 Millionen oder im Jahresdurchſchnitt 75 Millionen. 
Freilich treibt nicht der König Handel, ſondern die Privatleute. 
Aber durch den Ausfall an Einfuhr⸗ und Ausfuhrzöllen, durch 
die Unterbrechung des Salzhandels, durch die Konſumverminde⸗ 
rung und die Abnahme der Binnenſchiffahrt verliert er über 
ein Fünftel dieſer Summe. Verlieren alſo ſeine Untertanen 
80 Millionen, ſo verliert er 15 Millionen jährlich von den laufen⸗ 
den Einkünften. 


Elfter Vorteil. 


Bevölkerungszuwachs. 


Die im Kriege Gebliebenen vermindern die Bevölkerungs⸗ 
zahl und fallen für den Bevölkerungszuwachs durch Nachkommen 
aus. Je größer aber die Volkszahl iſt, um ſo mehr leiſten 
die Manufakturen, um ſo beſſer gedeiht der Ackerbau, um ſo mehr 
bringt er ein. Je mehr Menſchen im Handel beſchäftigt ſind, um 
ſo reicher wird der Staat. In dieſer Hinſicht iſt alſo zwiſchen den 
beiden Syſtemen kein Vergleich. 
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Zwölfter Vorteil. 


Einkünfte der Grenzprovinzen. 


Der Leſer weiß zur Genüge, daß die Gegenden, die all⸗ 
jährlich durch Beitreibungen und häufig durch Feuersbrünſte 
verhee t find, die ordentlichen Steuern nicht zahlen können. 
Dieſer Ausfall überſteigt für Frankreich im Kriegsjahr 2 Millio⸗ 
nen. Da von zwanzig Jahren zehn Kriegsjahre ſind, beträgt 
der Ausfall im Jahresdurchſchnitt über 1 Million für den 
König, für die Untertanen über 5 Millionen. Im Syſtem des 
ewigen Friedens fallen beide Verluſte ganz fort. 


Dreizehnter Vorteil. 


Heeres aus gaben im Syſtem des Krieges und des 
Friedens. 


Dieſer Punkt iſt einer der wichtigſten, oder beſſer, er fällt 
mehr in die Augen. Im Syſtem des Krieges ſind alle Nachbarn 
eines Fürſten ſeine Feinde. Er iſt alſo nicht nur zu großen Aus⸗ 
gaben im Kriege gezwungen, ſondern auch im Frieden muß er 
in den Feſtungen, in den Hafenſtädten und beſonders an allen 
Grenzen Truppen zu ſeiner Sicherung halten. Angenommen, 
ein Staat hätte eine Jahreseinnahme von 130 Millionen und 
im Frieden eine Jahresausgabe von 40 Millionen für Beſatzungen, 
Marine und andere Truppen. Dazu käme im Kriege ein Mehr⸗ 
aufwand von 80 Millionen für das vergrößerte Heer wie für 
die ſonſtigen Kriegskoſten. Dieſen Mehraufwand beſtreitet er 
freilich nicht ganz aus den laufenden Einnahmen, ſondern nur 
aus einem Teil derſelben, und wären es nur 5 Millionen. Durch 
den Völkerbundsvertrag hätte er nichts mehr von den Nachbarn 
zu befürchten und könnte ſeine Heeresausgaben auf 10 Millionen 
im Friedensjahr verringern. Das wäre ein Reingewinn von 
30 Millionen jährlich, ungerechnet die 5 Millionen, die im Kriegs⸗ 
jahr, das heißt alle zwei Jahre, hinzukämen. Im ganzen ge⸗ 
wänne er durch das Friedensſyſtem alſo 32,5 Millionen jährlich, 
ungerechnet die Mehreinnahmen ſeiner Untertanen, die für die 
Mehrkoſten der Kriegsjahre nicht mehr aufzukommen brauchten. 
Denn dadieſer Mehraufwand im Jahresdurchſchnitt40 Millionen 
betrüge und er davon nur 15 Millionen zum Unterhalt ſeiner 
Truppen an den Grenzen Europas brauchte, ſo erſparte er ſeinem 
Volke alljährlich 25 Millionen. 

Wenn nun nach dem zehnten Vorteil der Herrſcher 15, die 
Untertanen 60 Millionen verdienen, nach dem zwölften er 
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1 Million und fie 5, nach dieſem dreizehnten er 32,5 Millionen 
und ſie 25, ſo ergibt dies zuſammen für den Herrſcher 48,5 Mil⸗ 
lionen jährliche Mehreinnahmen. Bringt man ferner den Aus⸗ 
fall durch Störung des Binnenhandels im Kriege, insbeſondere 
zwiſchen den Küſtengegenden, mit 8 Millionen im Jahres⸗ 
durchſchnitt in Anſchlag, ſo kämen im Frieden über 100 Millionen 
Mehreinnahmen für die Untertanen heraus. 

Der Ausfall dieſer Summe, den die Untertanen erleiden, 
brächte aber auch für den König noch einen anderen Ausfall mit 
ſich. Eine Mehreinnahme von 100 Millionen würden die meiſten 
in Renten anlegen, denn Dreiviertel von denen, denen ſie zu⸗ 
gute käme, ſind Kaufleute, die alles Geld nutzbringend anlegen. 
Gäbe auch die Hälfte des übrigen Viertels ihr Geld aus, ſtatt 
es anzulegen, ſo wäre das doch nur ein Achtel vom Ganzen. 
Die übrigen ſieben Achtel von 100 Millionen im Beſitz ſparſamer 
Kaufleute würden jährlich über 5 Millionen ergeben. Hiervon 
bekäme der König ein Zehntel an verſchiedenen Gefällen, ſomit 
abermals eine halbe Million jährlich. 

Ein jeder weiß, daß der Grund und Boden im Kriege 
ſchlechter beſtellt wird und wenigſtens ein Zehntel weniger ab⸗ 
wirft. Ein Zehntel von den obigen 450 Millionen macht aber 
45 Millionen, oder im Jahresdurchſchnitt 22,5 Millionen. Schließ⸗ 
lich würde der Handel ſich auch noch durch die neuen Einrich⸗ 
tungen, durch Zunahme der Manufakturen und des Kunſtfleißes 
um mindeſtens ein Zehntel jährlich heben. Ein Zehntel von 
450 Millionen macht aber 45 Millionen. Die beiden Poſten 
von 22,5 Millionen und 45 Millionen machen zuſammen 67,5 
Millionen. Die Zinfen davon betragen über 3 Millionen, und 
der König erhielte davon faſt ein Zehntel an verſchiedenen Ge⸗ 
fällen, gleich 300 000 Franken jährlich. 

Man ſieht alſo auf den erſten Blick: wenn der europäiſche 
Bund dem mächtigſten Herrſcher hinreichende Sicher⸗ 
heit für die Fortdauer des inneren und äußeren Friedens bietet, 
ſo iſt es für ihn weit vorteilhafter, dieſen Vertrag zu unterzeichnen, 
als es nicht zu tun. 


Am die Wage zugunſten des Weltfriedensvertrages ſinken 
zu laſſen, brauchte ich nur einen einzigen, ſelbſt geringen Vor⸗ 
teil, denn iſt ein Vorteil bei meinem Vertrage noch ſo gering, 
wenn er nur wirklich und offenbar iſt, ſo wird er jeden vernünf⸗ 


tigen Menſchen zum Unterzeichnen beſtimmen. Ich aber biete 


dem mächtigſten Herrſcher nicht nur einen geringen Vorteil, 
ſondern dreizehn, darunter mehrere von faſt unſch ätzbarem Wert. 


Saint⸗ Pierre, Der Traktat vom ewigen Frieden. 6 


Die ſchwächeren Herrſcher und die Republiken haben meiſt 
die gleichen Gründe, die für ſie hinreichend wären, um den 
gleichen Entſchluß zu faſſen. Ich will aber noch kurz auf ihre 
beſonderen Gründe eingehen. 


Beſondere Gründe der ſchwächeren Herrſcher. 


1. Im Syſtem des Krieges ſteht es dem Stärkeren frei, 
die Schwächeren zu unterwerfen. Dieſe können ſich gegen ihn 
nur durch Bündniſſe behaupten, durch die ſie ihm gewachſen 
find. Nun aber gibt es ohne Bildung eines dauernden 
Bundes aller europäiſchen Herrſcher niemals hinreichende 
Sicherheit für die Ausführung der Verträge, alſo auch der 
Bündnisverträge. Das Syſtem des Friedens iſt für die eigene 
Erhaltung des Herrſchers wie für die ſeines Hauſes alſo ungleich 
vorzuziehen. 


2. Wie wir gezeigt haben, läßt ſich nach der Wahrſchein⸗ 
lichkeit von 6: 1 eher annehmen, daß der König von Frankreich 
im Laufe der Zeit von einem anderen Herrſcher entthront wird, 
als daß er alle anderen entthront, denn Frankreich bildet nur den 
ſechſten Teil der europäiſchen Mächte. Für den Herzog von 
Savoyen würde dieſe Wahrſcheinlichkeit ſich auf 8: 1 erhöhen 
denn ſeine Macht ſtellt nur ein Achtel der franzöſiſchen dar. 
Es iſt klar, daß ein ſchwächerer Fürſt unendlich mehr zu fürchten 
hat, von ſeinen Nachbarn vernichtet zu werden, als zu hoffen, 
daß er ſie vernichtet. Er verliert alſo durch den Friedensver⸗ 
trag nur ſehr geringe Ausſichten und gewinnt ungleich mehr 
als der mächtigſte Herrſcher. 

Man kann ſich alſo denken, wie Dänemark, Portugal, die 

jlalieniſchen Fürſten, der Herzog von Lothringen, die Kurfürſten 
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und die übrigen deutſchen Reichsfürſten dieſen Vertrag auf⸗ 
nehmen würden. Es iſt faſt unmöglich, daß fie das Bündnis 
mit den Großmächten nicht eingehen und es nicht allen Herrſchern 
anempfehlen. 


Beſondere Gründe der Republiken. 


1. Die Republiken fürchten noch mehr, ihr Gebiet zu ver⸗ 
lieren, als ſie es durch Krieg zu vergrößern wünſchen. Jede Er⸗ 
oberung iſt koſtſpielig und faſt ſtets zehnmal teurer, als der Gegen⸗ 
ſtand wert iſt. Ihnen liegt alſo noch weit mehr an der Erhal⸗ 
tung des Friedens als den Herrſchern. 

2. Wer etwas mit Gewalt erwerben will, ſetzt den ganzen 
Staat aufs Spiel. Iſt der Kriegsbrand einmal ausgebrochen, 
wer wird ihn eindämmen? Man kann alſo nicht annehmen, daß 
ſo vorſichtige Regierungen ſich freiwillig in eine ſo große Gefahr 
ſtürzen. 

3. Republiken nehmen ſehr große Rückſichten auf die Inter⸗ 
eſſen ihrer Bürger, denn dieſe beſtimmen ja ſelbſt alles. Der 
Vorteil einer Eroberung iſt für den einzelnen aber ſo klein, ſo 
fern und ungewiß im Vergleich zu den großen, ſicheren und 
fühlbaren Einkünften, die Grenzbewohner ſind ſo großen Ver⸗ 
wüſtungen, die Kaufleute fo großen Verluſten durch den Still⸗ 
ſtand des Handels ausgeſetzt, daß die Beſchlüſſe der Freiſtaaten 
faſt nie über die Erhaltung des Staats und des Handels hinaus⸗ 
gehen. Dieſe Sicherheit aber bietet ihnen nur die europäiſche 
Geſellſchaft. 

4. Republiken haben innere Wirren noch mehr zu fürchten 
als Monarchien. Jeder ſagt offen ſeine Meinung über die Staats⸗ 
geſchäfte und kann ſie mit Leidenſchaft verfechten. Jeder kann 
Ränke ſpinnen, um ſeine Partei zu vergrößern, und ſind die 
Parteihäupter ſtolze, unruhige, aufrühreriſche Leute, ſo nehmen 
die Parteiungen täglich zu, die Gegenſätze der Meinungen ver⸗ 
ſchärfen ſich, und aus einer leichten Schramme wird durch allerlei 
Zufälle eine offene Wunde. In Monarchien iſt dergleichen 
mur möglich, wenn die Regierung ſehr ſchwach iſt und der Herr⸗ 
ſcher nicht gegen die Andersgeſinnten einſchreitet. Er allein 
hat die Macht in Händen; in Republiken dagegen verteilt ſich 
die Macht auf die unter ſich Uneinigen. In Republiken gibt es 
alſo ſtets Parteien, und mächtige Parteien, beſonders wenn ber 
Staat zu großer Macht gelangt iſt und die Furcht vor fremden 
Mächten ſie nicht mehr zuſammenhält. 
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Die Furcht der Römer vor den Karthagern, vor Pyrrhus, 
vor Antiochus, hat Rom lange vor Bürgerzwiſt bewahrt. Nach⸗ 
dem dieſe heilſame Furcht durch die Niederwerfung der Feinde 
geſchwunden war, dachte man nicht mehr an die öffentliche 
Wohlfahrt und die gemeinſame Erhaltung. Die Parteileiden⸗ 
ſchaft brach hervor und führte zu den Bürgerkriegen, die für den 
Staat hundertmal verderblicher waren, als alle äußeren Kriege. 
Dagegen hätte es nur ein Mittel, ja ein Vorbeugungsmittel 
gegeben, wenn die Republik nämlich ein feſtes Bündnis mit ihren 
Nachbarn geſchloſſen hätte, wiewir es im Völkerbund vorſchlagen. 
Rom aber hatte ſich dieſes großen Vorteils ſelbſt begeben, 
denn es hatte alle ſeine Nachbarn vernichtet und ſich ſelbſt auf 
ihren Trümmern erhoben. So wurde die ungeheure Größe des 
Staates die notwendige Urſache ſeines Sturzes. Gegen dieſe 
Staatskrankheit bietet aber der europäiſche Bund hinreichende 
Sicherheit. Die Republiken haben alſo noch mehr Anlaß, ihr 
beizutreten, als die Monarchien. 

5. Im Völkerbund finden die Republiken hinreichende 
Sicherheit für die Durchführung der Handelsbeſtimmungen. Sie 
brauchen alſo nicht zu fürchten, daß ihre Kaufleute zu Lande 
und Waſſer von Räubern angefallen werden. Dieſer Vorteil 
iſt für ſie erheblicher als für die Herrſcher, die nicht ſelbſt 
Handel treiben. 

6. Dieſe Intereſſen ſind nicht nur ſehr wirklich und ſehr 
groß, ſie werden auch von den Republiken mehr beherzigt als 
von den Monarchien. Ihre Ratsverſammlungen werden weni⸗ 
ger von vorübergehenden Leidenſchaften beherrſcht, und ſie 
gehen daher faſt ſtets gerade auf ihr wahres und begründetes 
Intereſſe los. Durch den Widerſtreit der Meinungen werden 
alle Dinge nach allen Seiten erörtert, und dadurch kommen die 
Leidenſchaften weniger zur Geltung als in Monarchien, wo alle 
Entſchlüſſe von einem Einzigen abhängen, der in ſeinem Staats⸗ 
rat keine Leute hält, damit ſie ihm widerſprechen. 

Sollte ein Miniſter einer Republik aus beſonderen Grün⸗ 
den am Syſtem des Krieges feſthalten, ſo müßte er ſchon die 
Verbreitung dieſer Schrift in ſeinem Lande unterdrücken. Denn 
wird ſie erſt einmal bekannt, ſo wird kein Miniſter den Mut 
haben, gegen alle zu behaupten, daß es für die Republik vor⸗ 
teilhaft ſei, ſich der Einrichtung des Völkerbundes zu widerſetzen. 
Er kann ihn ohne gewichtige Gründe nicht mal für undurchführ⸗ 
bar erklären, und wo fände er dieſe Gründe? 

Man hat mir nun eingewandt, daß die Zunahme des 
Handels in Frankreich, Dänemark, Spanien und Portugal und 
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anderwärts infolge des Völkerbundes zum Schaden Englands und 
beſonders Hollands, das heißt der beiden Welthandelsmächte, 
gereichen muß. Aber dieſer Einwand iſt leicht zu widerlegen. 
Die Zunahme des Handels würde doch nur bei allen im gleichen 
Verhältnis erfolgen; die Haupthandelsvölker behielten alſo jtets 
ihren Vorſprung, ſolange ſie wollten, da ihnen ja die meiſten 
Mittel zum Handeltreiben bleiben. Wenn ſie es aber nicht mehr 
wollen, ſo werden ihnen die anderen Völker kein Unrecht tun, 
wenn ſie das aufleſen, was jene fallen gelaſſen haben. 

Man kann ſich alſo denken, wie England, Holland, Venedig, 
Genua, Polen und die anderen Republiken Europas dieſen 
Vertrag aufnehmen würden. Es iſt unmöglich, daß ſie ihn nicht 
untereinander, dann mit den ſchwächeren Herrſchern und ſchließ⸗ 
lich mit allen europäiſchen Mächten abſchließen. 

Iſt es bei ſo großen, ſo ſinnfälligen Vorteilen nötig, ſich 
ſo ſehr zu bedenken, einen Vertrag zu unterzeichnen, der nach 
allen Seiten gleich vorteilhaft iſt? Bedarf es dazu eines erhabe⸗ 
nen Verſtandes, einer leidenſchaftsloſen Vernunft? Im Gegen⸗ 
teil, dies Syſtem entſpricht den verbreitetſten Leidenſchaften. 
Die große Furcht und die große, wohlbegründete Hoffnung 
ſprechen für uns. Ich ſetze keinen vollkommenen Herrſcher vor⸗ 
aus, aber jeder Herrſcher, der die öffentliche Wohlfahrt will und 
die Gerechtigkeit liebt, ſteht auf unſerer Seite. Selbſt der un⸗ 
vollkommene, ja ſelbſt der ungerechte, der ſeine Einkünfte 
ſteigern, ſeinem Hauſe lange die Herrſchaft erhalten will, gehört 
noch zu uns. Liebt er den wahren Ruhm, ſo wird er gern ſein 
Volk und alle Völker beglücken, nicht aber eine Geißel der Menſch⸗ 
heit ſein wollen. Liebt er prunkvolle Bauten und Aufwand, iſt 
er tugendhaft, ſtreng oder vergnügungsſüchtig, er gehört allemal 
zu uns. Dies Syſtem befriedigt die verſchiedenſten Charaktere, 
und ohne Frieden wird keiner von ihnen je im entfernteſten fo 
zufrieden ſein. 

Wir ſind alſo zu dem Schluß gelangt: Kann der euro⸗ 
päiſche Bund allen chriſtlichen Herrſchern hinreichende 
Sicherheit für die Dauer des inneren und äußeren Friedens 
bieten, ſo iſt es für jeden von ihnen weit vorteilhafter, den Ver⸗ 
trag zur Bildung desſelben zu unterzeichnen, als es nicht zu 
tun. Das wollte ich in dieſem Hauptſtück beweiſen. 
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Viertes Hauptftüd. 


Der vorgeſchlagene Völkerbund gibt allen chriſt⸗ 
lichen Herrſchern hinreichende Sicherheit für einen 
dauernden inneren und äußeren Frieden. 


Wie wir fahen, genügt zur Herſtellung des europäiſchen 
Bundes die Zuſtimmung der Vertragſchließenden zu den Ver⸗ 
tragspunkten. Sie beginnt alſo mit dem Zeitpunkt, wo zwei 
Herrſcher den Vertrag unterzeichnet haben, und ſie wird perfekt, 
ſobald alle anderen ihm nach und nach beigetreten ſind. Es 
bleibt mir alſo nur noch die Angabe der zwölf Grundartikel des 
Vertrages und zugleich der Nachweis, daß ſie dem europäiſchen 
Völkerbund hinreichende Dauer und Feſtigkeit geben und 
daß der Friede und alle anderen ungemeinen Vorteile dieſes 
Bundes ſo lange währen wie er ſelbſt. 

Wenn ich die Hauptpunkte des Vertrages hier ſchon formu⸗ 
liere, ſo nehme ich denen, die zu ſeiner Abfaſſung berufen ſind, 
einen Teil ihrer Arbeit ab und biete ihnen einen fertigen Entwurf. 
Sie mögen dann hinzufügen, abſtreichen oder ändern, was ſie 
für gut halten. Wer dieſe Art von Arbeiten kennt, weiß, wie⸗ 
viel Arbeit ein ſelbſt unfertiger Entwurf erſpart und wie ſehr er 
die Prüfung erleichtert. 

Es ſchien mir nützlich, ja zur Ruhe und Sicherheit des 
ganzen Bundes wie ſeiner einzelnen Mitglieder nötig, dem 
ruſſiſchen Zaren den Beitritt freizuſtellen; ich habe ihn alſo unter 
die 24 Mitglieder aufgenommen. Das ruſſiſche Chriſtentum iſt 
von dem unſeren zwar ſehr verſchieden, aber doch Chriſtentum. 
An ſich könnten die übrigen chriſtlichen Herrſcher zwar ohne 
ſeinen Beitritt auskommen, da aber die europäiſche Geſellſchaft 
nicht darum herumkäme, einen Handels⸗ und Friedensvertrag, 
ein Schutz⸗ und Trutzbündnis mit ihm zu ſchließen und dafür 
alle möglichen Sicherheiten zu fordern, um ſich die Koſten einer 
bewaffneten Sicherung gegen ihn zu erſparen, ſo iſt es für den 
Bund wie für ihn ſicherer, wenn er ihm beitritt und im Bundes⸗ 
rat feine Stimme hat. Ich gehe noch weiter: wollte erdem Bund 
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weder beitreten noch mit ihm einen dauernden Friedensver⸗ 
trag ſchließen, noch ſeinen Beitrag zur Erhaltung des Fried ens 
und zur Unterhaltung der Handelskammern zahlen, noch die⸗ 
ſelben Sicherheiten geben, die alle anderen Mitglieder einander 
geben, ſo wäre er ſo lange als Feind des europäiſchen Bundes 
und als Störer des europäiſchen Friedens zu betrachten, bis 
er den Vertrag unterzeichnet hat. Sind aber alle anderen dem 
Bund beigetreten, ſo wird er ſich nicht lange bitten laſſen, ein 
Gleiches zu tun. 

Betreffs der Mohammedaner, die an den Grenzen Europas 
wohnen, der Türken, Tataren, der Bewohner von Tripolis, 
Tunis, Algier und Marokko, hat man Einwände dagegen er⸗ 
hoben, ihnen Sitz und Stimme im Bundesrat zu geben. Indes 
könnte der Bund zur Aufrechterhaltung des Friedens und des 
Handels mit ihnen und um ſich ein Heer gegen ſie zu erſparen, 
einen Vertrag mit ihnen abſchließen, die gleichen Sicherheiten 
von ihnen fordern und ihnen einen Vertreter in der Stadt des 
Friedens zugeſtehen. Der Handel im Mittelmeer iſt für die 
chriſtlichen Staaten von großer Bedeutung; es iſt alſo von Wert 
für ſie, Sicherheiten dafür zu erhalten, ſei es dem türkiſchen 
Sultan gegenüber, ſei es gegen die afrikaniſchen Seeräuber. 
Eingen ſie darauf nicht ein, ſo könnte der Bund ſie als Feinde 
erklären und ſie mit Gewalt zu Stellung hinreichender Bürg⸗ 
ſchaften für die Erhaltung des Friedens zwingen. Auch ließen 
ſich Beſtimmungen zugunſten ihrer chriſtlichen Untertanen durch⸗ 
etzen. 3 ns 
5 Die Vertragspunkte, über die ſich die chriſtlichen Herrſcher 
zu einigen hätten, ſcheinen mir zweierlei Art. „Die einen find 
Grundartikel, die ohne Zuſtimmung ſämtlicher Mitglieder 
niemals geändert werden dürfen. Die anderen ſind wichtige 
Artikel, die ſtets mit Dreiviertelmehrheit geändert werden 
können. 


J. Grundartikel. 


Artikel 1. 


Die durch ihre anweſenden unterzeichneten Bevollmächtig⸗ 
ten vertretenen Herrſcher ſind über folgendes übereingekommen: 
Es beſteht von dieſem Tage an zwiſchen den unterzeichneten 
Herrſchern und, wenn möglich, zwiſchen allen chriſtlichen en 
ſchern ein dauerndes, ewiges Bündnis zum Zweck der erha . 
tung eines ununterbrochenen Friedens in Europa. Zu dieſem 
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Zweck wird der Bund beſtrebt ſein, mit den benachbarten moham⸗ 
medaniſchen Herrſchern Schutz⸗ und Trutzbündniſſe abzuſchließen, 
damit jeder innerhalb ſeiner Grenzen den Frieden wahrt, auch 
alle hierzu nötigen Sicherheiten von ihnen fordern und ſie ſeiner⸗ 
ſeits geben. 

Die in dem Bunde vereinigten Herrſcher werden dauernd 
durch Bevollmächtigte in einem ſtändigen Bundesrat vertreten, 
der ſeinen Sitz in einer freien Stadt hat. 


Erläuterungen. 


Man hat mir eingewandt, es wäre ein zu großes Unter⸗ 
fangen, ſo viele Herrſcher zugleich in einen Bund zu bringen. 
Das iſt aber nicht meine Abſicht. Wenn zwei ihn zunächſt ab⸗ 
ſchließen, iſt es gewiß nicht zu viel. Sie können den Vertrag 
dann einem Dritten und alle zuſammen einem Vierten anbieten. 
Iſt dies etwas Unmögliches? Derart können nacheinander alle 
ihm beitreten. Wenn ich aber fordere, daß der Bund groß wird, 
ſo geſchieht es, weil ich früher nachgewieſen habe, daß nur ein 
ſehr großer Bund die Gewähr für ſeine Dauer bietet. 

Das wichtigſte für einen Herrſcher iſt, daß er ſeine Staaten 
leichter, das heißt mit größerer Autorität regieren kann, ſo daß 
er mit dem Glück ſeiner Untertanen auch das eigene erhöht. Zu 
dem Zweck darf ihm der Völkerbund nicht nur keine Hinderniſſe 
in den Weg legen, ſondern er muß ihm auch beiſtehen, ſeine 
aufſtändiſchen Untertanen botmäßig zu machen und die Maß⸗ 
regeln zu treffen, die er zu ſeinem eigenen Nutzen und zum 
Wohl ſeines Volkes für angezeigt hält. Der Völkerbund maßt 
ſich alſo kein Urteil über das Verhalten des Herrſchers an, ſondern 
unterſtützt immer nur ſeinen Willen. Jeder Herrſcher hat um ſo 
mehr Sicherheit, als der Völkerbund dieſen Artikel ſtets genau 
innehalten wird. Zwei Drittel ſeiner Stimmen gehören den 
monarchiſchen Staaten, und den Republiken kann nichts daran 
liegen, ſich gegen dieſe Stärkung der Autorität zu ſträuben. 
Vielmehr muß ihnen ſehr daran liegen, daß die ſchon genannte 
Krankheit innerer Spaltungen und Parteiungen nicht ausbricht 
oder wenigſtens nicht bis zum Außerſten führt, das heißt zum 
Bürgerkrieg. Ein ſicheres Mittel dagegen wäre in jeder Republik 
ein vom Völkerbund garantiertes Geſetz, kraft deſſen allen Be⸗ 
hörden bei Todesſtrafe verboten wird, Truppen gegen andere 
Behörden zu gebrauchen, und den Offizieren, ſich an ſolchen 
Unternehmungen zu beteiligen. Andererſeits müßte ſich der 
Völkerbund verpflichten, ſeinerſeits Truppen oder Kommiſſare 
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zu entſenden, um Wirren vorzubeugen oder die Ordnung wieder- 
herzuſtellen. N BEER 

Die monarchiſche Staatsform hat den Vorteil, daß ſie 
binnen 30 Jahren eine Vollendung erreichen kann, zu der 
eine Republik 150 Jahre braucht, und zwar aus folgenden zwei 
Gründen. Erſtens hat der Monarch faſt allein die Ehre von einer 
großen Unternehmung, einer guten Einrichtung, einer muſter⸗ 
haften Verwaltung; hierin liegt alſo ein großer Anſporn für ihn. 
Zweitens finden die Pläne des Monarchen keinen Widerſpruch, 
weder beim Beſchluß, noch bei der Ausführung. In einer Re⸗ 
publik dagegen verteilt ſich die Ehre einer Unternehmung auf 
ſo viel Mitglieder, daß die Triebfeder für jeden einzelnen ſehr 
ſchwach wird, und ein Plan kann ſo gut und nützlich ſein wie er 
will, er ſtößt beim Beſchluß wie bei der Ausführung auf mäch⸗ 
tigen Widerſpruch und wird dadurch in ſeiner Wirkung ge⸗ 
hemmt. Dafür hat die republikaniſche Staatsform den Vorteil, 
daß eine einmal getroffene gute Einrichtung ſehr viel mehr 
Beſtand hat als in Monarchien. 


Artikel 2. 


Der europäiſche Bund miſcht ſich nicht in die Regierung 
der einzelnen Staaten. Er ſorgt nur für die Erhaltung ihrer 
Verfaſſung im Ganzen und leiſtet den Herrſchern und den 
Behörden der Freiſtaaten Beiſtand gegen Aufruhr und Um⸗ 
wälzungen. Er verbürgt alſo den erblichen Herrſchern ihr 
Erbrecht nach dem bei jedem Volk herrſchenden Brauch, den 
Wahlmonarchien den ihren, den Freiſtaaten ihre Grundgeſetze 
und beſtraft jeden, der gegen dieſe Bräuche verſtößt, mit Tod 
und Gütereinziehung. 


Erläuterungen. 


Die Hauptwirkung des Völkerbundes iſt die Erhaltung des 
Status quo. Da die Herrſcher ſelbſt durch ihre Bevollmächtigten 
im Bundesrat alles beſtimmen, ſo haben ſie von dieſem nur fo 
viel zu fürchten, als jeder Herrſcher ſelbſt von ſich zu fürchten hat. 

Ich weiß wohl, daß es, beſonders in Freiſtaaten, unmöglich 
iſt, Religionsſtreitigkeiten zu verhüten und daß beide Parteien 
ſich bei der Dunkelheit ihrer Streitpunkte nie einig werden kön⸗ 
nen. Es iſt aber für die Behörden möglich, ja leicht, zu verhüten, 
daß ſolche Streitigkeiten die Ruhe des Staates gefährden. Man 
braucht nur von Anfang an jeden ſolchen Streit zu verbieten und 
die zu verbannen oder gefangen zu ſetzen, die nach dem Verbot 
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etwas hierüber ſprechen, predigen, ſchreiben oder drucken. Die 
Zeit bringt die Wahrheit an den Tag; inzwiſchen handelt es ſich 
nur darum, die Wirren und anderen Übel zu verhüten, die aus 
der Dunkelheit der Streitpunkte entſtehen können, und dafür 
hat in allen europäiſchen Staaten der Völkerbund zu ſorgen. 
Ruhe iſt die erſte Bürgerpflicht, völlige Übereinſtimmung aller 
Bürger in dunklen Fragen aber weder nötig, noch überhaupt 
möglich. Zur Erhaltung des Bundes iſt alſo Nächſtenliebe 
und Nachſicht jedes Bürgers auch gegen die nötig, die er im 
Irrtum befangen glaubt. Das ſteht nicht nur in ſeiner Macht, 
ſondern es iſt ſeine unerläßlichſte Pflicht. 


Artikel 3. 

Der Völkerbund ſorgt mit allem Nachdruck dafür, daß die 
Herrſcher ſelbſt oder ihre Rechte bei Minderjährigkeitsregie⸗ 
rungen und in anderen Zeiten der Schwäche weder von den 
eigenen Untertanen noch von fremden Mächten irgendwie be⸗ 
einträchtigt werden. Bei Aufſtänden und Verſchwörungen, beim 
Verdacht von Giftmorden oder anderen Gewalttaten gegen das 
Herrſcherhaus entſendet der Völkerbund als deſſen Vormund und 
Beſchützer Kommiſſare zur Feſtſtellung der Tatſachen und Trup⸗ 
pen zur Beſtrafung der Schuldigen nach der Strenge des 
Geſetzes. 


Erläuterungen. 


Dieſer Artikel wird ohne jeden Zweifel pünktlich befolgt 
werden, denn es fehlt den verbündeten Mächten weder am 
Willen noch an der Macht dazu. Die Macht iſt vorhanden, und 
der Wille desgleichen, denn es liegt jedem Herrſcher ſehr viel 
an der Aufdeckung von Verbrechen, denen ſo viele Fürſten, ja 
ganze Herrſcherhäuſer zum Opfer gefallen ſind. Jeder wird 
ſelbſt ſo nahe davon berührt, daß er ſich ſelbſt und ſein Haus durch 
ſtrenge und exemplariſche Beſtrafung der Schuldigen vor ähn⸗ 
lichen Miſſetaten ſichern wird. 


Artikel 4. 


1. Jeder Herrſcher begnügt ſich für ſich und ſeine Nachfolger 
mit ſeinem gegenwärtigen Beſitzſtand oder mit dem, der ihm 
durch dieſen Vertrag zugeſprochen wird. 

2. Alle europäiſchen Mächte bleiben ſtets in ihrem jetzigen 
Beſitzſtand und in ihren heutigen Grenzen. Kein Gebiet kann 
abgetrennt oder durch Erbfolge, Hausverträge, Wahl, Schen⸗ 
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kung, Abtretung, Verkauf, Eroberung, freiwilligen Übertilti 
der Untertanen oder auf andere Weiſe hinzugefügt werden. 
Kein Herrſcher oder Mitglied eines Herrſcherhauſes kann Herr⸗ 
ſcher eines Staates werden, der heute nicht zum Beſitz ſeines 
Hauſes gehört. 

3. Die Herrſcher, die dieſen Vertrag unterzeichnen oder 
künftig unterzeichnen werden, verzichten damit für ſich und ihre 
Nachfolger im Hinblick auf die Vorteile, die er ihnen bietet, auf 
alle Rechte und Anſprüche, die ſie gegeneinander erheben können, 
insbeſondere auf alle Gebietsanſprüche, welcher Art ſie auch ſeien. 
Alle Anſprüche, die die jetzigen und künftigen Unterzeichner 
dieſes Vertrages gegeneinander erheben können, werden damit 
hinfällig. 

4. Renten, die die Herrſcher den Untertanen eines anderen 
Staates ſchulden, werden weiter gezahlt. 

5. Kein Herrſcher darf den Herrſchertitel eines anderen 
Landes führen, das er nicht gegenwärtig beſitzt!) oder deſſen 
Beſitz ihm durch dieſen Vertrag nicht zugeſichert wird. Ohne 
die Zuſtimmung der Dreiviertelmehrheit des Völkerbundes 
dürfen die Herrſcher keinerlei Gebiete miteinander austauſchen 
noch Verträge miteinander abſchließen. Der Bund übernimmt 
die Garantie der Ausführung dieſer Verträge. 


Erläuterungen. 


Zur Erhaltung des Friedens müſſen die Kriegsanläſſe nach 
Möglichkeit ausgeſchaltet werden. Gebietsvergrößerungen ſind 
ein Hauptanlaß zu Kriegen, da ſie nur auf Koſten der Nachbarn 
ſtattfinden können. Somit muß ein jeder ſich mit dem Seinigen 


begnügen und als ſolches ſeinen gegenwärtigen Beſitz anſehen. 


Da alles andere als der gegenwärtige Beſitz als Anwartſchaft 
oder Anſpruch bezeichnet werden kann, iſt es unerläßlich, daß 
alle gegenſeitig auf ſolche Anwartſchaften oder Anſprüche ver⸗ 
zichten. 

Für die allgemeine Sicherheit Europas iſt es von größter 
Wichtigkeit, daß kein Herrſcherhaus mehr Gebiete beſitzt als jetzt 
und daß jedes auf Erwerb von Gebieten anderer Herrſcherhäuſer 
durch Erbfolge oder Verträge im Fall des Erlöſchens der männ⸗ 
lichen Linie verzichtet. Ließe man den Herrſchern die Freiheit, 
ihr Gebiet durch Erbfolge, Hausverträge, Wahl oder auf andere 
Weiſe zu vergrößern, fo könnte zum Beiſpiel das Haus Oſterreich 


y Tatſächlich führten und führen noch heute manche Herrſcher in 
ihren Titulaturen ſolche Würden auf. (Der Überf.) 
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eines Tages in den Beſitz aller Staaten kommen, deren Herrſcher⸗ 
haus in der männlichen Linie ausgeſtorben iſt, wie Spanien, 
England, Schweden uſw., ja ſogar in den Beſitz von Wahl⸗ 
reichen, wie Polen uſw. Dadurch erhielte dies Haus eine Über- 
macht über den übrigen Völkerbund. Andererſeits wäre es ſehr 
ungerecht, den weniger mächtigen Häuſern ein Erbrecht zu geben, 
das man den mächtigſten verſagte. 


Zu den einzelnen Punkten iſt noch zu bemerken: 

1. Zur Feſtſetzung von Mein und Dein bedarf es einer 
feſten Anterlage. Der gegenwärtige Beſitz bietet ſie, denn alles, 
was den Beſitz lohnt, trägt deutliche Zeichen ſeiner jetzigen 
Staatshoheit. Angewißheit über den Beſitz kann höchſtens 
für einige unbewohnte Gebiete, unfruchtbare Wüſteneien und 
abgelegene Wälder und Sümpfe beſtehen, in denen ein paar 
ärmliche Hütten liegen. Aber dieſe Gegenden ſind des Streites 
nicht wert. Im übrigen iſt ihre Staatszugehörigkeit mit dem 
Augenblick entſchieden, wo diejenigen, die Anſprüche darauf 
erheben, die Entſcheidung dem Schiedsgericht des Völkerbundes 
anvertraut haben. 


a Wenn ich in dieſem Paragraphen von dem Beſitz rede, der 
einem Herrſcher „durch dieſen Vertrag zugeſprochen wird“, ſo 
bezieht ſich dies nur auf die Möglichkeit, daß die Herrſcher, die 
ſich etwa im Kriege befinden, die Errichtung des Völkerbundes 
und die Herſtellung des ewigen Friedens in ihren Friedensvertrag 
aufnehmen und daß einige Herrſcher ſich verpflichten, gewiſſe 
Städte und Gebiete nach Begründung des Völkerbundes her⸗ 
auszugeben. Wird der Bund aber im Frieden geſchloſſen, ſo 
kommt nur der „gegenwärtige Beſitz“ in Frage. 


2. Ein Geſetz, das zwiſchen Herrſchern zuſtande kommt, 
kann nur auf voller Gleichberechtigung beruhen, zumal ſie ſelbſt 
nur durch gegenſeitige Vereinbarung ein Geſetz ſchaffen können, 
dem ſich alle unterwerfen. Sie würden einem Geſetz, das ſie 
nur zum allgemeinen Nutzen und zur öffentlichen Sicherheit an⸗ 
nehmen, niemals zuſtimmen, wenn dieſer oder jener dadurch 
benachteiligt würde. Nur wenn es völlig gleich iſt, hat keiner zu 
klagen, und jeder hat den gleichen Nutzen davon. Wenn alſo die 
weniger mächtigen Herrſcher erkennen, daß die Vergrößerung 
der mächtigſten Häuſer durch Erbfolge der Ruhe Europas und 
ihrer eigenen Sicherheit Gefahr bringt, ſo iſt es klar, daß ſie 
ſelbſt mit gutem Beiſpiel vorangehen und auf jede ſolche Ver⸗ 
größerung verzichten müſſen. Wer aber ſähe nicht ein, daß die 
Unveränderlichkeit des Beſitzes die Grundlage für die Sicherheit 
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aller europäiſchen Völker und die Fortdauer der Herrſcherhäuſer 
ſelbſt ift? Hinzu kommt, daß die Zahl von 24 Bundesmitgliedern 
nicht ſo groß iſt, daß ſie die Geſchäfte hemmen kann, während 
bei einer kleineren Zahl die Möglichkeit von Umtrieben gegen 
das allgemeine Wohl beſtehen bliebe. Kämen alſo mit der Zeit 
mehrere Herrſchaftsgebiete in eine Hand, ſo würde die Mit⸗ 


gliederzahl zu gering, und ſomit würde den Umtrieben und Par⸗ 


teiungen freie Bahn geſchaffen. 

Überdies find die Rechte der Staaten etwas anderes als die 
Rechte der Bürger ein und desſelben Staates. Dieſe find den 
Geſetzen unterworfen und werden durch die Staatsgewalt ge⸗ 
ſchützt. Sie brauchen alſo der eigenen Sicherheit halber nicht 
zu verhindern, daß ein anderer Staatsbürger ſeinen Beſitz ver⸗ 
mehrt. Das Hauptgeſetz und Grundrecht eines Staates aber 
beſteht darin, daß er alles tun kann und tun muß, um ſeine 
Macht zu erhalten, beſonders wenn es ohne Vernichtung ſeiner 
Nachbarn geſchehen kann. Nun aber iſt es klar, daß ein ſchon 
mächtiger Herrſcher durch Erbfolge ſo mächtig werden kann, daß 
er zur dauernden Bedrohung ſeiner Nachbarn würde. Gibt alſo 
der König von Frankreich als mächtigſter Herrſcher der Gegen⸗ 
wart alle Erbanſprüche auf, ſo verzichtet er in Wirklichkeit auf 
nichts, denn er ſtieße ja bei ſeinen Nachbarn zu jeder Zeit auf 
unbezwinglichen Widerſtand, ſowohl gegen den Antritt wie gegen 
die Behauptung ſolcher Erbſchaften. Das gleiche gilt von Haus⸗ 
verträgen: nie würden die Nachbarn ihm die Ausführung dieſer 
Verträge gutwillig geſtatten. Kurz, es hat gar keinen Zweck, 
an die Gründung einer ſo vorteilhaften Einrichtung wie die 
europäiſche Geſellſchaft zu gehen, wenn ihre Grundlagen keine 
dauernden ſind. Was aber würde aus der Freiheit dieſes Bundes, 


wenn ſein mächtigſtes Mitglied ſeine Macht verdoppeln könnte? 


berhaupt ruft in der Welt nichts fo viel Streit hervor, wie 
die Erbſchaftsfragen. Die Ausſicht auf eine Vergrößerung jedoch, 
die man nur durch einen Krieg erreicht, deſſen Ausgang un⸗ 
gewiß iſt und der ungeheure Summen verſchlingt, iſt höchſt un⸗ 
ſicher. Sobald aber die Herrſcher durch Heiraten keine Erb⸗ 
anſprüche mehr erwerben können, werden ſie ihre Gattinnen nur 
nach dem Verdienſt wählen; ihre Ehen werden glücklicher, ihre 
Kinder zahlreicher ſein. 

Für die Republiken entſpränge ſogar ein beſonderer Vorteil 
aus dem Verzicht auf alle Anſprüche, zumal ſie ſich auch jetzt 
ſchon weder durch Erbfolge noch durch Familienverträge ver⸗ 
größern können. Iſt es da nicht recht und billig, daß die monar⸗ 
chiſchen Staaten, die von dem Völkerbund die gleichen Vorteile 


O4 1 885 4. 4 
9⁴ Der Traktat vom ewigen Frieden 


haben wie die Republiken, auch in di inſich ik 
a nn ch in dieſer Hinſicht den Republiken 
3. Ohne gegenſeitigen Verzicht auf alle Anſprüche wird nie 
etwas Dauerndes erreicht werden. Ein Herrſcher könnte An⸗ 
ſprüche erheben, die 50 Jahre zurückreichen, ein anderer ſolche, 
die 200 Jahre alt ſind. Einer könnte gegen eine beſtimmte 
Forderung ein weit größeres, aber ſtrittiges Recht in Anrechnung 
bringen und dies im Laufe der Zeit immer wieder geltend 
machen. Bei der Berufung auf Verträge kann man an den 
Worten deuteln und andere geltend machen, die entgegengeſetzte 
Beſtimmungen enthalten. Iſt beides nicht möglich, ſo kann man 
behaupten, ein Vertrag ſei nur mit Gewalt erpreßt, verpflichte 
alſo zu nichts. Kann man aber keine Gewalt geltend machen, 
ſo beruft man ſich auf die Hinterliſt der Beſtimmungen, auf 
Betrug oder Unkenntnis der Vorausſetzungen und andere Vor⸗ 
wände. Geht man auf die Geſchichte des Beſitzwechſels ein, 
o ergibt ſich als letzter Rechtsanſpruch, daß die meiſten Staaten 
in Europa und Aſien Teile des Römiſchen Reiches waren, das 
heißt ſehr alte Eroberungen mit Hilfe von Gewalt und Rechts⸗ 
brüchen, die wieder auf ältere Eroberungen gleicher Art zurück⸗ 
gehen. Ich will zwar nicht behaupten, daß alle Eroberungen 
ungerecht ſind. Sie können auch gerecht ſein, und wäre es nur, 
um ſich für die Koſten eines gerechten Krieges ſchadlos zu halten. 
5 I Cycus, noch Alexander, noch die 
5 andere Eroberer in dieſer Hinſi i ; 5 
ee x in dieſer Hinſicht immer ſehr 
N Wenn man die alten Rechtsanſprüche von Herrſcher zu 
Herrſcher, von Staat zu Staat a een fo 2 0 11 
jedenfalls leicht zu völliger Skepſis und zum Zweifel an ihrer 
Gültigkeit, ſobalb einem dies erwünſcht iſt. Erhielten alſo die 
Herrſcher die geringſten Anſprüche gegeneinander aufrecht, ſo 
entſtände daraus nur ein Chaos von ſich widerſtreitenden neuen 
17 nn noch älteren Anſprüchen, das um ſo unentwirrbarer 
110855 s faſt kein Grundſatz für die Schlichtung dieſer Anſprüche 
Behielte ſich aber jeder bei der Unterzeichnung der? S 
akte einen Teil ſeiner Anſprüche vor, ſo mußten 1 
Dreiviertelmehrheit des Schiedsgerichts unterwerfen, und es 
könnte leicht vorkommen, daß ein Herrſcher den ganzen Staat 
eines Nachbars beanſprucht. Glaubt man aber, daß ein Mitglied 
ſeinen ganzen Beſitz einem Schiedsſpruch preisgeben wird? 
Es bleibt alſo nur ein völliger Verzicht auf alle Rechte und An- 
ſprüche, ein Sichbegnügen mit dem gegenwärtigen Beſttz, oder 
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die ewige Fortdauer des unfeligen Kriegsſyſtems mit feinen 
phantaſtiſchen Anſprüchen. 

Was gibt es in dieſem Chaos gegenſeitiger Schulden und 
Forderungen Beſſeres, als ſie gegenſeitig fallen zu laſſen, damit 
jeder einmal mit eigener Hand ſeine Anſprüche und Anwart⸗ 
ſchaften begleicht und zugleich aus dem Schatz des ewigen 
Friedens Reichtümer erwirbt, die unendlich größer und wirk⸗ 
licher ſind, als alle dieſe Anſprüche? Aus dieſem unerſchöpf⸗ 
lichen Schatze können alle Herrſcher unaufhörlich mit vollen 
Händen ſchöpfen, aber nur mit Zuſtimmung aller anderen, das 
heißt, wenn ſie eine dauerhafte Geſellſchaft gebildet haben. 

5. Es iſt zwar vernunftgemäß, daß benachbarte Herrſcher zu 
ihrer Bequemlichkeit Gebietsteile austauſchen können, aber ebenſo 
iſt es zur Sicherheit des Bundes vernunftgemäß, daß keiner 
ſich auf Koſten feines Nachbars vergrößert. Dies muß ein Grund⸗ 
ſatz des Völkerbundes ſein. Um beides miteinander in Einklang 
zu bringen, iſt es nur nötig, daß ſolche Austauſche unter den 
Augen und mit Zuſtimmung der übrigen Bundesmitglieder 
ſtattfinden. 

Wenn ich das Grundgeſetz aufſtelle, daß überhaupt keine 
Verträge zwiſchen Herrſchern ohne Mitwiſſen und Zuſtimmung 
des ganzen Bundes ſtattfinden, ſo geſchieht dies aus drei Grün⸗ 
den. Erſtens erfordert die Sicherheit des Bundes durchaus, 
daß kein Herrſcher Geheimverträge abſchließt, ohne zum 
Feind erklärt zu werden. Geheimniſſe braucht man nur, wenn 
man etwas tun will, was einem Dritten mißfällt oder ihm ſchaden 
kann. Zweitens iſt es recht und billig, wenn alle, die durch 
einen Vertrag betroffen werden können, gehört werden, damit 
ſie für die Nachteile, die ihnen etwa daraus erwachſen, ent⸗ 

ſchädigt werden. Auf dieſe Weiſe wird viel Anlaß zu Beſchwer⸗ 
den beſeitigt. Drittens ſoll dadurch verhütet werden, daß keiner 
der Vertragſchließenden hoffen kann, den andern zu hinter⸗ 
gehen, noch fürchten, ſelbſt hintergangen zu werden. Betrug 
aber iſt einer der häufigſten Gründe für den Bruch oder doch für 
die Nichtachtung von Verträgen. Jeder gewinnt, wenn er für 
ſich wie für ſeine Nachkommen auf Betrug verzichtet und wenn 
er die gleiche Sicherheit hat, nicht betrogen zu werden. So viel 
aber iſt ſicher: ein Vertrag, der öffentlich und in Gegenwart 
aller anderen Herrſcher vereinbart wird, wird jo deutlich ab⸗ 
gefaßt, ſo nach allen Seiten von Leuten geprüft, die ſelbſt 
ein Intereſſe daran haben, daß es faſt ausgeſchloſſen iſt, daß er 
nicht alle Beteiligten zufriedenſtellt. Dieſer gegenſeitige Vorteil 
aber bürgt für ſeine Beobachtung. Bliebe trotzdem eine Dunkel⸗ 


96 Der Traktat vom ewigen Frieden 


— — = En == 


heit oder Unklarheit im Wortlaut beſtehen, wäre ein Fall nicht 
vorgeſehen Und entſtände infolgedeſſen ein Streit über die Aus⸗ 
führung beſtimmter Artikel, ſo könnten diejenigen, die ihn im 
Bundesrat bearbeitet haben und die Tendenz des Ganzen wie 
der einzelnen Teile kennen, am leichteſten alle Zweifel beheben 
und den Streit beilegen, wo nicht, mit größter Sachkenntnis 
ihr Urteil fällen. Fünftens liegt es im eigenſten Vorteil der 
Vertragſchlie ßenden, daß der Bund die Bürgſchaft für alle künf⸗ 
tigen Verträge übernimmt und alle ſich daraus ergebenden 
Streitigkeiten durch Schiedsspruch regelt. Was aber liegt näher, 
als daß Diejenigen als Zeugen beim Aufſtellen der ſelbſtgewählten 
Geſetze mitwirken, die nachher die Ausleger und Beſchirmer 
dieſer Geſetze fein ſollen? 


Artikel 5. 


PR Kein Herrſcher darf künftig zwei erbliche oder Wahlreiche 
beſitzen. Doch können die deutſchen Reichsfürſten zu Kaiſern 
gewählt werden, ſolange es Kaiſer gibt. 

Fällt einem Herrſcher durch Erbfolge ein größerer Staat 
zu, als der, den er beſitzt, ſo kann er unter Verzicht auf den letz⸗ 
teren die Erbſchaft antreten. N 


Artikel 6. 


Das Königreich Spanien wird niemals dem Hauſe Bour⸗ 
bon, der heute in Frankreich herrſchenden Dynaſtie, entzogen 
werden, ſolange es zwei männliche Vertreter dieſes Hauſes 
gibt, ſei es des älteren oder des jüngeren Zweiges, mit der 
Maßgabe, daß die Alteren ſtets den Jüngeren vorangehen, 
und der ältere Zweig dem jüngeren Zweige. 


Erläuterung. 


Wir haben gezeigt, daß ein ſolcher Artikel, eine ſolche Ga⸗ 


rantie ein mächtiger Antrieb ſein würde, um das Haus Frank⸗ 
reich zu bewegen, zur Errichtung des europäiſchen Bundes 
die Hand zu reichen und alles zu tun, um ihn feſt und dauer⸗ 
haft zu machen ). 


) Vgl. Einleitung S. 25 *. (W. M.) 
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Artikel 7. 


1. Die Bundesbevollmächtigten bearbeiten dauernd alle 
Beſtimmungen über den Handel im allgemeinen und den Han⸗ 
del zwiſchen den einzelnen Völkern, und zwar ſo, daß die 
Handelsgeſetze für alle Völker gleich und gegenſeitig ſind und auf 
Billigkeit beruhen. Alle Handelsbeſtimmungen, die im Bundes⸗ 
rat mit Stimmenmehrheit der anweſenden Bevollmächtigten 
angenommen werden, ſind nach Form und Inhalt vorläufig 
gültig, bis der Bund eine größere Zahl von Mitgliedern hat, die 
ſie mit Dreiviertelmehrheit beſtätigen oder abändern. 

2. Der Bund errichtet in verſchiedenen Städten Handels⸗ 
kammern, die zur Beilegung und nötigenfalls zur Rechtſprechung 
in letzter Inſtanz in allen Handels» oder anderweitigen Streit⸗ 
fällen zwiſchen den Angehörigen verſchiedener Staaten befugt 
ſind, ſofern der Streitgegenſtand 10 000 Franken überſteigt. 
Für alle Prozeſſe von geringerem Wert iſt im allgemeinen das 
Gericht am Wohnort des Beklagten zuſtändig. Jeder Herrſcher 
verpflichtet ſich zur Vollſtreckung der Urteile der Handelskam⸗ 
mern, als ob fie in feinem Namen ergangen wären. 

3. Jeder Herrſcher rottet bei Strafe von Entſchädigung die 


Räuber und Wegelagerer in ſeinem Lande und die Seeräuber 


an ſeinen Küſten auf ſeine Koſten aus. Der Bund kann ihm 
hierzu Hilfe gewähren. 


Erläuterung. 


Der erſte Grundſatz für den Handel iſt die völlige Gleich⸗ 
berechtigung aller Völker, das heißt der freie Handelsverkehr. 
Ferner wäre es ſehr wichtig, um den Streit über die Ein⸗ und 
Ausfuhrzölle zu vermeiden und den Kaufleuten die mannig⸗ 
fachen Zollſchikanen zu erſparen, mit Dreiviertelmehrheit zu be⸗ 
ſchlie zen, daß alle Waren, ſeien es inländiſche, ſeien es ausländiſche, 
zollfrei ſind, mit einziger Ausnahme der für den Verbrauch be⸗ 
ſtimmten Lebensmittel, und daß die Herrſcher ſich für den Aus⸗ 
fall von Zöllen durch andere Auflagen ſchadlos hielten. Dieſer 
Artikel würde den Handel unendlich erleichtern und heben; der 
Wohlſtand würde gewaltig ſteigen und mit ihm auch die Ein⸗ 
nahme der Herrſcher zunehmen. Da dieſe Frage aber manches 
Für und Wider hat, verdient ſie eine beſondere Behandlung. 

Die Hauptſache iſt, daß alle mit Stimmenmehrheit gefaßten 
Beſchlüſſe des Bundesrats über den Außenhandel für alle Herr⸗ 
ſcher vorläufig bindend find, denn damit iſt zunächſt einmal Friede 
und Ordnung hergeſtellt, und der Handel iſt durch ein ſo ſicheres 
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nud einfaches Mittel geſchützt. Wenn einige Beſtimmungen 
noch verbeſſerungsbedürftig ſind, ſo tut das wenig zur Sache, 
denn die geſchädigten Herrſcher können ſie ſtets mit Dreiviertel⸗ 
mehrheit der Stimmen auf dem Fuß völliger Gleichheit abändern. 
2. Bekanntlich bilden die tatſächlichen oder angeblichen Be⸗ 
einträchtigungen von Angehörigen eines Staates durch ſolche 
eines anderen einen ſehr häufigen Kriegsgrund. Man iſt dann 
ſehr oft zu Gegenmaßregeln genötigt, und werden dieſe einmal 
irgendwo geduldet, ſo flammt der Krieg überall auf. 
Näheres über die Handelskammern ſiehe im 7. Hauptſtück. 


Artikel 8. 


Kein Herrſcher greift zu den Waffen und unternimmt Feind⸗ 
ſeligkeiten gegen einen anderen, der nicht zum Feind des Völker⸗ 
bundes erklärt iſt. Hat er ſich über ein Mitglied des Bundes zu 


beſchweren oder Forderungen an dasſelbe, jo läßt er dem Bundes⸗ 


rat durch ſeinen Bevollmächtigten in der Friedensſtadt eine 
Denkſchrift überreichen. Der Bundesrat bemüht ſich, die Sache 
auf dem Vermittlungswege gütlich zu ſchlichten. Gelingt dies 
nicht, ſo fällt er einen Schiedsſpruch, vorläufig mit Stimmen⸗ 
mehrheit, endgültig mit Dreiviertelmehrheit. Dieſer Spruch 
darf erſt gefällt werden, nachdem jeder Bevollmächtigte die An⸗ 
weiſungen feines Herrſchers empfangen und fie dem Nat mit⸗ 
geteilt hat. 

1. Ein Herrſcher, der vor der Kriegserklärung des Bundes 
zu den Waffen greift, der die Ausführung einer Beſtimmung 
des Völkerbundes oder eines Schiedsſpruches des Bundesrats 
verweigert, wird zum Feinde des Bundes erklärt und ſo lange 
bekriegt, bis er entwaffnet iſt und das Urteil und die Beſtim⸗ 
mungen vollſtreckt ſind. Er hat die Kriegskoſten zu tragen und 
verliert endgültig das Gebiet, das ihm bis zum Waffenſtillſtand 
abgenommen worden iſt. 

2. Beſteht der Völkerbund aus mindeſtens 14 Mitgliedern 
und ein Herrſcher weigert ſich, ihm beizutreten, ſo wird er für 
einen Feind der Ruhe Europas erklärt und bekriegt, bis er ent⸗ 
weder dem Bund beigetreten oder völlig aus ſeinem Beſitz ver⸗ 
drängt iſt. N 


Erläuterungen. 


1. Dieſer Artikel iſt für die Sicherheit jedes Herrſchers 
von größter Wichtigkeit. Einerſeits iſt er ſicher, nie von einem 
Nachbarn angefallen zu werden, den er vielleicht unwiſſentlich 


gekränkt hat, oder den man durch Verleumdungen gegen ihn auf⸗ 
gebracht hat. Andererſeits iſt er ſicher, wenn er zu den Waffen 
greift, daß er ſtets Erfolg haben wird, da ja der ganze Bund 
hinter ihm ſteht. Schließlich iſt er ſicher, daß Unrecht, Krän⸗ 
kungen oder Beleidigungen, die er erlitten hat, entweder gut⸗ 
gemacht oder durch Schiedsſpruch geſühnt werden, und zwar 
ſo billig und in ſolcher Art, wie er ſelbſt es wünſchen müßte, 
wenn er der Beleidiger wäre. „Was du nicht willſt, das man 
dir tu', das füg' auch keinem andern zu.“ Dieſen Grundſatzſchreibt 
die wohlverſtandene Eigenliebe jedem Beleidigten vor, denn er 
oder ſeine Kinder könnten leicht ſelbſt zu Beleidigern werden. 
Wäre ihm dann aber nicht daran gelegen, daß die Sühne nicht 
zu hart, die Strafe nicht zu ſtreng wäre? 

Überdies weiß man ja, daß das Kriegsglück ein ſehr un⸗ 
gerechter Richter iſt. Wer ſich alſo Genugtuung verſchaffen will, 
iſt gar nicht ſicher, ſie durch Waffengewalt zu erhalten. 
Dagegen iſt er ſicher, ſie durch die Billigkeit und die Macht des 
Bundes zu erlangen, ohne daß Koſten für ihn entſtehen und 
ohne daß er ſich durch die Wechſelfälle des Krieges ſelbſt neue 
Unbill und neuen Schaden zufügt, der größer iſt, als der, für 
den er Genugtuung ſucht. f 

Im übrigen hat es keinen Zweck, einen Völkerbund ein⸗ 
zurichten, wenn ein Herrſcher, der ſich deſſen Beſtimmungen 
nicht fügt, nicht mit den ſchwerſten und unvermeidlichſten Strafen 
bedroht wird. Aus demſelben Grunde haben die deutſchen 
Reichsfürſten über jedes Mitglied ihres Bundes, das ſich nicht 
fügte, notgedrungen die Reichsacht verhängt. Verpflichten ſich 
aber alle Herrſcher, über jeden, der den Bund zu ſprengen ſucht, 
die Bundesacht zu verhängen, jo wird es auch dem Unbeſonnen⸗ 
ſten nicht in den Sinn kommen, die Waffen zu ergreifen. Kein 


menſchlicher Bund iſt von Dauer, wenn feine Mitglieder nur 


durch die Ausſicht auf Vorteil und Nutzen zuſammengehalten 
werden, die nur für die Klugen und Verſtändigen maßgebend 
iſt. Auch eine große Furcht vor Strafen iſt nötig, um die Un- 
klugen im Zaume zu halten, die jung und unbeſonnen, tollkühn 
oder ſchlecht beraten ſind. 

2. Wollte ein europäiſcher Herrſcher für ſich bleiben, jo 
läge es ſehr im Vorteil des Bundes, ihn zum Beitritt und zur 
Stellung gehöriger Sicherheiten zu zwingen. Sonſt könnte er 
ja gerüſtet bleiben, einen ſeiner Nachbarn plötzlich überfallen, 
und dieſe wären dann gleichfalls zu Rüftungen gezwungen, ſie 
hätten alſo lediglich durch ſein Verhalten, ohne hinreichenden 
Grund, koſtſpielige Ausgaben. Hinreichende Gründe kann er 
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nicht haben, denn entweder will er ſein Gebiet behalten oder 
es vergrößern. Will er das erſtere, ſo braucht er nur dem Bund 
beizutreten, der ja keinen anderen Zweck hat. Sein Gebiet ver⸗ 
größern aber kann er nur auf Koſten ſeiner Nachbarn; ſomit 
ſind fie berechtigt, ihn als Feind zu betrachten und zu behandeln. 


Artikel 9. 


Der Bundesrat der europäiſchen Geſellſchaft beſteht aus 
24 Senatoren oder Bevollmächtigten der verbündeten Herrſcher, 
deren jeder nur eine Stimme hat. Vertreten ſind: 

Frankreich, 

Spanien, 

England, 

Niederlande, 

Savoyen, 

Portugal, 

Bayern und Verbündete, 

Toskana und Verbündete, 

Venedig, 

Genua und Verbündete, 

Schweiz und Verbündete, 

Lothringen und Verbündete, 

Schweden, 

Dänemark, 

Polen, 

Papſt, 

Rußland, 

Oſterreich, 

Kurland und Verbündete (Danzig, Hamburg, Lübeck, 
Kofiod uſw.). 

Preußen, 

Sachſen, 

Pfalz und Verbündete, 

Hannover und Verbündete, 
Geiſtliche Kurfürſten und Verbündete. 


Erläuterungen. 


Wie man die Sache auch wenden mag, ich glaube, man 
kommt um dieſen Artikel oder etwas Ahnliches nicht herum. 
Es fragt ſich zunächſt, aus wieviel Stimmen der Senat be⸗ 
ſtehen, welche Herrſcher darin vertreten ſein und ob die mäch⸗ 
tigeren mehr als eine Stimme haben ſollen. 2 


CV» 
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Jedem kleinen Fürſten, jeder freien Stadt in Deutſchland, 
jedem kleinen Fürſten in Italien eine Stimme zu geben iſt un⸗ 
möglich. Man muß ſie alſo reduzieren, aber wie? Mir ſcheint, 
als unterſte Grenze müßte man Staaten mit mindeſtens 
1 200 000 Einwohnern nehmen. Die kleineren, wie Parma, 
Modena, Toskana, Monaco, Genua, Baden, Naſſau uſw., könnte 
man in Gruppen mit je einer Stimme vereinigen. Es fragt 
ſich ferner, ob die deutſchen Fürſten und freien Städte nur eine 
Stimme und einen Vertreter haben ſollen, der vom Kaiſer 
ernannt wird, oder ob man den einzelnen deutſchen Fürſten 
bei der Begründung des europäiſchen Bundes, der die Wahl 
eines Kaiſers entbehrlicher machen würde, mehrere Stimmen 
geben könnte. Der Kaiſer erhielte dann nur für ſeine Erblande 
eine Stimme, mehrere kleine Fürſten zuſammen ebenfalls je 
eine Stimme. Daraus ergäben ſich im ganzen die obigen 
24 Stimmen. Das iſt eine hinreichende Zahl, um alle Umtriebe 
gegen den Beſtand des Bundes ſehr zu erſchweren, aber nicht 
ſo viel, daß der Geſchäftsgang darunter litte. 

Für die Sicherheit des Bundes ſcheint es mir beſſer, daß 
Deutſchland im ganzen ſieben Stimmen erhält, die vom Kaiſer 
unabhängig ſind, als eine, die von ihm abhängig iſt. Auch 
ſcheint es weit mehr im Intereſſe der deutſchen Fürſten und 
freien Städte zu liegen. Damit käme das Haus Oſterreich 
zwar um die Vertretung der Kaiſerwürde, aber abgeſehen davon, 
daß dieſe im Hauſe Oſterreich nicht erblich iſt, geht der öffentliche 
Vorteil, zumal ein ſo großer, einem Sondervorteil vor, zumal 
einem ſo mäßigen und zeitlich beſchränkten. Aberdies hat das 
Haus Oſterreich, wie alle anderen Mächte, von dem europäiſchen 
Bunde ſo viel Vorteile, daß es für den etwaigen Berluft der 
Kaiſerwürde tauſendfach entſchädigt würde. Ich laſſe die Frage 
immerhin offen; der ganze Unterſchied wäre, daß der Völkerbund 
in einem Fall 18, im anderen 24 Mitglieder hätte. 

Eine andere Frage, welche die Herrſcher zu entſcheiden 
hätten, iſt, ob ein Fürſt, der achtmal mehr Untertanen hat, als 
zum Beiſpiel der Herzog von Savoyen, nicht acht Stimmen, 
ſtatt einer, England vier, Holland drei uſw. haben ſollen. Be⸗ 
ſtimmend für die Löſung dieſer Frage ſcheint mir erſtens, daß die 
Begründung des Bundes leicht gemacht werden muß, und zwei⸗ 
tens, daß ſeine Dauer geſichert wird. Wenn die mächtigſten 
Herrſcher hartnäckig auf einer Stimmenzahl im Verhältnis zur 
Einwohnerzahl ihrer Staaten beſtehen, ſo hätte das für ſie 
wenig Wert, würde aber die Bildung des Bundes aufs 
Außerſte erſchweren oder gar vereiteln, oder ihr keine lange 
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Dauer verheißen. Ebenſowenig dürfen ganz kleine Herrſcher 
oder Freiſtaaten durchaus je eine Stimme für ſich haben wollen, 
denn das hätte für fie wenig Wert und vereitelte nur die Bildung 
eines Bundes, von dem doch gerade ſie die größten Vorteile 
hätten. Wie ſähe es aus, wenn zum Beiſpiel der Fürſt von 
Monaco eine Stimme erhielt, und der König von Frankreich auch 
nur eine! Warum aber ſollte man andererſeits dem Fürſten 
von Monaco eine und dem König von Frankreich 300 Stimmen 
geben? Welches Chaos entſtünde in den Bundesberatungen, 
wenn der Bundesrat aus 300 Senatoren beſtände, die teils eine, 
zwei, dreißig, hundert, hundertfünfzig, zwei⸗ oder dreihundert 
Stimmen hätten, wenn alſo ebenſoviele Unterſchiede wie Sena⸗ 
toren da wären. Eine ſolche Verſammlung wäre einfach ver⸗ 
handlungsunfähig. Zum Beſten der Sache und ganz Europas 
ſcheint es wir alſo angebracht, daß die Hauptmächte die Zahl 
der Bevollmächtigten beſtimmen, die ich mit 24 in Vorſchlag 
gebracht habe. Was aber kann die Herrſcher über 12 bis 15 
Millionen Menſchen veranlaſſen, nicht mehr Stimmen zu be⸗ 
anſpruchen, als zehnmal ſchwächere Staaten? 

1. Erhielten fie jo viel Stimmen, als die Zahl 1 200 000 
in ihrer Bevölkerungszahl aufgeht, ſo müßte eine Volkszählung 
durch Kommiſſare des Bundes ſtattfinden, und wann wäre 
dieſe beendet? 

2. Was will ein mächtiger Herrſcher mit vielen Stimmen? 
Etwas anderes als die Erhaltung und Befeſtigung des Bundes, 
von der er ja allein die im dritten Hauptſtück aufgeführten großen 
Vorteile erwarten kann? Begnügt er ſich mit einer Stimme, ſo 
wird der Bund ſchnell geſchloſſen und von Beſtand ſein. 

3. Eine Sprengung des Bundes iſt nicht von den ſchwä⸗ 
cheren Mitgliedern zu befürchten, denn ihnen liegt am meilten an 
ſeinem Beſtand. Um dieſen zu ſichern, iſt es alſo gut, ihnen mehr 
Stimmen zu laſſen, als ihrer Bevölkerungszahl entſpricht. Wenn 
jeder Herrſcher nur eine Stimme hat und der Bund nur aus 
24 Stimmen beſteht, ſind die Schwächeren zweifellos in der 
Überzahl, und ſomit iſt die Dauer des Bundes geſichert. Müßte, 
wie wir ſahen, ſchon ein mächtiger Herrſcher faſt von Sinnen 
ſein, wenn er dem Bunde nicht beiträte oder ihn zu ſprengen 
ſuchte, ſo wäre es ein ſchwächerer erſt recht. Und er müßte 
achtzehn andere, d. h Dreiviertel des Bundes, auf ſeiner Seite 
haben, um ihn zu ſprengen, was völlig ausgeſchloſſen iſt. 

4. Auch die Stimmen der Schwächſten können dem Mäch⸗ 
ligſten nichts von ſeinem Gebiet und ſeinen feſtſtehenden Rechten 
nehmen, denn dazu bedürfte es der Einſtimmigkeit des Bun⸗ 
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des, alſo auch der Stimme des Mächtigſten ſelbſt. Auch in bezug 
auf den Außenhandel können die Stimmen der achtzehn Schwä⸗ 
cheren nichts für ihn Nachteiliges beſchließen, da alle Handels⸗ 
beſtimmungen ja auf Gleichheit und Gegenſeitigkeit bei allen 
Völkern beruhen. Andernfalls bedürfte es auch hier nicht einer 
Dreiviertelmehtheit, ſondern aller Stimmen. Sind aber die 
Bedingungen die gleichen, jo verliert auch der Mächtigſte für 
ſeinen Handel nichts dabei, und die Schwächeren werden es wohl 
unterlaſſen, ſich durch ihre Beſtimmungen ſelbſt zu ſchaden. 
5. Soviel iſt ſicher, wenn die 24 Staaten des Bundes alle 
gleich oder faſt gleich an Macht wären, wie Heinrich IV. es vor⸗ 
ſchlug, ſo würde der Bund noch feſter gefügt ſein. Aber indem 
wir den Schwächſten in Sachen des Stimmrechts und des 
Truppenkontingents dem Mächtigſten gleichſtellen, was tun 
wir damit anderes, als daß wir ſie alle dieſer Gleichheit an Macht, 
Schaden zu ſtiften, möglichſt nahe bringen, ohne ihnen die 
Ungleichheit an Macht, Gutes zu tun, zu nehmen und ohne 
daß wir dem Herrſchaftsgebiet des Mächtigſten, der Größe ſeines 
Reichtums und allen Vorteilen, die er dadurch vor den anderen 
hat, irgendwelchen Abbruch tun? Kurz, indem er die Macht 
zum Böſen aufgibt, gibt er nichts Wirkliches und Achtbares auf 
und gewinnt dafür die Mitgliedſchaft eines dauernden Bundes, 
der ihm und den Seinigen unvergleichliche Vorteile bietet. 


Artikel 10. 


Die Bundesmitglieder beſtreiten die Koſten der Bundes⸗ 
verwaltung und dec Erhaltung der Sicherheit nach Maßgabe ihrer 
Einkünfte und ihres Volksvermögens. Ihre Beiträge werden 
zunächſt nach Stimmenmehrheit und ſpäter nach Dreiviertel⸗ 
mehrheit feſtgeſetzt, nachdem die Bundeskommiſſare in jedem 
Staate die nötigen Aufnahmen gemacht haben. Wer anfangs 
zu hohe Beiträge gezahlt hat, erhält Kapital und Zinſen von 
denen zurück, die zu wenig gezahlt haben. Die Herrſcher, die 
mit mehreren anderen zuſammen eine Gruppenſtimme haben, 
ernennen ihren Bevollmächtigten abwechſelnd im Verhältnis 
ihres Beitrages. 


Erläuterungen. 


Es iſt nur recht und billig, daß jeder nach Maßgabe ſeines 
Vermögens und ſeiner Einkünfte beiträgt und daß der Neichite 
am meiſten bezahlt, da er ja durch den dauernden Frieden, die 
Beſchränkung der Militärlaſten, die Vermehrung des Handels 


und alle anderen Vorteile des Bundes am meiſten gewinnt. 
Nicht aber erforderlich iſt es, daß im Kriegsfall ein Staat mehr 
Truppen ſtellt als ein anderer. Vielmehr ſollen, wenn Frankreich 
24 000 Mann ſtellt, auch Portugal und Lothringen je 24 000 
Mann ſtellen. Dieſe werden ja nicht von Portugal und Lothrin⸗ 
gen allein unterhalten, ſondern vom ganzen Bunde, d. h. vor⸗ 
nehmlich mit dem Gelde der größeren Mächte, wozu Portugal 
oder Lothringen etwa nur ein Achtel beitrügen. 

Da die Bundeskommiſſare erſt in 5 bis 6 Jahren eine 
genaue Aufnahme über die Einnahme und Ausgabe jedes Staates 
aufnehmen können, die Beiträge aber ſogleich gebraucht werden, 
muß ihre Höhe einſtweilen mit Stimmenmehrheit feſtgeſetzt 
werden, auf Grund einer Denkſchrift, die jeder Herrſcher über 
ſeine Einnahmen und Ausgaben einreicht. Dieſe Selbſt⸗ 
einſchätzung darf aber niemandem zum Schaden gereichen; des⸗ 
halb ſoll nach genauer Feſtſtellung jeder das mit Zinſen zurück⸗ 
erhalten, was er zuviel gezahlt hat. 


Artikel 11. 


Bei allen eiligen und vorläufigen Sachen, die die Sicher⸗ 
heit des Bundes bezwecken oder der Verhütung oder Nieder⸗ 
werfung eines Aufſtandes dienen, faßt der Bundesrat feine 
vorläufigen Beſchlüſſe mit einfacher Stimmenmehrheit und 
beſtimmt vorher, ebenfalls mit einfacher Stimmenmehrheit, 
ob die Sache als vorläufig gelten ſoll. 


Erläuterungen. 


Zu den vorläufigen Sachen, die ſofortige Beſchlußfaſſung 
erfordern, damit durch Verzug kein Schaden entſteht, gehören 
alle Fragen des Wohls und Wehes oder eines großen Vorteils 
des Völkerbundes, desgleichen die Maßregeln zur Verhütung 
oder Niederwerfung eines Aufſtandes, die Regelung von Handels⸗ 
ſachen oder Bundesbeiträgen, die Ernennung von Bundes⸗ 
kommiſſaren beim Regentſchaftsrat eines minderjährigen Herr⸗ 
ſchers, die Aufrechterhaltung der Ordnung in ſeinem Lande 
und andere, noch wichtigere Dinge. 


Artikel 12. 

Die obigen elf Grundartikel ſind ohne Zuſtimmung 
ſämtlicher Mitglieder unabänderlich. Die weiter folgenden 
Artikel können je nach der Zweckmäßigkeit mit Dreiviertel⸗ 
mehrheit der Stimmen abgeändert werden. 
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Erläuterungen. 


Dieſer Artikel iſt ebenſo wichtig wie die elf vorhergehenden, 
denn er gibt ihnen erſt den nötigen Halt. Sind die Herrſcher fi 
über dieſe erſt einig geworden, ſo werden ſie ſich über den Reſt 
leicht einigen, da ſie ja ein ſicheres und untrügliches Mittel dazu 
in der vorläufigen Abſtimmung mit einfacher Stimmenmehrheit 
und der endgültigen mit Dreiviertelmehrheit haben. Ich bin 
zwar überzeugt, daß ſich durch einſtimmigen Beſchluß die Zahl 
der Grundartikel noch vermehren ließe; die vorſtehenden zwölf 
reichen aber zur Bildung des europäiſchen Bundes aus. 


II. Wichtige Artikel. 


Artikel 1. 


Der Bundesrat beſteht vorläufig aus je einem Bevoll⸗ 
mächtigten der Herrſcher, die die vorſtehenden zwölf Artikel unter⸗ 
zeichnet haben. Ihre Zahl vermehrt ſich um je einen Bevoll⸗ 
mächtigten jedes neu hinzutretenden Herrſchers. Der Sitz des 
Bundesrats iſt einſtweilen Utrecht. 


Erläuterungen. 


Eine holländiſche Stadt ſcheint mir als Sitz des Bundes⸗ 
rates geboten. Die Holländer ſind das größte Handelsvolt; 
ſomit iſt ihnen an der Erhaltung des Friedens am meiſten ge⸗ 
legen. Eine Stadt in einer Monarchie oder an deren Grenze 
wäre weniger unabhängig, und der Bundesrat wäre dort vor 
Handſtreichen eines unruhigen und unverſtändigen Herrſchers 
nie ſicher. Utrecht ließe ſich leicht befeſtigen; die übrigen nieder⸗ 
ländiſchen Feſtungen würden als vorgeſchobene Werke dienen, 
die ſeine Sicherheit erhöhten. Es liegt nur wenige Meilen 
von einem Handels- und Nachrichtenzentrum wie Amſterdam. 
Daß es ſchon jetzt der Sitz des Friedenskongreſſes iſt, ſpricht 
gleichfalls dafür, ebenſo, daß die Holländer gegen alle Reli⸗ 
gionen am toleranteſten ſind. Es iſt kein kleiner Vorteil für die 
Friedensſtadt, daß deſſen Bevölkerung und Behörden ſelbſt 
gegen die von humanſter Toleranz ſind, von denen ſie ſelbſt als 
Ketzer betrachtet werden. 


Artikel 2. 


Um in dauerndem Verkehr mit allen Bundesmitgliedern zu 
bleiben und ihnen jeden Grund zu Beſorgnis und Mißtrauen 
voreinander zu nehmen, unterhäll der Bundesrat nicht nur 
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einen Geſandten bei jedem Mitglied, ſondern auch einen Reſi⸗ 
denten in der Hauptſtadt jeder großen Provinz von 2 Millionen 
Einwohnern. Dieſe Geſandten und Reſidenten müſſen in 
der Friedensſtadt beheimatet oder naturaliſiert ſein. 

Jeder Herrſcher erleichtert ihnen, ſoviel er vermag, alle 
ihnen vorgeſchriebenen Feſtſtellungen und befiehlt feinen Mi⸗ 
niſtern und Beamten, ihnen alle Auskünfte zu geben, die ſie 
im Hinblick auf die öffentliche Ruhe und Sicherheit verlangen. 
Sie haben dem Bundesrat und deſſen Geſandten jeden Monat 
Bericht zu erſtatten. 

Die Reſidenten werden aus den Kommiſſaren gewählt, 
die der Bundesrat zur Feſtſtellung der Einnahmen und Aus⸗ 
gaben jedes Staates zwecks Beſtimmung des endgültigen 
Bundesbeitrages entſendet. . 


Erläuterungen. 


1. Der Zweck des dritten Hauptſtückes war, den Wunſch 
nach hinreichender Sicherheit vor künftigen Kriegen zu 
erregen. Der Zweck dieſes Hauptſtücks iſt die Angabe der 
Mittel, wie dieſe Sicherheit zu erlangen ſei. Eins der wich⸗ 
tigſten ſcheint mir, daß ein Herrſcher ſeine Nachbarn nicht mehr 
nach plötzlicher ſtarker Rüſtung überfallen kann. Was gibt es 
da Zweckmäßigeres, als Wächter in die Staaten der mächtigſten 
und furchtgebietendſten Herrſcher zu ſetzen, die alles anzuzeigen 
haben, was nach Truppenaushebung, nach Anhäufung von 
Waffen und Kriegsbedarf ausſieht? Zu wirkſamer Aber⸗ 
wachung aber iſt nichts geeigneter, als dies Amt Leuten an⸗ 
zuvertrauen, die von dem betreffenden Herrſcher unabhängig 
und in der Friedensſtadt beheimatet find. Sie ſind um ſo 
unbeſtechlicher, als ihre Ehre und ihr eigener Vorteil ſie an 
ihre Pflicht binden. 

2. Fürſten wie Privatleute betrachten die Sicherheiten, die 
man von ihnen verlangt, ſchon längſt nicht mehr als Kränkungen. 
Wenn ſie einander verſprechen, ihre Truppen zu entlaſſen, 
Feſtungen zu räumen oder zu ſchleifen, treten ſchon jetzt Kom⸗ 
miſſare beider Parteien in Tätigkeit, die ſich überzeugen, ob 
die Zuſagen in entſprechender Weiſe ausgeführt werden. Sie 
geſtatten einem jeden, Bürgſchaften zu nehmen, einen dritten 
Herrſcher als Bürgen für die Innehaltung der Verträge auf⸗ 
zuſtellen ujw., weil fie ſelbſt die gleichen Bürgſchaften und 
Sicherheiten fordern. Kein Vertragſchließender verläßt ſich in 
ſeinem Intereſſe wie in dem ſeines Volkes auf ein bloßes ſchrift⸗ 
liches Verſprechen, wenn er ſtärkere Sicherheiten haben kann. 
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3. Die Reſidenten in den Staaten eines Fürſten bringen 
ihm aber auch drei unmittelbare Vorteile. Erſtens ſind ſie 
den verbündeten Fürften gegenüber unbeſtechliche Zeugen für 
ſeine Friedensliebe. Zweitens geben ſie ihm die Gewißheit, 
daß in den Nachbarſtaaten nichts gegen ihn angezettelt wird. 
Drittens erhöhen ſie ſeine Autorität gegenüber ſeinen Unter⸗ 
tanen, denn ſie verkörpern die große Macht des Bundes, der 
ſtets bereit iſt, jeden zu ſtrafen, der ſich gegen ſeinen Herrſcher 
auflehnen ſollte. Sie ſchützen ihn alſo nicht nur vor fremden 
Einfällen, ſondern auch vor inneren Empörungen. 

4. Der Völkerbund hat nur dann einen Zweck, wenn er 
dauernd iſt und jeder, der ihm beitritt, hinreichende Sicherheit 
darin erblickt. Wo aber bliebe die Sicherheit, wenn ein Fürſt 
heimlich Aushebungen vornimmt und unter irgendwelchen 
Vorwänden Offiziere ernennt, und wer wird ihn daran hindern, 
wenn der Bund keine Neſidenten in ſeinem Lande hat? Hegt 
er aber dergleichen Abſichten nicht, wer gibt ihm dann die Sicher⸗ 
heit, daß ſeine Nachbarn nicht heimlich zum Kriege rüſten? 
Hält er aber ſolche Friedenswächter bei ſeinen Nachbarn für 
nötig, ſo muß er ſie zuerſt bei ſich ſelbſt dulden, um den Nachbarn 
die gleiche Sicherheit zu bieten. 

5. Tun alle Reſidenten ihre Pflicht und erleichtert jeder 
Herrſcher ihnen gern und willig deren Ausübung, ſo legt dieſe 
Einrichtung um jeden Staat eine neue Art von Grenzſiche⸗ 
rungen gegen jeden feindlichen Einfall. Es iſt aber klar, daß 
die Einrichtung billigerweiſe nur auf voller Gegenſeitigkeit 
beruhen kann. Will ein Herrſcher die Reſidenten nicht auf⸗ 
nehmen, ſo hat er die Abſicht, den Bund zu zerſtören und ſeine 
Nachbarn zu überfallen. Hat er aber dieſe Abſicht nicht, warum 
weigert er ſich dann, einen ſo ſchlagenden Beweis für ſeine 
Ehrlichkeit und ſeinen guten Willen zu geben? 


Artikel 3. 

Stellt ein Bundesmitglied im Fall eines Krieges ſein 
außerordentliches Truppenkontingent nicht rechtzeitig, oder 
bleibt es mit der Zahlung ſeiner Beiträge im Rückſtand, ſo 
nimmt der Bund das nötige Geld auf und zieht es von dem 
rückſtändigen Mitglied mit Zinſen ein. 

Im Frieden unterhält auch der mächtigſte Herrſcher nicht 
mehr eigene Truppen als das kleinſte ſtimmberechtigte Mitglied, 
deſſen Heer auf 6000 Mann feſtgeſetzt wird. Doch kann der 
Bund einem mächtigen Herrſcher die Anwerbung und Unter⸗ 
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haltung einer größeren Truppenzahl zur Aufrechterhaltung der 
Ordnung geſtatten, vorausgeſetzt, daß die Offiziere und Mann⸗ 
ſchaften Ausländer ſind und daß ſie, bei Verluſt ihrer Stellung, 
keinerlei Einkünfte oder Grundbeſitz außer in ihrer Heimat er⸗ 
werben und ſich nur dort verheiraten. 


Erläuterungen. 

Um den weniger mächtigen Herrſchern jede Furcht zu nehmen 
und den mächtigeren jede Verſuchung fernzuhalten, ſoll in den 
Kriegen des Bundes jeder Staat die gleiche Truppenzahl ſtellen. 
Stellt alſo Frankreich 24000 Mann, ſo ſtellt der Herzog von 
Savoyen ebenſoviel. 

N Soweit die Koſten ſeinen Bundesbeitrag überſteigen, be⸗ 
ſtreitet ſie der Bund aus den von Frankreich gezahlten Bei⸗ 
teägen. Anterhält der Herzog von Savoyen im Frieden 
6000 Mann, ſo kann der König von Frankreich 30 000 halten, 
davon aber nur 6000 Franzoſen, ſowie 6000 Piemonteſen, 
6000 Lothringer, Schweizer uſw. 


Artikel 4. 


Hat der Bund einem Herrſcher den Krieg erklärt und tritt 
eine ſeiner Provinzen auf ſeiten des Bundes, ſo bleibt ſie 
ſelbſtändig und wird als Freiſtaat regiert oder erhält nach ihrer 
Wahl einen Prinzen von Geblüt oder den Bundesfeldherrn 
zum Herrſcher. Miniſter, Generale, Offiziere und Beamte des 
Feindes, die ſich auf das Bundesgebiet begeben, werden vom 
Bunde nach Maßgabe ihrer bisherigen Stellung verſorgt. Der 
Friede wird nicht eher geſchloſſen, als bis der beſiegte Feind 
dem Bunde alle diesbezüglichen Ausgaben ſowie den Wert 
der Güter erſtattet hat, die die Betreffenden in ihrer Heimat 
zurückgelaſſen haben, damit ſie ihren Wohnſitz wo anders nehmen 
können. Zweihundert Miniſter, Offiziere und hohe Beamte 
des Feindes, die nicht bei Kriegsbeginn auf das Bundesgebiet 
übergetreten ſind, werden dem Bunde ausgeliefert und als 
Friedensſtörer mit dem Tode oder mit lebenslänglichem Kerker 
beſtraft. 

Erläuterungen. 

Die Furcht jedes ehrgeizigen Herrſchers, der vom Bund 
abfallen will, iſt die beſte Gewähr für die Dauer des Bundes 
und des Friedens. Man kann alſo ſeine Gefahr gar nicht groß 
genug machen, um ſeine Furcht zu vermehren. Ihn völlig 
zu entthronen iſt nicht angebracht; vielmehr empfiehlt es ſich, 
ihm einen Teil ſeiner Staaten zu nehmen und ihn als warnendes 
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Beiſpiel für die übrigen Herrſcher weiter regieren zu laſſen. 
Ebenſo iſt es gut, ihn, wenn er zum Feinde erklärt wird, be⸗ 
fürchten zu laſſen, daß dieſe oder jene Provinz von ihm abfällt 
und daß ſich ein unzufriedener Großer an dieſem Abfall be⸗ 
teiligt, in der Hoffnung, ſelbſt ihr Herrſcher zu werden. Dieſe 
Hoffnung iſt ſehr begründet, da ja der Bund zweifellos Sieger 
bleiben wird. 

Es iſt eine Forderung der Vernunft, friedlichen Bürgern 
eines feindlichen Staates die Möglichkeit zu geben, ihn zu ver⸗ 
laſſen, ohne um ihre Habe fürchten zu müſſen. Es iſt ſchließlich 
recht und billig, die Miniſter, Offiziere oder Beamten, die frei⸗ 
willig gegen ihr gemeinſames Vaterland, d. h. gegen die euro⸗ 
päiſche Geſellſchaft kämpfen, ſtreng zu beſtrafen, weil ſie ſich 
an einem verbrecheriſchen Kriege beteiligen, obwohl ſie die Mög⸗ 
lichkeit hätten, das Land ohne Verluſt ihrer Habe zu verlaſſen. 
Sie müſſen alſo als Feinde und Störer der öffentlichen Ruhe 
behandelt werden. Geht dann ein Fürſt mit dem Gedanken 
um, den Bund zu bekriegen, ſo wird er entweder von ſeinen 
Ratgebern davon abgebracht⸗werden, oder er hat zu befürchten, 
daß ihn die Mehrzahl ſeiner Miniſter, Offiziere und Beamten 
verläßt, und dieſe Furcht wird ihn veranlaſſen, ſich wider Willen 
an ſeinen wahren Vorteil zu halten. 


Artikel 5. 


Der Bund ſetzt nützliche und ehrenvolle Belohnungen für 
alle aus, die Verſchwörungen gegen ihn zur Anzeige bringen. 
Dieſe Belohnungen müſſen die Vorteile, die der Angeber bei 
weiterer Teilnahme an der Verſchwörung zu erhoffen hätte, 
bedeutend überſteigen. 


Erläuterungen. 


Es iſt von größter Wichtigkeit, Verſchwörungen gegen den 
Bund unmöglich zu machen. Dies geſchieht, indem man die 
Geheimhaltung vereitelt. Was dient beſſer dazu, als den 
Verſchwörern jedes Intereſſe an weiterer Beteiligung zu nehmen 
und ihnen goldene Brüden zu bauen? 


Artikel 6. 


Da es in Amerika und anderswo noch viele Gegenden gibt, 
die nur von Wilden bewohnt werden, empfiehlt es ſich, die 
Gebietsgrenzen der europäiſchen Herrſcher, die dort Handels⸗ 
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niederlaſſungen haben, genau und unabänderlich feftzulegen, 
um Anläſſe zu Kriegen zu beſeitigen. Der Bund ernennt hierzu 
Kommiſſare, die an Ort und Stelle die Grenzen feſtlegen, und 
entſcheidet auf ihren Bericht hin mit Dreiviertelmehrheit der 
Stimmen. 


Erläuterungen. 


Dieſe weitabliegenden, unbebauten Gebiete ſind zwar wenig 
wert, aber man ſoll die Herrſcher möglichſt nichts untereinander 
teilen laſſen, ſoll ihnen jeden Grund zu Streit nehmen. Dieſe 
Aufteilung iſt gegenwärtig um ſo leichter, als die Herrſcher von 
jenen Ländern jetzt noch recht wenig haben und mehr dafür 
ausgeben, als ſie einnehmen. Ja man kann ſagen, daß ſie nur 
dazu dienen, das niedere Volk allmählich aus dem eigenen 
Lande fortzuziehen. 


Artikel 7. 


Erliſcht in einem Staate, der Mitglied des Bundes iſt, das 
Herrſcherhaus mit dem Tode des regierenden Fürſten, ſo be⸗ 
ſtimmt der Bund, um Unruhen vorzubeugen, deſſen Nachfolger, 
wenn möglich im Einvernehmen mit dem regierenden Herrſcher, 
vorausgeſetzt, daß dieſer nicht noch Kinder hinterläßt. Da er 
aber plötzlich ſterben kann, ſo ſorgt der Bund beizeiten für die 
Beſtimmung des Nachfolgers, oder, falls er überhaupt keinen 
Nachfolger haben will, für die Einrichtung eines Freiſtaates. 


Erläuterungen. 


Dieſer Artikel iſt zur Verhütung von Bürgerkriegen von 
größter Wichtigkeit. Es kommt in jedem Jahrhundert vor, daß 
ein Herrſcherhaus erliſcht, und dadurch könnten Erſchütterungen 
in mehreren Staaten entſtehen. Der Fall kann im Völkerbund 
ſogar häufiger eintreten, denn nach ſeinen Satzungen darf kein 
Herrſcher zwei Staaten zugleich regieren, ja nicht einmal ein 
Prinz von Geblüt die Herrſchaft in einem Staate antreten, 
der nicht zum gegenwärtigen Beſitz ſeines Hauſes gehört. Viel⸗ 
leicht zieht der letzte Herrſcher es vor, daß fein Land als Freiſtaat 
fortbeſteht. Dann trifft der Bund durch ſeine Kommiſſare 
alle Maßnahmen, damit bei ſeinem Ableben alles in die vom 
Bunde beſtimmte Staatsform übergeleitet werden kann. 
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Be ee ZZ 


Alle dieſe Artikel beruhen auf dem Grundgeſetz der na⸗ 
türlichen Billigkeit, von dem alle anderen gemachten Geſetze 
ſich ableiten: „Was du nicht willſt, das man dir tu', das füg' auch 
keinem andern zu.“ Wer aber wüßte nicht, daß nur die Ver⸗ 
träge von Dauer ſind, die auf Billigkeit beruhen? Daß alle 
Herrſcher und alle Leiter von Freiſtaaten zu ihrem eigenen 
Glück und zu ihrer eigenen Sicherheit viel beitragen, wenn ſie 
ſtets der Billigkeit folgen. g 

Im übrigen ſcheint es mir unmöglich, wenn alle chriſt⸗ 
lichen Herrſcher in der Annahme der zwölf Grundartikel oder ähn⸗ 
licher Satzungen ſo große Vorteile finden, daß nicht mindeſtens 
zwei von ihnen ſie unterzeichnen und daß aus ihnen nicht bald 
drei, vier und mehr werden, bis der Bund nach fünfzig Jahren 
ſchließlich alle Herrſcher umfaßt und völlig befeſtigt iſt. Welches 
aber auch die europäiſche Lage ſein mag, mein Vorſchlag muß 
allen Herrſchern zuſagen. Das will ich mit wenig Worten im 
folgenden Hauptſtück beweiſen. 


—— 


Fünftes Hauptſtück. 


Behauptung. 


Wird dieſer Vorſchlag den Herrſchern im Kriege gemacht, ſo 
erleichtert er den Frieden. N 


Erfolgt er während der Friedenskonferenz, ſo erleichtert er 
den Friedensſchluß. 


Erfolgt er im Frieden, ſo verbürgt er deſſen Dauer. 


Der Beweis für den erſten Satz ergibt ſich unſchwer aus dem 
dritten Hauptſtück. Zu Beginn der meiſten Kriege ſteht auf der 
einen Seite ein Herrſcher oder eine Liga als Angreifer und For⸗ 
derer, auf der anderen ein Herrſcher oder eine Liga, die ſich 
bloß verteidigen und nichts verlangen. Im Verlauf des Krieges 
aber erhebt auch die Partei, die anfangs nichts verlangte, ihre 
Forderungen, weil ſie Koſten und Verluſte gehabt hat. So⸗ 
mit fordert ein jeder entweder alles, was er beanſprucht, oder, 
da er es nicht bekommen kann, einen Teil davon, oder ſchließlich 
ein Aquivalent für ſeine Forderungen. 

Jeder Anſpruch, ſo bedeutend er ſei, verliert an Wert, je 
mehr Koſten ſeine Erlangung macht und je ungewiſſer der Erfolg 
des Krieges wird. Aus dieſem Grunde kann man manche An⸗ 
ſprüche, ſo groß ſie an ſich ſeien, für nichts oder für faſt nichts 
anſehen. Man kann alſo ſagen, daß auch der Wert der Aqui⸗ 
valente für die Kriegführenden wechſelt, je nach den augenblick⸗ 
lichen Erfolgen und den nächſten, vorauszuſehenden Umſtänden. 
Ja es iſt auch für den Scharfſichtigſten ſchwer, den Wert dieſer 
Anſprüche und Aquivalente richtig einzuſchätzen. Immerhin 
iſt im Krieg, wie im Glücksſpiel, eine ungefähre Schätzung mög⸗ 
lich, und wenn man einem Spieler, der im Vorteil iſt, ein Aqui⸗ 
valent bietet und ihm etwas zuviel bietet, ſo ſoll er es annehmen, 
wenn er ſeinen Vorteil kennt. 
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Zum Glück brauchen die, denen ich hier Aquivalente für 
ihre Anſprüche biete, nicht den genauen Wert ihrer Anſprüche 
zu kennen. Sie brauchen nur einzuſehen, daß die Vorteile des 
Friedens, falls man Mittel findet, ihn dauernd zu machen, weit 
größer ſind als alle ihre Anſprüche. Es iſt, als ob ihr Feind ſich 
erböte, ſie nicht nur zu entſchädigen, ſondern ihnen alljährlich 
eine bedeutende Summe zu zahlen, nicht nur in den erſten 
zehn Friedensjahren, ſondern während der ganzen Dauer des 
Friedens. Und dieſe Zahlungen ſind völlig ſicher, da jeder ſie 
ſich ſelbſt leiſtet: durch die Koſtenerſparnis, die Vermehrung 
des Handels und die anderen unverſieglichen Quellen, die ich 
im dritten Hauptſtück angab. Was liegt daran, ob dieſe Summen 
vom Feinde kommen oder aus einem Schatz, den man bei ſich 
ſelber entdeckt, in deſſen Genuß man aber nur mit ſeiner Er⸗ 
laubnis kommt. n N 

Haben ſich einige der Alliierten nur deshalb am Kriege be⸗ 
teiligt, um Sicherheit für ihren Beſitz und Handel zu erlangen, 
ſo finden ſie dieſe Sicherheit, die ſie im Kriege umſonſt ſuchen, 
in meinem Plan. Sie werden durch ihn alſo nicht nur zum 
Frieden bewogen, vorausgeſetzt, daß er von Dauer it, ſondern 
ſie werden auch ihre Verbündeten dazu beſtimmen, indem ſie 
erklären, ſie wollten keinen Krieg mehr, und ihnen begreiflich 
machen, daß ſie nicht mehr um Bedingungen markten ſollen, 
wo ſie die Segnungen des ewigen Friedens genießen können. 

Der Beweis für den zweiten Satz meiner Behauptung tt 
noch leichter, denn man ſetzt ſich doch erſt an den Konferenztiſch, 
wenn beide Teile kriegsmüde ſind und in ihren Bedingungen 
nachgeben. Wenn aber die beiderſeitigen Anſprüche geringer 
geworden ſind, als zu Beginn oder im Laufe des Krieges, ſo 
ſinkt auch der Wert der Aquivalente, die man vorſchlagen kann 
und die ſie annehmen würden. Und doch ſind die Aquivalente, 
die ihnen mein Plan bietet, gleich groß geblieben: es ſind die 
dreizehn Vorteile des dritten Hauptſtückes. Gab es ja Aqui⸗ 
valente, die unendlich mehr wert ſind als die Anſprüche, ſo 
ſind es dieſe. Ich glaube alſo ſagen zu können: ſobald ſie der 
Konferenz vorgeſchlagen ſind, wird man nicht mehr über das 
Mehr oder Weniger ſtreiten, ſondern jeder wird ſich bemühen, zu 
einem raſchen und nützlichen Abſchluß zu kommen. 

Was den dritten Satz meiner Behauptung betrifft, ſo ſcheint 
es auf den erſten Blick, als ob der Friede die günſtigſte Zeit für 
die Verwirklichung meines Planes ſei. Ich bin aber ganz 
anderer Anſicht. Man ſpürt das Elend des Krieges nie mehr, als 
wenn er ſchon Jahre gedauert hat, und iſt nie empfänglicher 
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Widerlegung verſchiedener Einwände ). 


Ich habe mich zwar beſtrebt, den Gegenſtand ſo deutlich 
wie möglich zu machen, um Einwänden zuvorzukommen. 
Trotzdem bin ich auf Einwände gefaßt, denn ſie werden ſtets 
erhoben, und zwar aus zweierlei Gründen. Einmal iſt der 
Verfaſſer mit ſeinem Gedanken vertraut und ſieht darum deut⸗ 
lich, was andere nur unklar ſehen. Er kann ſich alſo nicht mehr 
auf den Standpunkt ſeiner Leſer ſtellen und erkennt daher nicht, 
wo es ſeinem Werk an Beweiskraft der einzelnen Sätze oder an 
logiſchem Zuſammenhang fehlt; und doch iſt beides nötig, um 
zu überzeugen. Der Leſer andererſeits, der nicht an ſyſte⸗ 
matiſche Beweisführungen gewöhnt iſt, wo jeder Teil mit dem 
anderen zuſammenhängt, vergißt leicht die früheren Behaup⸗ 
tungen und Beweiſe und überblickt daher nicht gleichzeitig das 
ganze Gedankengebäude. Da er aber die Verkettung der Be⸗ 
hauptungen nicht erkennt, empfindet er auch die Kraft der Be⸗ 
weisführung nicht; und doch iſt dies nötig, um überzeugt zu 
werden. Somit iſt es nicht erſtaunlich, daß er die Schwierig⸗ 
keiten, denen er begegnet, nicht beheben kann. 

Der Verfaſſer iſt alſo genötigt, manches, was er ſchon geſagt 
hat, zu wiederholen, um dem Gedächtnis des Leſers aufzu⸗ 
helfen. Wer dieſer Schwierigkeiten nicht ſelbſt Herr wird, darf 
an ſolchen Wiederholungen keinen Anſtoß nehmen, denn ſie 
helfen ihm ja nur zur Erkenntnis deſſen, was er noch nicht er⸗ 
kannt hatte. Wer ſich dieſe Einwände aber jelbft beantwortet 
hat, braucht die folgenden Antworten nur zu überſchlagen. 


1. Einwand. 


Die Herrſcher könnten befürchten, daß die Friedensſtadt, 
dieſe Art von Freiſtaat, eines Tages zu mächtig würde. 


1) Stark gekürzt. 
8* 


Antwort. 


„I. Bei der Verfaſſung dieſes kleinen Staates find ſolche 
Befürchtungen hinfällig. Wer bildet ihn denn, wenn nicht 
die Herrſcher ſelbſt, die Mitglieder des Bundes ſind und durch 
das Organ ihrer Bevollmächtigten alles Wichtige beſtimmen, 
was dort beſchloſſen wird. Werden dieſe Bevollmächtigten, 
um nicht abgeſetzt zu werden, nicht in jeder wichtigen Sache 
die Weiſung ihres Herrſchers abwarten? Und beſtimmen die 
Herrſcher nicht ſelbſt alle Ausgaben, die dort angeordnet werden? 
Schicken fie nicht ſelbſt die Einkünfte hin, von denen die Be⸗ 
ſatzung, die die Friedensſtadt ſchützt, beſoldet wird? Sind 
ſie nicht in allem die Herren? Somit hat jeder von dieſer Re⸗ 
publik nur ſo viel zu fürchten, wie von ſich ſelber. Hat man je 
gehört, die deutſchen Fürſten hätten von ſeiten ihrer Bevoll⸗ 
mächtigten am Reichskammergericht in Speyer, die ich ge⸗ 
wiſſermaßen als Muſter des Bundesrates betrachte, je einen 
Aufſtand zu befürchten gehabt! 


2. Die Truppen der Friedensſtadt bilden eine einfache Be⸗ 


ſatzung; ihre Einkünfte ſind feſtgelegt, ihre Gebietsgrenzen be⸗ 
ſtimmt, ihre Einwohner wenig zahlreich. Wie könnte ſie alſo 
denen gefährlich werden, die ſie erhalten? 
ö 3. Die Macht des Bundesrats beſchränkt ſich auf das, was 
die Herrſcher untereinander beſchließen; ihm ſind alſo die Hände 
zum Böſen gebunden; nur zum Guten, zur Erhaltung des Frie⸗ 
dens ſind ſie frei. Er hat nun ſo viel Gewalt, um den ſchlimmen 
Folgen maßloſen Ehrgeizes vorzubeugen und jedem ſeine Autori⸗ 
tät zu erhalten. Selbſt wenn dieſe Gewalt größer wäre, ſo 
wäre 'ſie nie zu fürchten. Ja man könnte einem Staate, der nur 
zu unſerem Schutze da iſt, gar nicht Macht genug wünſchen. 
4. Welchen Plan könnte ein Bevollmächtigter faſſen? Den 
Staat ſeines Herrſchers zu erobern? Ein Mann, den dieſer 


täglich abberufen kann und der für klug und weiſe gilt, ſollte 


ſolcher Tollheit fähig ſein? Und nicht nur er, ſondern auch die 
beiden Vizebevollmächtigten und deren zwei e 12 
vom gleichen Wahn ergriffen, ihr wahres Glück aufs Spiel 
ſetzen und ſich einem zweckloſen Abenteuer ergeben? 

5. Aber nicht nur ein, zwei oder drei Bevollmächtigte und 
deren Vertreter müßten dem gleichen Wahnſinn verfallen, ſon⸗ 


dern alle 24 Bevollmächtigte, 48 Vize bevollmächtigte und 


48 Vertreter müßten imſtande ſein, ganz Europa den Krieg zu 
erklären und die Beute untereinander zu verteilen. Auch der 
Wahnſinn hat ſeine Grenzen, hier aber müßte man annehmen, 
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daß hundert höchſt verſtändige Leute alle auf einmal wahn⸗ 
ſinnig werden und einen völlig unſinnigen Plan faſſen. 

6. Wenn man trotzdem noch irgendwelche Beſorgnis hegt, 
kann man ja übereinkommen, daß jeder Bevollmächtigte nach 
drei bis vier Jahren abberufen wird. f 


Zweiter Einwand. 


Man hat mir eingewandt, das dauernde Verweilen der 
Bevollmächtigten in der Stadt des Friedens könne einigen 
ehrgeizigen Herrſchern Gelegenheit geben, durch ihre eigenen 
Bevollmächtigten Verſchwörungen anzuzetteln, um den Bund 
zu ſprengen und ſich in die Herrſchaft über Europa zu teilen. 


Antwort. 


1. Eine ſolche Verſchwörung kann nicht gelingen. Sie müßte 
vielen Perſonen mitgeteilt werden, und bei einer großen Zahl 
von Verſchwörern werden derartige Pläne ſtets ſcheitern oder 
vielmehr gar nicht zur Ausführung kommen. Die Furcht vor 
Entdeckung der Verſchwörung durch einen anderen, der durch 
dieſe Entdeckung vor jeder Gefahr beſchützt wird, ja noch eine 
beträchtliche Belohnung erhält, würde bewirken, daß jeder um 
die Wette den Anſchlag zu entdecken ſuchte, bevor er gelingt, und 
dieſe Furcht wäre hinreichend, um ihn im Keime zu erſticken oder 
ihn ſofort zu entdecken. 

2. Es iſt ein großer Unterſchied zwiſchen einer Verſchwörung, 
an der tugendhafte Männer aus religiöfen Gründen oder zum 
Schutze des Gemeinwohls gegen die Tyrannei teilnehmen, und 
einer Verſchwörung, zu der ſich Leute aus niederer Habgier 
und Verbrecher zuſammentun, die um ſchnöden Gewinnes willen 
nicht davor zurückſchrecken, einen Bund zu zerſtören, der alle 
Völker beglückt. Die beſten Geiſter lieben den Ruhm und fürchten 
die Schande, und Unternehmungen, die nicht von hervorragenden 
Geiſtern geleitet werden, können nie gelingen, beſonders nicht, 
wenn zu ihrer Ausführung Verſchwiegenheit, Standhaftigkeit, 
Feſtigkeit und gegenſeitiges Vertrauen nötig find. Eine Diebes⸗ 
geſellſchaft kann ſo lange verborgen bleiben, bis eins ihrer Mit⸗ 
glieder ſicher iſt, durch ihre Entdeckung viermal mehr zu ge⸗ 
winnen, als wenn es dabei bleibt. Wenn ihm aber durch gute 
Geſetze eine ſehr ehrenvolle und ſehr ſichere und höhere Be⸗ 
lohnung verbürgt wird, die zehnmal beträchtlicher iſt, als alles, 


was es ſich von der Verſchwörung verſprechen kann, ſo wird es 


ſich hüten, dabei zu bleiben. 


3. Leben und Ehre der Bevollmächtigten und ihrer Ver⸗ 
5 die ſich an der Verſchwörung beteiligen, 1 dem 
piel. Es liegt ſogar im Intereſſe des Bundes, ein ſtrenges 
und weithin ſichtbares Exempel zu ſtatuieren: Der Schuldige 
verliert alſo Leben und Habe. Welche Herrſcher werden alſo 
jo toll fein, ein jo vermeſſenes, haſſens⸗ und tadelnswertes 
Unternehmen zu wagen? Welche Miniſter werden ihnen dazu 
raten oder es unterſtützen, zumal wenn ſie eine ſichere Zuflucht 
und eine ſehr vorteilhafte Belohnung in der Stadt des Friedens 
und überall ſonſt finden? Welche Völker würden ſich nicht 
einmütig gegen einen Herrſcher empören, der etwas jo Un⸗ 
rechtes unternähme, ihnen für immer die Ruhe raubte und ſie 
zu großen Kriegsſteuern zwänge? 
a 4. Welche Sicherheit hätten die vom Bund abfallenden 
Herrſcher, daß der Friede unter ihnen erhalten bliebe, ſelbſt 
wenn ihnen die geplanten Eroberungen glückten? Welche 
Sicherheit könnten ſie einander für die Innehaltung ihres 
Teilungsvertrages geben, außer ihrem Wort und Verſprechen 
und dem Vertrage ſelbſt? Und wie könnten ſie ſich darauf ver⸗ 
laſſen, wo ſie doch das Heiligſte und Ehrwürdigſte, was in ihren 
i 9 Verträgen liegt, mit Füßen treten? 
o unfinnig fein, fo vi ü i i 
ae ſinnig fein, fo viel ohne vernünftige Sicherheit zu 
n Auguſtus und Antonius, denen ſo viel daran liegen muß 
lich nicht zu veruneinigen, nachdem ſie die 1 e ns? 
Republik unter ſich geteilt hatten, konnten ihr Leben nicht in 
Frieden beſchließen. Auch die ſpäteren weſt⸗ und oſtrömiſchen 
Kaiſer lagen unaufhörlich miteinander im Kriege. Ja ſind 
irgendwelche Herrſcher durch ihren Machtzuwachs gerechter 
maßvoller und weniger eiferſüchtig auf die Größe ihrer Nach- 
e mit einem Worte, friedliebender geworden? 
5 Auch wenn ein Herrſcher die ganze Welt eroberte, verlöre er 
adurch viel, nicht nur an Ruf, ſondern auch für die Sicherheit 
und die Erhaltung ſeines Hauſes auf dem Throne. Welche 
Mittel müßte er doch anwenden, um zum Ziel zu gelangen 
wieviel Verrat an ſeinen Verſprechungen und Schwüren an 
allen Geſetzen der Redlichkeit und des guten Glaubens und 
am Wohl der Geſellſchaft begehen! Er müßte alles tun, was 
in ſeiner Macht ſtünde, um die gegenwärtige und künftige Ge⸗ 
ſellſchaft wieder in das furchtbare Unheil des Zwiſtes und des 
1 a an man ſich denken, daß er aus Liebe 
3 m ein ſo entehrendes t 
. b Verhalten der ganzen Welt 
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Auch um die Erhaltung ſeines Hauſes auf dem Throne 
wäre es nicht beſſer beſtellt. Iſt es doch ſelten, daß zwiſchen 
den Söhnen aus erſter und zweiter Ehe kein Zwiſt ausbricht, 
daß keine vormundſchaftlichen Regierungen eintreten, daß keine 
ehrgeizigen Miniſter unter ſchwachen und geiſtloſen Herrſchern 
zur Macht kommen, wie man es im Oſtrömiſchen Reiche und 
in allen anderen Monarchien erlebt hat. 

5. Auch wenn die Friedensſtadt durch eine Verſchwörung 
fiele, ſo wäre der Bund noch nicht vernichtet. Die angegriffenen 
Herrſcher würden nur noch mehr zuſammenhalten und doppelt 
darauf erpicht ſein, an ihren Feinden Rache zu nehmen. Ihre 
Völker wären nur noch mehr geneigt, das Letzte aufzubieten, 
um dieſe zu beſiegen und zu vernichten. Der Bund würde 
ſeinen Mittelpunkt bald wo anders finden, und da die nicht 
abgefallenen Herrſcher viel ſtärker wären als die Empörer, würde 
der Krieg nicht lange dauern. 

6. Schutzbündniſſe können lange beſtehen, denn keine Eifer⸗ 
ſucht ſät Zwietracht wegen der Verteilung der eroberten Länder. 
Man begnügt ſich damit, die alten zu erhalten. Eroberungs⸗ 
bündniſſe, auch nur unter drei Herrſchern, ſind dagegen un⸗ 
möglich oder nur von kurzer Dauer. Man kann beim Vertrags⸗ 
ſchluß nicht alle möglichen Fälle überſehen, oder wenn man es 
auch könnte, man einigte ſich nicht. 

7. Wer ſicherte die drei Herrſcher davor, daß ſich nach der 
Eroberung Europas oder Aſiens zwei von ihnen zuſammen⸗ 
täten, um den dritten völlig auszurauben und ſich in den Raub 
zu teilen? Dies Bündnis käme ſogar noch leichter zuſtande. 
Wie aber ſollte ein Menſch ohne ſolche Sicherheit auf den Schutz 
des Völkerbundes verzichten? Und wo fände er ohne dieſen 
Bund je eine ſolche Sicherheit? In Worten, Schwüren und 
Verträgen, über die ſie ſich hinwegſetzen? In der Gleichheit 
der Kräfte, wo zwei von ihnen den dritten überwältigen oder 
die Zeit einer Regentſchaft oder einer ſchwachen Regierung ab⸗ 
warten können? Ehrgeiz treibt ſie, keine Furcht hält fie in Schach — 
worauf alſo ſoll man hoffen? Drei Räuber haben ihre Nach⸗ 
barn ermordet und ſich in die Beute geteilt. Werden ſie ſich 
ſehr ſicher voreinander fühlen, ſie, die kein Geſetz ſcheuen und 
nur ihrer Habgier folgen? 

8. Kann jemand, der einen ſolchen Plan gefaßt hat und 
kein Narr iſt, ihn anderen Fürſten mitteilen, die vor ihm auf 
ihrer Hut ſind, ihn ſtets mit Eiferſucht betrachten und bei allem 
äußeren Anſtrich von Redlichkeit nur auf ſeine Schwächung 
ſinnen? Entweder liegt ein ſchriftlicher Vorſchlag von ihm vor 
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ober nicht. Liegt keiner vor, ſo wird jeder Herrſcher argwöhnen, 
daß man ihn auf die Probe ſtellt, um ihn zu einem falſchen 
Schritt zu verleiten. Liegt ein ernſter ſchriftlicher Vorſchlag 
vor, ſo liegt darin eine Tollheit, und welcher Herrſcher möchte 
mit einem Tollen im Bunde bleiben? Wird er nicht im Gegen⸗ 
teil vorziehen, ihm einen großen Teil ſeiner Staaten zu nehmen, 
indem er die Beweiſe ſeines Verrats vorlegt, ſtatt ſich ohne 
Hoffnung auf Erfolg zu ſeinem Mitſchuldigen zu machen? 

9. Der ſtändige Bundesrat erleichtert ſolche verräteriſchen 
Abmachungen nicht, vielmehr iſt die dauernde Überwachung 
aller Herrſcher durch die Bundesverſammlung ein neues Vor⸗ 
beugungsmittel gegen ſolche Bündniſſe. 

10. Kurz, vernünftige Leute geben ſich zu einem fo tollen 
Unternehmen nicht her, und Tolle können es nicht ausführen, 
ſomit brauchen die Vernünftigen es nicht zu fürchten. 


Dritter Einwand. 


Ein Herrſcher, beſonders ein mächtiger, wie der türkiſche 
Sultan und der Zar, hat gewichtige Gründe, dem Völkerbund 
nicht beizutreten. Denn im Syſtem des Krieges hat er bei 
ſeinen Streitigkeiten mit den Nachbarn nur Gott zum Richter 
und ſein Sieg hängt lediglich von ſeiner eigenen Kraft, von 
der Zahl, der Tapferkeit und Leiſtung ſeiner Truppen und 
Offiziere, kurz nur vom Waffenglück ab. Im Syſtem des Völker⸗ 
bundes und des ewigen Friedens dagegen ſetzt er die anderen 
Herrſcher zu Schiedsrichtern ein und gibt ihnen die Gewalt 
und Autorität, ihre Urteile zu vollſtrecken. Er e kennt eine 
höhere Gewalt an und begibt ſich in eine Abhängigkeit, in der 
er ſich bisher nicht befand. 


Antwort. 


1. Seine ganze Abhängigkeit bezieht ſich auf Streitigkeiten 
mit ſeinen Nachbarn oder ſeinen ungehorſamen Untertanen, die 
er dem Schiedsgericht unterbreitet. Nun aber beſtimmt einer 
der Grundartikel des Bundes, daß dieſer ſich in Streitigkeiten 
mit ſeinen Untertanen nur einmiſchen darf, um ihm entſchei⸗ 
dende Hilfe gegen deren Auflehnung zu leiſten. Hat er alſo 
keine Streitigkeiten mit ſeinen Nachbarn, ſo iſt er zeitlebens vom 
Bund unabhängig Damit wird ſeine Abhängigkeit ſchon ſehr 
beſchränkt. Was aber den Ungehorſam der Untertanen betrifft, 
ſo iſt hier entſcheidend, daß die überwiegende Mehrzahl der 


Sechſtes Hauptſti 


Senn ——— 


Bundesmitglteder abſolute Herrſcher ſind, denen ſelbſt am 
meiſten daran liegen muß von ihren Untertanen völlig unab- 
hängig zu fein. Sie brauchen alfo ihrem Bund esbevollmächtigten 
nur den Auftrag zu geben, im Bundesrat im Sinne der ab⸗ 
ſoluten Herrſchermacht zu ſtimmen. Allerdings können das 
engliſche Parlament, der polniſche Reichstag und die deutſchen 
Reichsſtände verlangen, daß ſie an der Geſetzgebung ihrer Länder 
beteiligt bleiben und daß die Pacta conventa, der Weſtfäliſche 
Friede, die Kaiſerlichen Kapitulationen uſw. in Kraft bleiben, 
aber dieſe Ausnahmen gehen die übrigen Herrſcher nichts an. 
Sie werden ihre Macht über ihre Untertanen um jo mehr fühlen, 
wenn fie ſehen, daß die ihrer Nachbarn geringer ift. N 
2. Erkenn ein Herrſcher die anderen als ſeine Richter in 
ſeinen Streitigkeiten an, ſo trifft dies auch umgekehrt zu. Er 
gibt einerſeits alſo nur ſo viel auf, als er andererſeits gewinnt; 
räumt er ihnen eine Art von höherer Gewalt über ſich ein, ſo 
tun ſie ihrerſeits ein Gleiches. Soweit iſt für ihn im Syſtem 
des Schiedsgerichts oder des ewigen Friedens alles gleich. N 
3. Seine Abhängigkeit vom Schiedsgericht richtet ſich nach 


der Größe der Streitfragen, die ihm unterbreitet werden. Da 


nun ein Grundartikel des Bundes beſtimmt, daß jeder Herrſcher 
im ewigen Beſitz ſeines ganzen gegenwärtigen Gebietes bleibt, 
daß kein Staat ſein Gebiet durch Erbfolge, Schenkung, Ver⸗ 
kauf oder ſonſtwie vergrößern oder verkleinern kann und daß 
der Handel frei, gleich und gegenſeitig iſt, ſo ergibt ſich, daß 
alle Rechtsſtrettigkeiten nur um Geringfügigkeiten geführt 
werden, um irgendeine unbewohnte Inſel oder ein paar Hütten 
von Wilden. Selbſt bei einem ungerechten Schiedsſpruch hätte 
ein Herrſcher alſo nicht mehr zu befürchten als den Verluſt dieſer 


Dinge. Hätte er in ſeinem Leben auch zwei bis drei ſolcher 


kleinen Prozeſſe zu führen, ſo iſt ſeine Abhängigkeit von den 
Schiedsrichtern doch ſo klein, daß ſie ihm kaum fühlbar wird. 

4. Die Abhängigkeit von den Schiedsrichtern verringert 
ſich aber nicht nur durch die kleine Zahl von Rechtsſtreitigkeiten 
und ihre geringe Bedeutung, ſondern auch noch in dem Maße, 
al man die Richter für gerecht, aufgeklärt und eifrig bestrebt 
hält, ihre Schiedsſprüche mit peinlicher Gewiſſenhaftigkeit zu 
fällen. Die Kleinigkeiten, um die es ſich handelt, ſind perſön⸗ 
liche Streitigkeiten oder ſolche um Grenzen und unwichtige 
Handelsfragen. Sollten da nicht alle Richter gerechte Urteile 
fällen, da ſie oder ihre Kinder ja auch Kläger oder Beklagte 
werden können, die Grenz⸗ oder Handelsſtreitigkeiten mit⸗ 
einander haben? Sie werden alſo um ſo mehr darauf ſehen, 


keiner Partei Unrecht zu tun, als fie ſich ſelbſt das gleiche oder 
noch größeres Unrecht zufügen könnten, wenn fie vom Weg der 
Gerechtigkeit abwichen. Da jede Partei in anderen Fällen 
ſelbſt Richter wäre, läßt ſich kein Schiedsgericht denken, das 
weniger zu fürchten und mehr zu wünſchen wäre. Je weniger 
aber dies Schiedsgericht zu fürchten iſt, um ſo geringer iſt die 
Abhängigkeit von ihm. 

5. Die anderen Abhängigkeiten, denen man durch das 
Schiedsgerichtsverfahren entgeht, find weit beträchtlicher, denn 
es gibt doch nur zwei Möglichkeiten, entweder das Schieds⸗ 
gericht des Friedensſyſtems oder die Zufälligkeiten des Kriegs⸗ 
ſyſtems. Ein Herrſcher, der als Angreifer oder Verteidiger 
ſein Recht mit den Waffen ſucht, ſetzt ſeinen ganzen Staat aufs 
Spiel. Wird er völlig geſchlagen, ſo verliert er nicht nur den 
Gegenſtand des Streites, ſondern tauſendmal mehr. Steht 
aber die Größe der Abhängigkeit im Verhältnis zur Wichtigkeit 
des Streitpunktes, ſo iſt es klar, daß die Abhängigkeit vom Waffen⸗ 
glück unendlich viel größer iſt als die, in die ſich ein Herrſcher 
begibt, wenn er ſich gerechten Richtern unterwirft. Denn im 
Schiedsgerichtsverfahren ſetzt er immer nur den Gegenſtand 
des Streites aufs Spiel, und das iſt wenig; im Syſtem des 
Krieges hingegen ſetzt jede Partei alles aufs Spiel, auch wenn 
ſie nur um wenig kämpft. 

6. Die Koſten eines Krieges ſind erdrückend und für beide 
Parteien völlig weggeworfen, wenn ſie nichts erobert haben 
und aus Erſchöpfung zum Frieden oder vielmehr zum Waffen⸗ 
ſtillſtand gezwungen ſind. Dieſe Koſten überſteigen den Wert 
des umſtrittenen Gegenſtandes oft hundertfach. Im Syſtem 
des Friedens dagegen greift niemand zu den Waffen, und der 

Schiedsſpruch iſt unentgeltlich. 

N 7. Bei der jetzigen europäiſchen Lage hat der Sieger ſehr 
geringe Ausſicht auf Kriegsentſchädigung, denn wenn er große 
Eroberungen machte, die ihn für ſeine Koſten entſchädigen, ſo 
würden ſeine Nachbarn ſich ſofort ſämtlich gegen ihn verbünden, 
damit er ſie wieder herausgibt. 

8. Kann ein Herrſcher ſich auch große Erfolge und Kriegs⸗ 
entſchädigungen verſprechen, er iſt doch ſterblich, und einer 
ſeiner Nachfolger kann minderjährig ſein. Das Herrſcherhaus, 
das er beſiegt hat, kann in künftigen Zeiten die Abermacht er⸗ 
langen und ſeinen Nachkommen das wieder abnehmen, was er 
ihm entriſſen hat. Iſt es da nicht klar, daß alle Koſten und Verhee⸗ 
rungen des Krieges, und zwar eines jahrhundertelangen Krieges, 
für beide Parteien vergebens waren? Sind die Koſten für 
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alle Kriege, die ſeit 175 Jahren zwiſchen dem Haus Oſterreich 
und Frankreich entbrannten, nicht umſonſt geweſen? And doch 
überſteigen ſie alles in allem den vierfachen Wert von ganz 
Frankreich, und Frankreich wird in 175 Friedensjahren viermal 
mehr wert ſein, als gegenwärtig. 

9. Entweder hält ein Herrſcher ſeinen Anſpruch für ſehr 
gerecht oder für ungerecht. Im letzteren Falle gibt es nichts 
Haſſenswerteres, als anderen etwas anzutun, von dem man nicht 
wünſcht, daß ſie es einem ſelbſt antun. Hält er ſeinen Anſpruch 
aber für gerecht, ſo iſt es unklug, die Entſcheidung dem Zufall 
des Waffenglücks zu überlaſſen, anſtatt dem Urteil von Schieds⸗ 
richtern, die ihr eigenes Intereſſe aufgeklärt und unparteiiſch 
macht. Sind alſo dieſe zwei Arten von Abhängigkeit für einen 
weiſen und gerechten Herrſcher auch nur vergleichbar? 

10. Im Syſtem des Krieges befindet ſich auch der 
mächtigſte Herrſcher in dauernder Abhängigkeit von ſeiner 
Familie, deren Mitglieder während einer vormundſchaftlichen 
Regierung eine Spaltung ſeines Reiches herbeiführen können, 
gegenüber den Großen, die ſich verſchwören, gegenüber ſeinen 
anderen Untertanen, die ſich unter dem Vorwand erdrückender 
Steuern oder der Religionsfreiheit auflehnen können. Man 
darf ſich nicht täuſchen: ein Herrſcher hängt von allen dieſen 
Dingen ab, die ihn und ſein Haus ſtürzen können. Dieſen 
Krankheiten ift im Syſtem des Krieges jedes Herrſcherhaus 
ausgeſetzt. Das Syſtem des Friedens und des Vöckerbundes 
hingegen beugt ſolchen Mißſtänden vor; es befreit den Herrſcher 
ſomit von einer der furchtbarſten Abhängigkeiten. Nun ver⸗ 
gleiche man die eine Abhängigkeit von den Schiedsgerichten mit 
all dieſen Abhängigkeiten, und man muß zugeben, daß jene 
nur ein Atom eingebildeter Abhängigkeit iſt, im Vergleich zu 
der Zahl und Größe der Abhängigkeiten, von denen er ſich 
befreit. 
11. Aber ſelbſt wenn die Abhängigkeit von den Schieds⸗ 


gerichten nicht ſo gering wäre, ja ſogar, wenn die Abhängigkeit im 


Kriegsſyſtem und im Syſtem des Friedens gleich groß wären, 
ſo bietet das letztere doch andere Vorteile, die denen des Kriegs⸗ 
ſyſtems unendlich überlegen ſind, wie wir es im dritten Haupt⸗ 
ſtück gezeigt haben. Darf alſo die Furcht vor der Abhängigkeit 
von den Schiedsgerichten den Ausſchlag geben? 

12. War Heinrich IV. zur Zeit ſeines Todes nicht einer 
der mächtigſten Herrſcher Europas? Er hatte ſogar den größten 
Teil der Staaatsſchulden getilgt und einen erheblichen Schatz 
geſammelt, beſaß große Kriegserfahrung und war der Liebling 


en 


ſeines Volkes. Bei feinem hohen Geiſt, feinem großen Mul 
und ſeiner fabelhaften Tatkraft war er für ein ſtändiges Kriegs⸗ 
gericht und verzichtete zugunſten des Völkerbundes, den er 
erdacht hatte, auf alle Eroberungspläne. Warum ſoll der Zar 
oder irgendein mächtiger Herrſcher nicht ebenſo weiſe ſein? 


Vierter Einwand. 


Wie kann ein Plan, der für alle Herrſcher fo vorteilhaft ist, 
ſo vielen aufgeklärten Fürſten und Miniſtern entgangen ſein? 
Dieſe Vorteile müſſen alſo nicht ſo wirklich ſein, wie es ſcheint, 
oder die Sache muß ihnen unausführbar erſchienen ſein. 


Antwort. 


Dieſer Einwand iſt beſtechend, aber nicht ſtichhaltig. 

1. Die ſchönſten und nützlichſten Erfindungen ſind ein 
Werk des Zufalls, und wenn man mich für den Erfinder dieſes 
Gedankens hält, ſo kann auch ein mäßig Begabter mehr Glück 
haben, als ein großer Geiſt. Mit dem obigen Einwand aber 
kann man alle neuen Entdeckungen, wahre und falſche, ab⸗ 
leugnen. Mit der gleichen Logik empörte man ſich vor 80 Jahren 
gegen die Theorie des Blutkreislaufes. Man darf alſo nicht 
bloß ſeinem Vorurteil folgen, wenn man einen Plan von allen 
Seiten und in allen ſeinen Teilen prüfen kann. 

2. Zum Glück iſt aber Heinrich IV. der erſte Erfinder, 
wenn wir auch nicht wiſſen, mit welchen Gründen er 17 oder 
48 Herrſcher zum Beitritt bewogen hat und welche Mittel er 
zur Ausführung ſeines Planes benutzen wollte. Es iſt deshalb 
bisher nicht leicht erſchienen, Anhänger dafür zu werben oder 
ihn in die Tat umzuſetzen. Aber der Leſer nehme einmal an, 
dies wären die Memoiren Heinrichs IV., die ich in einem aus⸗ 
gegrabenen Bleikaſten entdeckt und nur in Kleinigkeiten verän⸗ 
dert hätte, um mir die ganze Ehre zuzulegen, ſo wird ſein Miß⸗ 
trauen nachlaſſen, und er wird mehr geneigt ſein, meinen Ge⸗ 


danken Gehör zu leihen, ſo weit ſie begründet erſcheinen. 


Fünfter Einwand. 


Der Völkerbund wäre für die Herrſcher höchſt wünſchenswert. 
Er verdoppelte ihre Einkünfte binnen 20 Jahren, ſicherte ihren 
Häuſern die Thronfolge gegenüber allen feindlichen Angriffen, 
allen inneren Aufſtänden und Verſchwörungen; ja kein Vertrag 
könnte ihnen den hundertſten Teil der Vorteile bringen, die in 
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dieſem Völkerbund liegen. Wir ſehen deutlich die unverſieg⸗ 


lichen Quellen von Wohlſtand und Überfluß, die Ruhe und das 
Glück, die ein ewiger Friede brächte. Wir ſehen, von wie 
vielem Unglück und Elend die Herrſcher ſich, ihre Häufer und 
ihre Untertanen befreien könnten, wenn ſie das Syſtem des 
Krieges aufgäben. Aber man muß in dieſem ſchönen Plan 
mehr den Wunſch eines guten Bürgers!) als den Plan eines 
guten Staatsmannes erblicken; er iſt ein platoniſcher Ideal⸗ 
ſtaat und kein ernſtes Projekt. Er könnte den verderbten Geiſtern 
der Zeit nicht gefallen: die Vernunft vermag nichts gegen die 
Leidenſchaften. Die Herrſcher ſind Menſchen, und die Menſchen 
ſind nicht ſo weiſe und verſtändig, ſich von ihren größten Inter⸗ 
eſſen leiten zu laſſen. Sie fürchten die Wirren des Krieges 
weniger als die Langeweile des Friedens. Groll, Eiferſucht, 
eine falſche Anſicht, eine eitle Hoffnung auf Gebietszuwachs, ein 
Weltherrſchaftstraum, eine Chimäre von Feldherrn⸗ und Er⸗ 
obererruhm, kurz etwas ſehr Eitles oder Kleines, das ſie von 


Jugend an im Buſen hegen, erſcheint ihnen weit beträchtlicher 


als etwas Neues, an ſich ungleich Wichtigeres, das ihnen als 
nichtig erſcheint, weil ſie nicht daran gewöhnt find. Die Ge⸗ 
wohnheit, etwas zu wünſchen, beſtimmt die Leidenſchaften, und 
die Leidenſchaften beherrſchen die denkenden Weſen zur Schande 
der Vernunft. 


Antwort. 


Ich habe dieſe Einwände von verſchiedenen Seiten gehört 
und will ihnen nichts von ihrer Kraft nehmen, denn ich fürchte 
mur ſolche, die keine Einwände machen wollen. Dieſe allgemeinen 
Einwände ſind um ſo beſtechender, als ſie teils wahr ſind, aber 
ihre Widerlegung iſt um ſo leichter, als man zu ihrer Verfech⸗ 
tung von gänzlich widerſinnigen und falſchen Vorausſetzungen 
ausgehen müßte. Gehen wir von den allgemeinen Behaup⸗ 
tungen zu einem konkreten Fall über. Vier bis fünf Herrſchern — 
den Königen von Frankreich, Spanien und England, den Hol⸗ 
ländern und Portugieſen — wird nach einem langen, erſchöpfen⸗ 
den Kriege ein Friedensvertrag angeboten, der nicht nur den 
jetzigen Krieg beendet, ſondern ſie auch vor jedem künftigen 
Kriege bewahrt. Iſt es unmöglich, ſie für dieſen Vertrag zu ge⸗ 
winnen, ſo iſt er völlig unausführbar, aber ich behaupte: wenn 
nicht jetzt, ſo iſt es beim nächſten Friedensſchluß oder bei irgend⸗ 


1) Den „Traum eines El renmannes“ nannte ihn Friedrich der 
Große. (Der Aberf.) 


einem anderen Friedensſchluß möglich, daß ſie auf geeignete 
Mittel ſinnen, dieſen Frieden dauernd zu erhalten, und das 
können ſie ohne Wunder, wenn ſie einen Vertrag auf Grund 
meines Planes unterzeichnen. 

1. Gibt man zu, daß dieſer Vertrag der vorteilhafteſte iſt, den 
ſie unterzeichnen können, ſo muß man behaupten, daß dieſe fünf 
Herrſcher ſich ſtets von Leidenſchaften beherrſchen laſſen, die ſie 
ſtets von ihrem wahren Vorteil abbringen, und daß, wenn einer 
oder der andere lichte Augenblicke hat, dieſe Augenblicke gerade 
dann eintreten, wenn die übrigen umnachtet ſind. Man muß 
annehmen, daß dieſe lichten Augenblicke nie zuſammentreffen, 
denn träfen ſie nur für einen Monat zuſammen, ſo iſt es aus⸗ 
geſchloſſen, daß ſie den Vertrag nicht unterzeichnen. Man ſieht 
alſo, zu welchem Widerſinn ſolche allgemeinen Behauptungen 
führen, ſobald man nicht ins Einzelne geht. 

2. Die Widerſinnigkeit dieſer Schlußfolgerung tritt noch 
klarer zutage, wenn man ſich folgendes ſagt: Wenn dieſe fünf 
Mächte ſtets von Leidenſchaften beherrſcht werden, die ſie von 
ihrem wahren Vorteil abbringen, ſo können ſie weder unter⸗ 
einander noch mit anderen Fürſten nicht nur dieſen Vertrag, 
ſondern überhaupt kein Bündnis abſchließen, das ihnen irgend⸗ 
wie nützlich iſt, alſo auch keinen Friedensvertrag. Kann man 
auch nur einen Augenblick auf einer Schlußfolgerung fußen, die 
zu ſolchem Unſinn führt? 

3. Dieſe Schlußfolgerung gilt nicht nur für fünf, ſondern 
ebenſogut für zwei Herrſcher, denn es handelt ſich nicht um ihre 
Zahl, ſondern darum, daß die Herrſcher derart von Leidenſchaften 
verblendet ſind, daß ſie in ihren Verträgen niemals auf ihren 
wahren Vorteil losgehen. Ein gleiches gilt von zwei Privat⸗ 
leuten, denn auch ſie ſind den Leidenſchaften unterworfen 

4. Dann muß man auch den Schluß ziehen, daß weder 
Fürſten noch Privatleute je einen Vertrag geſchloſſen haben, 
der allen Teilen zum Vorteil gereicht. Denn warum ſollte die 
Vergangenheit ein Vorrecht vor der Gegenwart haben? Und 
warum ſollen maßloſe Leidenſchaften die Menſchen in Zukunft 
nicht ebenſo beherrſchen wie in der Vergangenheit? 

5. Wie ich früher gezeigt habe, bedarf es nur eines geringen 
Maßes von Klugheit, um die Größe und Handgreiflichkeit der 
Vorteile zu erkennen, die aus dem Vertrage entſpringen. 

6. Wie ich ferner gezeigt habe, braucht man gar nicht leiden⸗ 


ſchaftslos zu fein, um ihn zu unterzeichnen. Kann zum Beiſpiel c 


der Wunſch, ungleich reicher zu werden, nicht auch zur Leiden⸗ 
ſchaft werden? Oder die Furcht, ſeine Provinzen, ſeinen Staat 
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durch das Kriegslos oder durch Verſchwörungen zu verlieren? 
Somit brauche ich nicht die Vernunft allein den Leidenſchaften 
entgegenzuſtellen, ſondern ſie läßt ſich durch neue Leidenſchaften 
unterſtützen, die den früheren überlegen oder gleich ſtark wer⸗ 
den können. 

7. Jemand, der meinen Plan lobte und ihn oft dem Vor⸗ 
teil aller Herrſcher entſprechend fand, ſagte mir kalt: „Jeder 
Herrſcher müßte ihn unterzeichnen. Wären ſie alle geſcheit, ſie 
täten es alle. Ich für mein Teil täte es mit Freuden, wenn 
ich an Stelle des Schwächſten, des Mächtigen, ja ſelbſt des Mäch⸗ 
tigſten ſtände. Aber ich glaube, daß weder die einen noch die 
anderen ihn unterzeichnen werden.“ Er war überraſcht von der 
guten Meinung, die ich von dem geſunden Verſtand und der 
Klugheit der Herrſcher hege. Aber iſt es nicht noch überraſchen⸗ 
der, daß er von den Herrſchern annimmt, ſie dächten ſo viel 
weniger vernünftig als er, und ſie würden ſtets ſo denken, die 
jetzt Regierenden wie die künftigen? 

8. Wenn diele Schlußfolgerung ſtimmt, ſo hätten weder die 
deulſchen Reichsfürſten einen entſprechenden Vertrag unter ſich 
geſchloſſen, noch hätte Heinrich IV. den Plan eines Völkerbundes 
gehegt. Denn ſchließlich war er und waren ſie Menſchen und 
Herrſcher, die ihren Leidenſchaften unterworfen waren, wie 
heutzutage. Sie wünſchten die Vergrößerung ihres Gebietes auf 
Koſten ihrer Feinde, fürchteten ſo gut wie die heutigen Herrſcher, 
ſich einem Schiedsgericht unterzuordnen, und hofften mit glei⸗ 
chem Grunde auf den Erfolg ihrer Waffen. And doch ſchloſſen 
die deutſchen Fürſten einen Vertrag, der nicht annähernd Jo 
günſtig war, wie der, den ich vorſchlage, und Heinrich IV. lud 
kurz vor ſeiner Ermordung die anderen Herrſcher zum Völker⸗ 
bund ein und hatte ſchon ſiebzehn bis achtzehn dafür gewonnen! 


Sechſter Einwand. 


Die Herrſcher haben freilich nur zweierlei Macht: über ihre 
Untertanen und über ihre Nachbarn. Der Vertrag ſtellt ihre 
Macht und ihre Rechte über ihre Untertanen zwar ſicher, ja er 
mehrt ſie gewaltig, denn ſie haben niemals Aufſtände und Ver⸗ 
ſchwörungen zu fürchten. Aber ſie werden ſich nie entſchließen, 
die Rechte aufzugeben, die fie auf Gebiete benachbarter Mächte 
haben oder doch zu haben glauben. Sie werden nie auf das 
Recht und die Macht verzichten, die Waffen gegen ihre Nach⸗ 
barn zu erheben, wenn es ihnen gefällt, und einem anderen als 
Gott ſelbſt Rechenſchaft abzulegen. Ihre Eroberungspläne und 
Weltmachtträume mögen noch ſo ſchlecht begründet, mit noch 


jo großen Gefahren für ſie und für ihre Häuſer verknüpft fein, 
fie werden nie darein willigen, ſich in dieſer Hinſicht zu be⸗ 
ſchränken und ihren Nachbarn die Sicherheiten zu geben, die 
den Völkerbund herbeiführen können. Unter Schmeichlern auf⸗ 
gewachſen, können ſie nicht ſo denken wie Privatleute, noch 
die Zukunft richtig einſchätzen. Sie werden nie weiſe genug 
ſein, daß ſie nicht zu viel hoffen und zu wenig fürchten. 


Antwort. 


1. Dieſer Einwand deckt ſich im Grunde mit dem vorher⸗ 
gehenden. Wer ihn erhebt, macht keinen Anterſch ted zwiſchen 
den mächtigſten und den minder mächtigen Herrſchern, als ob 
die letzteren den Verluſt oder die Verminderung ihrer Staaten 
nicht mehr zu fürchten, ſondern die gleiche Ausſicht auf große 
Eroberungen hätten. Er rechnet dazu auch die beſonnenſten 
Freiſtaaten, die kein anderes Ziel haben, als ſich zu behaupten 
und die Freiheit ihres Handels ungeſtört zu erhalten. Er be⸗ 
denkt nicht, daß unter den mächtigſten alte oder von Jugend auf 
weiſe oder durch Erfahrung gewitzigte Herrſcher ſein können, die 
ganz anders denken als junge Tollköpfe. 

Bisher hat nicht einmal einer von denen, die dieſen Plan 
für unausführbar halten, behauptet, daß Holland, England, 
Portugal, Kurland, Venedig, Genua, Genf, Graubünden, die 
Schweizer Kantone, Polen, die meiſten italieniſchen und deutſchen 
Fürſten ſo unſinnig ſeien, daß ſie die ſchwachen und ungewiſſen 
Vorteile eines ewigen Krieges den gewaltigen und ſicheren 
Vorteilen eines ungeſtörten Friedens vorzögen, wie er in dieſem 
Plan vorgeſchrieben wird. Man darf aber auch unter den übrig 
bleibenden fünf bis ſechs Herrſchern nicht die zweifellos weiſen 
mit den noch unſicheren verwechſeln. 

2. Wenn die Verfechter dieſes Einwandes behaupten 
könnten, der vorgeſchlagene Vertrag ſei für die mächtigſten 
Herrſcher jo nachteilig, daß fie ihn nur in einem Augenblick des 
Wahnſinns unterzeichnen können, ſo wäre ihr Einwand be⸗ 
gründet. Solange ſie aber die dreizehn Sätze des dritten Haupt⸗ 
ſtückes nicht widerlegen können, aus denen hervorgeht, daß auch 
die mächtigſten Herrſcher die größten Vorteile davon haben, 
bleibt ihr Einwand hinfällig. 


Siebenter Einwand. 


Unter den Herrſchern wie unter anderen Menſchen wird es 
ſtets Neigung zu Zwietracht geben. Du aber willſt ſie einigen 
und in Eintracht erhalten. 


„% 


Antwort. 


1. Es iſt richtig, daß es unter den Menſchen ſtets Neigung zur 
Zwietracht gibt, aber auch Neigung zur Eintracht, denn ſie ſind 
zur Befriedigung ihrer Wünſche und Neigungen aufeinander 
angewieſen, und dies führt ſie ebenſo oft zuſammen, wie es ſie 
veruneinigt. Es fragt ſich alſo, ob es beſſer iſt, daß fie ihre Streitig⸗ 
keiten mit Gewalt, Liſt und Zwietracht, oder durch Vereinbarung, 
Schiedsgerichte und Eintracht ſchlichten. 

Es wird zwar ſtets Streitfälle geben, aber nach Unter- 
zeichnung des Vertrages werden ſie ſelten und belanglos ſein, 
und wie ich gezeigt habe, iſt zu ihrer Schlichtung der Weg der 
Vereinbarung und der Schiedsgerichte dem Wege der Gewalt 
und des Krieges ungleich vorzuziehen. Zum Glück iſt den Privat⸗ 
leuten jede Gewalttat verboten. Können ſich die Herrſcher zu 
ihrem eigenen Beſten und zum Wohl ihrer Untertanen nicht 
gegenſeitig dieſen verderblichen Weg verbieten? Es iſt alſo leicht 


zu begreifen, daß die europäiſchen Herrſcher durch Intereſſen⸗ 


gegenſätze geſchieden ſein und doch einen Bund bilden und ihn 
erhalten können, wenn ſie ihre Streitigkeiten auf eine weniger 
grauſame, ungerechte, dem Zufall ausgeſetzte und verderbliche 
Weiſe ſchlichten können als durch den Krieg. 


2. Gibt es zwiſchen den Schweizer Kantonen, den deutſchen 
Fürſten und den Sieben Provinzen (der Niederlande) keine 
Streitigkeiten? Die Einwohner dieſer Länder wiſſen das Gegen⸗ 
teil, und doch werden ihre Streitigkeiten nicht durch Krieg und 
Gewalt geſchlichtet. Warum läßt ſich etwas, das unter mehreren 
Mächten Europas möglich iſt, nicht auf alle anwenden? Die 
europäiſchen Herrſcher werden gewiß ſtets lebhafte Wünſche 
oder Leidenſchaften haben, die ihnen zu Krieg und Gewalttat 
raten; iſt aber der Bund einmal begründet, ſo finden dieſe Wünſche 
ihr Gegengewicht in der noch ſtärkeren Furcht, d. h. in anderen, 
noch lebhafteren Leidenſchaften. Warum ſoll dieſe weiſe und 
heilſame Furcht ſie nicht vor tollen, verderblichen MWünſchen 
bewahren? 


Achter Einwand. 8 
Ina 
Ein Herrſcher wird ſich nie bereit finden, einem Bund bei⸗ 
zutreten, der ihn im Fall ſeines Wiederaustritts ſeiner Staaten 


berauben kann. 
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Antwort. 


1. Sein Beitritt erfolgt, weil er dieſen Bund für höchſt vor⸗ 
teilhaft hält, ſomit muß er deſſen Dauer wünſchen. Und kann 
dieſer Bund von Dauer ſein, wenn nicht jedes Mitglied alle 
möglichen Sicherheiten gibt, ihn niemals zu ſtören? Anter dieſen 
Sicherheiten iſt die größte und notwendigſte die Furcht, abgeſetzt 
zu werden, wenn man den Bund und den Frieden nicht mehr 
will, und andererſeits die Sicherheit, unterſtützt zu werden, ſo⸗ 
lange man ihm angehört. 

2. Haben die deutſchen Reichsfürſten durch die Reichsacht 
nicht ſchon gezeigt, daß die Furcht vor der Abſetzung, falls jemand 
den Bund bricht, eine der ſicherſten Gewähren für feine Unauf- 
lösbarkeit iſt? Haben ſie durch ihren Zuſammenſchluß nicht ihre 
Einſicht bekundet, daß Eintracht und Friede im ganzen genommen 
ungleich beſſer find als Zwietracht und Krieg, und daß die Reichs- 
acht nur für die zu fürchten iſt, die ſo böſe und töricht ſind, daß 
ſie dem Kriege den Vorzug geben? 


Neunter Einwand. 


Wie ungerecht iſt es vom Völkerbund, die Auflehnung ein⸗ 
zelner Provinzen gegen einen Herrſcher zu unterſtützen und 200 
der höchſten Staatsbeamten zu beſtrafen, deren ganzes Ver⸗ 
brechen darin beſteht, daß ſie ihm gehorſam und treu waren! 


Antwort. 


1. Ein Herrſcher, der dem Bunde beitritt, will hinreichende 
Sicherheit für ſeine Dauer geben und ſie ſeinerſeits haben. Somit 
erklärt er und jedes Mitglied, daß, wenn er den Frieden bricht 
und zum erklärten Feinde des Bundes wird, feine Unter⸗ 
tanen nicht mehr feine Untertanen find. Mithin find dieſe und 
ſeine Provinzen ihm keinen Gehorſam und keine Treue mehr 
ſchuldig. Anterſtützt alfo der Bund Provinzen, die von ihrem 
Herrſcher abfallen, ſo begünſtigt er keineswegs den Ungehorſam, 
da er ja in die Acht und Abſetzung willigt, falls er den Frieden 
bricht und aus dem Bund austritt. 

2. Ebenſo beſtraft der Bund in den 200 Staatsbeamten nicht 
ſeine Untertanen, denn mit feiner Kriegserklärung hören fie 
auf, es zu ſein; er beſtraft vielmehr mutwillige Friedensſtörer. 
Im übrigen ift dieſe Acht keine neue Sicherheit; ſchlüge man 
aber eine ſolche vor, ſo würden ſich die, welche ernſtlich einen 
dauernden Frieden wünſchen, ſich ihr nicht nur nicht widerſetzen, 
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ſondern fie als ſehr erwünſcht allgemein fordern. Wer ernſtlich 
das Ziel wünſcht, will auch ernſtlich die Mittel. Dieſe Mittel 
ſind die Acht, die Beſtrafung der höchſten Beamten, die Wachſam⸗ 
keit der Reſidenten des Bundes in den Provinzen, die jährliche 
Eidesleiſtung der Herrſcher. Kann man einerſeits ſagen, dieſe 
Mittel ſeien unnütz, ja zur Erhaltung des Friedens überflüſſig, 
und andererſeits, ſie nähmen den Herrſchern etwas, denen an 
der Erhaltung dieſes Friedens liegt? 

3. Die Behauptung, die Reſidenten in den Provinzen 
ſeien offizielle Spione, gebe ich zu. Aber ſind die heutigen Ge⸗ 
ſandten und Botſchafter etwas anderes? Sie werden Spione 
oder beſſer Wachtpoſten des öffentlichen Wohles, d. h. des 
dauernden Friedens ſein. 


Zehnter Einwand. 


Da die Bevollmächtigten ihr Urteil über einen Streitfall 
zwiſchen zwei Herrſchern nur nach Einholung der Weiſungen 
ihrer Herrſcher abgeben, werden die Rechtsſtreitigkeiten ſehr 
lange dauern. 


Antwort. 


1. Dieſe Streitigkeiten werden ſehr unbedeutend ſein, da 
die Herrſcher ja übereinkommen, ihren jetzigen Beſitzſtand zu 
erhalten, und da der Handel frei und gegenſeitig iſt. Die Länge 
der Rechtsſtreitigkeiten kann alſo nicht viel ſchaden. 

2. Die Parteien haben dadurch mehr Muße, ſich die von 
den Vermittlungskommiſſaren vorgeſchlagenen Vergleiche zu 
überlegen, und dieſe haben Zeit genug, noch einige neue Ver⸗ 
mittlungsvorſchläge ausfindig zu machen, um der einen Partei 
die Schande eines ungünſtigen Urteils zu erſparen. 


Elfter Einwand. 


Im Bundesgericht wird es ſtets Ränke geben, wie bei allen 
anderen Gerichten. 


Antwort. 


1. Jeder Bevollmächtigte iſt nur das Organ ſeines Herr⸗ 
ſchers. Dies Organ zu beſtechen, hätte keinen Zweck. Es wird 
alſo weniger Ränke und Parteien geben als bei anderen Gerichten. 

2. Das Reichskammergericht in Speyer hat trotz dieſer 
Ränke und Parteien gerechte Urteile gefällt, denn die große 
9* 
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Mehrzahl der Richter hat ein Intereſſe daran, gerecht zu urteilen; 
ſie wiſſen, daß ihre Arteile die Grundlage für ihre künftigen 
eigenen Rechtsſtreitigkeiten bilden. 

3. Die Hauptſache iſt, daß die Streitigkeiten ohne Krieg 
geſchlichtet werden. 


Zwölfter Einwand. 


Der Wunſch, ſich zu vergrößern, iſt ſo natürlich, daß weder 
ein Kaufmann, noch ein Edelmann, noch ein Herrſcher ihm je 
entſagen könnte. 


Antwort. 


1. Der Herrſcher entſagt keiner Vergrößerung, die dem 
Kaufmann und Edelmann zuſteht. Er kann wie ſie ſeine Ein⸗ 
nahmen durch Fleiß vermehren, einen Teil ſeiner Einkünfte 
zurücklegen und von ſeinem Verdienſt und ſeinen Erſparniſſen 
Schulden abtragen, Domänen kaufen, Manufakturen begründen, 
Luſtſchlöſſer bauen uſw. 

2. Die einzige ihm verbotene Vergrößerung iſt die gewalt⸗ 
ſame, ungerechte, bewaffnete Eroberung auf Koſten ſeiner 
Nachbarn. Dieſe Art von Vergrößerung hat der Kaufmann 
und der Edelmann nie im Sinn, ſondern nur die Piraten, 
Räuber und Banditen unter den Privatleuten und die Ufur- 
patoren unter den Herrſchern. 

3. Der Kaufmann und der Edelmann können auch im 
Ausland ein Gut, eine Domäne kaufen, darüber verfügen und 
Renten erwerben. Auch den Herrſcher hindert nichts daran, 
wenn er nur dem betreffenden Staate ſeine Hoheitsrechte über 
ſolche Erwerbungen läßt. 

Wie man alſo ſieht, entſagt der Herrſcher keiner Ver⸗ 
größerung, die einem Mitglied der Geſellſchaft zuſteht. Er ver⸗ 
zichtet allein auf Gebietszuwachs und genießt dafür alle Vor⸗ 
teile der Geſellſchaft, des Friedens und des ungeſtörten Handels. 
Er verliert alſo nichts, vielmehr gewinnt er ebenſoviel wie die 
Kaziken, die kleinen Häuptlinge und Herrſcher der Wilden, 
gewännen, wenn ſte eine dauernde Geſellſchaft unter ihres⸗ 
gleichen begründen könnten. Der Friede brächte ihnen die Künſte, 
die der Krieg verbannt, und dieſe Künſte brächten ihnen wie den 
Großſtaaten Sicherheit, Reichtum und Überfluß. 

Da wir gerade von den Kaziken ſprechen, ſo überlege man 
ſich einmal ihre Art von Unabhängigkeit. Von Rechts wegen 
hängen ſie weder von ihren Stammesnachbarn, noch von fernen 


Sechſtes Hauptftüd 


Herrſchern, noch von ihren Untertanen ab. Sie brauchen ſich 
keinem Geſetz und Urteil zu beugen. In Wirklichkeit aber 
hängen ſie von jedem ab, der ſie abſetzen kann, von ihren 
Nachbarn und Antertanen, wie von fremden Herrſchern. 
Könnten fie ſich über den Umfang ihres Gebietes verſtändigen 
und ſich gegenſeitig vor allen denen ſchützen, die ſie zu fürchten 
haben, könnten ſie übereinkommen, ihre Streitigkeiten nicht 
mit den Waffen, ſondern durch Schiedsrichter zu ſchlichten, 
könnten ſie ſich ſchließlich hinreichende Sicherheit für ihre 
gegenſeitigen Vereinbarungen geben, ſo iſt es klar, daß ſie damit 
eine große wirkliche Unabhängigkeit erreichten, die ſie 
nicht beſitzen, an Stelle einer Art eingebildeter Unab⸗ 
hängigkeit, die zwar von Rechts wegen beſteht, ihnen aber 
in Wirklichkeit gar nichts nützt, weder für ihre Selbſtbehauptung, 
noch für die Zunahme ihres Wohlſtandes, noch für ihre Gewalt 
über ihre Untertanen. Mangels einer ſolchen Vereinbarung und 
Geſellſchaft, mangels gegenſeitiger Verſtändigung und aus Un⸗ 
kenntnis des einzigen Mittels gegen ihre Krankheit leben ſie 
ſtets in Zwietracht, Mißtrauen und Krieg oder in ſchlecht geſicher⸗ 
tem Frieden, ſtets in Gefahr und ohne die lebensnotwendigſten 
Dinge. 

Anſere Bürgerkriege bringen uns in die Lage der Kaziken, 
und die auswärtigen Kriege machen ſich unſeren Herrſchern 
ebenſo fühlbar wie den mächtigſten Kaziken. Was ergibt ſich 
aus dieſer Abſchweifung? Die ſchon oft bewieſene Tatſache, daß 
unſere Herrſcher ungleich glücklicher ſein könnten, wenn ſie ſelbſt 
die Geſellſchaft bilden wollten, die ſie den Kaziken anraten 
würden, um ihrem Unglück abzuhelfen. 

4. Hatten die deutſchen Reichsfürſten, als ſie übereinkamen, 
ſich in den Grenzen ihres Beſitzſtandes zu halten, keinerlei Ver⸗ 
langen nach Vergrößerung durch Waffengewalt? Da ſie aber 
die Unſicherheit und die Koſten dieſer Vergrößerung ihrer Ein⸗ 
künfte einſahen und dieſe Chimäre ſie an größeren, wirklicheren 
und gewiſſeren Vergrößerungen hinderte, entſagten ſie ihr 
leichten Herzens. Somit zeigen die deutſchen Reichsfürſten durch 
alles Gute, was in ihrem Bunde liegt, dem übrigen Europa 
den Weg zur Vermeidung vieler Kriege, und durch die Mängel 
ihres Bundes zeigen ſie ihm den Weg zur Verhütung aller Kriege 
und zu jenem unerſchütterlichen Frieden, den das deutſche Reich 
noch nicht erreicht hat. 

5. Da der Wunſch nach Gebietsvergrößerung durch Gewalt 
oder, um einen ehrbareren Ausdruck zu brauchen, durch Er⸗ 
oberung, bei allen Herrſchern lebhaft und natürlich iſt, beſonder⸗ 
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bei den mächtigen, ſo hat zweifellos auch Heinrich IV., einer d 
mächtigſten Herrſcher Europas, dieſen Wunsch gehegt. Wie 
kommt es nun, daß er ſeit dem Frieden von Vervins dieſen 
Wunſch aufgab und ſelbſt vorſchlug, ſeinem Gebiet unverrück⸗ 
bare Grenzen zu ziehen, daß er durch den europäiſchen Bund 
auch den ſchwächſten Nachbarn hinreichende Sicherheit 
bot, daß weder er noch einer ſeiner Nachfolger ihnen je einen 
Morg en von ihrem Gebiet nehmen würden? Woher dieſe große 
Veränderung in jeinen zwölf letzten Lebensjahren? Es waren 
zwei gleichzeitige Gedanken, deren Verknüpfung in ſeinem Geiſte 
zu dem neuen Syſtem der europäiſchen Politik führten, das ich 
jetzt aller Welt vorlege. Der eine dieſer Gedanken beruhte auf 
der Erkenntnis der großen Vorteile, die ein dauernder Friede 
allen europäiſchen Herrſchern bringt. Der zweite auf der Er⸗ 
kenntnis der gegenſeitigen Sicherheit, die ein europäiſcher 
Staatenbund bietet, deſſen Bundesrat in einer freien Stadt 
ſeinen dauernden Sitz hat und der alle künftigen Streitigkeiten 
durch bevollmächtigte Vermittler oder durch Schiedsſpruch aller 
verbündeten Serrſcher ſchlichtet. Dies neue Syſtem des ewigen 
Friedens ſchien ihm ungleich erwünſchter als neue, ungewiſſe 
und äußerſt koſtſpielige Eroberungen. Daher der große Um- 
ſchwung in ſeiner Geſinnung. Warum aber ſollten die gleichen 
Arſachen, d. h. die gleichen Erwägungen, bei anderen Herrſchern 
nicht die gleichen Wirkungen zeitigen? 


Dreizehnter Einwand. 


Die Kriege ſind eine notwendige Folge der Erbſünde, di 
die menſchliche Vernunft verderbt ei 195 uns nn 
nünftige Neigungen eingibt. Aus dieſer vergifteten Quelle 
fließt unſer Eigennutz und unſere Selbſtſucht. Die Menſchen zur 
Vernunft zu bringen, iſt ein Wunder der göttlichen Gnade und 
kein Werk der Natur. Auch die Fürſten für vernünftiger zu halten 
als die übrige Menſchheit, iſt ein Wunder. 


Antwort. 


Auch dies iſt eine jener allgemeinen Redensarter n 
Leuten, die ſich nicht die Mühe geben, über die Art 925 Bee 
gründe und Triebfedern nachzuſinnen, durch die ich die Herrſcher 
nacheinander dieſem Bunde geneigt machen möchte. 

1. Es iſt nicht wahr, daß die Zwietracht unvermeidlich iſt, 
obwohl ſie eine notwendige Folge der Erbſünde iſt. Es gibt 
Bündniſſe zwiſchen chriſtlichen und heidniſchen, zwiſchen katho⸗ 
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liſchen und proteſtantiſchen Herrſchern, zwiſchen Kantonen und 
Provinzen, und dies trotz der Erbſünde; denn es gibt Leiden⸗ 
ſchaften und Intereſſen, die ebenſo zur Eintracht und zum Frieden, 
wie zur Zwietracht und zum Krieg führen. Die ſtärkſten geben 
den Ausſchlag, ſomit bewegt die Erbſünde, die Quelle unſerer 
Leidenſchaften, die Herrſcher zum Beitritt zum Völkerbund, 
wenn er ihren Intereſſen mehr entſpricht, als das Syſtem der 
Zwietracht. 

2. Ich habe keine anderen Triebfedern benutzt als die der 
Natur. So wie der Menſch jetzt iſt, will er ſich, ſeine Geſetze, 
Gewohnheiten, Meinungen und Sitten behaupten. Er ſucht 
ſeine Religion, ſeinen Wohlſtand, ſeine Freuden, ſeine Ruhe, 
ſeinen Ruhm, ſeine Bequemlichkeit und die Segnungen des 
Geſellſchaftszuſtandes zu wahren. Dies ſind die Grundlagen 
der menſchlichen Leidenſchaften. Hierauf beruhen alle Geſell⸗ 
ſchaften, große wie kleine, die der Wilden, der Deutſchen und 
anderer geſitteter Völker. Hierauf gründe ich auch den Völker⸗ 
bund, der ſich von dieſen Geſellſchaften nur durch ſeinen größeren 
Umfang unterſcheidet. Sind das zu erhabene Beweggründe 
und übernatürliche Triebfedern, und iſt dazu ein Wunder der 
göttlichen Gnade vonnöten? 

3. Befinden ſich unter meinen Beweggründen die Mäßig⸗ 
keit des Sokrates oder die ſtrenge Tugend der Stoiker, ja die 
Lehren des Evangeliums? Ein ſolches Syſtem freilich könnte 
nur durch ein Wunder der göttlichen Gnade gelingen, und ſeine 
Ausführung würde faſt unmöglich erſcheinen. 

4. Habe ich e was anderes vorausgeſetzt, als daß die Herr⸗ 
ſcher an ihren Vorteil denken, daß fie ziemlich aufgeklärt ſind, 
aber bisweilen irren? Ich habe alſo mit den Menſchen gerechnet, 
wie ſie ſind, und ncht, wie ſie ſein ſollen! Man vergegen⸗ 
wärtige ſich doch nur alles, was ich den Herrſchern vor Augen 
ge führt habe, alle Nachteile des Syſtems der Zwietracht und 
alle Annehmlichkeiten des Syſtems der Eintracht und des ewi⸗ 
gen Friedens, und man wird erkennen, ob ſie des Wunders 
der Gnade bedürfen, um dafür zugänglich zu ſein! 

5. Wer behauptet, weil es ſtets Kriege in Europa gegeben 
hat, werde es bis ans Ende der Zeiten ſo bleiben, prophezeit, 
aber er ſchlußfolgert nicht. Man müßte ſonſt beweiſen, daß 
der Völkerbund kein hinreichendes Mittel oder daß er unmöglich 
wäre, daß die Herrſcher niemals ihren wahren Vorteil ſuchen 
oder daß die Mehrzahl nie glauben wird, ihn in dieſem Bunde 
zu finden. Aber ich möchte die Unmöglichkeit hiervon im einzel⸗ 
nen ſehen, und das beweiſt man mir nicht. 
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6. Die Weiſen und Heiligen werden dies neue politiſche 
Syſtem gewiß herbeiſehnen, denn es entſpricht der Tugend, der 
Vernunft, der Gerechtigkeit und der Menſchenliebe. Ebenſo 
gewiß aber ſcheint es, daß die Kinder der Welt es herbeiwünſchen 
werden, denn kein anderes Syſtem entſpricht ſo ſehr den Inter⸗ 
eſſen des Genuſſes und der Eitelkeit. Sind doch für den 
Chriften wie für das Weltkind Zwietracht und Krieg die uner⸗ 
ſchöpfliche Quelle allen Unglüds, Eintracht und Friede dagegen 
ſtets die feſte Grundlage großen Glücks. 

7. Die Erbſünde hat die Bildung des deutſchen Bundes 
nicht verhindert, der die Kriege in Deutſchland ſehr beſchränkt 
hat und fie völlig unterdrückt hätte, wenn die Reichsverfaſſung 
keine erheblichen Mängel hätte. Im Gegenteil, da der Wunſch 
nach Verbeſſerung der eigenen Lage und die Furcht vor ihrer 
Verſchlechterung urſprüngliche menſchliche Leidenſchaften ſind, 
kann man ſagen, die Erbſünde ſelbſt habe zur Entſtehung des 
deutſchen Bundes beigetragen. Ebenſo werden die natürlichen 
Leidenſchaften, die Begierden und die anderen Folgen der Erb⸗ 
ſünde am meiſten zur Entſtehung des Völkerbundes beitragen. 
So liefert der Skorpion ſelbſt Mittel gegen die Übel, die das 
Gift des Skorpions erzeugt. 


Vierzehnter Einwand. 


Der Krieg iſt eine Gottesgeißel, um die Sünder ſchon in 
dieſem Leben zu ſtrafen und die Geduld der Gerechten zu prüfen. 
Somit iſt er ein notwendiges Übel. 


Antwort. 


1. Es iſt eine Gottesgeißel, wenn Gott ihn ſchickt. Aber 
hat Gott in ſeiner Allmacht keine anderen Mittel, um die Sünder 
in dieſem wie in jenem Leben zu ſtrafen und die Gerechten zu 
prüfen? 

2. Wer weiß denn, ob Gott die Menſchen durch den ewigen 
Frieden nicht nur zur Erkenntnis der Wahrheit, ſondern auch 
zu größerer Menſchenliebe führen will? Dann bedarf er der 
Geißel des Krieges nicht mehr. 

3. Wenn jemand Mittel gegen große Plagen, wie Peſt 
und Hungersnot vorſchlüge, wäre das nicht auch völlig zwecklos, 
ja, gegen Gottes Willen, der dieſe Plagen ſendet? Denn wer 
kennt ſchließlich die Wege der Vorſehung? Bei derartigen Schluß⸗ 
folgerungen dürfte man nicht einmal die Kunſt der Arzte und 
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den Beiſtand der Behörden gegen Peſt und Hungersnot an⸗ 
rufen. Denn es hieße ja, gegen Gottes Willen handeln, wenn 
man die von ihm geſandte Strafe vermindert! 

4. Der Bund der 200 deutſchenReichsſtände, der 13 Schweizer 
Kantone und der 7 Provinzen Hollands hat dieſe Plage gewiß 
vermindert, da ſie die Kriege völlig oder doch faſt völlig aus⸗ 
geſchloſſen haben. Sind dieſe Bünde etwa gegen den Willen der 
Vorſehung entſtanden? 


Fünfzehnter Einwand. 


Auch auf Europa beſchränkt, iſt dieſer Plan noch zu un⸗ 
geheuer; ſeine Größe macht ihn unmöglich. 


Antwort. 


1. Als Heinrich IV. an ſeinem großen Plane zu arbeiten be⸗ 
gann, der ſich mit dieſem deckt, erkannte er, daß es leichter ſein 
würde, einen Vertrag zwiſchen fünf bis ſechs Mächten zu ſchlie⸗ 
ßen, als zwiſchen fünfzehn bis zwanzig. Warum beſchloß er 
trotzdem, alle europäiſchen Mächte hinzuzuziehen? Warum er⸗ 
ſchien ihm dieſer Plan nicht zu ungeheuer? Weil er ſich ſagte, 
wenn erſt einige Mächte den Vertrag unterzeichnet hätten, 
würden die anderen von ſelbſt hinzukommen, und weil er ſich 
ferner ſagte, der Bund würde um ſo feſter ſein, je mehr Mit⸗ 
glieder er zählte. Er erſchien weder ihm noch ſeinem Staatsrat 
zu groß. Sein Premierminiſter, der Herzog von Sully, war 
ein Mann von großem Verſtande und ſoliden Anſichten. Das 
erkennt man an der Art, wie er die Staatsgeſchäfte wieder 
hoch brachte, und an ſeinen hinterlaſſenen Schriften: er kannte 
die europäiſchen Verhältniſſe. Solche Köpfe ſind wohl ebenſo⸗ 
viel wert wie die, welche denſelben Plan heute für zu ungeheuer 
erklären. Herr von Perefixe, der dieſem Plan das gebührende 
Lob zollte, ſchrieb unter den Augen des Kardinals Mazarin und 
las es dem König vor; das beweiſt zum mindeſten, daß der 
Kardinal und die Miniſter jener Zeit, die alles andere als 
Schwarmgeiſter waren, den Plan Heinrichs IV. nicht für ein 
Hirngeſpinſt und für unausführbar hielten. 

2. Der Plan ift in ſeinen Anfängen klein. Denn daß drei 
bis vier Herrſcher die Grundartikel unterzeichnen, in der Abſicht, 
andere zum Beitritt zu bewegen, iſt durchaus nichts zu Großes 
und Ungeheures, vielmehr etwas ſehr Mögliches und Leichtes, 
wenn man die großen Vorteile bedenkt, die ein ſolches Bündnis 
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bietet. Wer eine Eichel in den Boden legt und in einem Jahre 
eine 100 Fuß hohe Eiche daraus erwartet, der verlangt Unmög⸗ 
liches. Verlangt er aber, daß ſie einen Fuß hoch wächſt, und rechnet 
er mit Sicherheit darauf, daß ſie im zweiten Jahre den gleichen 
Schuß macht, fo hofft er nichts Unmögliches, wenn er erwartet, 
daß aus der Eichel in 100 Jahren ein 100 Fuß hoher Baum 
wird. Ebenſo folgt aus dem kleinen Anfang des Völkerbundes 
notwendig, daß er Jahr für Jahr zunimmt und ſo fort. Was 
iſt alſo zu groß und zu ungeheuer, um unmöglich zu ſein? Die 
Größe des Planes macht ihn nicht unmöglich, ſondern ſie er⸗ 
le chtert ihn. 

So wenig Luſt die Herrſcher hätten, einem Bunde beizu⸗ 
treten, deſſen Beſtand durch die Willensänderung einer ihrer 
Nachfolger gefährdet wäre, ſo gern werden ſie ihm beitreten, 
wenn die große Zahl der Mitglieder eine fo.he Willensänderung 
ausſchließt und ihm Feſtigkeit verleiht. 

4. Das Weltreich der römiſchen Republik konnte den Frie⸗ 
den erhalten, ſolange es beſtand. Da aber dieſe Republik nicht 
ewig beſtehen konnte, vielmehr Keime des Zerfalls in ſich trug, 
konnte ſie dem Frieden nicht die Ewigkeit geben, die ſie ſelbſt 
nicht beſaß. Auch die römiſchen Kaiſer konnten der Welt den 
Frieden geben, aber ihre Weltherrſchaft konnte nicht ewig be⸗ 
ſtehen; ſie trug ſogar mehr Keime des Zerfalls in ſich als die 
Re publik. 

Um einen ewigen Bund zu bilden, hätte dies Rieſenreich 
ſich in 20 bis 30 Staaten teilen müſſen, die ein großes gemein⸗ 
ſames Intereſſe verband, nämlich eine gewaltige Zunahme des 
Wohlſtandes durch das Aufhören der Kriegskoſten und die Un⸗ 
geſtörtheit und Allgemeinheit des Handels. Dieſe Staaten muß⸗ 
ten ſich gegenſeitig erhalten und ſtützen. Die Staaten eines 
Bundes können zwar ale durch innere Wirren erkranken, aber 
es iſt ausgeſchloſſen, daß dies bei allen zugleich eintritt. Die 
Mehrzahl bleibt geſund; ſie kann den Kranken Hilfe bringen 
und ſie wieder geſund machen. So leiht jedes Mitglied dem 
anderen im Laufe der Zeit ſeine Hilfe; ſie bewahren ſich gegen⸗ 
ſeitig vor dem Untergang und geben einander durch die Dauer 
ihres Bundes eine Anveränderlichkeit, die keiner von ihnen 
allein erreichte und die auch das Römiſche Reich nicht beſaß. 

Es bedurfte nur eines langen, verluſtreichen europäiſchen 
Krieges, um alle Geiſter mit dem brennenden Wunſche nach un⸗ 
getrübtem Frieden zu erfüllen. Es brauchten zugleich nu einige 
Freiſtaaten ſo mächtig zu werden, um ſtarke Mitglieder dieſes 
Bundes zu ſein, aber nicht ſo übermächtig, daß ſie ſich von 
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ſchrankenloſem Ehrgeiz hinreißen ließen. Es brauchte nur der 
Augenblick einzutreten, wo die Verbündeten des Kaiſers durch 
neue Schwierigkeiten und die Ausſicht auf einen noch langen, 
fruchtloſen Krieg abgeſchreckt wurden, und wo andererſeits 
Frankreich unter weiſen und gemäßigten Führern darein willigte, 
auf jeden Gebietszuwachs zu verzichten und den Handel frei, 
allgemein und ungeſtört zu laſſen. Kurz, es bedurfte eines 
Zuſammentreffens günſtiger Umſtände, die die Vorſehung zum 
Glück der Völker herbeigeführt hat. 


Sechzehnter Einwand. 


Ohne Kriege würde die Volkszahl ſo zunehmen, daß die 
Erde ihre Bewohner nicht mehr ernähren könnte. 


Antwort. 


Dieſen Einwand hörte ich von verſchiedenen Seiten; ich 
muß alſo ernſtlich darauf eingehen. 

1. Die Übervölkerung könnte für die Zukunft eine Sorge 
bilden. Aber ſelbſt wenn es auch in Zukunft ſo viel Kriege gäbe, 
wie bisher, iſt die Sache nicht ſo ſchümm, denn trotz der Kriege 
nimmt die Volkszahl der Erde ſtändig zu. Wer alſo dieſer 
Meinung iſt, müßte finden, daß es noch nicht genug Kriege 
gibt und demgemäß danach ſtreben, die Zahl der Kriege und 
der Mordwerkzeuge zu vermehren. 

2. Die Übervölkerung wäre nur nach einem gewaltigen 
Zeitraum zu fürchten. In meiner Heimat, der Normandie, gibt 
es jetzt 15 000 Seelen. Angenommen, der ewige Friede gäbe 
ganz Frankreich in 100 Jahren einen Bevölkerungszuwachs von 
400 000 Seelen, ſo wären das für die Normandie, d. h. den 
zehnten Teil Frankreichs, 40 000 Einwohner in 100 Jahren, 
400 000 Einwohner in 1000 Jahren und 4 Millionen in 10 000 
Jahren. Das gleiche gilt im entſprechenden Verhältnis von 
ganz Frankreich, aber weder Spanien, noch Rußland, Schwe⸗ 
den, die Türkei, Agypten und das übrige Afrika ſind ſo dicht be⸗ 
völkert wie die Normandie. Somit muß man die Sorge, daß 
die Erde eines Tages ihre Bewohner nicht mehr ernähren 
könne, bei der großen Ausdehnung dieſer Länder auf 30 bis 
40 000 Jahre hinausſchieben. Aber man kann auch von Zeit zu 
Zeit Kolonien in die weiten Gebiete Amerikas, nach den großen 
Inſeln im Ozean und in andere unbekannte Länder des Erd⸗ 
balls ſenden; ſomit verſchiebt ſich die Sorge bis zum Ende der 
Zeiten, und wenn es noch 150 000 Jahre ausbleiben ſollte. 
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3. Wer Kriege wünſcht, um der Übervölferung vorzubeugen, 
der muß auch eine ſchlechte Heilkunſt wünſchen, damit mehr 
Menſchen ſterben, und die jetzige verwerfen, die das Leben ver⸗ 
längert. Die Mittel zur Verlängerung des Lebens, die ſo viele 
geſchickte Leute ſeit lange ſuchen, wären dann verderblich für 
das Menſchengeſchlecht, da fie der Übervölkerung Vorſchub leiſten, 
und ein Arzt, der ein wirkſames Mittel zur Heilung der Volks⸗ 
krankheiten und der Peſt fände, wäre ein höchſt gefährlicher 
Staatsbürger, den man mitſamt feinem Geheimmis ſchleunigft 
begraben müßte. In jedem gut regierten Staate müßte man 
ferner Belohnungen auf Kindesmord ſetzen, denn es iſt beſſer, 
400 000 Kinder in 100 Jahren ohne Koſten umzubringen, als 
400 000 Erwachſene mit großen Koſten! 

4. Große Hitze und Kälte, Überſchwemmungen, Dürre, 
Fieber, Volkskrankheiten, Peſt, Hungersnöte, lauter Dinge, die 
nicht von den Menſchen abhängen und denen ſie nicht hinreichend 
abhelfen können, werden ſtets häufig genug eintreten und 
namentlich in dicht bevölkerten Ländern zahlreiche Opfer for⸗ 
dern. Im Jahre 1669 fiel der Peſt in Rouen allein ein Sechſtel 
der Bevölkerung zum Opfer, und 1665 raffte die Peſt in London 
über 250 000 Menſchen hin. Dieſe Plagen, die wir nur zu ſehr 
fürchten, befreien uns mehr als hinreichend von der törichten 
Sorge vor Übervölterung, ohne daß man die Metzeleien der 
Kriege zu Hilfe zu rufen brauchte. 


Siebzehnter Einwand. 


Se 
Wie kann man ſich von einer menſchlichen Einrichtung 
ewige Dauer verjprechen? 


Antwort. 


1. Auch die Künſte, die zum Unterhalt und zur Exleichte⸗ 
rung des Lebens dienen, Landbau, Mühlen, Weberei, Schrift, 
Druck, Mathematik, Zeit⸗ und Raummeſſung, Schulen und andere 
notwendige Dinge ſind menſchliche Einrichtungen. Trotzdem 
werden ſie beſtehen bleiben, ſolange es Menſchen gibt oder bis 
man etwas Nützlicheres und Bequemeres erfunden hat. Sie wer⸗ 
den ſich mit der Zeit ſogar vermehren und verbeſſern, denn die 
Menſchen werden ſtets energiſch nach Ruhe, Wohlſtand und Be⸗ 
quemlichkeit trachten: das iſt die Art, wie man einer menſch⸗ 
lichen Einrichtung Dauer verleiht. Gab es aber auf Erden je 
eine Einrichtung, die für Herrſcher und Beherrſchte gleich vor⸗ 
teilhaft iſt, wie der Völkerbund und der ewige Friede? Kann 
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man etwas erſinnen, das für ihre Ruhe, ihren Wohlſtand und 
ihre Bequemlichkeit notwendiger wäre? Warum ſollte eine Ein⸗ 
richtung, in der Ruhm und Genußſucht, Tugend und Laſter, 
alle Charaktere, Lebensalter und Geſchlechter gleichermaßen 
ihre Befriedigung und ihr Glück finden, nicht dauerhaft ſein? 
Wenn es Menſchen gibt, die ſo unſinnig ſind, ihre Häuſer 
und Städte zu verbrennen, andere zu töten und ſich ſelbſt zu 
vernichten, ſo iſt dieſer Grad des Wahnſinns doch ſelten, und die 
Mehrzahl der vernünftig Gebliebenen kann ſie leicht unter⸗ 
drücken. Warum alſo ſollte der Völkerbund, iſt er einmal er⸗ 
richtet, nicht ewigen Beſtand haben? 

2. Das deutſche Reich iſt eine menſchliche Einrichtung, und 
doch beſteht es ſchon ſechs oder ſieben Jahrhunderte und kann 
trotz ſeiner ſchweren Gebrechen noch lange beſtehen. Wie wäre 
es erſt, wenn ihm dieſe Fehler genommen werden? Das ſichere, 
ja einzige Mittel dazu wäre, es mit dem Niederländiſchen und 
dem Schweizer Bund zu vereinigen, oder vielmehr mit dem euro⸗ 


päiſchen Bund. Wie wir gezeigt haben, war es ſchwerer, jenen 


erſten Bund zuſtande zubringen, als ihn jetzt zu vergrößern und 
ihn in einigen Jahren allgemein zu machen. Dann erſt wird er 
umerſchütterlich fein. 


Achtzehnter Einwand. 


Wie ſoll man Chriſtentum und Mohammedanismus, 
Griechiſch⸗Orthodoxe und Kalviniſten zuſammenbringen? 


Antwort. 


Der vorgeſchlagene Völkerbund bezweckt keine Verſöhnung 
der verſchiedenen Religionen, ſondern den Frieden zwiſchen 
Völkern verſchiedenen Glaubens. Was iſt alſo unmöglich daran? 
Die deutſchen Lutheraner leben in Frieden mit den deutſchen 
Katholiken. Der Glaubensunterſchied hat Spanien nicht ab⸗ 
gehalten, ſich mit Holland zu verbünden. Führte man nur wegen 
der Religion Krieg, ſo träfe der Einwand zu. Aber mein Plan 
läßt jedem ſeinen Glauben wie ſeinen Beſitz, es kommt alſo nicht 
darauf an, alle Völker der Welt religiös zu einigen. Ich ſage 
nur und wiederhole es: wenn etwas geeignet iſt, die verſchie⸗ 
denen Bekenntniſſe nach und nach zur Erkenntnis der Wahrheit 
zu führen, ſo iſt der ewige Friede das beſte Mittel dazu, ja die 
Grundlage jeder Verſöhnung. 

Durch den Handelsverkehr werden die verſchiedenen Glau⸗ 
bensmeinungen miteinander verglichen, und nur durch ſolche 
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häufigen Vergleiche kann man hoffen, daß die vernünftigſten 
Anſichten ſich ſchließlich durchſetzen und daß die Vernunft dazu 
beiträgt, alle Menſchen zum wahren Glauben zu führen. Die 
große Ausdehnung, Zunahme und ununterbrochene Dauer des 
Handels zwiſchen allen Völkern wird dieſe Vergleiche ſehr för⸗ 
dern, ſomit kann man ſicher ſein, daß die wahre Religion, welche 
die vernunftgemäßeſte iſt, allmählich zur Weltreligion wird. 
Man braucht auch nicht zu fürchten, daß dieſer Geſichtspunkt 
die ketzeriſchen oder ungläubigen Völker vom Völkerbund fern⸗ 
halten werde, im Gegenteil, ſie werden ihn aus Eifer für ihre 
Lehre wünſchen, da ein jeder überzeugt iſt, daß ſein Glaube der 
vernunftgemäßeſte ſei. 

Man hat mir entgegengehalten, daß der mohammedaniſche 
Glaube die Beſtimmung enthält, keinen Friedensvertrag mit 
Chriſten zu ſchließen. Aber wer ſo redet, vergißt eine weſentliche 
Einſchränkung. Die Mohammedaner dürfen keinen dauernden 
Frieden mit chriſtlichen Feinden ſchließen, die gleich ſtark oder 
faſt gleich ſtark ſind. Auf weit ſtärkere Chriſten trifft dieſe Be⸗ 
ſtimmung nicht zu, denn das hieße ihren Glauben aufs ſchwerſte 
gefährden. Stande aber der Großherr ganz allein dem euro⸗ 
päiſchen Völkerbund gegenüber, ſo wäre ſein Reich und ſein 
Glaube in höchſter Gefahr. Da die Mohammedaner ferner einen 
Frieden auf 20 Jahre ſchließen und ihn erneuern dürfen, warum 
nicht auf 100 Jahre und ihn dann verlängern? Und haben 
ſolche langen, ſtets erneuerten Friedensſchlüſſe nicht die gleiche 
Wirkung wie ein ewiger Friede? 


Neunzehnter Einwand. 


Der Ruhm, den ſich manche Herrſcher vom Krieg verſpre⸗ 
chen, kann ſie dieſem Plan abgeneigt machen. 


Antwort. 


1. So wenig dieſe Hoffnung begründet erſcheint, ſo gebe 
ich doch zu, daß die Gaukelbilder der Phantaſie im Verein mit 
der Gewohnheit, falſch zu denken manchen Herrſchern eine wahre 
Freude mit der Vorſtellung bereiten, daß ihr Name bei allen 
Völkern berühmt ſein, ih Haus in tauſend Jahren zwanzigmal 
glänzender daſtehen wird als heute. 

Wäre dies eine unſchuldige Freude, ſo ließe ſich nichts da⸗ 
gegen ſagen; der Menſch kann ſein Glück in Träumen finden. 
Koſtet dies Gaukelbild aber 150 000 lebenden Weſen ihr Glück, 
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und raubt es ihnen alle Vorteile, die ein ewiger Friede brächte, 
wird einem ſolchen Trugbild das Glück der Menſchheit geopfert, 
ſo heißt das, den Ruhm in Härte, Bosheit, ja Grauſamkeit 
ſuchen. Was gäbe es Unſinnigeres? 

2. Bringt die Liebe zum Ruhm, der Wunſch, ſeinem Haufe 
Glanz zu verleihen, einen Menſchen zur Unternehmung und 
Aus ührung ſchwieriger, aber für das menſchliche Glück ſehr 
wichtiger Dinge, o iſt die Freude, die er daran hat, nicht nur 
unſchuldig, ſondern höchſt lobenswert. Die Freuden, die er ſich 
für die Zukunft verſpricht, beſchränken ſich vielleicht nur auf 
ſeine jetzigen frohen Hoffnungen. Aber ich will ſolche Hoff⸗ 
nungen keineswegs verſcheuchen, denn ſie können der Geſell⸗ 
ſchaft auch ſehr große und wirkliche Güter beſcheren, ja es kann 
gar nicht Geiſter dieſes Schlages genug geben. Laſſen ſich aber 
die Herrſcher von Hoffnungen leiten, die die Menſchen ſehr 
unglücklich machen müſſen, ſo kann man nicht genug tun, um ſie 


davon abzubringen und mit dem Finger auf die Ver ehrtheit 


und Eitelkeit ſolcher Hoffnungen, auf die Schande, den Fluch 
und die anderen Strafen hinzuweiſen, die ihre Folge ſind. 

Entweder iſt man nach dem Tode ſehr glücklich, und was 
bedeuten dann neben den unausſprechlichen Wonnen der Selig⸗ 
keit die kleinen irdiſchen Intereſſen und die eitle Genugtuung, 
ein großer Eroberer zu ſein? Oder man iſt ſehr unglücklich, und 
was hilft dann inmitten der größten Leiden die Genugtuung, ein 
großer Kriegsmann geweſen zu ſein und den Beſitz ſeines Hauſes 
auf dieſem Planeten vergrößert zu haben? : 

3. Ich weiß wohl, daß weder Fürſten noch Privatleute ji 
in ihren täglichen Entſchlüſſen von dem Begriff der Anſterblich⸗ 
keit der Seele und den ewigen Strafen und Freuden leiten laſſen, 
aber ſchließlich gilt es doch zu wählen. Glauben fie an die Un⸗ 
ſterblichkeit, ſo müſſen ſie wiſſen, daß die Tugend darin beſteht, 
andere zu beglücken, und das Laſter darin, ſie unglücklich zu 
machen, daß die Tugend um ſo mehr Lohn verdient, als man den 
eigenen Vorteil dem Glück ſeines Nächſten opfert, und das 
Laſter um fo mehr Strafe verdient, als man das Glück ſeiner 
Nächſten der eigenen Zufriedenheit opfert und andere viel 
leiden läßt, um einen kleinen Vorteil zu haben. 

Kann es alſo einem Herrſcher in den Sinn kommen, daß er 
gut gegen ſein eigenes Volk, gegen ſeine Nachbarn und die übri⸗ 
gen Völker handelt, wenn er ſich zu ſeinem eigenen Vorteil dem 
ewigen Frieden widerſetzt? Können auch die ſchamloſeſten 
Schmeichler ihm einreden, daß er nicht äußerſt böſe iſt, wenn er 
um eitler Befriedigung willen das furchtbare Elend des Krieges 
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auf Erden dauernd erhält? Und kann es je einem halbwegs ver⸗ 
nünftigen Menſchen in den Sinn kommen, großen Ruhm in 
äußerſter Bosheit zu ſuchen und unendlich glücklich zu leben, 
indem er den Menſchen unendliches Leid zufügt? 


20. Betrachtung über den Schwertadel. 


1. Bekanntlich führt man nur Krieg aus Notwendigkeit, um 
zum Frieden zu gelangen. Man erträgt ein großes Ungemach, 
um ein größeres zu meiden. 

2. Der Vorteil der Kriegsbeute hindert keinen Staat, Frie⸗ 
den zu ſchließen, und keinen Herrſcher, einen möglichſt langen 
und ungeſtörten Ftieden zu erlangen. 

3. Der Krieg iſt ein Glücksſpiel, in dem der Adel im ganzen 
ungleich mehr verliert als gewinnt. Die Koſten, die alle bei⸗ 
ſteuern, ſind ungleich größer, als die Belohnungen, die ſie er⸗ 
halten. Unter wenigen Treffern ſind viele Nieten, und der Ein⸗ 
ſatz iſt weit größer als der Wert aller Loſe. Wie viele adlige 
Familien werden durch den Krieg ausgerottet oder verarmen 
und richten ſich durch das Kriegshandwerk zugrunde. Dieſe 
Lotterie kann einige wenige Häuſer erheben und bereichern, für 
die Mehrzahl aber bringt ſie nichts als Verluſte. 

4. Solange ein Staat zu ſeiner Selbſterhaltung Krieg 
führen muß, iſt es recht und billig, die Tapferkeit und die Ver⸗ 
dienſte der guten Offiziere zu belohnen. Fällt aber durch die 
Errichtung des Völkerbundes der Krieg fort, ſo kann der Staat 
die gleichen Auszeichnungen für Tugenden und Leiſtungen zum 
Nutzen des Staates austeilen; der Adel verliert alſo weder Ehre 
noch Reichtümer. 

5. Sobald eine erhebliche Abſtufung in allen Amtern der 
Juſtiz, der Verwaltung, der Finanzen, des Handels, der Künſte 
und Wiſſenſchaften erfolgt iſt — den einzigen, die einen Staat 
glücklich und blühend machen —, ſobald dieſe Amter mit Ehren 
verknüpft ſind und nur ſolche zu ihnen berufen werden, die durch 
Gerechtigkeitsſinn, Güte, Fähigkeit und Fleiß hervorragen, findet 
ein jeder ſeinen Platz; die Triebfeder des Wetteifers kommt der 
Offentlichkeit zugute, der Staat findet gute Diener und die 
Privatleute ihren Vorteil. 

6. Da jeder Staat große Erſparniſſe an Truppen macht, ſo 
iſt es recht und billig, einen Bruchteil dieſer Erſparniſſe zu Pen⸗ 
ſionen für die verabſchiedeten Offiziere zu verwenden. Männer, 
die treu gedient haben, müſſen im Verhältnis zu ihrer Leiſtung 
belohnt werden, und die, denen an der Fortſetzung des Krieges 
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gelegen iſt, müſſen eine Abfindung aus den Erſparni 

die der Staat durch die Dauer des e ik en 
7. Der Adel wird alſo die gleichen Ehren und mehr Wohl⸗ 

ſtand erlangen, zahlreiche Familien werden nicht mehr durch 

den Krieg ausgerottet werden und um ſo länger beſtehen. 


Einundzwanzigſter Einwand. 


. Die Menſchen neigen ſo ſehr zum Widerſpruch, ſie ſind ſo 
verſchieden in ihren Anſichten und ihrer Denkweiſe, ihre Inter⸗ 
eſſen ſind ſo entgegengeſetzt, daß ſich nicht vier Menſchen zu 
einer Sache, die allen nützlich iſt, zuſammenbringen laſſen. Wie 
ſoll man da hoffen, 24 Herrſcher zuſammenzubringen, die in ihren 
Anſichten ſo verſchieden ſind und teils von Miniſtern beherrſcht 
werden, die ihre eigenen Intereſſen, oft im Gegenſatz zu denen 
der Herrſcher haben? Wie ſoll man ſie zur Anerkennung von 
vielen verſchiedenen Artikeln bringen, ohne die der Bund nicht 
zuſtande kommt? 


Antwort. 


I. Die Menſchen neigen freilich ſehr zum Widerſpruch, aber 
ſie pflegen denen nicht zu widerſprechen, die für ſie das Wort füh⸗ 
ren, beſonders wenn es um ihre größten Intereſſen geht, außer 
Me ſie vorübergehend von einem heftigen Wahnſinn befallen 
ind. 

2. Können ſich vier Menſchen nichtüber einen einzigen Artikel 
einigen, ſo geſchieht dies, weil einer von ihnen deſſen Nützlich⸗ 
keit nicht einſieht. Da es aber für alle Herrſcher ſonnenklar iſt, 
daß der Völkerbund für ſie und ihre Häuſer ungleich vorteil⸗ 
hafter iſt, als das Syſtem des Krieges, ſo hindert ſie nichts, ihm 
beizutreten. 

3. Träfe der Einwand zu, ſo könnte man überhaupt keine 
Geſellſchaft von vier bis fünf Menſchen zuſammenbringen, zumal 
wenn verſchiedene Punkte nötig ſind, um das Ziel dieſer Ge⸗ 
ſellſchaften zu erreichen. Und doch zeigt uns die Erfahrung, 
daß Handelsgeſellſchaften und Religionsgemeinſchaften mit einer 
großen Zahl von Mitgliedern entſtehen und daß viele andere 
ihnen beitreten, weil ſie ihren Vorteil dabei zu finden hoffen. 

4. Ich habe nicht behauptet, daß der Bund der 24 Herrſcher 
auf einen Schlag entſteht, ſondern, daß drei bis vier den Anfang 
machen und daß, wenn der Bund einmal begründet iſt, jeder 
beitreten wird, wenn er ſeinem wahren Vorteil folgt; wer aber 
nicht beitreten wollte, würde von dem Bunde mit bewaffneter 
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Hand dazu gezwungen. Warum ſollten dieſe vier Mächte ſich 
weigern, den Bund zu begründen? Dann müßte einer von ihnen 
die dreizehn genannten großen Vorteile nicht erkennen. Man 
nenne mir den und ſage mir, wer ihn hindern wollte, ſeinen Vor⸗ 
teil in dieſem Bunde zu finden! Hat man aber keine Gründe, 
zu bezweifeln, daß die Herrſcher in dem Bunde die größten Vor⸗ 
teile finden, ſo darf man nicht behaupten, ſie würden ihm nie 
beitreten. Sind dieſe Vorteile dagegen ungeheuer und ſelbſt 
für die erkennbar, die durch entgegengeſetzte Leidenſchaften 
voreingenommen ſind, ſo iſt es klar, daß ſie ihn herbeiwünſchen 
werden, in dem Maße, wie ſie ſeinen Vorteil erkennen. Der Vor⸗ 
teil trennt, aber er einigt auch; wir haben nicht mehr Neigung 
zur Zwietracht als zur Eintracht. Ausſchlaggebend iſt das Inter⸗ 
eſſe, das wir bei beiden finden oder zu finden glauben. 

5. Was die große Zahl der Artikel betrifft, über die ſich die 
Herrſcher einigen ſollen, ſo laufen dieſe im Grunde alle auf einen 
einzigen heraus, nämlich die Erhaltung eines ihnen höchſt vor⸗ 
teilhaften Friedens. Alle anderen ſind untergeordnet und nur 
Mittel zum Zweck. Wenn dieſe Mittel teuer zu ſtehen kommen, 
ſofern man ſie für unerläßlich hält, ſo erſcheint das Ziel doch weit 
wertvoller als alle Mittel zuſammen. Und ſchließlich ſind es nur 
zwölf Grundartikel, die übrigen werden vorläufig mit Stimmen⸗ 
mehrheit und endgültig mit Dreiviertelmehrheit feſtgeſetzt. 
Selbſt wenn man dabei anfangs Fehler beginge, wäre es kein 
Schaden, denn die Bundesmitglieder können dieſe Artikel auf 
Grund neuer Aberlegungen und Erfahrungen verändern und 
zu neuen, praktiſcheren Mitteln greifen. 

Weit entfernt, ſich durch die Zahl der Artikel abſchrecken 
zu laſſen, wird man ſie im Gegenteil reichlich vermehren, um das 
Werk zu vollenden und den Bund noch feſter zu begründen. 

6. Wer zweifelt, daß die 200 deutſchen Reichsſtände geneigt 
waren, einander zu widerſprechen. Trotzdem kamen ſie überein. 
Warum ſollte etwas, das früher unter 200 möglich war, heute 
unter 24 unmöglich ſein? 


Zweiundzwanzigſter Einwand. 


Das Syſtem des Friedens iſt wohl eigentlich das Syſtem 
des Aberfluſſes. Aberfluß aber bringt oft Verweichlichung, 
Luxus und Ausſchweifung mit ſich, die Menſchen fallen alſo nur 
von einem Übel ins andere. Nunc patimur longae pacis mala, 
saevior armis luxuri a incubuit. (Jetzt leiden wir unter einem 
langen Frieden. Schwerer als Krieg liegt Üppigkeit auf uns.) 
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Antwort. 


1. Allerdings find die Laſter des Überfluffes zu fürchten, 
wenn die Herrſcher nicht dafür ſorgen, daß Ehren, Würden, 
Amter und Penſionen den Tugendhafteſten, Fleißigſten und 
Klügſten zuteil werden. Aber gute Geſetze und Vorſchriften 
laſſen ſich in der Ruhe des Friedens viel leichter aufſtellen und 
beobachten als in der Verwirrung und Aufregung des Krieges. 

Wenn die Laſter in einem Staate herrſchen, ſo iſt das 
weniger die Folge des Überfluſſes, als der Mangelhaftigkeit der 
Geſetze, die die Sitten nicht durch richtige Verteilung von Be⸗ 
lohnungen verbeſſern. Geben gute Geſetze den Tüchtigen jedes 
Standes und jeden Alters die Möglichkeit, ſich durch ihr Ver⸗ 
dienſt über ihresgleichen zu erheben, ſo ſinken die Trägen in 
Mißachtung, ſomit werden die meiſten arbeiten. Wird aber die 
Triebfeder des Ehrgeizes nicht durch gute Geſetze geregelt, ſo 
beſtimmen Verwandtſchaft, Bekanntſchaft, knechtiſche Ergeben⸗ 
heit, Schmeichelei und Gunſt über die öffentlichen Amter und 
Belohnungen mehr als Begabung, Fleiß, Mäßigkeit und Red⸗ 
lichkeit, ſo verkümmern dieſe guten Eigenſchaften und der Staat 
gerät in Verfall, je ſchlechter dieſe Amter und Belohnungen 
ausgeteilt werden. N 

Wann aber kann man ſolche weiſen Beſtimmungen finden 
und treffen? Doch nur, wenn man nicht mehr von den Sorgen 
und dem Elend des Krieges bedrängt wird, wenn man im Frie⸗ 
den keinen Aufruhr und keine Amwälzungen mehr zu fürchten 
hat. Im Schoße des Friedens laſſen ſich die Sitten unſchwer 
dem Ruhme zuwenden. Wir haben Beiſpiele davon in Sparta 
und in Rom: die Menſchen gehen geradeswegs auf die Beloh⸗ 
nung zu. Man belohne nur ruhmeswürdige Taten, achtbare 
und nützliche Eigenſchaften, und zwar im Maße ihrer Nützlichkeit 5 
dann wird der Überfluß der Tugend nicht ſchaden, ſondern ihre 
Herrſchaft befeftigen. N 

2. Es gibt nur die Wahl zwiſchen dem Syſtem des Aber⸗ 
fluſſes und der Armut. Wer ſähe nicht ein, daß die Armut 
größere und zahlreichere Verbrechen zeitigt als der Reichtum? 
Ein Mann, der im Reichtum unredlich iſt, wird in der Armut 
zum Schurken. Denn im Reichtum braucht man oft nur das 
Uberflüſſige zu opfern, um redlich zu fein, in der Armut dagegen 
muß man das Notwendige opfern. Diebſtahl, Betrug, Fäl⸗ 
ſchung, Meineid, Raub, Vergiftung und Mord ſchreiten im Ge⸗ 
folge der Armut und ſind weit ſchlimmere Verbrechen als Un⸗ 
mäßigkeit, Faulheit und Luxus. Die Verbrechen der Armut 
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ſind wahrhaft verbrecheriſch, Haljenswert, fluchwürdig und wollen 
die Geſellſchaft zerſtören, die Laſter des Überfluſſes ſtören die 
Geſellſchaft meiſt nur und machen den Laſterhaften verächtlich. 

3. Man denke an die täglichen Schlächtereien im Kriege, 
die Brandſtiftungen, Plünderungen und alle anderen Aus⸗ 
ſchreitungen roher, betrunkener Soldaten: das ſind die notwen⸗ 
digen Folgen des Syſtems des Krieges. Die Laſter des Frie⸗ 
densſyſtems ſind für die Menſchheit ungleich weniger zu fürchten. 

4. In Holland herrſcht mehr Wohlſtand als anderswo. Die 
Privatleute beſitzen mehr Reichtümer als in jedem Lande der 
Welt. Gibt es trotzdem mehr Lafter und Verbrechen als bei 
anderen Völkern? Im Gegenteil, die Einwohner zeigen — 
einerlei, ob infolge ihres Wohlſtandes oder ihrer guten Geſetze — 
viel mehr Redlichkeit, Gerechtigkeitsſinn und Nächſtenliebe als 
in Ländern, wo Armut herrſcht. Man ſtelle uns den Überfluß 
alſo nicht mehr als ein Unglück für die Menſchen hin, wofern 
man nicht alle Güter, die mißbraucht werden können, als Übel 
anſieht, was eine große Übertreibung wäre. Auch die beſten 
Dinge können mißbraucht werden; ſoll man darum das Gute 
überhaupt meiden? Soll man Beſchränktheit und Anwiſſenheit 
verlangen, weil ein freier Geiſt und Wiſſen mißbraucht werden 
können? 


Dreiundzwanzigſter Einwand. 


Ein Krieg mit den Nachbarn iſt für jeden Staat nützlich, 
wenn er nur nicht zu koſtſpielig iſt, nicht zu lange währt und nicht 
zu nachteilig ausfällt. Dadurch verhütet man Bürgerkriege und 
lenkt die unruhigen Geiſter ab, die Verſchwender, die ſich zu⸗ 
grunde gerichtet haben und die ſonſt, um ihre Lage zu verbeſſern, 
Aufruhr im Lande ſäen und Parteiungen im Staat anzetteln 
würden. Von zwei Übeln muß man ſtets das kleinere wählen, 
und wer weiß, ob Bürgerkriege nicht viel verhängnisvoller und 
verderblicher für den Staat ſind, als äußere Kriege? 


Antwort. 


1. Die unruhigen Geiſter ſind nicht die einzigen, die im 
Kriege umkommen. Es fallen auch mindeſtens ebenſo viel ver⸗ 
ſtändige und tugendhafte Leute, die ihrem Vaterlande im Frie⸗ 
den große Dienſte geleiſtet hätten, und viele Bewohner der Grenz⸗ 
gebiete und der belagerten Städte. 

2. Beim jetzigen Syſtem des Krieges iſt es offenkundig, daß 
äußere Kriege oft Aufſtände und Bürgerkriege erleichtern oder 
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hervorrufen. Man ſieht Beiſpiele dafür in Ungarn, Polen, 
Italien, Frankreich, Spanien, ja, überall und zu allen Zeiten, 
wo Menſchen gegen Menſchen in äußeren Kriegen die Waffen 
erheben. 

3. Wer kann hoffen, einem äußeren Kriege Schranken zu 
ziehen, ſowohl hinſichtlich der Dauer wie der Koſten oder des 
Ausganges? 

4. Wie wir gezeigt haben, ſind im Syſtem des Völkerbundes 
weder äußere noch innere Kriege zu fürchten. Somit iſt der Bund 
ein unfehlbares Mittel gegen die Bürgerkriege. Der äußere 
Krieg aber iſt nicht nur kein Ablenkungsmittel für innere Kriege, 
ſondern ihre einzige Urſache. 


Vie rundzwanzigſter Einwand. 


Die Neigung zur Zwietracht, die im Menſchen liegt, genügt, 
um den Bund eines Tages zu zerſtören. 


Antwort. 


1. Zerfiele der Bund nach 500 Jahren, ſo hätte Europa doch 
einen ſehr langen Frieden und ein großes, langes Glück genoſſen. 

2. Unjere Staaten erhalten ſich trotz der Eiferſucht und des 
Haſſes unter den einzelnen Bürgern. Denn ein Bürger, der mit 
einem anderen hadert, will darum doch den Bund mit anderen. 
Kein Menſch will als Todfeind aller übrigen leben; ſeine Bedürf⸗ 
niſſe führen ihn zur Geſellſchaft mit anderen. 

3. Iſt der Bund einmal begründet, ſind die Strafen für die 
Friedensſtörer einmal feſtgeſetzt, ſo hält die Furcht allein die im 
Zaum, die ſo töricht ſind, die Vorteile der Geſellſchaft nicht zu 
erkennen. Weiſe Herrſcher dagegen werden ſtets fürchten, die 
Segnungen des Bundes zu verlieren. Je weiſer ſie ſind, deſto 
mehr werden ſie erkennen, daß dieſe Segnungen größer ſind, 
als ſie ſcheinen. 

4. Das Zeugnis der Geſchichte wird unſeren Enkeln zeigen, 
wieviel unglücklicher wir waren, als ſie ſind. Der bloße Vergleich 
der Lage, in der ſich die künftigen Herrſcher befinden werden, 
mit der Lage ihrer Vorfahren wird ihnen den Unterſchied zwi⸗ 
ſchen dem Zuſtand der Zwietracht und der Geſellſchaft klarmach en. 

5. Das führt mich dahin, daß die Geſchichtskenntnis für die 
Erziehung der künftigen Herrſcher weſentlich iſt. Sie ſollen 
wiſſen, welches Unglück Verſchwörungen, innere und äußere 
Kriege über die Herrſcher gebracht haben. Man muß die beſten 
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Schriftſteller heranziehen, um dieſen Gedanken ins Volk und auf 
die Bühne zu bringen, beſonders aber die künftigen Herrſcher 
damit vertraut machen. 

5. Wenn in Aſien und Afrika noch Völker im Kriegszuſtand 
leben, ſo wird ihr Elend, ihre Barbarei ein ſtändiges Bild von 
den Folgen des Krieges geben. 

6. Um die künftigen Herrſcher von der Nützlichkeit der euro⸗ 
päiſchen Geſellſchaft zu überzeugen, brauchen die jeweilig Regie⸗ 
renden nur eine Aufſtellung ihrer Einkünfte und Schulden, der 
Zahl und Einwohner ihrer Städte, der Einkünfte ihrer Unter⸗ 
tanen uſw. nach der Stadt des Friedens zu ſenden. Dann wird 
man am Schluß jedes Jahrhunderts klar erkennen, welche Vor⸗ 
teile der Bund geboten hat, und folglich auch, welche man ſich von 
ſeinem Fortbeſtehen verſprechen kann. N 


Fünfundzwanzigſter Einwand. 


Ein jahrhundertelanger Friede wird alle Begriffe vom Elend 
des Krieges derart auslöſchen, daß alles, was man davon erzählt, 
keinen Eindruckmehr machen wird. Man wird an die Satzungen des 
Friedens derart gewöhnt ſein, daß man weder ihre Menge und 
Größe achtet, noch die Quelle, der ſie entfließen, nämlich den 
Völkerbund. Somit wird es nicht zu verwundern ſein, wenn der 
Wahnwitz des Ehrgeizes die meiſten Gemüter erfaßt. 


Antwort. 


Dieſer Einwand iſt ernſt zu nehmen, denn er fußt auf der 
natürlichen Trägheit, die eine Folge der Gewohnheit iſt. Aber 
die Mittel dagegen habe ich bereits in der letzten Antwort an⸗ 
gegeben. Man laſſe alle zehn Jahre eine genaue Aufſtellung 
des Nützlichen machen, was unter jeder Regierung geſchehen iſt, 
wie Geſetze, Einrichtungen, Kanäle, Häfen, Bauten, Schulden⸗ 
tilgung uſw., und ſetze dagegen die Lage der europäiſchen Mächte, 
ihre Einkünfte und Schulden vor Begründung des Bundes. 


Sechsundzwanzigſter Einwand. 


Einer meiner Freunde wünſcht, daß man die Türken aus 
Europa vertreibe, bevor man mit ihnen einen Handelsvertrag 
ſchließt und ſie in den Bund aufnimmt. Er ſchlägt alſo vor, die 
Länder der Tataren und die der ihnen tributpflichtigen Koſaken 
am Schwarzen Meer den Polen zu geben, dem Kaiſer die übri⸗ 
gen Länder am Schwarzen Meer bis nach Konſtantinopel und 
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den Dardanellen, den Venezianern ganz Griechenland nebſt den 
griechiſchen Inſeln und Kreta, ſowie Rhodos dem Malteſer⸗ 
orden zurückzuerſtatten). 


Antwort. 


1. Dieſer einzige Punkt iſt vielleicht ſchwerer ausführbar, 
als der ganze Völkerbund. Auch ſcheint er für deſſen Sicherheit 
nicht unum gänglich. . 

2. Ich bezweifle, daß die Mehrzahl der europäiſchen Herrſcher 
lieber ſo große Anſtrengungen zugunſten der Polen, des Hauſes 
Oſterreich, Venedigs und des Malteſerordens machen wird, als 
die Türkei mit ihrem jetzigen Beſitztum in den europäiſchen Bund 
aufzunehmen. 

3. Sollte der Bund an eine ſolche Eroberung gehen, ſo 
wäre es recht und billig, daß die Herrſcher, die einen Gebiets⸗ 
zuwachs erhalten, den übrigen Staaten eine Rente zahlen, bis 
deren Beitragskoſten getilgt ſind. 


Siebenundzwanzigſter Einwand. 


Die mächtigſten Herrſcher würden ſich mit Recht beklagen, 
daß ſie im Bundesrat nicht mehr Stimmen haben, als die weni⸗ 
ger mächtigen. 

Antwort. 


Entweder dürfen alle nur eine Stimme haben, oder die 
Stimmen müſſen im Verhältnis zum Bundesbeitrag ſtehen; 
ſonſt hätten die mittleren Mächte ebenſoviel Stimmen wie die 
mächtigſten, was ebenſo unzuträglich wäre, oder die kleinſten 
ebenſoviel Stimmen wie die mittleren, was gleichfalls unzu⸗ 
träglich wäre. Hätten aber die mächtigſten ſo viel Stimmen, wie 
ihr Beitrag beträgt, ſo wären ſie Herren jedes Beſchluſſes, und 
dann hätten die Schwächeren keine hinreichende Sich erheit 
mehr. Vernichtet man aber die hinreichende Sicherheit, ſo fällt der 
ganze Bund zuſammen. 


Achtundzwanzigſter Einw and. 


Die Denkweiſe der Herrſcher und Miniſter iſt eine ganz and ere, 
als die dieſer Schrift. Das wird ſtets ein großes Hindernis ſein. 

2) Der Malteſerorden hatte ſich auf Rhodos bis 1522 ruhmvoll 
gegen die osmaniſche Abermacht behauptet. — Für die Türkenfrage vgl. 
auch S. 87, 154 f. und 169 f. und dagegen 185. (Der Überſ.) 
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Antwort. 


Ich geſtehe, daß es ſo iſt, aber dies Hindernis läßt ſich über⸗ 
winden, wenn man dauernd davon ſpricht und ſprechen hört. 
In jedem Kriege wird davon die Rede fein, ſomit wird ſich die 
Offentlichkeit an ſolche Gedanken gewöhnen. 


Neunundzwanzigſter Einwand. 


N Die Berufseiferſucht wird alle Miniſter erfaſſen. Niemand 
will einem anderen eine Art von Beſſerwiſſen in Dingen des 
eigenen Berufes zugeſtehen. 


Antwort. 


Dieſer Nachteil beſteht, aber man kann hoffen, daß der 
Widerſpruchsgeiſt in Verbindung mit meinen Gründen genug 
Anhänger wirbt, um dieſer Zenſur zu trotzen. Auch ſtammt der 
Plan nicht von mir, ſondern von Heinrich IV. 


Dreißigſter Einwand. 


Auch wenn dieſer Plan bekannt wird, wenn er in allen 
lebenden Sprachen gedruckt, in allen Städten Europas verbreitet 
wird, ſo werden ihn nur die Freiſtaaten, die ſchwächeren Herr⸗ 
ſcher und von den mächtigen nur die friedliebenden billigen, die 
anderen aber werden ihn nicht mal leſen, geſchweige denn gründ⸗ 
lich darüber unterrichtet werden. Die Herrſcher ſtehen, was die 
Glücksgüter betrifft, hoch über den Privatleuten, aber was die 
Wahrheit angeht, zeigt die Erfahrung, daß die Privatleute vor 
den Herrſchern den Vorzug haben. Privatleute haben ihres⸗ 
gleichen, ja, höher Geſtellte, ſomit den Vorteil, daß ihren Mei⸗ 
nungen in unzähligen Dingen und mit voller Freiheit wider⸗ 
ſprochen wird. Aus dem Widerſpruch pflegt die Wahrheit zu 
entſpringen; niemand aber darf ſeinem Herrſcher widerſprechen. 
Die Wahrheit mag ſich noch ſo bemühen, bis zum Throne zu 
dringen, man verſperrt ihr den Weg, und den Lichtbringern 
kommen ihre Verſuche meiſt ſo teuer zu ſtehen, daß ſich faſt alle da⸗ 
durch abſchrecken laſſen. 


Antwort. 


Wie in dem Einwand ſelbſt zugegeben wird, gibt es mäch⸗ 
tige Herrſcher, die gerecht, weiſe und friedliebend ſind, und eine 
Anzahl ſchwächerer ſowie mehrere Freiſtaaten oder halbrepubli⸗ 
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kaniſche Mächte von der gleichen Geſinnung. Sie alle ſind den 
übrigen Herrſchern, wo nicht überlegen, ſo doch gleich, und ſie 
alle haben ein Intereſſe daran, daß der Plan von denen geprüft 
wird, deren Miniſter ihn ihnen vorenthalten. Somit finden auch 
ſie Widerſpruch genug, um die Wahrheit zu hören, noch dazu eine 
Wahrheit, die ihnen ſo nützlich iſt. 


Einunddreißigſter Einwand. 


Auf ſeiten des Kriegsſyſtems ſtehen viel ſtärkere Leiden⸗ 
ſchaften als auf ſeiten des Friedensſyſtems. 


Antwort. 


1. Die ſchwächeren Herrſcher haben viel mehr Furcht als 
Hoffnung, und die Furcht iſt eine ſehr ſtarke Leidenſchaft. 

2. Selbſt mächtige Freiſtaaten hegen viel mehr Furcht, daß 
ihr Handel vernichtet oder geſtört wird, als Hoffnung auf Er⸗ 
oberungen. 

3. Auch mächtige Herrſcher, die durch Alter, Weisheit oder 
Gemütsart friedliebend ſind oder geworden ſind, haben mehr 
Furcht vor den Sorgen und Beſchwerden des Krieges als Freude 
an Eroberungen. 

4. Manchen liegt die Ausführung ſchöner Pläne am Herzen, 
die ſich aber nur in einem langen und tiefen Frieden ausführen 
laſſen; ſie wünſchen alſo den Frieden mehr herbei als den Krieg. 
Man kann ſomit ſagen, daß auf ſeiten des Friedens mehr Leiden⸗ 
ſchaften und ſtärkere ſtehen, als auf ſeiten des Krieges. 


Zweiunddreißigſter Einwand. 


Das Geld, das der Offizier und Soldat koſtet, fließt den 
Kaufleuten, Marketendern und Munitionsfabriken zu, iſt alſo 
nicht verloren. Die Kriegskoſten ſind alſo nicht ſo hoch. 


Antwort. 


Ein Herrſcher, der zehn Jahre lang 300 000 Menſchen damit 
beſchäftigt, Seen auszugraben, um ſie dann wieder zuzuſchütten, 
Berge aufzuſchütten, um ſie wieder einzuebnen, hätte alſo keine 
Koſten, denn das Geld, das er dafür ausgäbe, käme den Marke⸗ 
tendern und Kaufleuten zugute. Das Geld bleibt freilich im 
Lande, aber die Koſten ſind darum nicht geringer. Es iſt eine 
Ausgabe von 100 Millionen, die dem Staate nichts einbringt, 


ſondern ihn zerrüttet. 300 000 Menſchen tun etwas Unnützes. 
Im Handel verwendet, würden ſie ſo viel verdienen, daß ihre 
Koſten ſich bezahlt machen. 


Dreiunddreißigſter Einwand. 


Angenommen, der Völkerbund beſtände ſeit 150 Jahren, 
der Zar als chriſtlicher Herrſcher ſei Mitglied und der türkiſche 
Großherr Verbündeter, während die Tatarenfürſten mitein⸗ 
ander oder mit den Chineſen, die Araber mit den Perſern, oder 
die Perſer mit dem Großmogul noch Kriege führten. Kann es 
dann nicht geſchehen, daß einer dieſer Herrſcher oder Könige 
durch große Tapferkeit alle ſeine Nachbarn unterjocht hat und dann 
mit ſeinen krieggewohnten Heeren plötzlich den Zaren und den 
Sultan überfällt. Da er keine Kriegszucht, keine krieggewohn⸗ 
ten europäiſchen Truppen mehr fände, könnte er ſich wie ein 
wütender Bergſtrom über ganz Europa ergießen und es ebenſo 
leicht erobern, wie die Goten und Vandalen die ſchönſten Pro⸗ 
vinzen des Römiſchen Reiches eroberten. Der Völkerbund würde 
zwar alle ſeine Mitglieder vor Kriegen gegeneinander behüten, 
aber er könnte ſie nicht vor den Einfällen eines tatariſchen, chine⸗ 
ſiſchen, arabiſchen oder perſiſchen Eroberers ſchützen. Wohl wäre 
eine hinreichende Sicherheit gegen den Ehrgeiz der Bundes⸗ 
mitglieder vorhanden, aber nicht für den Bund ſelbſt, wofern die 
Nachbarn Rußlands und der Türkei nicht eines Tages ſelbſt dem 
Völkerbund beiträten, was bei der ungeheuren Entfernung un⸗ 
möglich iſt. Somit iſt der Völkerbund nicht hinreichend geſichert, 
denn er kann ja geſtört werden, oder um ihn zu ſichern, müßte 
man ganz Aſien einbegreifen, und dann wäre er wegen ſeiner 
Größe unbrauchbar. 


Antwort. 


Dieſer Einwand klingt ſehr beſtechend. Ich habe auch eine 
Weile geſchwankt, ob ich die Herrſcher von Aſien und Afrika 
nicht in den Völkerbund einbeziehen ſollte, aber ſchließlich bin 
ich zu folgendem Ausweg gekommen, um dem Völkerbund Feſtig⸗ 
keit zu verleihen. 

1. Man könnte den Herrſchern Aſiens einen entſprechenden 
Bund mit dem Sitz in einer freien Stadt zwiſchen dem Kaſpiſchen 
Meer und den chineſiſchen Gebirgen, etwa in Samarkand, vor⸗ 
ſchlagen. Darin hätten der Zar, Perſien, der Großmogul, China, 
Arabien, Siam und Kochinchina je eine Stimme, die Tataren- 
fürſten drei, die übrigen Herrſcher des Feſtlandes und der Inſeln 
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gleichfalls drei, die Türkei wegen ihrer aſiatiſchen Beſitzungen 
eine, Holland, Frankreich, Spanien, England und Portugal 
wegen ihres Handels und ihrer Kolonien je eine Stimme. Dieſer 
aſiatiſche Völkerbund hätte die Erhaltung des Friedens unter 
feinen Mitgliedern wie dem europäiſchen Bund gegenüber zum 
Zweck. Er wäre leichter zu bilden als dieſer. 

2. Käme er jedoch nicht zuſtande, ſo wäre es m. E. leicht, 
Rußland gegen die Tataren und Chineſen und die Türkei gegen 
die Perſer und Araber zu ſichern. Der Bund kann zwei Heere 
an dieſen Grenzen halten und dort Kolonien verſchiedener euro⸗ 
päiſcher Völker anlegen. Dieſe Heere müßten den angrenzenden 
aſiatiſchen Mächten um ein Drittel überlegen fein, und damit 
die Heere der aſiatiſchen Truppen nicht kriegeriſcher werden, als 
die des Bundes, müßte deſſen Feldherr allen, die Krieg zu führen 
beabſichtigen, ſeine Vermittlung anbieten, und wenn ſie dieſe 
ausſchlagen, gegen fie zu Felde ziehen. Damit wäre die Über⸗ 
legenheit der Zahl und die gleiche Kriegsgewohnheit erreicht, 
und der europäiſche Bund hätte hinreichende Sicherheit 
gegen die Einfälle aſiatiſcher Herrſcher. 

Aber, hat man mir eingewandt, kann ſich der Bundesfeld⸗ 
herr ſelbſt nicht gegen den Bund empören? Kann er ſich nicht 
zu dieſem Werk mit einem aſiatiſchen Fürſten verbünden? Da⸗ 
gegen erwidere ich: 

1. Der Bundesfeldherr hat keine Macht über die Truppen 
der Verbündeten, da er keinen Offizier ernennen, nicht einmal 
den Schatzmeiſter und Intendanten abſetzen kann. Er kann nichts 
von Belang unternehmen, ohne die beiden Bundeskommiſſare 
zu befragen, die ſeine Stellvertreter ſind. 

2. Er ſelbſt ſtammt gewöhnlich aus dem Bundesgebiet oder 
aus einer Republik, kann alſo keinem der Bundeskontingente 
trauen, und ſie wieder betrachten ihn als Fremden und erhalten 
Ehren und Würden nur von ihrer eigenen Regierung. Sie 
werden ſich alſo nicht durch eitle Hoffnungen verleiten laſſen. 

3. Er müßte mehr als die Hälfte der Bundesgenerale ge⸗ 
winnen, was unmöglich iſt. Auch die Generale haben nur be⸗ 
ſchränkte Macht über ihre Truppen, da ſie keinen Offizier er⸗ 
nennen dürfen und die Neuwahl der Offiziere durch ihre Kame⸗ 
raden mit Dreiviertelmehrheit ſtattfindet. 

4. Der Sold wird nur monatlich überſandt. Wird er geſperrt, 
ſo iſt das Heer bald auseinandergelaufen. 

5. Der Bund wählt zu ſeinem Feldherrn einen verſtändigen 
Mann, dem ein ſo unſinniger und vermeſſener Plan nie in den 
Sinn kommen wird. 


Vierunddreißigſter Einwand. 
Der Wohlſtand verleitet das Volk zu Aufſtänden. 


Antwort. 


Ich weiß, daß man in mehreren Staaten ſo denkt und dies 
als Vorwand benutzt, um dem Volk große Steuern aufzubürden. 
Dagegen iſt zu ſagen: 

1. Faſt nie erregen diejenigen Aufſtände, die etwas zu ver⸗ 
lieren haben. Es ſind vielmehr Abenteurer und Habenichtſe oder 
Leute, die ihre Habe in ruhigen Zeiten durchgebracht haben und 
in der Verwirrung ihre Lage zu verbeſſern hoffen, kurz, Leute, 
die ihre jetzige Lage unerträglich finden und darum nach Am⸗ 
wälzungen trachten. - 

2. Alle Aufrührer der Nachbarſtaaten müßten ſich das Wort 
gegeben haben, ſich zugleich zu empören, ſonſt haben die Bundes⸗ 
truppen den Aufſtand bald unterdrückt und die Friedensſtörer 
zerſprengt. 

3. Jeder Aufſtand bedarf begabter Führer. Wer aber, dem 
es gut geht, wird ſein Vermögen und ſein Leben an etwas 
wagen, das keinen dauernden Erfolg haben kann? 

4. Wohlſtand iſt weit mehr geeignet, den Mut zu erſchlaffen, 
als ihn in Gefahren zu treiben. 

5. Aufſtände find zu fürchten, wenn die Völker in Armut 
und Elend leben, nicht wenn ſie durch Wohlleben erſchlafft ſind. 
Im Syſtem des Krieges iſt alſo mehr mit Aufruhr zu rechnen, 
als im Syſtem des Friedens. 


Fünfunddreißigſter Einwand. 


Im Syſtem des europäiſchen Bundes wird die Macht 
der Herrſcher über ihre Untertanen erheblich zunehmen. Damit 
entfällt aber auch eine Schutzwehr gegen die Tyrannei, denn ſie 
brauchen keine Aufſtände und Bürgerkriege mehr zu fürchten. 
Sie gewinnen alſo durch den Bund, ihre Untertanen aber ver⸗ 
lieren. 

Antwort. 


1. Die Tyrannei iſt allerdings eine Krankheit, der jede 
Monarchie ausgeſetzt iſt, und die Herrſcher fürchten ſich vor Auf⸗ 
ſtänden. Die Tyrannei iſt aber im Syſtem des Krieges nicht 
minder zu fürchten, als im Friedensſyſtem. Denn verlaſſen ſich 
die Tyrannen hier auf den Schutz des Völkerbundes, ſo verlaſſen 
ſie ſich dort auf die Zahl ihrer Truppen. 
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2. Wenn die Untertanen kein anderes Mittel gegen Tyrannei 
haben als Aufruhr und Bürgerkriege, ſo iſt das Mittel zweifellos 
weit ſchlimmer als das Übel ſelbſt. Nimmt man ihnen ein ſolches 
Mittel, ſo nimmt man ihnen nichts, ja man gibt ihnen ſehr viel, 
indem man ihnen die Ausſicht auf ein ſolches Mittel für immer 
nimmt. In dieſer Hinſicht iſt das Syſtem des Friedens für die 
Völker alſo weit günftiger als das Syſtem des Krieges. 


3. Werden die Bewohner eines Landes mit Abgaben und 
Steuern bedrückt, ſo wird die Mehrzahl zweifellos nach und nach 
ins Ausland abwandern. Der große Aufſchwung des Handels 
würde dies erleichtern. Welch ungeheure Verluſte würde alſo 
ein Herrſcher durch tyranniſches Benehmen erleiden! Die übri⸗ 
gen Herrſcher würden ſich bemühen, durch beſſere Geſetze und 
Einrichtungen miteinander zu wetteifern und die Fremden in 
ihr Land zu ziehen; dieſer Wetteifer käme ſowohl ihnen wie ihren 
Antertanen zugute, während die Furcht vor der Auswanderung 
einen Zügel für tyranniſche Gelüſte bilden würde. In dieſer 
Hinſicht iſt die Tyrannei im Syſtem des Friedens alſo weniger 
zu fürchten als im Syſtem des Krieges. 

4. Auch die Steuerlaſt iſt im Syſtem des Friedens weit 
weniger zu fürchten, denn hier fällt für die Erhöhung der Steuern 
der Vorwand fort, ſie würden für den Krieg oder die Tilgung 
von Kriegsſchulden gebraucht. Die Steuern, die ein Tyrann 
im Syſtem des Friedens erhebt, können nie ſo hoch werden, 
wie die Steuern, die ein guter und gerechter Herrſcher im Sy⸗ 
ſtem des Krieges auferlegen muß. Weder der Binnen- noch der 
Außenhandel wird je unterbrochen; aus ihm aber fließt die Hälfte 
der Staatseinnahmen. Die Steuern werden alſo weit weniger 
drückend ſein, und man wird ſie doppelt ſo leicht bezahlen, wie 
unter einer guten Regierung im Syſtem des Krieges. 


5. Außer der Bedrückung mit Steuern kann die Tyrannei 
ſich noch in Grauſamkeiten gegen einzelne Bürger äußern, und 
zwar in beiden Syſtemen gleichermaßen. Im Syſtem des Krie⸗ 
ges kommen aber noch viele andere Trübſale dazu, nämlich die 
Grauſamkeiten und Gewalttaten, die zu Lande und zu Waſſer von 
den Kriegführenden verübt werden. Hier gibt es im Adel wie 
im Volke bei weitem mehr Tote, und viel mehr Familien werden 
im beſtregierten Staat des Kriegsſyſtems unglücklich, als unter 
der tyranniſchſten Regierung des Friedensſyſtems. Ganz aus⸗ 
geſchloſſen ſind auch unter der ſchlimmſten Regierung des Frie⸗ 
densſyſtems das Ausfouragieren der Grenzgebiete, die Plün⸗ 
derungen und Brandſchatzungen ganzer Städte und Dörfer. 


6. Die Tyrannei iſt eine vorübergehende Krankheit. Die 
Tyrannen ſterben, und nicht alle bleiben Tyrannen. Auguftus 
hörte auf, es zu ſein, Nero wurde es erſt im Laufe ſeiner Regie⸗ 
rung. In ein und derſelben Monarchie iſt bei weitem noch nicht 
ein Viertel der Herrſcher Tyrannen, und ſelbſt wenn ihre Zahl 
im Syſtem des Friedens zunähme, ſo wäre doch die Tyrannei 
in dieſem Syſtem unendlich vorzuziehen. 

7. Es iſt klar, daß im Syſtem des Friedens die Sitten ſanfter 
ſein würden, die Religion mehr Gehör fände, das Laſter mehr 
ge haßt und verabſcheut, die Tugend mehr geehrt und befolgt 
würde. Die allgemeine Sittlichkeit würde auch die Herrſcher 
beeinfluſſen und ſie gerechter und menſchlicher machen. 

8. Sieht man genau zu, jo entſpringt die Graufamleit der 
Tyrannen aus der Furcht vor Leuten, die ſie verfolgen oder 
denen ſie Unrecht zugefügt haben. Im Syſtem des Friedens iſt 
der Herrſcher eines mächtigen Schutzes ſicher: braucht er da irgend⸗ 
einen feiner Untertanen zu fürchten? Mit den Arſachen der 
Grauſamkeit wird alſo auch die Grauſamkeit aufhören. 

9. Kurz, die unglücklichſten Geſchlechter desſelben Volkes 
werden in den tyranniſchſten Zeiten des Friedensſyſtems immer 
noch viel glücklicher ſein, als ihre ſämtlichen Vorgänger im Syſtem 
des Krieges. Dagegen werden mehrere Geſchlechter hinter ein⸗ 
ander vollkommen glücklich ſein, was man von keinem anderen 
Syſteme wird ſagen können. 


Sechsunddreißigſter Einwand. 


Wenn der Völkerbund 30 oder 100 Jahre beſtanden hat, 
kann es geſchehen, daß die 23 Herrſcher dem Zaren oder einem 
anderen Mitglied ſeine Staaten ganz oder teilweiſe rauben 
wollen. Sie haben zwar kein Recht dazu, wenn er nicht in die 
Acht erklärt iſt, und dies kann er nicht, ſolange er den Bundes⸗ 
vorſchriften genügt, aber ſie haben die Macht, denn 23 ſind ſtärker 
als einer. Welche Sicherheit hat er, daß ſie ſich nicht alle gegen 
ihn zuſammentun? 


Antwort. 


1. Solange die 23 Herrſcher nicht alle von Sinnen ſind, wer⸗ 
den ſie die Grundlage des Bundes nicht umſtoßen. Wenn ſie den 
vierundzwanzigſten feiner Staaten berauben, wer von ihnen 
iſt dann ſicher, daß er in 10 Jahren nicht auf dieſelbe Weiſe und 
unter den gleichen Vorwänden beraubt wird? Weshalb aber iſt 
er dem Bunde beigetreten, wenn nicht, um die Sicherheit zu 
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haben, daß weder er, noch feine Nachfolger unter irgendeinem 
Vorwand beraubt werden können? 

2. Welchen Grund könnten die 23 Herrſcher haben, dem 
Zaren ſein Reich oder einen Teil davon zu rauben? Um es 
einem von ihnen zu geben? Weshalb ſollten ſie dieſen einen ſich 
ſelbſt vorziehen? Oder um es unter ſich zu teilen? Aber wie? 
Zu gleichen Teilen? Dann würden ſich die Stärkſten widerſetzen. 
Oder nach Maßgabe ihres Bundesbeitrages? Würden ſich dem 
die Schwächſten nicht widerſetzen? Und wie ſoll en ſie ſich über 
die Abſchätzung, ſei es zu gleichen Teilen, ſei es im Verhältnis 
des Bundesbeitrages einigen? Lauter Unmöglichkeiten! 

3. Auch die deutſchen Reichsfürſten mußten die gleiche Furcht 
hegen, als ſie ihren Bund gründeten, und doch ſind ſie darüber 
hinausgekommen, da ſie ihnen unbegründet erſchien. Tatſächlich 
ſehen wir ſeit den 700 Jahren, die das Reich beſteht, daß keine 
Stadt und kein Land einem Mitglied geraubt wurden, wenn es 
nicht wegen Auflehnung in die Reichsacht erklärt wurde. Das 
eigene Intereſſe hielt die deutſchen Fürſten davon zurück, die 
Hand zu derartigen Beraubungen zu reichen, obwohl es an Vor⸗ 
wänden dazu nicht fehlte, insbeſondere zur Zeit der Religions⸗ 
kriege, die ſoviel Haß erregen und das Volk jo tief aufwühlen. 

4. Die Freiſtaaten oder Staaten mit halbrepublikaniſcher 
Staatsform bilden ein Drittel Europas. Glaubt man, daß dieſe 
Völker je dafür zu haben ſind, die Grundlagen einer Geſellſchaft 
zu zerſtören, die die Hauptgewähr für den Beſtand ihrer Staaten 
und die Fortdauer ihres Handels bildet? 

Wie man alſo die Sache auch wenden möge, der Einwand 
fällt bei genauer Prüfung in ſich ſelbſt zuſammen. 


Siebenunddreißigſter Einwand. 


. Der Bund der deutſchen Fürſten bezweckt nicht ſowohl die 
Beilegung ihrer Streitigkeiten ohne Krieg, als die Selbſtbehaup⸗ 
tung gegenüber den Kaiſern. Er iſt nur allmählich entſtanden, 
und aus der Geſchichte ergibt ſich nicht, daß je ein Plan dieſes 
Bundes beſtanden hat. 


Antwort. 


1: Ich gebe zu, daß der deutſche Bund erſt nach und nach 
entſtanden iſt, durch allmählichen Beitritt der einzelnen Fürſten. 
Was aber verlange ich anders vom Völkerbund, als daß ein 
oder der andere Herrſcher ihn für höchſt vorteilhaft hält und nach 
und nach andere zum Beitritt bewegt, nur vielleicht ſchneller, 
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als die deutſche Reichsverfaſſung zuſtande gekommen iſt. Denn 
alle Vorteile liegen klar zutage; ein gedrucktes Werk macht den 
Plan aller Welt leichter zugänglich; die Geiſter ſind aufgeklärter, 
und wir haben ſchließlich Vorbilder. 

2. Iſt der deutſche Bund auch beſonders gegen die Über- 
griffe der Kaiſer begründet worden, ſo hatte man doch nicht 
weniger auch die Schlichtung der Streitigkeiten ohne Krieg im 
Sinne, denn dieſe Form beſteht noch. Wie ſollten ſie ſich auch 
umſonſt, ohne dauernde Bedrohung durch eine Übermacht, für 
immer vereinigt haben, ohne die notwendigen Mittel zur dauern⸗ 
den Erhaltung ihres Bundes zu vereinbaren? Zu dieſen aber 
gehört auch die Beilegung ihrer Streitigkeiten ohne Krieg. Ja, 
daß dies ihr Hauptzweck war, zeigt, daß der Bund zur Zeit der 
größten Schwäche des Kaiſertums begründet wurde, als das 
Reich aus einer erblichen Monarchie zum Wahlreich wurde und 
die Nachbarn Deutſchlands bei weitem nicht ſo zu fürchten waren 
wie heute. Hätten fie ſchließlich ihren Bund hauptſächlich des⸗ 
wegen begründet, um ſich gegen die Übergriffe der Kaiſer zu 
ſchützen, ſo hätten ſie niemals mächtige Fürſten aus ihrer Mitte 
zu Kaiſern gewählt, wie das in der älteren Zeit häufig vorkam. 

3. Einen Bund ohne Vertrag zu begründen, einen Vertrag 
ohne beſtimmte Artikel zu ſchließen, über die man übereinkommt, 
iſt ein Unding. Die Geſchichte braucht nichts von einem ſolchen 
Vertrage zu melden, trotzdem kann man annehmen, daß einer 
oder mehrere beſtanden haben. Sehen wir doch, daß die Ein⸗ 
richtung noch beſteht, ſomit muß ſie einen Anfang gehabt haben, 
und das iſt nur möglich, wenn die Fürſten über mehrere Artikel 
übereingekommen find, das heißt einen Vertrag geſchloſſen haben. 
Ob ein mächtiger Fürſt wie Heinrich IV., ein minder mächtiger 
oder gar ein Privatmann ihn vorgeſchlagen hat, tut nichts zur 
Sache. Ich nenne ihn den deutſchen Weiſen oder den Solon 
Deutſchlands. Sicher iſt, daß er von einem erdacht wurde und 
nur allmählich zur Ausführung kam. 


Achtunddreißigſter Einwand. 


Zu welcher Zeit ſoll der deutſche Bund begründet worden 
ſein, um die Streitigkeiten zwiſchen den Reichsfürſten und den 
Untertanen verſchiedener Reichsfürſten ohne Krieg, ſei es auf 
den Reichstagen, ſei es in der Zwiſchenzeit durch das Reichs⸗ 
regiment, oder durch das Reichskammergericht zu ſchlichten, 
ohne daß jemand die Vollſtreckung dieſer Arteile ungeſtraft ver⸗ 
weigern darf? Der beſte Beweis, daß auch in Deutſchland dieſe 
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Streitigkeiten mit Gewalt geſchlichtet wurden, iſt, daß es in 
Deutſchland zu jeder Zeit Kriege gegeben hat. Der deutſche 
Solon exiſtiert alſo nicht. 


Antwort. 


1. Nicht alle dieſe Streitigkeiten ſind durch Waffengewalt 
entſchieden, ſondern eine große Zahl durch Reichstage und das 
Reichskammergericht. Hat ſich aber der Verurteilte ihrem Spruch 
zu beugen oder eine Strafe zu gewärtigen, wenn er ihm wider⸗ 
ſteht, und das ſteht außer Zweifel, ſo iſt eine Vereinbarung und 
ein Bund vorhanden, der den Richtern die Macht gibt, 
dieſe Streitigkeiten ohne Krieg beizulegen. In welchem Jahr 
das zuerſt geſchehen iſt, und zwiſchen wieviel Fürſten, oder welcher 
ihrer Untertanen zuerſt auf dieſen Gedanken kam, ſpielt hier 
keine Rolle. Genug, daß ein ſolcher Bund vorhanden und 
ſomit möglich iſt. 

2. Es iſt einerlei, ob zwiſchen den deutſchen Reichsfürſten bis⸗ 
weilen Kriege ſtattgefunden haben. Trotzdem wurde eine große 


Zahl von Streitigkeiten ohne Krieg und durch Schiedsſpruch 


geſchlichtet. Der Einwand beweiſt alſo nur, daß die alte Verein⸗ 
barung nicht immer beachtet wurde, weil einige Mitglieder 
unter dem Schutz fremder Mächte den Urteilen trotzen zu können 
glaubten und der Reichsacht zu entgehen hofften. Er beweiſt 
nur die Fehler, aber nicht das Fehlen des Geſellſchaftszuſtandes, 
der ja noch beſteht. Er beweiſt aber durchaus nicht, daß die Fehler 
unheilbar oder bei der Bildung einer ähnlichen Geſellſchaft unver⸗ 
meidlich ſeien. 

3. Trotz ihrer Mängel hat die deutſche Reichsverfaſſung eine 
Unmenge von Kriegen unter den Reichsſtänden erſpart und ſomit 
eine große Zahl ihrer Mitglieder vor der Vernichtung bewahrt, 
der ſie im Laufe von 600 Jahren ſonſt mehrfach verfallen wären. 

4. Wer immer in irgendwelcher Form den erſten Plan dieſes 
Bundes erdacht hat, verdient den Namen des deutſchen Solon. 
Solon hat Athen kein ſo nützliches Geſetz gegeben, wie dieſes für 
ganz Deutſchland war. Und doch haben ſeine Geſetze ihm den 
Beinamen des Weiſen eingebracht. Was tut es, ob wir den Namen 
dieſes weiſen Deutſchen kennen oder nicht; gelebt hat er doch. 
Ich hoffe aber, daß gerechte Leute Heinrich IV. den Namen 
eines europäiſchen Solon nicht verſagen we den, denn er iſt 
der erſte, der den Plan eines europäiſchen Bundes auf⸗ 
geſtellt hat. 
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Neununddreißigſter Einwand. 


Das Intereſſe der Herrſcher wird im ganzen Werk ſtärker 
vertreten als das Intereſſe der Völker. 


Antwort. 


Dieſe Intereſſen ſind allerdings verſchieden, aber nicht ent⸗ 
gegengeſetzt. Der Herrſcher will durch ſeine Untertanen glücklich 
werden, die Untertanen wollen es durch ihren Herrſcher. Somit 
vereinen ſich beider Intereſſen im wichtigſten Punkt des 
Bundes nämlich darin, daß die gemein ame Sicherheit und der 
gemeinſame Wohlſtand in dem Maße zunimmt, wie beide Teile 
miteinander zufrieden ſind. Jedermann weiß auch, wodurch 
ein Bund aufgelöſt wird, nämlich wenn der eine Teil dabei 
gewinnt, der andere aber zu verlieren fürchtet. Nichts hingegen 
kittet einen Bund feſter als der Gedanke, daß jeder für ſich 
zu ſchaffen glaubt, wenn er für die anderen ſchafft. 

Um einen Bürger tugendhaft zu machen, iſt nichts weiter 
nötig, als daß er ſein Benehmen gegen ſeine Nächſten ſo ein⸗ 
richtet, daß er ſtets ſein größtes eigenes Intereſſe im Auge hat. 
Dann wird er deutlich erkennen, wieviel vorteilhafter die Tugend, 
das heißt Gerechtigkeit und Güte, für ihn iſt, und wieviel mehr 
Glück fie ihm bringt als die Ungerechtigkeit. Ebenſo klar iſt es, 
daß man, um den beſten Fürſten auf Erden zu haben, nur zu 
wünſchen braucht, daß er ſo viel wie möglich auf ſeinen Vorteil 
bedacht, aber auch ſehr einſichtig iſt. Dann wird er klar erkennen, 
was ſeinem größten Vorteil entſpricht, nämlich ſeine Unteranen 
die Folgen ſeiner Gerechtigkeit, Güte und Klugheit ſpüren zu 
laſſen. 


Vierzigſter Einwand. 


Heinrich IV. wollte die europäiſche Geſellſchaft nicht wirklich 
begründen, ſondern unter dieſem ſchönen Vorwand einen Bund 
gegen das Haus Oſterreich zuſammenbringen und ſich ſelbſt 
durch deſſen Erniedrigung erheben. Wäre fen Plan gelungen, 
er hätte irgendeinen brauchbaren Vorwand gefunden, um ſich 
des europäiſchen Bundes, oder wie er es nannte, der chriſt⸗ 
lichen Republik zu entledigen. 


Antwort. 


1. Zum mindeſten hielt er die Vorteile, die jeder Herrſcher 


von dieſer Geſellſchaft haben könnte, für ſo groß, offenbar, ſicher 
und dauerhaft, daß dieſer Umſtand genügte, um fie zum Beitritt 
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einzuladen. Er glaubte alſo nicht, ihnen etwas vorzuſchlagen, 
was ſich nicht offenbar mit ihrem Vorteil vertrug. 

2. Auch die Herrſcher ſelbſt hielten den Vorſchlag für höchſt 
vorteilhaft, darunter auch ſolche, die von Eroberungen, die der 
Bund dem Haufe Öfterreich etwa abnahm, nichts gehabt hätten. 

3. Wie hätte Heinrich IV. den europäiſchen Bund be⸗ 
gründen und nach der Schwächung des Hauſes Oſterreich hoffen 
können, ohne dieſen Bund auszukommen! Hätte er doch ſelbſt 
gewußt, daß die anderen Bundesmitglieder ſich dann an Öfterreich 
wenden würden, um ihn zur Erfüllung ſeines Verſprechens zu 
zwingen, und daß er ihnen allen nicht gewachſen ſein würde! 
Sein Plan war alſo höchſt weiſe und durchaus ehrlich gemeint. 
Nur als politiſcher Schelmenſtreich gedacht, wäre er unſinnig 
geweſen. 


Der Same iſt alſo ausgeſät. Es iſt wahrſcheinlicher, daß er 
Wurzel ſchlagen und alle Früchte tragen wird, die wir von ihm 
erwarten dürfen, das heißt, daß der europäiſche Bund ſich 
eines Tages bilden wird, als daß er nie entſteht. Die Fortſchritte 
dieſer Schrift können ſehr langſam ſein, aber es können auch Er⸗ 
eigniſſe eintreten, die die europäiſche Geſellſchaft in anderthalb 
Jahren zur Wirklichkeit!) machen, beſonders wenn man meine 
Vorſchläge benutzt. 


1) Das heißt beim Abſchluß des Utrechter Friedens (1713). (Der 
Über].) 


— — —— 


11* 


Siebentes Hauptſtück. 


Mehrere Leſer dieſes Werkes haben geſagt, daß mein Plan 
an ſich ſehr ſchön und gut wäre, daß aber ſeine Ausführung in der 
Wirklichkeit unmöglich ſei. Dieſe Zweifler kann man allerdings 
nur durch die Ausführung beruhigen, aber bei derartigem Zweifel 
lie ße ſich überhaupt nichts in die Praxis umſetzen. Man muß alſo 
zur Ausführung ſchreiten, ſobald eine Sache wichtig iſt und man 
keine unüberſteiglichen Hinderniſſe erkennt. Auch bei dieſem 
Plane mußte ich zeigen, daß die Einzelheiten der Ausführung 
nichts Unmögliches bieten. Die folgenden „nützlichen Artikel“ 
genügen zur endgültigen Begründung des Bundes, ſie laſſen 
ſich leicht annehmen oder durch entſprechende andere erſetzen, 
und ſie ſind ſämtlich ausführbar. Geſchicktere Leute als ich werden 
zweifellos bequemere und beſſere angeben, aber der Leſer wird 
ungeduldig und möchte die Geſtalt einer ſo ſchönen Einrichtung 
wenigſtens in großen Umriſſen ſehen; er wird mir für dieſen 
Verſuch alſo nicht zürnen. 


Nützliche Artikel. 


1. Sicherung und Vorrechte der Friedensſtadt. 


Die Friedensſtadt wird mit neuen Befeſtigungen und 
Zitadellen umgeben und mit Lebensmitteln und Munition fo 
ausgeſtattet, daß ſie eine lange Belagerung aushalten kann. 

Die Bundesgeſandten und Reſidenten, die fünf Deputierten 
jeder Grenzkammer, vor allem aber die Offiziere der Beſatzung 
der Stadt ſollen möglichſt aus der Friedensſtadt oder ihrem Ge⸗ 
biet ſtammen oder dort wohnhaft und verheiratet fein; ebenſo 
ſollen die Soldaten möglichſt aus ihrem Gebiet ſtammen. Der 
Reſt darf nur aus den Republiken Europas genommen werden. 

Der Bund entſchädigt die niederländiſchen Generalſtaaten 
für den Ausfall ihrer Einnahmen aus der Herrſchaft Utrecht durch 
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Herabſetzung ihres Wehrbeitrages. Die Einwohner des Gebietes 
von Utrecht werden für den Verluſt ihrer niederländiſchen Staats⸗ 
zugehörigkeit entſchädigt, indem ihnen nicht nur ihre Geſetze, 
ihr Beſitz, ihre Religion und ihre Amter beſtätigt, ſondern noch 
weit vorteilhaftere und ehrenvollere Amter vom Bund über⸗ 
tragen werden, als da ſind: Geſandte und Reſidenten, Richter 
in den Bundeskammern, Konſuln, Schatzmeiſter uſw. Ihre 
Steuern werden auf die Hälfte ermäßigt. 


2. Bundesfeldherry. 


Führt der Bund Krieg gegen einen Herrſcher, ſo ernennt er 
mit Stimmenmehrheit einen Bundesfeldherrn. Dieſer darf nicht 
aus einem regierenden Hauſe ſein und kann jederzeit abberufen 
werden. Er führt den Oberbefehl über die Bundeskontingente, 
darf aber keinerlei Beförderungen vornehmen. Im Fall einer 
Gehorſamsverweigerung oder einer Pflichtverſäumnis irgend— 
eines Generals der Bundestruppen kann er ihn vor ein Kriegs⸗ 
gericht ſtellen. 

Falls das beſiegte Herrſcherhaus keinen männlichen Nach⸗ 
kommen hat, kann der Bund dem Bundesfeldherrn das ganze 
Gebiet, das er dem Feinde abnimmt, oder einen Teil davon als 
Fürſtentum geben. 


Erläuterung. 


Man hat mir vorgeworfen, ich gäbe dem Bundesfeldherrn 
ſehr wenig Autorität. Ich weiß wohl, je weniger Autorität er 
beſitzt, um ſo weniger iſt ſein Heer zu fürchten. Auch weiß ich, 
daß, je mehr Völker zuſammen kämpfen, um ſo weniger Eintracht 
vorhanden iſt, und folglich um ſo weniger Kraft. Aber dieſem 
Übelltand können die verbündeten Herrſcher leicht abhelfen, wenn 
jeder ein Drittel mehr Truppen ſtellt, ſo daß ſie ihr Heer dem 
Bundesfeind dreifach überlegen machen. Das können ſie ſehr 
wohl tun und doch geringere Anſtrengungen als der Feind machen. 
Drei Hauptgründe ſprechen dafür: 1. Je mehr Anſtrengungen 
ſie machen, um ſofort ein ſehr zahlreiches Heer aufzuſtellen, deſto 
raſcher wird der Krieg beendet, ſomit ſind die Koſten tatſächlich 
geringer. 2. Vor allem aber: je ſtärker das Bundesheer iſt, um ſo 
unzweifelhafter iſt der Ausgang des Krieges. 3. Da der Ausgang 
ganz gewiß iſt, iſt jeder ſicher, ſeine Kriegskoſten von dem Beſiegten 
zurückzuerhalten. Mit größerem Geldaufwand kann alſo der 


) Vgl. S. 155. 


166 Der Traktat vom ewigen Frieden 


Nachteil der geringen Autorität des Bundesfeldherrn wett⸗ 
gemacht werden, dagegen erkennt auch der Klügſte kein Mittel 
gegen die großen und verderblichen Nachteile, die der Bund durch 
eine zu große Autorität des Feldherrn erlitte, wenn dieſer die 
Offiziere ſelbſt ernennen darf. 


3. Bevollmächtigte, Vize bevollmächtigte und deren 
Vertreter. 


Jeder Herrſcher und jeder Staat entſendet zum Bundesrat 
einen ſtändigen Bevollmächtigten im Alter von mindeſtens 
40 Jahren und zwei Vizebevollmächtigte im gleichen Alter für den 
Fall ſeiner Abweſenheit oder Krankheit, ferner zwei Vertreter für 
die letzteren. Die Vizebevollmächtigten und deren Vertreter 
werden in ihren Bevollmächtigungsſchreiben als erſter und 
zweiter bezeichnet, um die Reihenfolge bei der Vertretung 
genau zu regeln. Bei der Ernennung dieſer Abgeordneten ſorgen 
die Herrſcher dafür, daß nur befähigte Männer ausgewählt 
werden, die mit den Staatsgeſchäften vertraut ſind, das öffent⸗ 
liche Recht und die Handelsfragen kennen und die Sprache des 
Bundesrats beherrſchen. Sie müſſen geſetzt, friedfertig und 
arbeitsfreudig und der Sache des Friedens ergeben ſein. Jeder 
Herrſcher kann ſie abberufen und durch andere erſetzen. Jeder 
Bevollmächtigte darf nur vier Jahre hintereinander ſein Amt 
ausüben. 

Sollte ein Bevollmächtigter Anſchauungen hegen, die dem 
Frieden und der Ruhe zuwiderlaufen, ſo kann der Bundesrat 
ihn mit Zweidrittelmehrheit der Stimmen ausſchließen und be⸗ 
wirken, daß der Bund ſeinen Herrſcher auffordert, einen anderen 
zu ſenden. 

Später darf niemand Bevollmächtigter werden, der nicht 
zwei Jahre Vizebevollmächtigter war, und niemand Vizebevoll⸗ 
mächtigter, der nicht zwei Jahre Vertreter war. Ebenſo darf 
ſpäter niemand Richter in einer Grenzkammer werden, der nicht 
zwei Jahre hintereinander in der Friedensſtadt gewohnt hat. 


4. Tätigkeit der Bevollmächtigten. 

Jeder Senator oder Bevollmächtigte übernimmt in wöchent⸗ 
lichem Wechſel den Vorſitz im Bundesrat und im Rat der 
Fünf, ſowie die Regierung der Friedensſtadt. 

Der Rat der Fünf beſteht aus fünf Senatoren (Bevollmäch⸗ 
tigten), die die täglichen, eiligen und wichtigen Geſchäfte erledigen, 
welche die Sicherheit der Bundesmitglieder und der Friedens⸗ 
ſtadt, die Loſung, die Verhaftbefehle uſw. betreffen. Der je⸗ 
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weilige Regent gibt die Loſung nur in ihrer Gegenwart; er darf 
nichts ohne ſchriftliche Zuſtimmung ihrer Zweidrittelmehrheit 
anordnen. 

Der Bevollmächtigte des Staates, der zuerſt dem Bund 
beigetreten iſt, führt zum erſtenmal den Vorſitz, und ſo fort in 
der Reihenfolge des Beitritts, ſo daß der erſte den Vorſitz erſt 
wieder übernimmt, wenn alle Mitglieder des Bundesrats ihn 
geführt haben. 

Tritt ein Herrſcher ſpäter dem Bunde bei, ſo kann ſein Ver⸗ 
treter erſt zwei Monate darauf den Vorſitz übernehmen, damit er 
Zeit hat, ſich mit den Bräuchen des Bundesrats und ſeinen Ob⸗ 
liegenheiten vertraut zu machen. 


5. Geſchäftsgang. 


Der Bundesrat berät nur über ſolche Vorlagen, die von 
drei Sena oren (Bevollmächtigten) als der Prüfung würdig be⸗ 
zeſchnet ſind. Alle Beratungen finden auf Grund gedruckter 
Vorlagen ſtatt, die der Schriftführer an alle Bevollmächtigten 
austeilt. Acht Tage nach der Verteilung beſchließt der Bundesrat 
mit Stimmenmehrheit, ob eine Prüfung ſtattfinden ſoll. Wird 
dies beſchloſſen, ſo übergibt der Schriftführer ſie dem Vorſitzenden 
des zuſtändigen Bureaus (ſ. unten). 

In dem betreffenden Bureau wird die Vorlage in der dort 
zu beſtimmenden Form geprüft. Der Vorſitzende des Bure aus 
übergibt dem Schriftführer des Bundesrats ein begründetes Gut⸗ 
achten des Bureaus. Dieſer läßt es drucken und an alle Senatoren 
verteilen. Der Tag der Beſchlußfaſſung wird vom Vorſitzenden 
des Bundesrats mit Stimmenmehrheit feſtgeſetzt, damit jeder 
ſeine Stimme gemäß der Wichtigkeit der Sache abgeben kann. 
Vor der Beſchlußfaſſung ſetzt jeder Senator ſeine Meinung unter 
die Vorlage und ſchickt ſie an den Schriftführer zurück. 

Am Tage der Beſchlußfaſſung verlieſt der Schriftführer 
alle gleichlautenden Entſcheidungen und ſtellt ihre Zahl feſt, und 
der Vorſitzende verkündet die Entſcheidung. Dieſe wird unter 
die Vorlage geſetzt und vom Vorſitzenden des Bundesrates, dem 
Rat der Fünf und dem Schriftführer unterzeichnet. Dann geht 
die Vorlage an das Sekretariat zurück. Alle Entſcheidungen wer⸗ 
den in Regiſter eingetragen, die gedruckt und alljährlich allen 
Bevollmächtigten zugeſtellt werden. Es iſt tunlichſt zu vermeiden, 
daß ein verurteilter Herrſcher namentlich genannt wird. Vielmehr 
wird nach dem Einzelfall ein allgemeines Geſetz ohne Namens⸗ 
nennung einer Partei erlaſſen, damit der betreffende Herrſcher 
das Geſetz aus freien Stücken befolgen kann. ü 
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Im erſten Bureau werden die Briefe der Geſandten und 
Reſidenten des Bundes bearbeitet und die Antworten nach Billi⸗ 
gung des Bundesrats ausgefertigt. Ferner werden die Nach⸗ 
folger der Geſandten, Refidenten und Beamten der Grenz⸗ 
kammern ſowie der Bundesräte ) ernannt. 

Im zweiten Bure au werden die Offiziere der Beſatzung 
ernannt und die Kriegsangelegenheiten, die Wahl des Bundes⸗ 
feldherrn und die Angelegenheiten der europäiſchen Grenztruppen 


bearbeitet. 


Im dritten Bure au werden die Finanzangelegenheiten 
bearbeitet, die Einnahmen und Ausgaben geprüft und die Finanz⸗ 
beamten ernannt. 

Im vierten Bureau werden die Vorlagen für die Rechts⸗ 
beſtimmungen bearbeitet, die den Bund überhaupt, die Friedens⸗ 
ſtadt und ihr Gebiet, ſowie die Geſetze für die Grenzkammern 
betreffen“). 2 

Außer dieſen dauernden Bureaus treten noch beſondere 
Bureaus von Fall zu Fall zuſammen, die die Streitigkeiten zwi⸗ 
ſchen den einzelnen Staaten zu ſchlichten haben. Ihre Mitglieder 
werden vom Senat mit Stimmenmehrheit ernannt. Sie erhalten 
eine Belohnung, wenn ihnen die Schlichtung eines Streites ge⸗ 
lingt. Mißlingt ſie, ſo teilt der Vorſitzende das Gutachten des 
Bureaus dem Schriftführer des Bundesrats mit, der gedruckte 
Abzüge davon an alle Senatoren verteilt, damit ſie nach Kennt⸗ 
nisnahme ihre Entſcheidung in der Bundesverſammlung ſchrift⸗ 
lich niederlegen können. Der Bundesrat erläßt ein Geſetz für 
alle ähnlichen Fälle, und erſt wenn der verurteilte Herrſcher ſich 
dieſem nicht fügt, fällt der Bundesvorſitzende ein namentliches 
Urteil über ihn. Dieſer Schiedsſpruch wird vorläufig mit Stim⸗ 
menmehrheit und nach ſechs Monaten endgültig mit Dreiviertel⸗ 
mehrheit gefällt; ſomit erfolgen in jedem Falle zwei Urteile). 

Zur Abgabe der Stimmen wird eine Friſt angeſetzt, und 
zwar ſo, daß auch die Bevollmächtigten der fernſtliegenden Staa⸗ 
ten die Weiſungen ihrer Herrſcher rechtzeitig erhalten können. 
Sit innerhalb dieſer Friſt ein Beſcheid nicht eingetroffen, ſo kann 
der Bundesrat mit Stimmenmehrheit eine neue Friſt anberau⸗ 

) Gemeint ſind die Mitglieder des Rats der Fünf. (Der Aberſ.) 

) Nach modernem Sprachgebrauch wären dieſe vier Bureaus als 
Miniſterium der auswärtigen Angelegenheiten, Kriegs⸗ und Finanz⸗ 
miniſterium und Miniſterium für öffentliches Recht zu bezeichnen. (Borner, 
S. 41 ff.) (Der Überf.) 

) Durch dies Verfahren wird alſo eine dauernde Berufungs⸗ 
inſtanz geſchaffen, die automatiſch in Wirkſamkeit tritt. (Der Überf.) 


Siebentes Hauptſtück 169 


men. Hiernach wird zum Urteil geſchritten, einerlei, ob der Be⸗ 
vollmächtigte, der ſeine Stimmenabgabe verweigert, anweſend iſt 
oder nicht. N 

Der Bundesrat ernennt mit Dreiviertelmehrheit die Vor⸗ 
ſitzenden und Mitglieder der Bureaus. Dieſe beſtehen aus je 
fünf Abgeordneten und zehn Vertretern. Die Schriftführer der 
Bure aus müſſen Staatsangehörige des Bundesgebiets ſein ). 
Die Bevollmächtigten der Freiſtaaten Holland, Venedig, Schweiz 
und Genua gehören ſtets dem Rat der Fünf an. Wird einer von 


ihnen Bundesvorſitzender, ſo wird er im Rat der Fünf von dem 


Bevollmächtigten des Staates vertreten, der zuletzt Bundes⸗ 
vorſitzender war. 

Die Sprache des Bundesrats bei den Beratungen und in 
den gedruckten Vorlagen iſt die verbreitetſte europäiſche Sprache. 

Jeder Bevollmächtigte hat freie Religionsübung, desgleichen 
alle übrigen. Der Bundesrat verbietet unter ſchwerer Strafe die 
Behinderung jeder Religionsübung, den Spott darüber oder 
Schriften gegen ſie im Gebiet der Bundesſtadt. 

Der Bund ſtrebt eine Vereinbarung über Gehalt und Ge- 
wicht der Münzen, über Gewichts- und Maßeinheit und die gleiche 


aſtronomiſche Rechnung in ganz Europa an, beſonders auch 


über den Jahresbeginn. 


Erläuterung. 


Dieſe Vereinbarung wäre von großem Wert für die Erleich⸗ 
terung und ſomit Vermehrung des Handels. Das käme wieder 
den Herrſchern und Völkern zugute. 

Es wäre ſogar zu wünſchen, daß für die ganze Welt ein ein⸗ 
heitliches Maß nach der Länge des Sekundenpendels (etwas 
mehr als 3,5 franzöſiſche Fuß) und ein einheitliches Gewicht auf 
der Grundlage eines Bruchteils von einem Kubikfuß deſtillierten 
Waſſers feſtgeſetzt wird. 


6. Grenzſchutz Europas. 


Zur Sicherung Europas befeſtigt der Zar und der türkiſche 
Sultan alle Grenzen der Gebiete, die nicht zum Bunde gehören. 
Der Bund hält in ihnen beträchtliche Beſatzungen aus allen 
Bundestruppen. Macht einer der Grenznachbarn ungewöhnliche 
Rüſtungen, ſo verſtärkt der Bund ſeine dortigen Truppen im 
gleichen Verhältnis, und zwar ſo, daß ſie um ein Drittel ſtärker 


) Das heißt, der Friedensſtadt und ihres Gebiets. (Der Über].) 
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ſind, als die jenes Nachbars. Damit aber die Truppen der im 
Kriege befindlichen Grenznachbarn nicht kriegstüchtiger werden, 
als die Bundestruppen, bietet der Bund ihnen ſeine Vermittlung, 
ſeinen Schiedsſpruch und ſeine Bürgſchaften, ſowohl in den 
gegenwärtigen Streitigkeiten wie in künftigen an und tritt auf 
ſeiten deſſen, der ſie annimmt. 

Um Kenntnis von jeder neuen Rüſtung zu erhalten, werden 
beiderſeits Geſandte und Reſidenten eingejekt. 


7. Bundesbeiträge oder regelmäßige 
Bundeseinnahmen. 


Die Bundeseinnahmen beſtehen aus den regelmäßigen Bei⸗ 
trägen aller Herrſcher. Der wenigſt mächtige Herrſcher, der eine 
Stimme im Bundesrat hat, ſteuert 300 000 Franken bei, die 
übrigen mehr im Verhältnis zu ihren Einnahmen. Der Beitrag 
verringert ſich in der Folge, wenn die erſten Ausgaben für Bauten, 
Befeſtigungen, Magazine uſw. gedeckt ſind. Der Beitrag für den 
Grenzſchutz Europas und für Kriegskoſten wird im gleichen Ver⸗ 
hältnis vom Bundesrat beſtimmt. 

Die Beiträge werden monatlich in gleichen Raten an den 
Schatzmeiſter des Bundes abgeführt. Aus ihnen werden die 
Gehälter für die Bundesgeſandten, die Reſidenten und die 
Richter der Grenzkammern bezahlt. 


8. Miatifher Bund. 


Der europäiſche Bund verſucht, in Aſien einen ähnlichen 
Bund zur Erhaltung des Friedens zu errichten, vor allem auch, 
um von aſtatiſchen Herrſchern nichts für feine Ruhe und für 
ſeinen Handel mit Aſien zu befürchten zu haben. 
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Anhang). 


Auszüge aus den Memoiren des Herzogs von Sully 

über den großen Plan Heinrichs IV. zur Errichtung 

eines europäiſchen Staatenbundes und eines dau⸗ 

ernden Schiedsgerichtes zum gegenſeitigen Schutz 
der Europäiſchen Herrſcher. 


Vorbemerkung. 


Bei der Abfaſſung meines „Traktats vom ewigen Frieden“ 
(2 Bände, 1713) kannte ich nur die zwei erſten Bände der Memoiren 
des Herzogs von Sully. Seitdem habe ich entdeckt, daß es noch 
zwei andere gibt, denen der Erzbiſchof von Paris und Lehrer des 
Königs, Herr v. Perefize, alles entnommen hat, was er von dem⸗ 
elben Plan in ſeinem „Leben Heinrichs IV.“ ſagt. Ich laſſe die 
Auszüge daraus nach der bei Courbé in Paris im Jahre 1662 
erſchienenen Ausgabe?) folgen. Sie zeigen, daß Nachdenken und 
geſunder Menſchenverſtand mich zu dem gleichen Plan des euro⸗ 
päi chen Bundes geführt haben wie Heinrich IV. Es bedarf 
nur einiger Vertiefung und Anpaſſung an den gegenwärtigen 
Zuſtand Europas, um allgemeinen Beifall zu finden. 


Was die anderen Geſchäfte betrifft, die im Jahre 1606 noch 
ſtattfanden, ſo wiljet?), daß wir eines Tages die Schriftſtücke in 
den kleinen grünen Schränken Eures hinteren Kabinetts nach⸗ 
ſahen, worin Ihr die Entwürfe Eurer wichtigſten Briefe verwahrtet. 
Da fanden wir einen Brief, der von den hohen und herrlichen 
Plänen des verſtorbenen Königs ſprach, datiert vom 14. Mai 
und an den König gerichtet: f 


) Aus Band III, 393 ff., Utrecht 1716. Über die Unglaubwürdig⸗ 
keit dieſer Memoiren ſiehe die Einleitung S. 16 **. 

2) Die Erſtausgabe von Band 3./4. 

5) Hier reden die zwei fingierten Sekretäre Sullys. 


Band IH, 
S. 39. 


S. 45 f. 
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„Ich ſage alſo, Sire, daß der Himmel den erſten Plan dieſes 
großartigen Bauwerkes und ruhmreichen Vorhabens in Ihre 
Seele gelegt hat, maßen er alles menſchliche Denken, fo hoch 
es auch ſei, überſteigt.“ 


„Sie ſind entſchloſſen, Ihre Abſicht zunächſt den Staaten 
zu eröffnen, die ihr am geeignetſten ſind, wie die Niederlande, 
Venedig, die Schweizer Eidgenoſſen und deren Verbündete; 
danach die drei nordiſchen Könige ihm geneigt zu machen, dann 
ein Bündnis mit allen Kurfürſten, Fürſten, Staaten und freien 
Städten des deutſchen Reiches zu beſchließen, hierauf die gleichen 
Vorſchläge Polen, Böhmen, Ungarn und Siebenbürgen zu machen 
und ihnen allen den hochherzigen Entſchluß mitzuteilen, daß Sie 
Ihr Reich niemals über ſeinen jetzigen Umfang ausdehnen wollen, 
ungeachtet einiger großer und berechtigter Anſprüche, die Sie 
erheben könnten.“ 


„Ich habe Ew. Majeſtät ſieben Denkſchriften überreicht. 
Die erſte über die Mittel, wie man ſich über die Grenzen einigt. 
Die zweite über die Mittel, wie man den Frieden unter den drei 
Hauptbekenntniſſen herſtellt, ohne daß ſie ſich gegenſeitig beſtändig 
beunruhigen. Die dritte über die Mittel, wie man denen vom 
Haus Oſterreich beibringt, daß ihr Staat ungeachtet der Abtretung 
einiger Staaten an andere Herrſcher verbeſſert würde und ſicherer 
daſtände, nicht aber verkleinert und geſchwächt würde.“ 


„Die fünfte über die nötigen Weiſungen zum Entwurf und 
zur Feſtſetzung der neuen Beſtimmungen, Geſetze und Verord⸗ 
nungen für die Anteile und Beiträge der Verbündeten zu den 
Eroberungen, die den Ungläubigen abgenommen werden. Alle 
dieſe Einzelheiten ſollen von den fünfzehn Herrſchern der chriſt⸗ 
lichen Republik mit Stimmenmehrheit feſtgeſetzt werden.“ 


Wir!) fügen zwei Entwürfe Eurer Briefe an den König 
hinzu, worin von ſeinen großen Plänen die Rede iſt. Selbige 
ſind mit Datum und Unterſchrift verſehen und tragen die Jahres⸗ 
zahl 1607. j 


„Gott hält den Willen und die Taten der Menſchen in ſeiner 
Hand, und doch läßt er ſo viele Völker in Glaubensſachen irren. 
Das zeigt den Herrſchern genugſam, daß ſie Gott die Herrſchaft 
über die Geiſter in geiſtlichen Dingen überlaſſen und ſich mit den 
zeitlichen und bürgerlichen Dingen begnügen ſollen. Es braucht 
alſo nur von jedem Verbündeten erklärt zu werden, welche Ord⸗ 


) Siehe S. 171, Anm. 3. 
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nung in Glaubensſachen er in ſeinem Staate befolgt zu ſehen 
wünſcht. Nachdem ſie ſolches gebilligt haben, bleiben ſie Bürgen 
für deſſen Befolgung, ſowohl einer dem anderen gegenüber wie 
zwiſchen den Herrſchern und ihren Völkern.“ 


„Ich war ſtets der Meinung, daß die Könige von Frankreich 


nie danach trachten ſollen, Gebiete ihrer Nachbarn zu erobern, 


maßen fie fi) dadurch die Eiferſucht, den Neid und Haß aller 
anderen zuziehen. Auch würden ſie ſich in ſolche Koſten ſtürzen, 
daß ſie ihre Untertanen durch Steuern und Auflagen erdrücken 
müßten. Sie hätten davon ſchließlich nichts als die Reue, daß 
ſie ſich nicht mit einem ſo großen, glänzenden, fruchtbaren und 
volkreichen Staat wie dem ihren begnügt haben, der, aus Liebe 
und Wohlwollen zu ihren Völkern ſchonend behandelt, ſtets 
Überfluß an Schätzen und Reichtümern haben wird. So wer⸗ 
den Sie hinfortan den Ruf des geliebteften, weiſeſten, glück⸗ 
lichſten Herrſchers und Staatsmannes auf Erden davontragen. 


Wir!) fanden unter Euren Papieren ein Schriftſtück, das 
eingehend die hohen und herrlichen Pläne unſeres großen Königs 
(Heinrich IV.) ſowie die Formen, Methoden und Mittel behan⸗ 
delt, mit denen er ſie verwirklichen und zu ihrer Vollendung 
führen wollte. Wir hielten es daher für richtig, es abzuſchreiben 
und die Jülich⸗Cleveſche Frage anzufügen, die den Anſtoß zu 
dieſem ruhmwürdigen und bewundernswerten Unternehmen gab. 

(Dieſe Abhandlung erwähnt den Tod Heinrichs IV.) 


Bevor er an die Ausführung der ſchönen Pläne dachte, 
die er für die Ordnung, die Geſetze und die nützlichen Einrich⸗ 
tungen in ſeinem Reich hegte, wollte er es gegen die Angriffe 
fremder Mächte, insbeſondere des Hauſes Oſterreich ſichern 
und aus dem gleichen Grunde den Nachbarſtaaten feſte Grenzen 
geben und fie auf Koſten des Hauſes Öfterreich vergrößern. 


Im Jahre 1601 ſchrieb Heinrich IV. an die Königin Eliſa⸗ 
beth, er habe lebhaft gewünſcht, mit ihr über mehrere wichtige 
Dinge ſprechen zu können, die ihrer Tugenden und ihrer hohen 
Geſinnung würdig ſeien. Sie reiſte nach Dover und der König 
nach Calais, um ſich zu ſehen, aber das Zeremoniell trat hin⸗ 
dernd dazwiſchen: ſie verhandelten durch Vermittlung ihrer 
vertrautetſten Diener. Kaum hatte die hochſinnige und groß⸗ 
denkende Königin den Vorſchlag des Königs gehört, mit ihren 


1) Siehe S. 171, Anm. 3. 
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S. 378f. 


S. 380. 


S. 382. 


S. 383. 


S. 397. 
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übrigen getreuen und verbündeten Freunden eine chriſtliche 
Republik aller europäiſchen Herrſcher zu errichten, in der ewiger 
Friede herrſchen ſollte, nebſt den Gründen und Grundlagen 
für dieſe, als ſie ihn nicht nur billigte, ſondern bewunderte. 


Jakob J., Eliſabeths Nachfolger, wäre in den allgemeinen 
europäiſchen Bund gern und ſofort eingetreten, aber nicht zu⸗ 
erſt in einen Teilbund gegen das Haus Sſterreich, der ihn zu 
einem Kriege gezwungen hätte, während er nur den Frieden 
und das ungeſchmälerte Fortbeſtehen der europäiſchen Mächte 
wollte. 


Einige der 14 Artikel, die König Jakob oder ein anderer 
Herrſcher vorſchlug. 


1. Artikel. 

Zur Begründung der neu vorgeſchlagenen Staaten, wie zur 
Verminderung oder Vermehrung der ſchon beſtehenden, darf 
kein kriegeriſcher Angriff, keine Kriegserklärung und Feind⸗ 
ſeligkeit erfolgen. 

6. Artikel. 

Keiner der Verbündeten darf ohne Beiſtimmung der Ver⸗ 
bündeten einen Angriff unternehmen oder ein Land eines ande⸗ 
ren erobern. Selbſt wenn er etwas erobert hat, iſt er gehalten, 
es allen anderen zur Verfügung zu ſtellen. 


14. Artikel. 5 
Sit die allerchriſtlichſte Republik begründet, jo darf keines 
ihrer Mitglieder austreten, ohne ſich das Übelwollen der ande⸗ 
ren, ja gegebenenfalls einen kriegeriſchen Angriff zuzuziehen. 


Inſtruktion der fünf Geſandten Boiſſize, Bongars, 
Baugt, Fresne⸗Canaye und Ancel. 


Artike! 5. 

Ferner iſt zu bedenken, daß der Landgraf von Heſſen, der 
Fürſt von Anhalt und Fürſt Moritz) ſchon über die fraglichen 
Pläne unterrichtet ſind, ſogar das meiſte ſelbſt vorgeſchlagen 
und ſie im allgemeinen gebilligt haben. 


1 Moriz von Oranien (1567—1625), der Sohn Wilhelms J., feit 
deſſen Ermordung Statthalter der Niederlande und ſeit 1590 Oberbefehls⸗ 
haber der niederländiſchen Truppen. (Der Aberf.) 


Artikel 10. 


Ferner mit den Verbündeten vereinbaren, daß ſie etwaige 
Streitigkeiten untereinander der Entſcheidung ihrer gemein⸗ 
ſamen Freunde unterbreiten, die ihr Urteil mit Stimmenmehr⸗ 
heit fällen, ohne ſich zu verfeinden. 


Artikel 17. 


Ferner, wenn der Herzog von Bayern mit den katholiſchen 
Mitgliedern ſeines Hauſes dem obigen Bunde beitritt, wie er 
vor kurzem wieder verſichert hat, ſoll er zum römiſchen König 
und dann zum Kaiſer gewählt werden. 


Artikel 19. 
Ferner vereinbaren, daß, wenn irgend jemand, der die 
Bundesakte unterzeichnet hat, zurücktritt oder lau wird, er von 
allen anderen gemeinſam als Feind verfolgt wird. 


Artikel 21. 


Ferner, daß alle Verbündeten ſchwören, ihre verſprochene 
Hilfe weiter zu leiſten und alles zu tun, was durch gemeinſamen 
Beſchluß als nötig erkannt wird. 


Artikel 30. 

Ferner vereinbaren, daß alle Könige, Fürſten und Menſchen, 
die dem Bund beitreten, ihre Zuſtimmung geben, daß er aller⸗ 
chriſtlichſter Bund genannt und in Europa dauernd und all- 
gemein begründet wird. 

So verhandelten alle Herren Geſandten und anderen öffent⸗ 
lich beglaubigten Vertreter, die der König 1608 und 1609 nach 
Deutſchland ſchickte, ſo offen, daß in Schwäbiſch⸗Hall 18 bis 
20 Fürſten zuſammenkamen, die ſich alle freundſchaftlich mit 
dem König verbanden, ſo ſehr der Kaiſer Rudolf ſein Mißfallen 
bezeigte. Hierin haben Herr von Boiſſize und die anderen Großes 
geleiſtet und große Befriedigung nach Frankeich zurückgebracht. 

Wie es ſcheint, waren die Könige von England, Dänemark 
und Schweden und der Herzog von Savoyen dem Bund bei⸗ 
getreten. 


Vorſtellung an die Könige von Spanien aus dem Haus 
Oſterreich. 

Sie brauchten zur Verteidigung und Erhaltung ihrer Staaten 

keine Ausgaben mehr zu machen, könnten dadurch all ihre ſchö⸗ 

nen Lande ſchonen und zugleich ihren Wohlſtand heben, ja 
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ihre Ausgaben derart vermindern, daß ihre Erſparniſſe ſich 
doppelt ſo hoch beliefen, als ihr Anteil an den Auflagen und Kontri⸗ 
butionen zur Erhaltung der allgemeinen chriſtlichen Heere wider 
die Türken. 


Indem wir den Abſichten des Königs das verdiente Lob 
ſpendeten, wollten wir nichts anderes, als jedermann ſeine be⸗ 
wundernswerten Beſchlüſſe kund zu tun, die von öffentlichen 
Wohltaten leuchten, und zu zeigen, durch welche heroiſchen 
Taten und Gebärden er ſeinen glänzenden Ruf in der Nachwelt 
zu verewigen und ſeine letzten Lebensjahre mit Lob, Glück und 
Ruhm zu erfüllen gedachte. 


Nach dem Tode der Königin Eliſabeth hatte der König ſeine 
geplanten Angriffe in Verträge, Verhandlungen und defenſive 
Hilfsleiſtungen umgewandelt. 


Der Zar kann in den europäiſchen Bund aufgenommen 


werden, wenn er den Wunſch danach äußert. 


Scheinbar begeiſtert war König Jakob und beſonders der 
Prinz von Wales von Heinrichs IV. Plan der europäiſchen Ge⸗ 
ſellſchaft zur Erhaltung des ewigen Friedens und zur Vertreibung 
der Türken aus Europa. 

Die Niederlande und der König von Dänemark hatten ihn 
1605 gebilligt. 

Der König von Schweden war begeiſterter dafür als jeder 
andere. 

Adel, Städte und Völker von Ungarn, Niederöſterreich, 
Böhmen, Mähren, Schleſien und der Lauſitz bedurften auf die 
erſte Kunde von dieſem Plan mehr der Zurückhaltung als der 
Anfeuerung. 

Die Signoria von Venedig erklärte es für ruhmvoll, den 
herrlichen Plänen eines ſo großen Königs zu folgen. 

Der Herzog von Savoyen wünſchte brennend die Aus⸗ 
führung. 

Die proteſtantiſchen deutſchen Reichsfürſten und Reichs- 
ſtädte ſowie die Schweizer bekundeten deutlich ihren Beifall. 

Es wird erwähnt, daß Heinrich IV. im Jahre 1605 über dieſen 
Plan mit dem Papſte, dem Herzog von Bayern, dem Kurfürſten 
von Sachſen und den geiſtlichen Kurfürſten verhandelte, ferner 
mit den Herzogen von Florenz, Mantua und Modena ſowie mit 
Genua und Lucca. 
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Im Namen aller Verbündeten des allerchriſtlichſten Bundes 
ſoll eine Erklärung erfolgen, daß alle, die nicht binnen Monats⸗ 


friſt vom Tage ſeiner Unterzeichnung oder Veröffentlichung 


ihren Beitritt erklären und demgemäß handeln, als Feinde an⸗ 
geſehen und behandelt werden. 


Unſer großer König, der alle oben genannten Tugenden und 
geiſtigen Vorzüge beſaß, hatte oft und lange darüber nachgedacht, 
wie und auf welche Weiſe er ſeinen Ruf und ſein Andenken am 
leichteſten und paſſendſten in der Nachwelt befeſtigen ſollte. 
Schließlich entſchloß er ſich, etwas Dauerndes nicht allein in 
ſeinem Staate zu ſchaffen, ſondern zu verſuchen, etwas Ahnliches 
auch in allen anderen Staaten Europas zu tun. 


Namen der deutſchen und anderen Fürſten, mit denen der S. 62—67. 


König über den Plan der allerchriſtlichſten Republik verhandelte: 


Kurfürſt von der Pfalz ke 
Kurfürſt von Sachſen Erbfolge 
Markgraf () von Brandenburg in Jülich 
Pfalzgraf von Neuburg und Klebe 
Pfalzgraf von Zweibrücken beteiligt 
Pfalzgraf von Birkenfeld gt. 
Kurfürſt von Köln 

Kurfürſt von Trier 

Herzog von Bayern 

Herzog von Württemberg 

Herzog von Lüneburg 

Herzog von Mecklenburg 

Herzog von Lauenburg 

Landgraf von Heſſen 

Fürſt von Anhalt 

Fürſt von Ansbach 

Fürſt von Durlach 

Fürſt von Baden 

Katholiſche Reichsſtädte 

Proteſtantiſche Reichsſtädte 

Böhmiſche und ungariſche Stände 
Herzog von Savoyen 

Papft 

König von England 

König von Dänemark 

König von Schweden 

Niederlande 
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5 Es ſcheint angezeigt, für die Schiffahrt und beſonders für 
die großen Handelswege eine ſolche Ordnung einzuführen, daß 
das Meer jo frei iſt wie das Land in allen chriſtlchen Staaten 
und daß fie alle freien Handelsverkehr mit Indien und über⸗ 
all haben. 

Der König hatte beſchloſſen, auf alle Eroberungen und alle 
noch jo berechtigten Anſprüche an Nachbarſtaaten 7 verzichten 
und [ch in allen künftigen Streitigkeiten kein Recht über feine 
Verbündeten anzumaßen, außer nach deren Mehrheitsbeſchluß. 

Der König und die Königin Eliſabeth hielten es für weſent⸗ 
lich, zu vereinbaren, daß kein erblicher König den Umfang 
feines Reiches erweitern dürfe. Nur ein einziger unter allen Herr⸗ 


ſchern, denen der Plan mitgeteilt wurde und der gehört hatte, 


daß der große König, der ſoviel berechtigte Anſprüche und ſo viele 
ſchwache Nachbarn hatte, auf deren Koſten er ſich vergrößern 
konnte, feierlich gelobte, die gegenwärtigen Grenzen ſeines Reiches 
nie zu erweitern, ſelbſt wenn ein Streit um dieſe Grenzen aus⸗ 
bräche, ſondern [ch der Stimmenmehrheit feiner Verbündeten 
zu fügen — nur ein einziger Herrſcher ſchämte ſich nicht der 
Weigerung, ein Gleiches zu tun, und wollte nicht erklären, daß 
er ſich ganz unterwürfe. 

Gott wählte zu verſchiedenen Zeiten zwei Könige nach ſeinem 
Herzen, nämlich David und Heinrich IV.). Er machte ihr Leben, 
ihre Tugenden und Fehler, ihre Herrſchaft und ihr Geſchick faſt 
ganz gleich. Ja er gab beiden am Ende ihrer Tage einen hohen, 
frommen, ruhmvollen und großartigen Plan ein; er gab ihnen 
die Gnade und die Mittel, alle Unterhandlungen und Vorberei⸗ 
tungen zu treffen und alle Schätze, Mittel und Dinge zu ſam⸗ 
meln, um ihn zur Ausführung zu bringen, und doch wollte er 
aus Gründen, die er allein kennt, nicht, daß ihre Hände den Plan 
vollendeten. 

Da aber Gott Davids Plan nicht unausgeführt laſſen wollte, 
legte er ſeinem Sohn Salomo deſſen Vollendung ans Herz, wie 
es dieſer auch trefflich getan hat. So wollen wir auch hoffen, daß 
er die gleiche Gnade Ludwig dem Gerechten, dem Sohn Heinrichs, 


) Genua und andere Staaten werden anderweitig genannt. 

) Dieſe Parallele taucht ſchon in einer Lugenottifhen Flugſchrift 
von 1615 auf: „L'ombre de Henry le Grand.“ (Staatsbibl. in Berlin.) 
(Der Über].) : 
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verleiht, indem er ihm die Errichtung der allerchriſtlichſten Repu⸗ 
blik aller europäiſchen Herrſcher zum Zwecke des ewigen Friedens 
ans Herz legt. 


„Ew. Majeſtät wollen ſich gnädigſt erinnern, daß Sie mir 
manchmal geſagt haben, der erſte Entwurf eines ſo hohen und 
herrlichen Planes, wie die Begründung einer allerchriſtlichſten 
Republik aller europäiſchen Herrſcher zum Zwecke des ewigen 
Friedens, ſei Ihnen anfangs ſo unausführbar erſchienen, daß Sie 
Ihre Sorge niemandem mitgeteilt hätten. 

Eo. Majeſtät werden ſich ferner entſinnen, daß die Königin 
von England die erſte war, die von Ihren Plänen erfuhr. Sie 
ſchätzte ſie hoch, wünſchte aber, daß es möglich ſein werde, ſie 
ohne Krieg und Waffengewalt zur Ausführung zu bringen.“ 


„Ew. Majeſtät Abſichten waren ſo erhaben und hochherzig, 
daß alle, die keinen lebhaften Geiſt, kein ſicheres Urteil, noch die 
nötige Erfahrung beſitzen oder nicht lange genug darüber nach⸗ 
gedacht haben und nicht genügend unterrichtet ſind, welche Maß⸗ 
regeln, Methode, Mittel und Wege Sie zu ihrer Ausführung vor⸗ 
bereitet haben, ſie für maßlos, ja für ganz unausführbar halten 
werden. Andererſeits zweifle ich nicht, daß alle Urteilsfähigen, 
die genaue Kenntnis und Einſicht davon erlangt haben, dieſe 
Abſſchten nach Verdienſt ſchätzen und loben und es nicht erſtaun⸗ 
lich finden werden, daß Ew. Majeſtät zehn Jahre darüber nach⸗ 
gedacht und alle Staaten und Fürſten, die Sie Ihrem Bunde 
angliedern konnten, zu deſſen Mitgliedern gemacht haben.“ 


Auszug aus den Verhandlungen des Herrn Fresne— 
Canaye, franzöſiſchen Geſandten in Venedig. 


(Paris, Richer, 1636.) 


Brief an den König vom 6. Mai 1607. 

Der letzte Teil der Antwort des Senats war ein ernſter 
Dank für den Bündnisvorſchlag, den Ew. Majeſtät dem Signor 
Priuli, Geſandten der Republik, gemacht haben. Dieſer Dank 
war begleitet von gebührendem Lob für die Fürſorge und Wach⸗ 
ſamkeit Ew. Majeſtät in den allgemeinen Verhältniſſen. Der 
Senat iſt bereit, allem beizutreten, was Ew. Majeſtät zur Aus⸗ 
führung einer ſo guten Abſicht für nötig halten. 

Das kürzeſte wäre, wenn Ew. Majeſtät mir Abſchrift des 
Vertrages ſenden wollten, den Sie dem Signor Priuli mitteilen 
ließen, mit beſonderer Vollmacht, ihn in Ihrem Namen abzu⸗ 
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ſchließen und zu unterzeichnen und ihn im übrigen ſo geheim wie 
möglich unterzeichnen zu laſſen, wobei für ſolche Platz gelaſſen 
wird, die ihm ſpäter beitreten wollen. 

Brief an den König. 

So ſehr ich gewünſcht hätte, vom Senat zu erfahren, welche 
Geſtalt er dem Bündnisvertrag zu geben gedenkt, ſo war es mir 
ohne ausdrücklichen Befehl doch unmöglich. In Anbetracht, daß 
alles, was man von Ihrer Seite erwartet, viel leichter angenom⸗ 
men wird, als alles, was ich oder ein Senator vorſchlagen könnte, 
meine ich, Ew. Majeſtät ſollten nicht zögern, die Vertragsartikel 
aufſtellen zu laſſen. Denn dank Gott und Ihrer Wachſamkeit ſind 
Ihre Angelegenheiten in einem ſolchen Stande, daß jedermann 
ſieht und weiß, daß Ew. Majeſtät hierin weit mehr auf den öffent⸗ 
lichen Nutzen als auf irgendeinen eigentlichen Vorteil ſehen. 


Die 24 Grundartikel von 1716). 
J. 


Die durch ihre unterzeichneten Bevollmächtigten vertretenen 
Herrſcher ſind über folgende Artikel übereingekommen. Es be⸗ 
ſteht von dieſem Tage an ein dauernder europäiſcher Bund 
zum gegenſeitigen immerwährenden Schutze zwiſchen beſagten 
Herrſchern oder zwiſchen denen, die den Vertrag ſpäterhin unter⸗ 
zeichnen werden. Dieſer europäiſche Bund wird begründet, 
um die künftigen Streitigkeiten der Herrſcher ohne Krieg zu be⸗ 
enden, die Zahl und Bedeutung der Streitfälle ſtark einzuſchrän⸗ 
ken, ſich für immer vor allen Bürgerkriegen zu ſchützen, die un⸗ 
gemeinen Vorteile eines dauernden allgemeinen Handels in 
Ruhe zu genießen, ihren Häuſern für alle Zeiten den Thron zu 
ſichern und ihren Wohlſtand, ihre Unabhängigkeit und ihre Sicher⸗ 
heit ungleich mehr zu fördern. 
II. 


Die letzten Friedensſchlüſſe zu Utrecht, Baden und Blraun- 
Ihweilg?) werden für immer in vollem Umfang aufrecht erhalten, 
es ſei denn, daß alle Vertragſchlie ßenden einſtimmig Anderungen 
daran vornehmen. Der Bund ſteht für ihre Ausführung ein. 


R 9 5 Fri III, S. 179 ff. 

. er Friede zu Utrecht wurde 1713 zwiſchen Frankreich und den 
Alliierten außer Kaiſer und Reich geſchloſſen, die ſich 1714 im en von 
Raſtatt bzw. Baden anſchließen mußten. Der Kongreß zu Braunſchweig 
(1713 —21) ſollte gleichzeitig den Nordiſchen Krieg beſchließen, doch kamen 
die Verhandlungen erſt 1718, nach Karls XII. Tode, in Fluß und führten 
nur zu vier Sonderfriedensbeſchlüſſen (1719—21). (Der Überſ.) 
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II. 


Der Verzicht Frankreichs auf die Thronfolge in Spanien 
und umgekehrt bleibt für alle Zukunft beſtehen. 


IV. 

Sollten über die Ausführung dieſer Verträge oder irgend⸗ 
einen anderen Punkt Streitigkeiten zwiſchen den verbündeten 
Herrſchern entſtehen, ſo erklären ſie, daß ſie zu ihrer Schlichtung 
ſtets auf den Austrag mit Waffengewalt verzichten und für ſich 
und ihre Nachfolger ſtets den Weg des Schiedsſpruches annehmen, 
ſo wie es im folgenden feſtgeſetzt wird. Sie kommen gleichfalls 
überein, daß jeder, der entgegen dieſem Vertrag und ohne die 
ſchriftliche Genehmigung des Bundes zu den Waffen greift 
und Feindſeligkeiten gegen ein Bundesmitgleid begeht, als Störer 
der öffentl den Ruhe und als Feind des Bundes betrachtet 
und behandelt wird. 

V. 

In Utrecht oder einer anderen Stadt, die die Verbündeten 
mit Stimmenmehrheit beſtimmen, tritt ein dauernder Bundes⸗ 
rat von 22 Bevollmächtigten oder Senatoren zuſammen, deren 
jeder ſeinen Herrſcher vertritt und nur eine Stimme hat. Dieſer 
Senat der Herrſcher oder europäiſcher Bundesrat ſchlichtet bei 
dem erſten vorläufigen Schiedsſpruch mit Stimmenmehrheit und 
beim endgültigen Schiedsſpruch mit Dreiviertelmehrheit alle 
zwiſchen den Verbündeten entſtehenden Streitigkeiten, die nicht 
durch Vermittlung der Senatskommiſſare beigelegt ſind. 


VI. 


Jeder Senator darf nur nach den Weiſungen ſeines Herr⸗ 
ſchers ſtimmen und kann von dieſem jederzeit abberufen werden. 


VII. 


Die Stadt des Friedens, in der der Bundesrat tage, erhält 
völlige Souveränität einſchließlich ihres Gebiets und wird vom 
Bundesrat regiert. 

VIII. 

Zur größeren Sicherheit des chriſtlichen Bundes, zur Ver⸗ 
ringerung der gemeinſamen Ausgaben und zu Nutz und Frommen 
des See⸗ und Landhandels mit den nichtchriſtlichen Herrſchern 
ſchließt der Bundesrat mit jedem von dieſen Verträge ab, kraft 
deren die letzten Handels⸗ und Grenzverträge zwiſchen ihnen 
und den chriſtlichen Herrſchern, ſowie die Verträge zwiſchen den 
nichtchriſtlichen Herrſchern und ihren Nachbarn ſtets in Kraft 
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bleiben. Bei Streitigkeitenüber ihre Ausführung oder aus anderen 
Arſachen werden fie nie zu den Waffen greifen und keinerlei 
Feindſeligkeiten begehen, ſondern ſich dem Urteil des Bundesrats 
unterwerfen, der die Gewähr für die Ausführung der Verträge 
übernimmt und mit ſeiner ganzen Macht für die Befolgung ſeiner 
Schiedsſprüche eintritt. Zu dieſem Zweck fordert der Bundesrat 
von beſagten nichtchriſtlichen Herrſchern alle möglichen Sicher⸗ 
heiten und gewährt ſie ſeinerſeits. 

IX. 

Der europäiſche Bund miſcht ſich nicht in die innere 
Regierung der einzelnen Staaten ein und ſorgt nur mit Einſatz 
ihres ganzen Anſehens und ihrer Kräfte dafür, daß Bürgerkriege 
verhütet oder unterbrochen werden. N 


X. 

Sie ſorgt in der gleichen Weiſe dafür, daß während der 
Minderjährigkeit der Herrſcher, der vormundſchaftlichen Regie⸗ 
rungen und anderen Zeiten der Schwäche der Herrſcher 
keinen Schaden an ſeiner Perſon wie an ſeiner Habe erleidet 
und daß Eintracht und Unterordnung und eine geordnete Regie⸗ 
rung erhalten bleiben. 


Xl. 


Erbliche und Wahlreiche behalten ihre Verfaſſung nach dem 
Brauch jedes Volkes. Ebenſo bleiben die beſtehenden Verträge 
und Abmachungen zwiſchen Herrſcher und Volk, Oberhaupt und 
Mitgliedern, König und Republik in Kraft, desgleichen die Parla⸗ 
mente, die Kaiſerlichen Kapitulationen uſw. Der Senat über⸗ 
nimmt die Gewähr für ihre genaue Beobachtung. 


XII. 


Die chriſtlichen Staaten behalten ſtets ihre jetzigen Grenzen 
gemäß den letzten Verträgen. Kein Gebiet darf von einem 
Staat abgetrennt noch ihm hinzugefügt werden. 


XIII. 


Die Könige von England und Polen dürfen ihre deutſchen 
Beſitzungen behalten, haben aber jeder nur eine Stimme im 
Bundesrat. Ebenſo kann ein Kurfürſt oder ein anderer ſouverä⸗ 
ner Fürſt zum Kaiſer erwählt werden. Hiervon abgeſehen, darf 
kein Herrſcher zwei Staaten beſitzen oder regieren). Kein jetzt 
regierendes Haus darf andere Staaten erwerben, als die es jetzt 
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beſitzt, ſei es durch Erbfolge, Familienverträge, Wahl, Schenkung, 
Teſtament, Abtretung, Verkauf, Eroberung, freiwill gen Ver⸗ 
zicht oder anderswie. 


XIV. 

Die Herrscher dürfen die Ausführung keines Gebietstauſches 
noch irgendeines Vertrages fordern, es ſei denn, daß er 
vom Bundesrat der Geſellſchaft genehmigt und ratifiziert iſt. 
In dieſem Fall übernimmt die Geſellſchaft die Gewähr für die 
Ausführung. 

XV. 

Nie mand darf den Titel eines anderen Herrſchers oder Ge⸗ 
bietes führen, wenn er nicht gegenwärtig in deſſen Beſitz auf 
Grund der letzten Verträge iſt. 


XVI. 
Die unterzeichneten Herrſcher verzichten gegenſeitig auf alle 


Schuldforderungen, Anſprüche und Rechte, die ſie gegeneinander 


zur Geltung bringen könnten, insbeſondere auf ihre gegenſeitigen 
Beſitzungen. Was ihnen in den letzten Verträgen zugeſichert iſt, 
bleibt beſtehen; Streitigkeiten über die Ausführung entſcheidet 
der Bundesrat. Ebenſo verzichten ſie auf dieſe Schulden, Rechte 
und andere Anſprüche gegenüber allen Herrſchern, die dieſem 
Vertrag beitreten. Der gleiche Verzicht gilt ſeitens dieſer Herr⸗ 
ſcher als ausgeſprochen, ſobald fie ion unterzeichnet haben. 


XVII. 


Der Bundesrat bietet den nicht verbündeten Herrſchern, die 
miteinander Krieg führen, ſeine Vermittlung an und geht mit 
Waffengewalt gegen die vor, die ſe enen Schiedsſpruch ablehnen. 
Sind beide Teile damit einverſtanden, ſo müſſen ſie ihre Truppen 
entlaſſen, und der Bundesrat regelt ihre beiderſeitigen Anſprüche. 


XVIII. 


Der Bundesrat errichtet in verſchiedenen Grenzſtädten be⸗ 
nachbarter Staaten Grenzkamme n, die Streiligkeiten zwiſchen 
den Untertanen verſchiedener Herrſcher ohne Berufung ſchlichten. 


XIX. 


Der Bundesrat erläßt mit Stimmenmehrheit Beſtimmungen 
für die Grenzkammern, die vorläufig in Kraft treten, aber mit 
Dreiviertelmehrheit der Stimmen abgeändert we den können. 
Bis dahin gelten die bisherigen Geſetze und die Handelsbeſtim⸗ 
mungen der letzten Verträge. N 
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XX. 


Der Senat beſteht aus 22 Stimmen): 

1. Frankreich. 2. Spanien. 3. Portugal. 4. England und 
Hannover. 5. Holland. 6. Dänemark. 7. Schweden. 8. Preußen. 
9. Polen und Sachſen. 10. Kurland und Verbündete. 11. Ruß⸗ 
land. 12. Oſterreich. 13. Pfalz und Verbündete. 14. Geiſtliche 
Kurfürſten und Verbündete. 15. Lothringen und Verbündete. 
16. Bayern und Verbündete. 17. Schweiz und Verbündete. 
18. Sizilien und Savoyen. 19. Genua und Verbündete. 20. Flo⸗ 
renz und Verbündete. 21. Kirchenſtaat. 22. Venedig. 


XXI. 


Die verbündeten Herrſcher beſtreiten die notwendigen Koſten 
zur Unterhaltung der Geſellſchaft und ihrer Mitglieder, und zwar 
nach Maßgabe der Einnahmen jedes Staates unter Abzug der 
Ausgaben. 


XXII. 

Die jährlichen regelmäßigen Beiträge werden vorläufig 
durch Stimmenmehrheit beſtimmt. Nachdem jedoch die Bundes⸗ 
kommiſſare die nötigen Feſtſtellungen getroffen haben, werden 
dieſe Beiträge mit Dreiviertelmehrheit der Stimmen auf 30 Jahre 
feſtgeſetzt. Nach ihnen regeln ſich die außerordentlichen Beiträge. 


XXIII. 


Stellt ſich nach Feſtſtellung der endgültigen Beiträge heraus, 
daß ein Herrſcher einſtweilen zuviel oder zuwenig gezahlt hat, 
ſo wird der erſtere vom Bundesrat nebſt Zinſen entſchädigt, und 
1 aus der Summe, die der zweite mit Zinſen zurückzahlen 
muß. 


XXIV. 

Ohne Einſtimmigkeit aller Mitglieder darf keiner dieſer 
Grundartikel verändert werden. Alle ſonſtigen Artikel, über die 
ſie noch übereinkommen, können mit Dreiviertelmehrheit zum 
gemeinſamen Nutzen der Verbündeten nach Ermeſſen des 
Bundes rats abgeändert werden. 


) Vgl. die 24 Staaten der Liſte von 1713 (S. 100). Der Unter⸗ 
ſchied beſteht darin, daß England und Hannover bzw. Polen und Sachſen, 
die 1716 in Perfſonalunion ſtanden, hier nur je eine Stimme erhalten 
ſollten. (Der Überf.) 
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Vertreibung der Türken). 

Iſt der Vertrag des europäiſchen Bundes geſchloſ⸗ 
ſen, ſo iſt es für die chriſtlichen Herrſcher vorteilhaft, 
leicht und ruhmreich, die Türken aus Europa zu ver- 
treiben. 

Das Unternehmen iſt nur bei einem allgemeinen dauernden 
Bündnis durchführbar. Ein ſolches allgemeines Bündnis iſt aber 
nicht möglich oder nicht von Dauer, ſolange kein allgemeiner 
Vertrag beſteht, der die Beiträge jedes Herrſchers feſtſetzt, die 
bei jeder Eroberung nötige Unterordnung mehrerer Feldherren 
unter einen Willen herbeiführt, die Teilung und Behauptung 
des Eroberten regelt und Strafen für die Mitglieder vorſieht, 
die ſich dem Mehrheitsbeſchluß nicht fügen. Nur der europäiſche 
Bund kann hinreichende Strafen verhängen und ſie auch wirk⸗ 
lich vollſtrecken. Beſteht er aber einmal, ſo iſt es vorteilhaft, leicht 
und ruhmvoll, die Türken aus Europa, ja aus Aſien und Afrika 
zu vertreiben. 

Die meiſten Eroberungen koſten zwar mehr, als ſie ein⸗ 
bringen. Wenn aber der oder die Eroberer ohne Mühe eine ge⸗ 
waltige Anſtrengung machen und den Krieg durchhalten können, 
ſo wird die Eroberung ſehr lohnend durch die Größe und den 
Reichtum der eroberten Länder. Es iſt zwar ein großes Unter⸗ 
fangen, die Türken zugleich in Europa, auf den Mittelmeerinſeln, 
in Aſien und Afrika anzugreifen, aber wenn dieſer Angriff überall 
mit überlegenen Kräften erfolgt, ſo wäre bei der allgemeinen 
Beſtürzung kein ernſtlicher Widerſtand zu erwarten, und die 
Widerſtand leiſtenden feſten Plätze ließen ſich durch bloße Blockade 
bezwingen. 

Wären die Türken in ein bis zwei Feldzügen aus Europa 
vertrieben, ſo genügte ein weiteres Kriegsjahr, um ſie mit dem⸗ 
ſelben Heere aus Agypten und einem großen Teil Aſiens zu ver⸗ 
treiben. Hier gibt es nur nach Perſien hin ein paar Feſtungen; 
zwei bis drei Schlachten würden alſo über das Schickſal dieſer 
weiten Länder entſcheiden. Die Koſten für 600 000 Mann, die 
die europäiſchen Herrſcher für drei bis vier Jahre aufſtellen und 
unterhalten müßten, wären gering im Vergleich zu den Ein⸗ 
künften aus dieſen ſchönen und fruchtbaren Ländern. Der Sultan 
bezieht aus ſeinen ſchlechtregierten Ländern 150 Millionen. Die 
Aushebung und Unterhaltung von 600 000 Mann zu Land und 

!) Band 3 (1716), S. 431 ff. Vgl. den völlig abweichenden Stand⸗ 
punkt des Planes von 1713 auf S. 87, 150 f., 154f. und 169 f. (Der 
Über.) (Die Sinnes änderung iſt vermutlich durch den inzwiſchen aus⸗ 
gebrochenen Türkenkrieg herbeigeführt worden. W. M.) 


zu Waſſer würde jährlich 300 Millionen koſten, in vier Jahren 
alſo höchſtens 1200 Millionen, das heißt ſoviel wie die Einkünfte 
des Sultans in acht Jahren. Hiervon gingen dann noch die Ein⸗ 
künfte aus den eroberten Gebieten ab. Man kann alſo ſagen, 
die Bundesmitglieder würden ihr Geld auf dieſe Weiſe zu 
25 Prozent anlegen, wobei die Einkünfte der Türkei immer nur 
nach ihrem jetzigen ſchlechten Fuße gerechnet ſind. Auch iſt zu be⸗ 
denken, daß der europäiſche Bund ohnedies 150000 Mann Grenz⸗ 
truppen hält; die Mehraufwendung der Chriſten betrüge alſo 
nur 450 000 Mann. Schließlich würde auch der Handel das Dop⸗ 
pelte abwerfen, ſobald er frei und vor Scherereien und Gewalt⸗ 
taten der Türken geſichert wäre. 

Dazu kommt, daß die Truppen, die Pioniere, die Artillerie, 
die Verproviantierung und unſere Marine mindeſtens um ein 
Viertel beſſer ſind als bei den Türken. Somit wären 450 000 
Mann Chriſten doppelt jo ſtark wie 300 000 Türken. Ferner hätte 
bei einem Geſamtbeitrag von jährlich 300 Millionen Frankreich 
als ſechſter Teil des chriſtlichen Europas 50 Millionen zu zahlen 
und 100 000 Mann zu Land und zu Waſſer zu ſtellen; es hätte 
alſo nicht mehr Koſten als jetzt in Friedenszeiten für ſein ſtehendes 
Heer zu tragen. 

Das Unternehmen iſt aber nicht nur lohnend, ſondern auch 
leicht. Nichts iſt im allgemeinen leichter, als einen halb ſo ſtarken 
Feind zu ſchlagen und zu vertreiben, ſobald man allgemeine Be⸗ 
ſtürzung bei ihm hervorrufen kann. Mit Algier, Tripolis und 
Tunis könnte man einen Vertrag ſchlie ßen, der fie von allen Bei⸗ 
trägen entlaſtet, und ihnen die Verfaſſung von Handelsrepubliken 
geben. Mit Perſien könnte man einen ewigen Frieden ſchließen 
und ihm einen Grenzſtreifen des türkiſchen Gebiets geben, wenn 
es die Türkei gleichzeitig angriffe. Für die Zahlung der Kriegs⸗ 
koſten iſt volle Sicherheit geſchaffen, da jeder beſtraft wird, der 
ſich dem Mehrheitsbeſchluß entzieht. Da zudem jeder ſicher iſt, 
deſto mehr Vorteil von dem Unternehmen zu haben, je mehr er 
dazu beiträgt, kann keiner ſich beklagen, zuviel beigetragen zu 
haben. Sobald die Aufteilung der Türkei gemeinſam und nach 
einem mit Stimmenmehrheit feſtgelegten Plane ſtattfindet, hat 
auch niemand eine ungerechte Verteilung zu fürchten. Es gibt 
verſchiedene Teilungsarten: dem einen wird mehr an Landbeſitz 
liegen, dafür können ſie den anderen Entſchädigungen zahlen; 
die anderen werden die Entſchädigungen vorziehen, damit ſie 
der Ausnutzung des Landes enthoben ſind. Alle dieſe Verein⸗ 
barungen werden ſich in gegenſeitiger Übereinkunft und unter 
Genehmigung des Bundes leicht treffen laſſen. 


Schließlich liegt der Ruhm eines Unternehmens in der ſchein⸗ 
baren Schwierigkeit und dem tatſächlichen Nutzen. Beides trifft 
für dieſes zu, der Nutzen ganz beſonders für die Grenznachbarn 
der Türkei. Ich bin daher auch überzeugt, daß gerade ſie um ſo 
lieber in den europäiſchen Bund eintreten und ihn als Mittel zu 
einem allgemeinen Kreuzzug betrachten werden, das ungleich 
ſicherer und beſſer iſt als alle früheren. 


Die fünf Grundartikel des Abrégé von 1729). 


I. 
Die neun Vorteile des Vertrages. 


Zwiſchen den Herrſchern, die die folgenden Artikel unter⸗ 
zeichnet haben, wird ein ewiger Bund hergeſtellt. 

1. Er bewahrt ſie für alle Zeit vor den Leiden eines äußeren 
Krieges 

2. und eines Bürgerkrieges. 

3. Er ſichert ihnen für alle Zeit den Beſitz ihrer Staaten. 

4. Er ſichert ihnen und ihren Familien in Zeiten der Not in 
erhöhtem Maße den Beſitz ihrer angeſtammten Herrſcherrechte. 

5. Er bietet ihnen unter Erhöhung ihrer Sicherheit eine be⸗ 
trächtliche Verminderung ihrer Kriegsausgaben. 

6. Er verbürgt ihnen infolge der dauernden Sicherheit von 
Handel und Wandel eine beträchtliche Vermehrung ihrer jähr- 
lichen Einnahmen. 

7. Er gewährleiſtet die innere Entwickelung ihrer Staaten, die 
Vervollkommnung der Geſetzgebung und eine geordnete Wohl⸗ 
fahrtspflege. 

8. Er ſichert eine ſchleunige, gefahrloſe und koſtenloſe Schlich⸗ 
tung ihrer künftigen Streitigkeiten. 

9. Er ſorgt für ſchleunige und genaue Ausführung der in 
künftigen Verträgen getroffenen Beſtimmungen. 


Aufrechterhaltung des Status quo. Ausführung der 
letzten Verträge. Hauptpunkt des Vertrages. 

Zur Erleichterung des Vertragsſchluſſes kommen ſie ferner 
überein, zur Grundlage ihren gegenwärtigen Beſitzſtand zu neh⸗ 
men, wie er ſich nach Maßgabe der letzten Verträge darſtellt. Sie 
geben ſich unter gegenſeitiger Garantie das Verſprechen, daß 


) S. 21 ff. Gekürzt. Vgl. Borner, S. 33 f. 
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jeder Herrſcher, der dieſen Grundvertrag unterzeichnet hat, ſich 
und ſeinem Hauſe damit auf ewig die Krone in dem Lande ſichert, 
das er gegenwärtig beſitzt. 

Sie kommen ferner überein, daß die ſeit dem Weſtfäliſchen 
Frieden abgeſchloſſenen Verträge zur Ausführung gelangen und 
daß im Intereſſe der Sicherheit Europas die im Utrechter Frieden 
erklärten Verzichte, die eine Perſonalunion zwiſchen Frankreich 
und Spanien verhindern ſollen, aufrechterhalten werden 

Um endlich dem großen Bund ein noch feſteres Gefüge und 
mehr Macht zu geben, kommen die Verbündeten überein, alle 
chriſtlichen Fürſten aufzufordern, dem Grundvertrag beizutreten. 


II. 
Beiträge der Mitglieder. 


Jedes Bundesmitglied leiſtet gemäß den gegenwärtigen 
Einnahmen und Ausgaben ſeines Staates einen Beitrag zur 
Sicherheit und zur Deckung der Koſten des großen Bundes. 
Dieſer Beitrag wird monatlich von den bevollmächtigten Ge⸗ 
ſandten der hohen Verbündeten an dem Orte geregelt, der den 
Sitz des Bundesrats bildet. Für die vorläufige Regelung genügt 
Stimmenmehrheit; für die endgültige Entſcheidung iſt Drei⸗ 
viertelmehrheit erforderlich. 


III. 
Ständiges Schiedsgericht. 


Die hohen Verbündeten verzichten auf immer für ſich und 
ihre Nachfolger auf das Recht, ihre gegenwärtigen und künftigen 
Streitigkeiten mit den Waffen auszutragen. Sie kommen über⸗ 
ein, in Zukunft ſtets auf friedlichem Wege die Vermittlung der 
übrigen Verbündeten anzurufen. Sollte dieſe Vermittlung er⸗ 
folglos bleiben, ſo kommen ſie überein, ſich dem Schiedsspruch 
zu unterwerfen, den die ſtändig verſammelten Bevollmächtigten 
der übrigen Verbündeten fällen. Und zwar ſoll erſt das Urteil 
in der Sache endgültig ſein, das fünf Jahre nach dem vorläufigen 
Schiedsſpruch mit Stimmenmehrheit gefällt wird. 


IV. 
Beſtrafung von Zuwiderhandlungen. 


Weigert ſich einer der hohen Verbündeten, den Schieds⸗ 
ſprüchen und Anordnungen des Bundes nachzukommen, oder 
unternimmt er es, dem Bündnis zuwiderlaufende Verträge ein⸗ 
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zugehen, oder ſetzt er gar Kriegsrüſtungen ins Werk, fo geht der 
Bund mit bewaffneter Macht gegen ihn vor und bringt ihn ſo zum 
Gehorſam. Zur Strafe muß er Sicherheit dafür leiſten, daß die 
durch ſeine Feindſeligkeiten verurſachten Schäden wieder gut ge⸗ 
macht werden. Auch hat er die Kriegskoſten in der Höhe zu 
erſetzen, wie ſie durch vom Bund ernannte Beauftragte feſt⸗ 
geſetzt werden. 


V. 
Entſcheidung durch Stimmenmehrheit. 


Die Verbündeten kommen überein, daß die ſtändig ver⸗ 
ſammelten Bevollmächtigten mit Stimmenmehrheit alle Verfü⸗ 
gungen treffen können, die für die Feſtigkeit und Sicherheit des 
Bundes vonnöten oder ſonſt von Vorteil find. An dieſen fünf 
Grundartikeln darf jedoch nichts verändert werden, außer bei 
Einſtimmigkeit aller Verbündeten. 
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Lebensdaten. 


1658. 13. Februar. Geburt in Saint⸗Pierre⸗Egliſe. 

1680. Überſiedelung nach Paris. 

1692. Erſter Almoſenier von Madame (Herzogin von Orleans). 

1694. Mitglied der Akademie. 

1712. Teilnahme an den Friedensverhandlungen zu Utrech:. 

1712. Mémoire pour rendre la paix perpétuelle en Europe. Cologne. 

1713. Projet pour rendre la paix perpetuelle en Europe. Utrecht. 
2 volumes. 

1716. Projet de traitè pour rendre la paix perpẽtuelle entre les Souverains 
chretiens. Utrecht. 

1718. Ausſtoßung aus der Akademie. 0 

1729. Abrege du Projet de Paix Perpétuelle. Rotterdam. 

1738. Abrege du Projet de Paix Perpétuelle. Seconde ed. Rott. 
(Ouvrages de Politique. Tome l.) 

1740. Beſuch in Berlin. 

1743. 29. April. Tod. 
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